
Perspektiven auf die  

jahrgangsgemischte Schuleingangsstufe 

 

Eine mehrperspektivische Betrachtung unter besonderer Berücksichtigung 

der Rekonstruktion des Erlebens von Kindern in der jahrgangsgemischten 

Schuleingangsstufe 

 

 

Inauguraldissertation 

zur 

Erlangung des Doktorgrades 

der Humanwissenschaftlichen Fakultät 

der Universität zu Köln 

 

 

vorgelegt von 

Marcel Klaas 

 

 

Für die Veröffentlichung überarbeitete Fassung 

Köln, Februar 2013 

 

 



 2 

Diese Dissertation wurde von der Humanwissenschaftlichen Fakultät der 
Universität zu Köln im Oktober 2011 angenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Gutachterinnen:  

Erstgutachterin: Univ.-Prof. Dr. Gisela Wegener-Spöhring 

Zweitgutachterin: Univ.Prof. Dr. Argyro Panagiotopoulou 

Tag der mündlichen Prüfung: 07.Dezember 2011 



 3 

INHALT 

A EINLEITUNG 10 

B ZUR ENTWICKLUNG UND GESCHICHTE DER JAHRGANGSGEMISCHTEN  

 SCHULEINGANGSSTUFE 16 

1 ORGANISATIONSFORMEN DES UNTERRICHTS 16 

1.1 Die Organisation von Schulklassen vor der Einführung der Jahrgangsklasse  17 

1.1.1 Der kollektive Einzelunterricht 18 

1.1.2 Erste Vorläufer der Jahrgangsklasse ɀ die kursächsische Schulordnung 19 

1.1.3 Zur Konzeption von Jahrgangsklassen bei Comenius 20 

1.1.4 Das Fachklassensystem nach Francke 24 

1.1.5 Der wechselseitige Unterricht 24 

1.2 Die Einrichtung von Jahrgangsklassen  25 

1.3 Kritik an der Jahrgangsklasse  26 

1.3.1 Die Phase der Reformpädagogik 28 

1.3.1.1 Der Gesamtunterricht nach Berthold Otto 28 

1.3.1.2 Die Jahrgangsmischung bei Maria Montessori 30 

1.3.1.3 Peter Petersens Jena-Plan-Schule 33 

1.3.1.4 Ergebnissicherung aus den reformpädagogischen Ansätzen 35 

1.3.2 Überlegungen zu Organisationsformen in der Bundesrepublik 36 

1.3.2.1 Ingenkamps Kritik an der Jahrgangsklasse 36 

1.3.2.2 Die Debatte um die Gesamtschule und ein modernes Schulwesen 39 

1.3.2.3 Fragen der Differenzierung im Kontext von Organisationsformen 43 

1.3.2.4 Kleine Grundschulen und Chancengleichheit 44 

1.4 Aktuelle Perspektiven auf Organisationsfo rmen in der Grundschule  46 

1.5 Zusammenfassung und Diskussion  50 

2 DIE SCHULEINGANGSSTUFE 53 

2.1 $ÉÅ ȴÁÌÔÅȭ 3ÃÈÕÌÅÉÎÇÁÎÇÓÓÔÕÆÅ ÉÍ +ÏÎÔÅØÔ ÂÉÌÄÕÎÇÓÐÏÌÉÔÉÓÃÈÅÒ 0ÒÏÇÒÁÍÍÁÔÉË 53 

2.1.1 Der Deutsche Bildungsrat und der Strukturplan für das Bildungswesen 54 

2.1.2 Der Bildungsbericht ´70 63 

2.1.3 Der Bildungsgesamtplan 66 

2.1.4 Debatten um Bildungspolitik, Bildungsplanung und Öffentlichkeit 69 



 4 

2.1.5 Die Modellversuche zur alten Schuleingangsstufe 76 

2.1.5.1 Empirischer Ertrag ɀ die wissenschaftlichen Begleituntersuchungen 78 

2.1.5.2 Zusammenfassung durch die Projektgruppe und Folgerungen 83 

2.1.6 Diskussion und Zusammenfassung 85 

2.1.6.1 Alte Schuleingangsstufe und Altersmischung 85 

2.1.6.2 Bildungspolitische Kernfragen 86 

2.1.6.3 Schlussfolgerungen 88 

2.2 $ÉÅ ȴÎÅÕÅȭ 3ÃÈÕÌÅÉÎÇÁÎÇÓÓÔÕÆÅ 89 

2.2.1 Zu den Motiven für die neue Schuleingangsstufe 89 

2.2.1.1 Zur Lage der Einschulung, Rückstellungen und vorzeitigen Einschulungen 90 

2.2.1.2 Pädagogisch-didaktische Motive 94 

2.2.1.3 Schulorganisatorisch-formale Motive 95 

2.2.1.4 Ökonomisch-volkswirtschaftliche Motive 96 

2.2.2 Zum Stand der neuen Schuleingangsstufe 97 

2.2.3 Merkmale der neuen Schuleingangsstufe 100 

2.2.4 Zum Stand der Forschung zur neuen Schuleingangsstufe 104 

2.2.4.1 Einschulungen und Zurückstellungen 105 

2.2.4.2 Flexible Verweildauer 108 

2.2.4.3 Schulleistungen 111 

2.2.4.4 Lernentwicklungen 113 

2.2.4.5 Kognitive, motivationale und soziale Entwicklung 116 

2.2.4.6 Akzeptanz bei Kindern 119 

2.2.4.7 Einstellungen von Lehrerinnen und Lehrern 120 

2.2.4.8 Merkmale der Unterrichtsorganisation und Unterrichtsgestaltung 124 

2.2.4.9 Kooperationen 127 

2.2.4.10 Akzeptanz bei Eltern 128 

2.2.4.11 Sonderpädagogische Förderung 129 

2.2.4.12 Schulversuch in der Schweiz 131 

2.2.4.13 Ergebnissicherung 133 

2.3 Zusammenfassung und Diskussion  136  

2.3.1 Diskussion von Merkmalen der neuen Schuleingangsstufe 136 

2.3.2 Alte und neue Schuleingangsstufe im Blick 138 

C PÄDAGOGISCHE IMPLIKATIONEN DER JAHRGANGSGEMISCHTEN  

 SCHULEINGANGSSTUFE 141 

1 DIE SCHULKLASSE ALS ORT GEMEINSAMER GRUNDLAGEN 141 

1.1 Zum Gemeinschaftsbegriff in der Schule  142  



 5 

1.1.1 Geister in der Schulklasse 143 

1.1.2 Empirische Untersuchungen zur Klassengemeinschaft 145 

1.2 Die Schulklasse im Strukturfunktionalismus  148  

1.2.1 Die Schulklasse als soziales System - Parsons 149 

1.2.2 Die Systemerweiterung bei Gordon 151 

1.2.3 Die dynamische Struktur bei Getzels/Thelen 152 

1.2.4 Ulichs Konflikt-Theorie der Schulklasse 153 

1.3 Zu Funktionen von Schule bei Fend  154  

1.3.1 Die Altersgruppe in der Schule als Sozialisationsinstanz 154 

1.3.2 Die Sozialisationsfunktion von Schule 156 

1.3.3 Zu sozialisatorischen Bedingungen in Sozialisationsinstanzen 159 

1.4 Erziehung zur Mündigkeit?  160  

1.5 Fazit 163  

2 DIE SCHULKLASSE ALS ORT FÜR VERSCHIEDENE KINDER 164 

2.1 Komparative Kriterien  165  

2.1.1 Schulleistungen 166 

2.1.2 Lebensalter 169 

2.1.3 Familiale Merkmale und sozioökonomischer Hintergrund 170 

2.1.4 Kinder mit Zuwanderungsgeschichte 172 

2.1.5 Geschlechtsheterogenität 172 

2.1.6 Zusammenfassung 173 

2.2 Konjunktur der Verschiedenheitsdebatte  174  

2.3 Zur Kritik an der inflationären Verwendung des Begriffs  der Heterogenität  175  

2.4 Die Theorie der Pädagogik der Vielfalt  178  

2.5 Vielfalt und gute Ordnung in der Grundschule  183  

2.6 Kritik am Konzept der Einzigartigkeit  189  

2.7 Heterogenität und  Grundschulpädagogik  191  

3 SCHULEINGANGSSTUFE ALS ORT DES ÜBERGANGS IN DIE SCHULE 193 

3.1 Übergänge 194  



 6 

3.2 Der Übergang in die Grundschule  196  

3.2.1 Erwartungen im Bereich des Übergangs ɀ Schulreife und -fähigkeit 198 

3.2.2 Der Transitionsansatz 200 

3.3 Zum Forschungsstand  201  

3.3.1 Kontextuelle Ebene 202 

3.3.2 Interaktionale Ebene 204 

3.3.3 Individuelle Ebene 205 

3.3.4 Zusammenfassend 209 

D DIE JAHRGANGSGEMISCHTE SCHULEINGANGSSTUFE IM ERLEBEN DER  

 SCHÜLERINNEN UND SCHÜLER 211 

1 METHODOLOGISCHE DISKUSSION UND REFLEXION 211 

1.1 ... der Fragestellung  211  

1.1.1 Zum Begriff des Erlebens: Erziehungswissenschaftliche und methodologische 

 Annäherungen und Deutungen 212 

1.1.1.1 Erleben im Umfeld der Erziehungswissenschaft 213 

1.1.1.2 Erleben in der Perspektive der Erziehungswissenschaft: Erlebnispädagogik 215 

1.1.1.3 Zum Verhältnis von Erleben und Erlebnis 218 

1.1.1.4 Erleben in der Methodologie der Gruppendiskussion 219 

1.1.1.5 Der Erlebensbegriff in dieser Arbeit 221 

1.2 ... zu Datenerhebung und Datenauswertung  224  

1.2.1 Die Perspektive von Kindern auf Schule 224 

1.2.2 Kinder als Experten 224 

1.2.3 Datenmaterial aus Gesprächen 226 

1.2.4 Gruppeninterviews vs. Gruppendiskussionen 227 

1.2.5 Die Grounded Theory als treffende methodische Rahmung 230 

1.3 ... der Untersuchung  236  

1.3.1 Datenerhebung 236 

1.3.2 Gruppendiskussionen 237 

1.3.3 Weitere Erhebungen 238 

1.3.4 Datenauswertung 239 

2 KINDER WERDEN SCHÜLER ς ZUR EINFÜHRUNG IN DIE INTERPRETATION 244 

3 SCHULE ALS FUNKTIONALER ORT ς SCHULE ALS ORT DES LERNENS 246 



 7 

3.1 Lernen als Funktion der Schule und als Dienstaufgabe vom Schüler  246  

3.2 Schule als strukturierter Ort  251  

3.2.1 Strukturen in der Schule 251 

3.2.1.1 Die soziale Struktur ɀ die Gruppenzusammensetzung 251 

3.2.1.2 Sozialräumliche Strukturierung ɀ die Sitzordnung 252 

3.2.1.3 Die zeitliche Struktur 254 

3.2.2 Auseinandersetzung mit der Struktur von Schule ɀ Kinder als Experten 259 

3.2.2.1 Expertenwissen 260 

3.2.2.2 Umgang mit Unklarheiten 262 

3.2.2.3 Das fand ich komisch ɀ lernen, gut informiert zu sein 264 

3.2.2.4 Festhalten an Strukturen 265 

3.3 Schule als Ort der Dienstleistung ɀ Einrichtungen und Kümmerer  266  

3.3.1 Schule als Dienstleister 266 

3.3.1.1 Dienstleistungseinrichtungen 266 

3.3.1.2 Personen in der Dienstleistung ɀ Kümmerer 267 

3.3.2 Schülerinnen und Schüler als Dienstleister ɀ Kinder als Teil der Institution 271 

3.3.2.1 Hilfslehrer ɀ Kinder in der Pflicht 271 

3.3.2.2 Kinder erwarten Hilfe von Kindern 273 

3.3.2.3 Sich Austauschen 274 

3.3.2.4 Kinder übernehmen Verantwortung 275 

3.3.2.5 Kinder entlasten Lehrer (und Kinder) 278 

3.4 Schule als Dienstort  280  

3.4.1 Schülerjobs 280 

3.4.1.1 Lernen als Tätigkeit 281 

3.4.1.2 Arbeiten 283 

3.4.1.2.1 ȵ7ÉÒ ÁÒÂÅÉÔÅÎ ÄÁÓ ÅÉÎÆÁÃÈ ÓÏ ÒÕÎÔÅÒȰ ɀ Abarbeiten 284 

3.4.1.2.2 eigenverantwortliches Arbeiten 285 

3.4.1.3 Helfen 286 

3.4.2 Lehrerjob 288 

3.5 Schule als privater Ort  290  

3.5.1 Freundschaften 290 

3.5.2 Die Pause als Zwischenraum 293 

3.5.3 Wohlbefinden ɀ Zur Balancierung zwischen dem privatem und dienstlichem Ort 295 

3.5.3.1 Vermischung von privatem und dienstlichem Ort 296 

3.5.3.2 Funktionalisierte Beziehungen 297 

3.6 Schule als Ort der Auseinandersetzung mit Anderen  299  

3.6.1 Forderung nach Gerechtigkeit 299 



 8 

3.6.2 Ich und Wir ɀ zur Identität von Schülern 301 

3.6.3 Leistung und Konkurrenz 306 

3.6.4 Angemessenes Verhalten des Schülers 312 

3.7 Schule als Ort der eigenen Entwicklung  315  

3.7.1 Abgrenzung und Anpassung: Schüler werden gute Schüler 315 

3.7.2 Zur Gleichzeitigkeit von Schülersein und Schülerwerden 317 

4 IRRITATIONEN, WIDERSPRÜCHE UND IHRE BEARBEITUNG 319 

4.1 Ordnung und Durcheinander  319  

4.2 Schüler als Störfaktoren  324  

4.3 Positivierungen  325  

4.4 Ambivalente Beziehung zur Lehrerin  326  

4.5 Rituale ɀ Ambivalenzen im Umgang mit Regeln  328  

4.6 Kritik  329  

5 DIE KLEINE SCHULTHEORIE ODER: DIE SUCHE NACH DEM SCHÜLER 331 

E RÜCKBINDUNG DER ERGEBNISSE AN DIE THEORIE ς FAZIT UND AUSBLICK 336 

1 ZUM ZUSAMMENHANG VON ENTWICKLUNG UND GESCHICHTE DER 

 JAHRGANGSGEMISCHTEN EINGANGSSTUFE UND DEN PÄDAGOGISCHEN  

 IMPLIKATIONEN 336 

2 ZUM ZUSAMMENHANG ZWISCHEN DEN ÜBERLEGUNGEN ZUR ENTWICKLUNG UND  

 GESCHICHTE SOWIE DEN PÄDAGOGISCHEN IMPLIKATIONEN DER 

 JAHRGANGSGEMISCHTEN SCHULEINGANGSSTUFE UND DEM ERLEBEN VON 

 SCHÜLERINNEN UND SCHÜLERN IN DERSELBEN 338 

2.1 Kinder als Teil der Gesellschaft: Kinder zwischen sein und werden  339  

2.1.1 Exkurs: Kinder werden Schüler: die Konstruktion des Schülers im Arbeitsbündnis 340 

2.1.2 Einbindung in den Diskurs 343 

2.2 Inhaltliche Überschneidungen und Anknüpfungspunkte  347  

2.3 Ganz zum Schluss 354  



 9 

F LITERATUR 355 

       

DANKSAGUNG                389 

 



 10 

A Einleitung 

Seit den frühen 1990er Jahren haben in der großen Mehrzahl der Bundesländer 

etliche Versuche zur Erprobung einer neuen Schuleingangsstufe an der Grund-

schule stattgefunden. Dabei wurden verschiedenste Ansätze erprobt, wissenschaft-

lich begleitet und entsprechend dokumentiert. Die Modelle und deren Begründun-

gen wurden ebenso wie veröffentlichte Ergebnisse in erziehungswissenschaftli-

chen Kontexten breit diskutiert. Wichtige Ziele aus Sicht des Grundschulverbandes 

ÓÉÎÄ ÄÁÂÅÉ ÄÉÅ !ÂÓÃÈÁÆÆÕÎÇ ÄÅÒ :ÕÒİÃËÓÔÅÌÌÕÎÇÅÎȟ ÄÅÒ ȵÄÉÅ ,ÏÇÉË ÅÉÎÅÓ ÓÅÌÅËÔÉÏÎÓo-

ÒÉÅÎÔÉÅÒÔÅÎ 3ÃÈÕÌ×ÅÓÅÎÓ ÚÕÇÒÕÎÄÅ ɍÌÉÅÇÔɎȟ ÄÁÓ ÄÉÅ ȴ.ÏÒÍÁÌÅÉÎÒÉÃÈÔÕÎÇÅÎȭ ÓÃÈÏÎ ÁÍ 

Anfang, noch bevor die Kinder überhaupt die Chance hatten, die Anforderungen zu 

bewältigen, von bestimmten Schülern ÅÎÔÌÁÓÔÅÎ ×ÉÌÌȰ (Faust-Siehl u.a. 1996, 143) 

und eine integrative Förderung der SchulanfängerInnen (ebd.).  

 

Damit schließt die neue Schuleingangsstufe an eine Entwicklung aus den 70er Jah-

ren des vorigen Jahrhunderts an. Im Jahr 1970 veröffentlichte der Deutsche Bil-

dungsrat einen Plan zur Umstrukturierung des Bildungswesens, der unter ande-

rem die Einrichtung einer Schuleingangsstufe vorsah. In diese sollten alle Kinder 

eines Jahrgangs ohne Feststellung ihrer Schulfähigkeit eingeschult und entspre-

chend ihrer Vorerfahrungen individuell gefördert werden (vgl. Deutscher Bil-

dungsrat 1970, 126ff.). Begründet wurde die Notwendigkeit zur Einrichtung einer 

Eingangsstufe mit der Forderung nach Chancengleichheit in Verbindung mit dem 

Verständnis des dynamischen Begabungsbegriffs. Es wurde als notwendig erach-

tet, alle Kinder bereits zu Schulbeginn gezielt im Hinblick auf ihre individuellen 

Lernvoraussetzungen zu fördern. Der Deutsche Bildungsrat formuliert hierzu das 

ȵ0ÒÉÎÚÉÐȟ ÄÁÓÓ ÄÉÅ ,ÅÒÎÖÏÒÁÕÓÓÅÔÚÕÎÇÅÎ ÄÅÒ +ÉÎÄÅÒ ÂÅÒİÃËÓÉÃÈÔÉÇÔ ×ÅÒÄÅÎ ÍİÓÓÅÎȰ 

(ebd., 128).  

 

Dabei gibt es kaum zu übersehende Gemeinsamkeiten, aber auch zahlreiche Unter-

schiede in den Entwicklungen. Der sicher bedeutsamste Unterschied lässt sich an 

der Realisierung der Eingangsstufe festmachen: In den 1970er Jahren kam es in 

Folge der Erprobung von Eingangsstufen nicht zu einer Regeleinrichtung, im Zu-

sammenhang mit der neuen Schuleingangsstufe wurden unterdessen in mehreren 
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Bundesländern Eingangsstufen als Regeleinrichtungen umgesetzt, die sich bezüg-

lich ihrer Reichweite, wie auch in ihren Merkmalen deutlich unterscheiden. Ent-

sprechend wird in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit der neuen 

Schuleingangsstufe dann auch ein Befund dauerhaft deutlich: es ist sehr aufwän-

dig, die Eingangsstufen in den einzelnen Bundesländern in Bezug auf Ziele, Bedin-

gungen, Ressourcen, wissenschaftliche Begleituntersuchungen u.ä.m. miteinander 

zu vergleichen.  

 

Als gemeinsames :ÉÅÌ ÄÅÒ ÎÅÕÅÎ %ÉÎÇÁÎÇÓÓÔÕÆÅ ÇÉÂÔ 'ĘÔÚ ÁÎȟ ȵÄÅÎ ÂÅÒÇÁÎÇ Ú×i-

schen dem Kindergarten als vorschulischer Regeleinrichtung und der Grundschule 

so zu optimieren, dass allen schulpflichtigen Kindern ein erfolgreicher Start ihrer 

3ÃÈÕÌÌÁÕÆÂÁÈÎ ÅÒÍĘÇÌÉÃÈÔ ×ÉÒÄȰ (Götz 2005, 82). Für NRW gibt das Ministerium für 

3ÃÈÕÌÅ ÕÎÄ 7ÅÉÔÅÒÂÉÌÄÕÎÇ ÄÉÅ :ÉÅÌÒÉÃÈÔÕÎÇ ÖÏÒȟ ȵÄÅÎ 3ÔÁÒÔ ÉÎ ÄÅÒ 'ÒÕÎÄÓÃÈÕÌÅ 

ÄÕÒÃÈ ÅÉÎÅ ÎÅÕÅ 3ÃÈÕÌÅÉÎÇÁÎÇÓÓÔÕÆÅ ÅÒÆÏÌÇÒÅÉÃÈÅÒ ÚÕ ÇÅÓÔÁÌÔÅÎȰ (MSJK 2004, 2). 

Entsprechend sollen alle schulpflichtigen Kinder eines Jahrgangs eingeschult und 

dem Grad ihrer Schulfähigkeit entsprechend gefördert werden (vgl. ebd., 3).  

 

Damit stellt sich die Frage, wann Schule, wann ein Schulstart erfolgreich zu nennen 

ist. Dazu drei Ansätze: 

 

- In Anlehnung an Artur Kern, der mit einer Veröffentlichung von 1951 maß-

geblich zu einer Theorie der Schulreife beigetragen hatte, ließe sich der Er-

folg durch das Ausbleiben des Misserfolgs definieren, der sich im Sitzen-

bleiben, später auch in der Zurückstellung oder in der Zuweisung an eine 

Sonder- oder Förderschule zeigte. In dieser Perspektive zeigt sich Schulver-

sagen dann, wenn Schülerinnen oder Schüler die Ziele der Schule/des 

Schuljahrs nicht erreichen (vgl. Kern 1951). Dabei werden die SchülerInnen 

einseitig zu Leistungserbringern. Dieser Erfolg ist für die neue Schulein-

gangsstufe absehbar, ist doch mit ihrer Einführung die Abschaffung von Zu-

rückstellungen sowie die Flexibilisierung der Verweildauer in der Ein-

gangsstufe intendiert. 

- Mit Bezug auf den Transitionsansatz lässt sich von der erfolgreichen Bewäl-

tigung des Übergangs sprechen. Nach Griebel und Niesel wurde der Über-

gang in die Grundschule durch das Kind dann erfolgreich bewältigt, wenn es 
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ÓÉÃÈ ÄÏÒÔ ȵÅÍÏÔÉÏÎÁÌȟ ÐÓÙÃÈÉÓÃÈȟ ÐÈÙÓÉÓÃÈ ÕÎÄ ÉÎÔÅÌÌÅËÔÕÅÌÌ ÁÎÇÅÍÅÓÓÅÎ ɍȢȢȢɎ 

ÐÒßÓÅÎÔÉÅÒÔȰ (2003, 143). Dabei zeigt sich die angemessene Präsentation als 

Ergebnis einer gelungenen Kommunikation aller am Übergang Beteiligter 

sowie in der Schulfähigkeit als Gegenstand der Ko-Konstruktion unter den 

jeweiligen Bedingungen der Institution (vgl. Griebel/Niesel 2004, 134).  

- Erfolg kann in Anlehnung an Carle (vgl. 2000, 44) als das Erreichen von ge-

setzten Zielen (unter Berücksichtigung von Inhalten, Bedingungen und 

konkreten Verläufen) angesehen werden. Die Ziele der Grundschule sind in 

den Bundesländern festgeschrieben. NRW hat jüngst in den Grundsätzen zur 

Bildungsförderung ȵÇÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔÌÉÃÈÅ 4ÅÉÌÈÁÂÅȰ ÁÌÓ İÂÅÒÇÅÏÒÄÎÅÔÅÓ :ÉÅÌ ÆÏr-

muliert (vgl. MSW 2010, 8). In dieser Perspektive wäre die Schule in die 

Pflicht genommen, zu belegen, warum ein Ziel nicht erreicht wurde. 

 

Alle drei Perspektiven orientieren sich an übergeordneten Bildungszielen von 

Schule. In Bezug zur alten Schuleingangsstufe sah Retter diese darin, dass Lehrer 

sich mit der Frage beschäftigen, wie sie dem Kind Selbstvertrauen vermitteln, Ent-

scheidungsfreiheit gewähren, den Erwerb sozialer Grundqualifikationen ermögli-

chen und emotionale Bedürfnisse befriedigen kann (vgl. 1975, 9).  

Nach Götz haben alle Modelle der neuen Schuleingangsstufe gemein, das Schulfä-

higkeit in der Schule hergestellt wird (vgl. 2005, 88)Ȣ $ÁÚÕ ÉÓÔ ȵ5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔ ÓÏ ÚÕ 

arrangieren, dass er in seinen Zielen, Inhalten und Vermittlungsformen für die 

Entwicklungs- ÕÎÄ ,ÅÒÎÂÉÏÇÒÁÐÈÉÅ ÊÅÄÅÓ 3ÃÈÕÌÁÎÆßÎÇÅÒÓ ÁÎÓÃÈÌÕÓÓÆßÈÉÇ ÉÓÔȰ (ebd.). 

Durch die Allgemeingültigkeit, mit der Ziele für alle Schülerinnen und Schüler zu 

Schulbeginn zu formulieren sind, befinden sie sich im Spannungsfeld von Individu-

alisierung und Standardisierung (vgl. Tenorth 2004, 106f.). Es besteht in Anleh-

nung an die Betrachtung schulischer Sozialisationsprozesse das Problem der Ein-

seitigkeit durch eine entweder gesellschaftliche Positionierung oder Positionie-

rung im Sinne der Persönlichkeitsentfaltung (vgl. Grundmann 2006, 225).1  

 

                                                        
1
 Entsprechend formuliert Kunze in ihren Überlegungen zur individuellen Förderung sehr unterschiedli-

che und teilweise kontrªre Ziele, wie etwa das ĂMenschenrecht auf Bildung und freie Entfaltung der 

Persºnlichkeitñ, die ĂOrientierung auf praktische Tauglichkeitñ, die ĂVerbesserung von Selektionsent-

scheidungenñ, eine Kompensation, um Heterogenitªt zu minimieren, sowie eine ĂZunahme von Hetero-

genitªtñ. (vgl. Kunze 2010, 17f.). 
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Im bislang mittlerweile seit 50 Jahren stattfindenden Diskurs um die Schulein-

gangsstufe lässt sich feststellen, dass sowohl die gesellschaftliche Position wie 

auch die Position der Persönlichkeitsentfaltung im Diskurs einseitig durch Beteili-

gung von Erwachsenen vertreten wird.2 Die Beteiligung von Kindern wurde bis-

lang weder eingefordert noch eingebracht.  

Einen entscheidenden Hinweis im Hinblick auf diesen Umstand entnehme ich ei-

nem Text von Wegener-Spöhring, die sich 1998 im Rahmen einer Antrittsvorle-

ÓÕÎÇ ÁÕÓ ÄÅÒ 0ÅÒÓÐÅËÔÉÖÅ ÄÅÒ 'ÒÕÎÄÓÃÈÕÌÐßÄÁÇÏÇÉË ÍÉÔ ɉÓÅÉÎÅÒÚÅÉÔɊ ȵËÏÎÔÅÍÐÏÒä-

ren pädagogischen PositÉÏÎÅÎȰ ÁÕÓÅÉÎÁÎÄÅÒÓÅÔÚÔȟ ÄÉÅÓÅ ÄÁÒÓÔÅÌÌÔȟ ÓÔÒÕËÔÕÒÉÅÒÔȟ ÁÎa-

lysiert und hinterfragt. Dabei ist es ihr ein Anliegen, Grundschule mitsamt den da-

mit einhergehenden Paradoxien als gesellschaftliche Institution wahrzunehmen. 

Dabei stellt sie mit Bezugnahme auf Hentig und einem Verweis auf Heydorn deut-

ÌÉÃÈ ÈÅÒÁÕÓȡ ȵ.ÁÔİÒÌÉÃÈ ÓÉÎÄ "ÉÌÄÕÎÇÓÆÒÁÇÅÎ -ÁÃÈÔÆÒÁÇÅÎȢ -ÉÔ ÄÅÍ ȴWiderspruch 

ÖÏÎ "ÉÌÄÕÎÇ ÕÎÄ (ÅÒÒÓÃÈÁÆÔȬȟ ÄÅÍ 7ÉÄÅÒÓÐÒÕÃÈ ÁÌÓÏ Ú×ÉÓÃÈÅÎ ÄÅÒ 3ÅÌÂÓÔÂÅÓÔÉÍÍt-

heit von Bildung und ihrer notwendigen Institutionalisierung im Sinne der Mächti-

ÇÅÎȟ ÈÁÔ (ÅÙÄÏÒÎ ÅÉÎÅ ÕÎÈÉÎÔÅÒÇÅÈÂÁÒÅ $ÉÍÅÎÓÉÏÎ ÈÅÒÁÕÓÇÅÁÒÂÅÉÔÅÔȢȰ (Wegener-

Spöhring 1998, 336) Sie beendet Ihren Text mit einem Plädoyer für eine politische 

0ßÄÁÇÏÇÉË ÉÍ 3ÉÎÎÅ (ÅÙÄÏÒÎÓȡ ȴ%Ó ÉÓÔ ÄÁÓ :ÉÅÌ ÁÌÌÅÒ "ÉÌÄÕÎÇȟ -ÁÃÈÔ ÁÕÆÚÕÈÅÂÅÎȟ den 

ÆÒÅÉÇÅ×ÏÒÄÅÎÅÎ -ÅÎÓÃÈÅÎ ÁÎ ÉÈÒÅ 3ÔÅÌÌÅ ÚÕ ÓÅÔÚÅÎ ɉ(ÅÙÄÏÒÎ ρωχωȟ σσφɊȢȰ (Wege-

ner-Spöhring 1998, 343) In diesem Sinne mag auch die Teilhabe am Diskurs als 

Machtfrage im Raum stehen. 

 

In der vorliegenden Arbeit wird die Perspektive von Kindern anhand der Frage-

ÓÔÅÌÌÕÎÇȡ ȵ7ÉÅ ÅÒÌÅÂÅÎ 3ÃÈİÌÅÒÉÎÎÅÎ ÕÎÄ 3ÃÈİÌÅÒ ÄÉÅ ÊÁÈÒÇÁÎÇÓÇÅÍÉÓÃÈÔÅ 3ÃÈÕÌÅÉn-

ÇÁÎÇÓÓÔÕÆÅȩȰ ÅÉÎÇÅÈÏÌÔ ÕÎÄ ÎÅÂÅÎ ÄÉÅ ÄÅÒ %Ò×ÁÃÈÓÅÎÅÎ ÇÅÓÔÅÌÌÔȢ $ÁÂÅÉ ÇÅÈÔ ÅÓ ÖÏr-

dergründig nicht um die Frage nach einem erfolgreichen Schulanfang, aber um das, 

was für Kinder in der Situation des Schulanfangs bedeutsam ist. 

Die Bearbeitung und Auswahl der Literatur, die für die Teile zur Entwicklung und 

Geschichte und der pädagogischen Implikationen erfolgte, ist durch die Ergebnisse 

der Auswertung der Daten zu dieser Fragestellung beeinflusst. Eine Strukturierung 

der Perspektive der Erwachsenen wurde erst vorgenommen, nachdem die Per-

spektive der Kinder eingeholt und systematisiert wurde. Dies führt an einigen Stel-

                                                        
2
 Dabei ist, insbesondere im Hinblick auf individuelle Förderung, davon auszugehen, dass in der Schule 

die Beteiligung von Kindern sehr wohl zum Tragen kommt. 
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len zu Darstellungen, die den Eindruck erwecken können, hinter aktuelle Entwick-

lungen zurückgefallen zu sein. Insbesondere im Zusammenhang mit der Sozialisa-

tion in der Schule erscheint dieser Vorwurf zunächst naheliegend. Dieser Vorwurf 

sei zunächst durch Tillmann dargestellt. Tillmann geht in einer jüngeren Veröffent-

lichung der Kritik am Konzept der Sozialisation nach und berichtet, dass diese in 

ÄÅÎ !ÕÇÅÎ ÉÈÒÅÒ +ÒÉÔÉËÅÒ ȵ+ÉÎÄÅÒ ÕÎÄ *ÕÇÅÎÄÌÉÃÈÅ ÓÔÅÔÓ ÁÌÓ ÕÎÆÅÒÔÉÇÅ 7ÅÓÅÎ ÁÕÆ 

ÄÅÍ 7ÅÇ ÚÕÍ %Ò×ÁÃÈÓÅÎÓÅÉÎȰ ÂÅÔÒÁÃÈÔÅȢ (ÉÅÒ ÓÅÉÅÎ ȵÎÉÃÈÔ ÄÉÅ ÁËÔÕÅÌÌÅÎ (ÁÎd-

lungsweisen der KinÄÅÒȟ ÓÏÎÄÅÒÎ ÎÕÒ ÄÉÅ %ÒÔÒßÇÅ ÆİÒ ÄÅÎ ËİÎÆÔÉÇÅÎ ȴÆÅÒÔÉÇÅÎȭ %r-

wachsenen [...] für die Sozialisationsforschung interessant. Damit werde der Blick 

ÁÕÆ ÄÁÓ +ÉÎÄ ÄÕÒÃÈ ÅÉÎÅÎ ȴ!ÄÕÌÔÉÓÍÕÓȭ ÇÅÐÒßÇÔȟ ÄÅÒ ËÅÉÎÅÎ 2ÁÕÍ ÌÁÓÓÅ ÆİÒ ÅÉÎÅ 2e-

konstruktion kindlicher LebensweiÓÅÎ ÕÎÄ 7ÅÌÔÓÉÃÈÔÅÎȢȰ (Tillmann 2006, 464) 

Dem steht allerdings die Perspektive der Kinder in dieser Untersuchung entgegen, 

die sich selbst sehr deutlich als Werdende präsentieren und sich dabei auch stark 

an einem normativen Bild von Schule orientieren. 

 

Die Arbeit gliedert sich im Anschluss an diese Einleitung in drei große Teile:  

 

In Teil B  werden Geschichte und Entwicklung von schulischen Organisationsfor-

men und der Schuleingangsstufe dargestellt. Dabei folge ich zunächst der Systema-

tik Jenzers zur Schulklasse. Die Etablierung der Jahrgangsklasse setzte auch eine 

im Lauf der Zeit zunehmend besser dokumentierte Kritik frei, so dass wesentliche 

Motivlagen für jahrgangsbezogene und jahrgangsübergreifende Organisationsfor-

men vorgelegt werden können. Bemerkenswert ist, dass in diesem Zusammenhang 

relativ wenige pädagogisch-didaktische Argumentationen durchgehalten werden. 

Ebenfalls erstaunt, dass relativ konsequent von der Organisationsform auf die Di-

daktik geschlossen wird.  

Zur Schuleingangsstufe werden, ausgehend von den Überlegungen des Deutschen 

Bildungsrats bis hin zur aktuell stattfindenden Realisierung, die Argumentationen, 

Motive, Merkmale sowie der Forschungsstand zur alten und zur neuen Schulein-

gangsstufe dargelegt, zusammengeführt und diskutiert.  

 

Die pädagogischen Implikationen im Zusammenhang mit der jahrgangsgemischten 

Schuleingangsstufe werden in Teil C bearbeitet. Ausgehend von dem Argument, 

die Jahrgangsklasse sei pädagogisch durch den Auftrag an Schule zu begründen, 
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bei Schülerinnen und Schülern Grundlagen für das Zusammenleben und Zusam-

menarbeiten zu legen. Diese Betrachtung führt zu Überlegungen zu den Funktio-

nen von Schule. Insbesondere die Sozialisationsfunktion und die Spannung zwi-

schen Individualisierung und Egalisierung erfährt hier eine kritische Würdigung.  

Da die Schuleingangsstufe alle Kinder in die Grundschule aufnehmen und neben 

der individuellen Förderung die Verschiedenheit der Kinder als Ressource nutzen 

soll, erfolgt im Anschluss eine ausführliche Auseinandersetzung mit der Pädagogik 

der Vielfalt und ihrer Bezugsetzung zur Grundschulpädagogik.  

Schuleingangsstufe als schulstruktureller Ort des Übergangs in die Grundschule 

verlangt eine Bearbeitung dieses Teils. Die aktuell im Diskurs um den Übergang am 

deutlichsten hervortretende Konzeption des Transitionsansatzes eröffnet dabei 

die Möglichkeit einer stärkeren Fokussierung auf das Kind als Akteur im Übergang.  

So soll ausgehend von der Sozialisation in der Schule über die Verschiedenheit der 

Kinder hin zum Übergang in die Schule die Perspektive auf Kinder und Schule im-

mer stärker von einer gesellschaftlichen in eine individuelle umschwenken. 

 

Im Teil D werden anschließend an Ausführungen zur Fragestellung, zu methodo-

logischen und methodischen Überlegungen die Ergebnisse der empirisch-

qualitativen Untersuchung zum Erleben von Schülerinnen und Schülern in der 

jahrgangsgemischten Schuleingangsstufe präsentiert. Im Resümee erfolgt eine 

Verschränkung dieser Ergebnisse an die theoretischen Ausführungen des ersten 

Teils mit einem Ausblick. 

 

Die Ergebnisse dieser Untersuchung lassen sich nicht ohne weiteres Verallgemei-

nern. Der Zeitpunkt der Datenerhebung hat jahrgangsgemischte Eingangsstufen 

vorgesehen, die im gleichen Jahr eingerichtet wurden. Damit lassen sich die Ergeb-

nisse zunächst nur beziehen auf die Situation massiver struktureller Veränderun-

gen. 
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B Zur Entwicklung und Geschichte der jahrgangsgemischten 

Schuleingangsstufe  

Diese Arbeit sowie die in diesem Rahmen durchgeführte Untersuchung legen den 

Fokus auf die jahrgangsübergreifende Form der Schuleingangsstufe, wie sie etwa 

in NRW seit 2005 realisiert wird. In diesem Kapitel soll die jahrgangsübergreifen-

de Schuleingangsstufe in den Kontext erziehungswissenschaftlicher und schulpä-

dagogischer Diskussion gestellt werden, ihre Entwicklung nachgezeichnet und die 

theoretische Einbindung verdeutlicht werden. Dabei sollen zunächst die Organisa-

tionsformen von Lerngruppen in der Schule in den Blick genommen werden, daran 

anschließend die Schuleingangsstufe.  

1 Organisationsformen des Unterrichts 

Die Diskussion um jahrgangsübergreifende Lerngruppen ist im Zusammenhang 

Überlegungen zur Einrichtung der Neuen Schuleingangsstufe an Grundschulen in 

den 90er Jahren wieder in Gang gekommen3. Mittlerweile ist die jahrgangsüber-

greifende Organisationsform in einigen Bundesländern etabliert und stellt eine 

Alternative zur bislang nahezu obligatorischen Organisation der Jahrgangsklassen 

dar, auf die etliche Elemente unseres Schulsystems zugeschnitten sind, wie etwa 

Schulbücher und Lehrpläne (vgl. Burk/de Boer/ Heinzel 2007, 10). Insbesondere 

die Frage der Organisationsform erweist sich in diesem Zusammenhang als beson-

ders heikel. So wurde etwa die Schuleingangsstufe in NRW als Regeleinrichtung 

zunächst als obligatorisch jahrgangsübergreifende Eingangsstufe geplant, wovon 

das Ministerium aber mehr und mehr abrückte (vgl. MSJK 2004; SchulG 2011). 

Inzwischen ist die Eingangsstufe in NRW flächendeckend eingeführt und den Schu-

len ist es freigestellt, wie sie ihre Lerngruppen organisieren. Die Frage der Organi-

sationsform wird auch zwischen den Bundesländern unterschiedlich gesehen. 

Schmidt weist darauf hin, dass Ende der 1990er Jahre in Sachsen der jahrgangs-

                                                        
3
 Die 1996 im Grundschulverband von Karlheinz Burk herausgegebene Schrift ĂJahrgangs¿bergreifendes 

Lernen in der Grundschuleñ lªsst sich als Auslºser f¿r eine breitere Debatte um jahrgangsübergreifende 

Organisationsformen heranziehen. Mit Bezug auf die Schulpraxis wurde dieser Gedanke Anfang der 

2000er Jahre verstärkt aufgegriffen. Mehrere Bundesländer hatten Gesetzentwürfe formuliert, die jahr-

gangsübergreifende Organisationsformen zumindest im Unterricht der Schuleingangsstufe fakultativ oder 

obligatorisch vorsahen.  
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übergreifende Unterricht als Rückschritt betrachtet wurde, während er in Baden-

Württemberg aus pädagogischen Gründen befürwortet wurde (vgl. Schmidt 1998, 

187).  

In den Blick genommen wird die Entwicklung von Organisationsformen von Lern-

gruppen. Da es in der Geschichte der Schulklasse immer wieder veränderte Orga-

nisationsformen, diesbezügliche Begründungsansätze und Kritik gegeben hat, die 

in ihrer historischen Eingebundenheit Bedeutung gewinnen, soll dieses Kapitel 

chronologisch geordnet sein.  

Obwohl die Jahrgangsklasse als Organisationsform von Schulklassen bis zur Debat-

te um die Schuleingangsstufe zwar als obligatorische Form angesehen wurde (vgl. 

Kucharz 2009, 339)4, ist sie im Vergleich mit anderen Formen, die jahrgangsge-

mischt waren oder bei denen das Alter der Schülerinnen und Schüler gar keine 

Rolle spielte, aber eigentlich recht jung. Jenzer hebt heraus, dass erst im 20. Jahr-

ÈÕÎÄÅÒÔ ȵÄÉÅ ÉÍÍÅÒ ËÌÁÒÅÒÅ 5ÍÓÃÈÒÅÉÂÕÎÇ ÄÅÒ +ÌÁÓÓÅ ÁÌÓ *ÁÈÒÇÁÎÇÓËÌÁÓÓÅȰ (1991, 

26) erfolgte und hierdurch andere Organisationsformen zunehmend verdrängt 

wurden. Jahrgangsgemischte Klassen existierten zwar fort, wurden allerdings 

stark marginalisiert und in die schulpädagogische Diskussion lediglich entweder 

im Kontext von Reformpädagogik oder als Indiz für Rückständigkeit an nicht voll-

ständig ausgebauten Schulen eingebracht.  

Die vorliegende Arbeit ist in ihren historischen Ausführungen sicherlich zu be-

grenzen, insofern erfolgt hier ein kurzes Referat, um wenigstens Bezugspunkte für 

wesentliche Implikationen der von Organisationsformen des Unterrichts liefern zu 

können.  

1.1 Die Organisation von Schulklassen vor der Einführung der Jahrgangs-

klasse 

In der Literatur findet sich recht übereinstimmend die Darstellung, dass die Jahr-

ÇÁÎÇÓËÌÁÓÓÅ ÁÕÆ ÄÉÅ ÔÈÅÏÒÅÔÉÓÃÈÅÎ !ÕÓÆİÈÒÕÎÇÅÎ ÁÕÓ ÄÅÒ ȵ$ÉÄÁÃÔÉÃÁ ÍÁÇÎÁȰ ÖÏÎ 

Comenius zurückzuführen ist (vgl. etwa Ingenkamp 1969, 16ff.; Burk 2007, 21; 

                                                        
4
 Laut Wörterbuch Schulpädagogik ist die Schulklasse der Verband von Schülerinnen und Schülern, die 

mit Eintritt eines neuen Jahrgangs gebildet wird. Da der Jahrgang das Hauptmerkmal für die Zusammen-

setzung ist, Ăspricht man in diesem Zusammenhang auch von Jahrgangsklasseñ (Feige 2004, 406). In 

seinem Beitrag zur Schulklasse im Handbuch Unterricht führt von Saldern aus, dass die Organisation von 

Schulklassen in Deutschland Ăkonzeptuell dadurch eingeschrªnkt [sei, MK], dass bei ihrer Zusammenset-

zung von einer Parallelität zwischen Lebensalter und Schulleistung bzw. von einem in den Altersjahrgän-

gen annähernd gleichen Lernzeitbedarf für das schulische Curriculum ausgegangen wirdñ (v.Saldern 

2009, 106). 
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Laging 2003a, 7; Apel 1978, 7). Gleichzeitig wird aber auch deutlich, dass die Jahr-

gangsklasse nicht zur Zeit des Comenius, sondern rund 200 Jahre später zur Ein-

führung kam, nachdem die allgemeine Schulpflicht5 zumindest teilweise umgesetzt 

worden war (vgl. Apel 1978, 9; Ingenkamp 1969, 22; Jenzer 1991, 362ff.). Durch 

den Zusammenhang mit der Großen Didaktik von Comenius und der Schulpflicht 

werden schon wesentliche Argumentationslinien um die Jahrgangsklasse angedeu-

tet: die pädagogisch-didaktische Konzeption eines allgemeinen Unterrichts für alle 

Schüler und die organisatorische Herausforderung, große Schülermengen gleich-

zeitig zu unterrichten. Offenbar gab der steigende Bedarf an gemeinschaftlichem 

Unterricht durch die fortschreitende Durchsetzung der allgemeinen Schulpflicht 

hier den entscheidenden Anstoß. 

1.1.1 Der kollektive Einzelunterricht 

Allerdings war Unterricht auch vor der allgemeinen Schulpflicht schon längst eine 

gemeinschaftliche Veranstaltung, wenn auch stark individualisiert: nach Jenzer 

etablierten sich Schulklassen im 16. Jh. und der Unterricht wurde hier organisiert 

als Einzel- oder als kollektiver Einzelunterricht (Jenzer 1991, 26f.). Die Situation 

des Schulsystems der damaligen Zeit lässt sich kaum mit der heutigen vergleichen 

                                                        
5
 Die Einführung der allgemeinen Schulpflicht war mit einigen Schwierigkeiten verbunden, von denen 

hier nur einige wenige angedeutet werden können. Zunächst lässt sich bezüglich der Lebensbedingungen 

im 17. und 18. Jahrhundert festhalten, dass ein großer Teil der Menschen aus wirtschaftlich armen Ver-

hältnissen kam, die meisten Menschen lebten auf dem Land und verdienten sich ihren Lebensunterhalt 

durch Landarbeit. Zudem waren die Familien häufig kinderreich, und die Kinder mussten versorgt wer-

den. Insofern waren viele Familien darauf angewiesen, dass ihre Kinder durch Arbeit zu ihrem Lebensun-

terhalt beitrugen (vgl. Herrlitz u.a. 2005, 51f.; Nave-Herz 1994, 8f.). Einen weiteren Grund für eine 

schlechte Akzeptanz in der Bevölkerung nennt Nipperdey: ĂDie allgemeine Schulpflicht wird [...] zu 

einer der Grundpflichten des modernen Bürgers. Es ist der Staat, der diese Pflicht setzt und die Schulen 

organisiert und damit wie nie zuvor in Leben und Lebensweg des Einzelnen eingreift.ñ (Nipperdey 1993, 

451) Auch lässt sich die Datierung der allgemeinen Schulpflicht nicht präzise vornehmen, weil Einfüh-

rung und Durchsetzung der Schulpflicht zwei verschiedene Angelegenheiten waren. Zwar war es verwal-

tungstechnisch leicht möglich, die Schulpflicht in Gesetzen und Verordnungen zu regeln, schwer war es 

jedoch sie gegen den Protest der Bevölkerung umzusetzen, zumal der Umstand festzuhalten ist, dass es zu 

keiner Zeit der Einführung der Schulpflicht genügend Schulen in irgendeinem deutschen Staat gegeben 

hat, um diese auch von staatlicher Seite zu realisieren (vgl. Nipperdey 1993, 465). Laut Bennack (vgl. 

2004b, 426) und Kühnel (vgl. 1976, 139f.) wurde die Schulpflicht erstmalig in der Weimarischen Schul-

ordnung von 1619 verankert und 1642 in Gotha verlangt. In Württemberg wurde sie im Jahr 1649 einge-

führt, 1717 in Brandenburg-Preußen. Sehr spät, erst um 1763, wurde die Schulpflicht auch in Sachsen 

verordnet. 1763 wurde die Schulpflicht in Preußen durch ein General-Landschulreglement, welches alle 

Kinder vom fünften bis zum vierzehnten Lebensjahr verpflichtete, erneut betont (vgl. Dietrich/Klink 

1972, 141ff.; Kühnel a.a.O.; Schmitz 1980, 61), sie konnte aber laut Bennack erst 1825, laut Herrlitz u.a. 

zwischen 1816 und 1846 (vgl. Herrlitz u.a. 2005, 51), umgesetzt werden. Herrlitz u.a. beurteilen die 

Sachlage folgendermaÇen: ĂIn Wirklichkeit handelt es sich bei den zahlreichen Schul-Edikten des 18. 

Jahrhunderts bestenfalls um wohlgemeinre Absichtserklärungen der absolutistischen Landesherren, ja es 

ist zu bezweifeln, ob sie überhaupt bereit gewesen wären, die finanziellen Voraussetzungen für einen 

auch nur bescheidenen Ausbau des ºffentlichen Elementarschulwesens zu schaffen.ñ (Herrlitz u.a. 2005, 

50)  
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ɀ es gab eine erheblich geringere Bevölkerungsdichte, keine Verpflichtung eine 

Schule zu besuchen und auch keine verbindlichen Einschulungs- oder Aufnahme-

termine6. Das weniger stark ausgebaute Schulwesen war entsprechend auch weni-

ger stark administrativ geregelt. Kollektiver Einzelunterricht gestaltete sich nach 

*ÅÎÚÅÒ ×ÉÅ ÆÏÌÇÔȡ ȵ%ÉÎ ,ÅÈÒÅÒ ÕÎÔÅÒÒÉÃÈÔÅÔÅ einen Schüler. Waren mehrere Schüler 

da, mussten die anderen warten, bis die Reihe an sie kam. Unterricht war auch in 

der Gruppe immer Einzelunterricht. Darum sprechen wir vom kollektiven Einzel-

ÕÎÔÅÒÒÉÃÈÔȢȰ (Jenzer 1991, 29) Folgt man der Darstellung in der Literatur, hat sich 

die Organisation der Lerngruppen offenbar vor allem an den jeweiligen örtlichen 

Gegebenheiten orientiert (vgl. etwa Jenzer 1991, 43ff.). Jenzer weist dabei aber 

auch darauf hin, dass die fehlende Dokumentation die Quellenlage für historische 

Arbeiten deutlich einschränkt (ebd., 21f.). Der kollektive Einzelunterricht findet 

sich nach Jenzer vom Mittelalter bis ins 18. Jahrhundert (vgl. ebd., 43ff.). 

1.1.2 Erste Vorläufer der Jahrgangsklasse ς die kursächsische Schulordnung 

Als Vorläufer der Jahresklasse wird in der Literatur mehrfach auf die auf Melan-

chthon zurückgehende kursächsische Schulordnung von 1528 hingewiesen (ins-

bes. Ingenkamp 1969, 15; Kruckenberg 1978, 19)ȟ ÄÅÒÚÕÆÏÌÇÅ 3ÃÈİÌÅÒ ÄÅÎ ȵÄÒÅÉ 

(ÁÕÐÔÓÔÕÆÅÎ ÄÅÓ 5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔÓȰ (Paulsen, zit.n. Ingenkamp 1969, 15) zugeordnet 

wurden ɀ der Unterstufe (Lesen und Schreiben), der Mittelstufe (Anfänge lateini-

scher Grammatik) und der Oberstufe (humanistische Philosophie und klassische 

Literatur) . Kruckenberg weist weiter darauf hin, dass die Schulordnung in erster 

Linie auf kleinere Städte abzielte und Schulen mit größeren Schülerzahlen im 

Rahmen ihrer Möglichkeiten die Zahl der Klassenstufen auf fünf erhöhten und da-

zu die Mittel- und Oberstufe unterteilten (vgl. Kruckenberg 1978, 19).  

In der Interpret ation der Unterrichtsorganisation widersprechen sich Krucken-

berg und Ingenkamp allerdings deutlich. Während Kruckenberg konstatiert, die 

stärkere Unterteilung sei dem Jahreskursus als letztes Ziel schon sehr nahe ge-

kommen und dabei noch einmal die zehnstufige Klasseneinteilung in der Schule 

Johannes Sturms in Straßburg heraushebt (vgl. Kruckenberg, a.a.O.) und so den 

                                                        
6
 Jenzer führt noch eine Reihe weiterer Unterschiede zum heutigen Schulwesen aus. So war etwa das 

Alter für den Eintritt in die Schule nicht festgelegt, einige Eltern gaben ihre Kinder mit drei Jahren in die 

Schule, andere mit acht Jahren. Es war auch nicht geregelt, wie lange ein Schüler zur Schule gehen soll. 

Der Schulbesuch war zudem sehr unregelmäßig, häufig blieben Schüler aus verschiedenen Gründen dem 

Unterricht fern, oft um zu arbeiten. Der Lehrplan, die Lehrmittel und das Fortschreiten im Unterricht 

beschreibt Jenzer als individuell (vgl. Jenzer 1991, 30ff.).  
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vorbereitenden Charakter der gestuften Einteilung für die Organisation von Jahr-

gangsklassen hervorhebt, weist Ingenkamp mehrfach darauf hin, der kursächsi-

sche Schulplan sei nicht auf Jahreskurse abgestimmt, sondern ausdrücklich auf 

individuelles Lerntempo eingestellt gewesen (vgl. Ingenkamp 1969, 15). Laut 

Ingenkamp zeigt sich hier genau das Gegenteil, nicht eine Vorbereitung auf eine 

Einteilung in leistungshomogene Gruppen, sondern eine strukturierte Individuali-

sierung. Ingenkamp führt aus, das Fortschreiten innerhalb der Stufen habe sich am 

Stoff orientiert. Die Schüler bekamen jeweils individuelle Aufgaben zur Bearbei-

tung und nach einer Überprüfung durch den Lehrer dann je neue Aufgaben ɀ bis 

das Pensum abgearbeitet war (vgl. ebd., 16). Die Darstellung deckt sich mit den 

Ausführungen von Jenzer in Bezug auf den kollektiven Einzelunterricht (vgl. Jenzer 

1991, 43ff.). Einige Prinzipien des späteren Jahrgangsunterrichts sind hier aber 

ÏÆÆÅÎÂÁÒ ÓÃÈÏÎ ÅÉÎÇÅÆİÈÒÔȟ ÉÎÓÂÅÓÏÎÄÅÒÅ ÉÍ 'ÙÍÎÁÓÉÕÍ ÆÉÎÄÅÔ ÓÉÃÈ ȵÄÉÅ )ÄÅÅȟ ÄÁÓÓ 

der Unterricht eine wohl organisierte, gestufte Progression aufzuweisen habe, dass 

die Schüler einer jeden Stufe (eben einer Klasse) gemeinsam zu unterrichten sei-

ÅÎȰ (Jenzer 1991, 141). In der unterschiedlichen Interpretation von Kruckenberg 

und Ingenkamp zeigt sich eine Schwierigkeit, die im weiteren Verlauf des Kapitels 

immer mitschwingt: aus der Organisation von Lerngruppen wird oftmals auf di-

daktische Konzeptionen geschlossen, ohne dass hierzu ausreichende Daten vorlie-

gen7.  

1.1.3 Zur Konzeption von Jahrgangsklassen bei Comenius 

Zu einem Paradigmenwechsel in der Organisation von Lerngruppen in der Schule 

führte langfristig schließlich die Veröffentlichung der Großen Didaktik von 

#ÏÍÅÎÉÕÓȢ $ÉÄÁËÔÉË ÉÓÔ ÎÁÃÈ #ÏÍÅÎÉÕÓ ÄÉÅ ȵ+ÕÎÓÔȟ ÁÌÌÅ -ÅÎÓÃÈÅÎ ÁÌÌÅÓ ÚÕ ÌÅÈÒÅÎȰ 

(Comenius, zit.n. Ingenkamp 1969, 16). Comenius hebt dabei auf die gesamte Ju-

gend beiderlei Geschlechts ab, was die Zielgruppe schulischer Bildung schlagartig 

vervielfachte ɀ besuchten bislang doch nur wenige Menschen eine Schule, vor-

ÎÅÈÍÌÉÃÈ ÊÕÎÇÅ -ßÎÎÅÒȢ 3ÅÉÎ :ÉÅÌ ×ÁÒ ÅÓȟ ÁÌÌÅÒÏÒÔÓ ȵ3ÃÈÕÌÅÎ ÚÕ ÅÒÒÉÃÈÔÅÎȟ ÉÎ ÄÅÎÅÎ 

die gesamte Jugend beiderlei Geschlechts ohne jede Ausnahme rasch, angenehm 

und gründlich in den Wissenschaften gebildet, zu guten Sitten geführt, mit Fröm-

migkeit erfüllt und auf diese Weise in den Jugendjahren zu allem, was für dieses 

                                                        
7
 siehe hierzu unten: Forschungsstand zum Vergleich von jahrgangsgemischten und jahrgangsbezogenen 

Lerngruppen. 
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ÕÎÄ ÄÁÓ ËİÎÆÔÉÇÅ ,ÅÂÅÎ ÎĘÔÉÇ ÉÓÔȟ ÁÎÇÅÌÅÉÔÅÔ ×ÅÒÄÅÎ ËÁÎÎȰ (Comenius, zit.n. Ingen-

kamp 1969, 16)8. Jenzer hebt heraus, dass Comenius in der Geschichte der Schul-

klasse aus drei Gründen bedeutsam ist:  

Ăerstens, weil er f¿r den Unterricht in abgestuften Klassen ein theoretisches 

Fundament gelegt hat, zweitens weil er (wahrscheinlich als Erster) eine Eintei-

lung der Schüler gemäß ihrem Alter (Altersstufung) verlangte und drittens, weil 

er forderte, dass die Schüler eine Klasse zusammen beginnen und zusammen 

aufhören und dass jede Klasse ein Jahr dauere (Jahresklasse)ñ (Jenzer 1991, 

192; Herv. i. O.). 

Sowohl Ingenkamp wie Jenzer heben hervor, dass die theoretischen Ausführungen 

bei Comenius in ihrer Historizität betrachtet und interpretiert werden müssen. 

Insofern scheint es geboten, zunächst das Weltbild des Comenius ansatzweise zu 

beleuchten. 

Furck betont gÒÕÎÄÓßÔÚÌÉÃÈȟ ÄÁÓÓ ȵÂÅÉ #ÏÍÅÎÉÕÓ ÄÉÅ 'ÌÅÉÃÈÈÅÉÔ ÁÌÌÅÒ -ÅÎÓÃÈÅÎ ÖÏÒ 

'ÏÔÔ ÄÅÎ !ÕÓÇÁÎÇÓÐÕÎËÔ ÓÅÉÎÅÒ ÐßÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅÎ ÂÅÒÌÅÇÕÎÇÅÎ ÄÁÒÓÔÅÌÌÔÅȰ (1998, 

328)Ȣ &ÌÉÔÎÅÒ ÖÅÒ×ÅÉÓÔ ÄÁÒÁÕÆȟ ÆİÒ #ÏÍÅÎÉÕÓ ÕÎÄ ÓÅÉÎÅ :ÅÉÔÇÅÎÏÓÓÅÎ ÓÅÉ ȵÄÉÅ 7ÅÌÔ 

[...] durch rationale Gesetze geÏÒÄÎÅÔȰ ÕÎÄ ÁÌÌÅÓ ÁÕÆ ÌÏÇÉÓÃÈÅ !ÒÔ ÕÎÄ 7ÅÉÓÅ ÍÉÔÅi-

ÎÁÎÄÅÒ ÖÅÒËÎİÐÆÔȢ $ÁÓ +ÉÎÄ ÓÅÉ ÉÎ ÄÉÅÓÅÎ ȵÒÁÔÉÏÎÁÌÅÎ :ÕÓÁÍÍÅÎÈÁÎÇȰ ÅÉÎÚÕÆİÈÒÅÎ 

ÕÎÄ ȵÄÅÍ :ÕÆÁÌÌ ÚÕ ÅÎÔÚÉÅÈÅÎȰ (Flitner 1993, 236ff.). Erst durch diese Vorausset-

ÚÕÎÇÅÎ ÓÅÉ ÅÉÎÅ ȵÖÏÌÌÓÔßÎÄÉÇÅ ÇÅÄÁÎËÌÉÃÈÅ $ÕÒÃÈformung des Erziehungsgeschäfts, 

eine umfassende rationale Theorie der Erziehung, ein pädagogisches System geis-

ÔÅÓÇÅÓÃÈÉÃÈÔÌÉÃÈ ÅÒÓÔ ÍĘÇÌÉÃÈ ÇÅ×ÅÓÅÎȰ (ebd.). Die Arbeit des Comenius fußt dem-

nach auf einem Gleichheitsgrundsatz, basierend auf einer göttlicheÎ /ÒÄÎÕÎÇȡ ȵÂÅÉ 

'ÏÔÔ ÇÅÂÅ ÅÓ ËÅÉÎ !ÎÓÅÈÅÎ ÄÅÒ 0ÅÒÓÏÎȰ (Jenzer 1991, 196). Neben der Ordnung sei 

die Natur der zweite zentrale Begriff in der Denkweise von Comenius, so Jenzer 

(1991, 205).  

ĂNach seiner Auffassung besteht die Kunst des Lehrens darin, dass man die 

göttliche Ordnung in der Natur erkennt und sie nachahmt. Mehr als das. [...] Der 

Mensch ist der Garant dieser Ordnung! Es ist die Aufgabe des Menschen, die 

Schºpfung Gottes zu vollenden. Darum muss der Mensch ja auch den āGrund-

plan der Sachenweltô, die Ratio dieser Welt kennen und selbst fest in ihr stehen, 

damit er als Sachverwalter Gottes immer wieder neu für die Herstellung der 

gottgewollten Ordnung sorgen kann.ñ (ebd.) 

                                                        
8
 Alle Zitate wurden in der neuen Rechtschreibung gesetzt. An Stellen, wo sich dadurch Unterschiede im 

Sinn ergeben hätten, wurden Zitate in der alten Rechtschreibung belassen. 
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In der Rezeption der Arbeit des Comenius mit dem Fokus auf die Schulklasse zei-

gen sich aber bei Ingenkamp und Jenzer sehr unterschiedliche Lesarten. Während 

Jenzer klar die mildtätige Zugewandtheit des Lehrers bei Comenius hervorhebt, 

der die Schüler ohne Zwang und ohne Züchtigungen belehre (vgl. Jenzer 1991, 

204), zeichnet sich bei Ingenkamp ein anderes Bild ab. Dieser betont, dass bei 

Comenius nicht nur alle Menschen den gleichen Zielen zuzuführen seien, sondern 

dass der Gleichheitsgrundsatz des Comenius auch die Natur des Menschen mit ein-

ÓÃÈÌÉÅħÅȢ ȵ*ÅÄÅ 6ÅÒÓÃÈÉÅÄÅÎÈÅÉÔ ÄÅÒ ÇÅÉÓÔÉÇen Anlagen ist nichts anderes als eine 

Anomalie und ein Mangel der natürlichen Harmonie, ebenso wie die Krankheiten 

ÄÅÓ +ĘÒÐÅÒÓ !ÎÏÍÁÌÉÅÎ ȢȢȢ ÓÉÎÄȰ (Comenius zit.n. Ingenkamp 1969, 16). Diese Ano-

malien seien auszugleichen, da sich in der göttlichen Ordnung alles bei allen Men-

schen in gleicher Weise vollziehe und darum auch eine für alle gleiche Methode, 

mit den gleichen Übungen in der gleichen Weise, zu wählen sei, um die Jugend 

nicht zu verwirren und die Studien nicht zu verwickeln (vgl. ebd., 17). Diese Me-

thode sei demnach auch insbesondere an die mittleren Begabungen angepasst, da 

ÄÉÅÓÅ ÊÁ ÄÉÅ (ßÕÆÉÇÓÔÅÎ ÓÅÉÅÎȢ &İÒ ÄÉÅ ȵ3ÃÈÁÒÆÓÉÎÎÉÇÅÎȰ ÓÅÉÅÎ ÄÅÓÈÁÌÂ ȵ(ÉÎÄÅÒÎÉÓÓÅȰȟ 

ÂÅÉ ÄÅÎ ȵ,ÁÎÇÓÁÍÅÎ ɍȢȢȢɎ 3ÐÏÒÅÎ ÕÎÄ 3ÔÁÃÈÅÌÎȰ ÁÎÇÅÒÁÔÅÎ (Ingenkamp 1969., 16f.).  

Wie die Methode des Unterrichts aussehen solle, illustriert Comenius durch eine 

Analogie zum Militär, wo Offiziere die Übungen auch nicht mit allen Rekruten ein-

zeln durchnehmen, sondern mit allen gemeinsam. Um diesem Bild zu entsprechen 

sei es notwendig, dass Schulen nur einmal im Jahr beginnen und jedes Jahr, jeder 

Monat, jede Woche, jeder Tag und sogar jede Stunde ein eigenes Pensum habe. Auf 

diese Weise könne der Lehrer eine große Zahl ɀ bis zu 100 ɀ Schülerinnen und 

Schüler gleichzeitig unterrichten. Die große Zahl an Schülerinnen und Schülern sei 

zudem von Vorteil, da der Lehrer sich in keinem Fall Einzelnen zuwenden solle 

und auch zu verhindern habe, dass Einzelne an ihn herantreten. Die Lehrer werden 

in ihrem Unterricht durch etwa zehn Aufseher unterstützt, also durch Schüler, die 

sich durch besonders schnelles Fortkommen auszeichnen und die anderen beauf-

sichtigen und anleiten sollen. Damit finden wir bei Comenius nach dem Einzel- o-

der auch kollektiven Einzelunterricht eine der ersten Konzeptionen von gemein-

schaftlichem Klassenunterricht, der gleichzeitig durch die Aufseher aber auch ei-

nen Bezug zum wechselseitigen Unterricht aufweist. Der Gleichheitsgrundsatz kor-

respondiert auch mit Vereinheitlichungen auf der organisatorischen Ebene, etwa 

dem festgelegten gemeinsamen Termin für den Schuleintritt. 
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Insgesamt legt Ingenkamp den Schwerpunkt in seiner Rezeption der Großen Di-

daktik auf der Annahme relativ gleich verlaufender geistiger Entwicklung bei allen 

Menschen und dem Ziel, die vorliegenden Unterschiede nach Möglichkeit zu egali-

sieren und unterstreicht damit einen Kritikpunkt, den er auch in Bezug auf die 

Jahrgangsklasse der 60er Jahre stark macht. Diese fuße nämlich immer noch auf 

dem Grundsatz der Homogenisierung (ebd., 32ff.). Ein direkter Vergleich mit der 

Schule des 20. Jh.s findet sich auch bei Jenzer, Comenius entwerfe einen sehr leh-

rerzentrierten Unterricht (vgl. Jenzer 1991, 202). 

Bei der Rezeption der Großen Didaktik sollte sicher nicht übersehen werden, dass 

Comenius dabei nicht nur die Schülerinnen und Schüler, sondern auch die Lehrer 

und deren Entlastung und in diesem Zusammenhang eine Ökonomisierung des 

Unterrichts im Blick hatte.  

ĂErstes und letztes Ziel unserer Didaktik soll es sein, die Unterrichtsweise auf-

zuspüren und zu erkunden, bei welcher die Lehrer weniger zu lehren brauchen, 

die Schüler dennoch mehr lernen; in den Schulen weniger Lärm, Überdruss und 

unnütze Mühe herrsche, dafür mehr Freiheit, Vergnügen und wahrhafter Fort-

schritt; [...]ñ,  

heißt es auf der ersten Seite (Comenius 1657/1993, 1). )Î ÓÅÉÎÅÍ ȵ'ÒÕħ ÁÎ ÄÅÎ 

,ÅÓÅÒȰ ÖÅÒÓÐÒÉÃÈÔ ÅÒ  

Ădie vollstªndige Kunst, alle Menschen alles zu lehren; und zwar zuverlªssig zu 

lehren, so dass der Erfolg nicht ausbleiben kann; und rasch zu lehren, ohne 

Beschwerde und Verdruss für Lehrer oder Schüler, vielmehr zu beider größtem 

Vergn¿gen; [...]ñ (ebd., 3).  

An einer Begründung der Didaktik sollten deshalb auch Lehrer interessiert sein, 

ÄÅÎÎ ÄÉÅÓÅ ȵÈÁÔÔÅÎ ÍÅÉÓÔÅÎÓ ËÅÉÎÅ !ÈÎÕÎÇ ÖÏÎ ÄÅÒ +ÕÎÓÔ ÄÅÓ 5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔÅÎÓȢ 3ÉÅ 

rieben sich darum auf, wenn sie doch ihrer Pflicht genügen wollten, und zermürb-

ÔÅÎ ÉÈÒÅ +ÒßÆÔÅ ÄÕÒÃÈ !ÎÓÔÒÅÎÇÕÎÇ ÕÎÄ &ÌÅÉħȰ (ebd., 19). Und schließlich heißt es 

ȵÄÁÓÓ ÅÉÎ ÅÉÎÚÉÇÅÒ ,ÅÈÒÅÒ ÆİÒ ÄÉÅ ÇÌÅÉÃÈÚÅÉÔÉÇÅ "ÅÌÅÈÒÕÎÇ ÖÏÎ ÈÕÎÄÅÒÔ 3ÃÈİÌÅÒÎ Çe-

nügt und dabei doch zehnmal weniger Mühe hat, als man heute an jeden einzelnen 

ÚÕ ×ÅÎÄÅÎ ÐÆÌÅÇÔȰ (ebd., 64 (Kap. XII, 2)).  

Ingenkamp, der selbst anmerkt, Comenius könne nur in seinem historischen Bezug 

verstanden werden, überträgt die Grundsätze des Comenius in seiner Rezeption 

auf die Ende der 60er Jahre aktuell stattfindende Debatte. Betrachtet man die Vor-

stellung der göttlichen Ordnung, also den Grundsatz der Gleichheit der Menschen, 

das Bestreben, Verschiedenheiten zu egalisieren, die daraus resultierende Einheit-
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lichkeit der Methoden für alle Fächer und alle Schülerinnen und Schüler, die Zu-

ordnung bestimmter Pensen an einzelne Jahrgänge, so findet man sich tatsächlich 

im Nahbereich der Kritikpunkte Ingenkamps an der modernen Jahrgangsklasse 

wieder. Berechtigt ist sicher eine Kritik, die darauf abzielt, dass die Argumentation 

des Comenius übernommen wurde, obwohl diese eng an ein bestimmtes Weltbild 

gekoppelt war, das lange überwunden wurde.  

1.1.4 Das Fachklassensystem nach Francke 

3Ï ÂÅÄÅÕÔÅÎÄ #ÏÍÅÎÉÕÓȭ !ÒÂÅÉt rückblickend erscheint, durchgesetzt hat sich die 

Jahrgangsklasse erst rund 150 Jahre später. Zunächst wurden Schulen weiterhin 

nicht nach Jahrgängen organisiert.  

Als weiteres bedeutendes Beispiel für die Organisation von Lerngruppen vor der 

Jahrgangsklasse gilt Franckes Fachklassensystem, das 1696 am Pädagogium in 

Halle an der Saale eingeführt wurde und etliche Nachahmer gefunden hat ɀ unter 

anderem auch in Volksschulen (vgl. Jenzer 1991, 212). Im Fachklassensystem 

wurden Schüler in verschiedenen Fächern unterrichtet und in den einzelnen Fä-

chern unterschiedlichen Niveaus zugeordnet. So konnten Schüler in Latein eine 

Klasse für Anfänger, in Mathematik aber durchaus eine für Fortgeschrittene besu-

chen. Schülerinnen und Schüler sollten nie mehr als drei Fächer gleichzeitig besu-

chen. In regelmäßigen Abständen wurde das Gelernte überprüft, außerdem gab es 

ein breites Angebot an Repetitionsstunden, um Lernerfolge sicherzustellen. Die 

Unterschiede zum Prinzip des Comenius fasst Ingenkamp wie folgt zusammen: Das 

Fachklassensystem  

Ăgeht davon aus, dass die Sch¿ler āvon ganz unterschiedlichen Jahren Ingeniis 

und Profectibusô sind und dass die individuellen Unterschiede nicht durch eine 

Methode ausgeglichen werden können
9
. Es kennt keine Jahres- und Altersbil-

dung und keine Wiederholung eines Jahrespensumsñ (Ingenkamp 1969, 21).  

Wie auch bei Comenius ist der Unterricht am Pädagogium zu Halle als gemein-

schaftlicher Unterricht geplant, es wird also die Klasse ɀ oder besser die Fachklas-

se ɀ gemeinsam unterrichtet. 

1.1.5 Der wechselseitige Unterricht 

Bevor Jahrgangsklassen in Schulen flächendeckend eingerichtet wurden, kam mit 

dem wechselseitigen Unterricht eine andere Organisationsform auf, die sich eben-

                                                        
9
 Demnach werden Schülerinnen und Schüler bei Francke anhand dreier Merkmale unterschieden: nach 

dem Alter, der Begabung und dem Lernstand. 
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falls auf Comenius berufen kann. Da der kollektive Einzelunterricht ineffizient 

war10, teilweise eine große Zahl von Schülern auf eine kleine Zahl von Lehrern 

stieß, wurde der wechselseitige Unterricht entwickelt (vgl. Jenzer 1991, 315). Die-

ÓÅÒ ÚÅÉÃÈÎÅÔ ÓÉÃÈ ÄÁÄÕÒÃÈ ÁÕÓȟ ÄÁÓÓ ÄÅÒ ȵ,ÅÈÒÅÒ ÓÅÌÂÅÒ ÎÕÒ ÎÏÃÈ ÄÉÅ 'ÒÕÐÐÅ ÄÅÒ 

fortgeschrittensten Schüler [unterrichtet, MK], alle übrigen Schüler erhalten ihren 

5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔ ÖÏÎ +ÁÍÅÒÁÄÅÎȟ ÄÉÅ ÓÉÃÈ ÁÎ ÄÉÅ !Î×ÅÉÓÕÎÇÅÎ ÄÅÓ ,ÅÈÒÅÒÓ ÈÁÌÔÅÎȰ (ebd., 

303). Diese Organisationsform findet sich in der Zeit zwischen dem 16. und frühen 

19. Jahrhundert in ganz Europa, die Klassengröße schwankt dabei zwischen 100 

und 1000 Schülern (vgl. ebd.).  

1.2 Die Einrichtung von Jahrgangsklassen 

Als einen, der mit einer Begutachtung beauftragt wurde, um die Einrichtung von 

Jahrgangsklassen zu prüfen und der hierin die Vor- und Nachteile der Fach- und 

*ÁÈÒÇÁÎÇÓËÌÁÓÓÅÎ ÇÅÇÅÎÅÉÎÁÎÄÅÒ ÁÂ×ßÇÔȟ ÆİÈÒÔ )ÎÇÅÎËÁÍÐ (ÅÒÂÁÒÔ ÅÉÎȢ 3ÅÉÎ ȵ0ä-

ÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅÓ 'ÕÔÁÃÈÔÅÎ İÂÅÒ 3ÃÈÕÌËÌÁÓÓÅÎ ÕÎÄ ÄÅÒÅÎ 5Í×ÁÎÄÌÕÎÇȰ ÖÏÎ ρψρψ 

weist auf große Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Jahrgangsklasse hin. 

Unter anderem sieht dieser in der Jahrgangsklasse die Gefahr gegeben, dass sie 

Lehrer dazu verleite, die Verschiedenheit der Schülerinnen und Schüler zu miss-

ÁÃÈÔÅÎ ÕÎÄ ÄÅÓÐÏÔÉÓÃÈ ȵÁÌÌÅÓ ÎÁÃÈ ÅÉÎÅÒ 3ÃÈÎÕÒ ÚÕ ÈÏÂÅÌÎȰ (Herbart, zit.n. Ingen-

kamp 1969, 21). Probleme sieht Herbart Ingenkamp zufolge aber auch im Fach-

ËÌÁÓÓÅÎÓÙÓÔÅÍȟ ÈÉÅÒ ÓÅÉÅÎ ÄÉÅ ȵ,ÅÈÒËÕÒÓÅ ÁÎÅÉÎÁÎÄÅÒ ÁÎÚÕÐÁÓÓÅÎȰȟ ÓÏ ÄÁÓÓ ÁÌÌÅ 

3ÃÈİÌÅÒ ÄÉÅ -ĘÇÌÉÃÈËÅÉÔ ÈÁÂÅÎ ȵÄÉÅ ÉÈÎÅÎ ÄÁÒÇÅÂÏÔÅÎÅ "ÉÌÄÕÎÇ ×ÉÒËÌÉÃÈ ÚÕ ÅÒÒÅi-

ÃÈÅÎȰ (ebd.). Herbart empfiehlt darüber hinaus ReÐÅÔÉÔÏÒÉÅÎ ÆİÒ 3ÃÈİÌÅÒȟ ÄÉÅ ȵÌÁÎg-

sam fortgekommen waren und doch den redlichen Wunsch hegen ..., die ihnen dar-

ÇÅÂÏÔÅÎÅ "ÉÌÄÕÎÇ ×ÉÒËÌÉÃÈ ÚÕ ÅÒÒÅÉÃÈÅÎȰ (Herbart zit.n. Ingenkamp, 21). Er betont 

in seinen Schriften immer wieder die Notwendigkeit der Berücksichtigung von 

individuellen Unterschieden bei Schülerinnen und Schülern, geht aber gleichzeitig 

von einem Pensum aus, das für langsam Lernende in Repetitionsstunden wieder-

holt werden soll. Für ihn ist die Untergliederung des Schulwesens in verschiedene 

Schulformen das adäquate Mittel, um der Verschiedenheit der Köpfe gerecht zu 

werden. Immer wieder betont Herbart, dass es neben dem Gymnasium zumindest 

                                                        
10

 Jenzer f¿hrt dies recht plastisch aus: ĂDie Sch¿ler saÇen zu lange unbeschªftigt an ihrem Platz, nur 

darauf wartend, dass sie wieder an die Reihe kamen. Überall klagte man über die Misere in den Schulen: 

über die Lernunlust, über die Unfähigkeit der Lehrer, über den schlechten Schulbesuch, über die schlech-

te Disziplin, ¿ber die mageren Schulerfolgeñ (Jenzer 1991, 259). 
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mit der Hauptschule eine andere Schulform geben müsse, die zwar nicht zum Stu-

dium führe, aber doch dem HauptsÃÈİÌÅÒ ÅÉÎÅ ȵ'ÅÓÁÍÔÂÉÌÄÕÎÇȰ ÅÒÍĘÇÌÉÃÈÔȟ ÄÉÅ ÄÅÒ 

des gleich alten Gymnasiasten mindestens gleich kommt (vgl. Herbart 1818/1965, 

120) ÕÎÄ ÉÈÍ ÅÒÍĘÇÌÉÃÈÔȟ ȵÕÎÔÅÒ ÉÒÇÅÎÄÅÉÎÅÒ &ÏÒÍ ÁËÁÄÅÍÉÓÃÈÅ "İÒÇÅÒ ÚÕ ×År-

ÄÅÎȰ (Herbart 1818/1965, 118) . Auch Herbart zeichnet übrigens das Bild eines 

gemeinschaftlichen und im gemeinsamen Gespräch verhafteten Unterrichts weiter 

(vgl. Herbart 1818/1965, 91).  

Die Idee einer Jahrgangsklasse schreitet im ersten Drittel des 19. Jahrhunderts mit 

großen Schritten voran. Ingenkamp erwähnt die Braunschweiger Schulordnung 

von 1828, das erste Dokument, das die jährliche Versetzung in die nächste Klasse 

aufgrund von Fortschritten in allen Lernbereichen festlegt (vgl. Ingenkamp 1969, 

22). Neun Jahre später gibt es eine entsprechende Regelung auch in der Rheinpro-

vinz. Im gleichen Zeitraum wurden in Preußen verbindliche Lehrpläne eingeführt, 

die zu sämtlichen Unterrichtsgegenständen auch die entsprechenden Lehrerin-

struktionen enthielten. 1837 wurden schließlich in Preußen Stundentafeln verab-

schiedet, die regelten, wie viele Stunden in der Woche welche Fächer zu unterrich-

ten waren. Ingenkamp fasst zusammen, dass  

Ămit der Einf¿hrung der jahrgangsweisen Einschulung, der jªhrlichen Verset-

zung nach dem Leistungsstand in allen Fächern, des verbindlichen Fächerka-

nons, der Wochenstundenzahlen und der detaillierten Stoffverteilung [...] in den 

höheren Schulen Preußens um diese Zeit das Jahrgangsklassensystem einge-

f¿hrt [war]ñ (Ingenkamp 1969, 24).  

Wohlgemerkt fanden die Regelungen allesamt keine Anwendung auf das niedere 

Schulwesen. Dennoch übernahmen die größeren Volksschulen in den Städten wei-

te Teile der Verordnungen für sich, auf dem Land gab es aber sehr häufig noch die 

ungegliederte Schule mit anderen Organisationsformen.  

1.3 Kritik an der Jahrgangsklasse 

Ingenkamp merkt an, dass die Einrichtung der Jahrgangsklassen durchaus auch auf 

Kritik gestoßen ist. Als Beispiel dienen ihm die Schlesischen Stände, die in einer 

Petition forderten, zur fachspezifischen Versetzung zurückzukehren. Diese Forde-

rung wurde abgelehnt, interessant ist die Begründung der Ablehnung: es sollte 

eine gleichmäßige Bildung gewährleistet werden und die Schüler durch das Sys-

tem angespornt werden, in Hinsicht auf Ordnung und Disziplin in keinem Fach zu-

rück zu bleiben. Dass Schule hier die staatlichen Interessen vertritt, belegt Ingen-
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kamp auch mit dem Verweis auf eine Verordnung von 1824, die die Einsetzung von 

+ÌÁÓÓÅÎÏÒÄÉÎÁÒÉÅÎ ÄÁÍÉÔ ÂÅÇÒİÎÄÅÔȟ ÄÁÓÓ ÄÅÍ ȵ'ÅÉÓÔ ÅÉÎÅÒ ÚİÇÅÌÌÏÓÅÎ &ÒÅÉÈÅÉÔ ÕÎÄ 

&ÒÅÃÈÈÅÉÔȰ ÄÕÒÃÈ ÓÔÒÅÎÇÅ $ÉÓÚÉÐÌÉÎ ÅÎÔÇÅÇÅÎ ÚÕ ÔÒeten sei. Die Ordinarien sollten 

ÄÁÒÁÕÆ ÁÃÈÔÅÎȟ ÄÁÓÓ ȰÄÉÅ *ÕÇÅÎÄ ÓÃÈÏÎ ÆÒİÈ ÁÎ 'ÅÈÏÒÓÁÍ ÕÎÄ 5ÎÔÅÒ×ÅÒÆÕÎÇ ÕÎÔÅÒ 

ÄÉÅ 'ÅÓÅÔÚÅ ÇÅ×ĘÈÎÔ ×ÅÒÄÅȰ (Ingenkamp 1969, 23). 

Der Trend zur Jahrgangsklasse war offenbar nicht international einheitlich. In 

Frankreich wurde 30 Jahre zuvor, zurzeit der französischen Revolution, ein ganz 

anderer Weg beschritten, der maßgeblich mit Condorcet in Verbindung gebracht 

wird. In seinem Entwurf einer Verordnung über die Organisation des Unterrichts-

×ÅÓÅÎÓ ×ÕÒÄÅÎ ÄÉÅ ȵ'ÌÅÉÃÈÈÅÉÔ ÄÅÒ ÇÅÉÓtigen Fähigkeiten und [...] des Unterrichts 

ɍÁÌÓɎ (ÉÒÎÇÅÓÐÉÎÓÔÅȰ ÁÂÇÅÔÁÎ ÕÎÄ ÓÔÁÔÔÄÅÓÓÅÎ ÅÉÎÅ .ÕÔÚÂÁÒÍÁÃÈÕÎÇ ÄÅÒ ȵÕÎÕm-

ÇßÎÇÌÉÃÈÅÎ 5ÎÇÌÅÉÃÈÈÅÉÔȰ ÅÉÎÇÅÆÏÒÄÅÒÔ (vgl. ebd.). Condorcet will den Unterricht in 

Kurse aufteilen und hier bei Bedarf Verbindungen und Alleinstellungen ermögli-

chen.  

Auch in Preußen gab es zahlreiche Versuche, das Jahrgangsklassensystem zu modi-

fizieren. Besonders herausgehoben wird in der Literatur das Mannheimer Modell 

von Sickinger, dass eine noch stärkere Untergliederung vorsah. Nach Ingenkamp 

greift Sickinger dabei auf das angesprochene Gutachten von Herbart zurück und 

schafft unter anderem ein System aus Haupt-, Förder- und Hilfsklassen für unter-

schiedlich leistungsfähige Schülerinnen und Schüler, Vorbereitungsklassen für hö-

here Schulen und Schulkindergärten und weiteres mehr. Als Leitgedanke dieses 

Systems formuliert Ingenkamp die Homogenisierung der Schulklasse nach der 

Leistungsfähigkeit. Auch für dieses System fanden sich Kritiker. Es wird Geißler 

erwähnt, der das System mit dem pädagogischen Großbetrieb verglich und das 

Streben nach einer Effektivitätssteigerung kritisiert (vgl. Ingenkamp 1969, 26). 

Jenzer konstatiert, dass die Jahrgangsklasse in der Schweiz etwa um das Jahr 1870 

so weit etabliert war, dass sie eine monopolistische Stellung eingenommen und 

andere Organisationsformen zunehmend zurückgedrängt hat (vgl. Jenzer 1991, 

362ff.). Als Beleg werden u.a. die Schulbücher angeführt, die sich seitdem fast aus-

schließlich nur noch einem Jahrgang zuwenden. Ingenkamp beklagt für Deutsch-

land, dass die Einrichtung der Jahrgangsklasse ohne jede theoretische Grundle-

gung geschieht, einem Verwaltungsschematismus folgend (vgl. Ingenkamp 1969, 

281). Jenzer schließt sich dieser Einschätzung für die Schweiz an (vgl. Jenzer 1991, 

365).  



 28 

1.3.1 Die Phase der Reformpädagogik 

Jenzer schließt seinen Überblick im Wesentlichen mit dem Monopol der Jahr-

gangsklasse 1870 ab. Zwar verweist er noch darauf, dass es in der Folge unzählige 

6ÅÒßÎÄÅÒÕÎÇÅÎ ÁÎ ÄÅÒ /ÒÇÁÎÉÓÁÔÉÏÎ ÄÅÓ +ÌÁÓÓÅÎÕÎÔÅÒÒÉÃÈÔÓ ËÁÍȟ ÕÎÄ ÒßÕÍÔ ȵÅÉÎÅÎ 

ersten Höhepunkt mit der Reformpädagogik der 20er und 30er Jahre [... und] einen 

zweiten in der Zeit kurz vor und vor allem nach 1968 [ein, aber; MK] zu grundsätz-

ÌÉÃÈÅÎ +ÕÒÓßÎÄÅÒÕÎÇÅÎ ËÁÍ ÅÓ ÉÎ ÄÅÒ 0ÒÁØÉÓ ÔÒÏÔÚ ÇÕÔÅÎ !ÎÓßÔÚÅÎ ÎÉÃÈÔȰ (Jenzer 

1991, 400). Jenzer schreibt, dass 1991 etwa 80% der Primarlehrer in der Schweiz 

in Jahrgangsklassen unterrichten. Wenngleich dieser Darstellung im Grunde nicht 

zu widersprechen ist, so bleibt zumindest für die Grundschulpädagogik doch der 

große Einfluss der Reformpädagogik zu beachten. Für die Organisation von Lern-

gruppen in der Grundschule des 20. Jahrhunderts sind zwei gegenläufige Argu-

mentationsstränge festzuhalten: einerseits die reformpädagogischen Bestrebun-

gen und andererseits die Modernisierungstendenzen. 

Seit der Einrichtung der Jahrgangsklassen im 19. Jahrhundert gab es im ersten 

Drittel des 20. Jh.s zurzeit der Reformpädagogik erstmals wieder Bestrebungen, 

Schülerinnen und Schüler in jahrgangsgemischten Klassen zu unterrichten. Darauf 

sei hier noch in der gebotenen Kürze eingegangen und die wesentlichen Merkmale 

an drei Beispielen aufgezeigt.  

1.3.1.1 Der Gesamtunterricht nach Berthold Otto 

Das Konzept des Gesamtunterrichts erscheint sowohl aus heutiger Sicht unge-

wöhnlich und stellt zu Beginn des 20. Jh.s einen so radikalen Bruch mit dem etab-

lierten Jahrgangsklassensystem dar, dass es kurz dargestellt werden sollte. Die 

Grundidee des Gesamtunterrichts entstammt Ottos Hauslehrerschule. In einem 

Text von 1913 schildert er den Gesamtunterricht in Analogie zum gemeinsamen 

Tisch im Familienkreis: 

ĂDer Gesamtunterricht [...] bezieht sich auf das Zusammensein der ganzen 

Schule, wo 6jährige bis 17jährige zusammen sind. Gerade daran liegt es mir 

außerordentlich viel, an der geistigen Gemeinschaft verschiedener Lebensalter. 

Es ist das auch, wodurch die Familie in der geistigen Ausbildung der Kinder den 

bisherigen Schulen entschieden überlegen ist. Ich möchte an jeden einzelnen 

der Anwesenden appellieren, an seine Jugendzeit zurückzudenken, ob er nicht 

sehr vieles von den wichtigsten Erkenntnissen, von dem wirklichen Verstehen 

der Welt mindestens ebenso sehr, vielleicht mehr, den Gesprächen am häusli-

chen Tisch, am Elterntisch verdankt, als auch sehr geschickten Bemühungen 
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der Lehrer in der Schule. Jedenfalls muss ich von mir sagen, dass es so ist [...] 

Das liegt eben daran, dass ganz verschiedene geistige Entwicklungsstadien 

dort sich aneinander anpassen. Man muss am Familientisch so sprechen, dass 

die Kinder es schließlich alle verstehen, und ebenso müssen wir hier, wenn wir 

uns vom 6jährigen bis 17jährigen hinauf verständigen wollen, die Verständi-

gungsmittel in der Sprache und in der ganzen Darstellungsweise dessen, was 

wir gesehen, gedacht und erlebt haben, so einrichten, dass wir zu einer gegen-

seitigen Verständigung gelangen. Wir haben dadurch mehr, als es bei einer rein 

gleichaltrigen Klasse der Fall sein kann, ein Abbild der Art und Weise, wie die 

Menschen selbst bei der Erforschung der Welt geistig miteinander verkehren; 

denn die verschiedenen Menschen, die auf verschiedenen Gebieten tätig sind, 

stehen selbstverständlich auf recht verschiedenen Standpunkten, und die ge-

genseitige Verständigung fällt mitunter recht schwer. Gerade darauf bereitet 

unsere Art des Gesamtunterrichts, der Gesamtschule von vornherein vor. Sie 

bereitet auch darauf vor, dass die Menschen verschiedene Interessen haben 

und dass eine gewisse Toleranz, eine gegenseitige Achtung und Duldung geübt 

und, wo sie nicht vorhanden sein sollte, gelernt wird. Darin erziehen die Kinder 

sich hier in der Gesamtunterrichtsstunde gegenseitig.ñ (Otto 1913, 7f.) 

)Î ÅÉÎÅÒ &ÕħÎÏÔÅ ÅÒÇßÎÚÔ /ÔÔÏ ÎÏÃÈȟ ÄÁÓÓ ÅÓ ×ÅÓÅÎÔÌÉÃÈ ÓÅÉȟ ȵÄÁÓÓ ÍÁÎ ÄÉÅ +ÉÎÄÅÒ 

fragen lässt und ihnen auf ihre Fragen in möglichst verständlicher Weise antwor-

tet. Das lässt sich gleich beim Beginn im ersten Schuljahr durchführen. Und ehe 

ÍÁÎ ÓÉÃÈÓ ÖÅÒÓÉÅÈÔȟ ËÏÍÍÔ ÍÁÎ ÁÕÆ ÄÉÅÓÅ ÎÁÔİÒÌÉÃÈÅ 7ÅÉÓÅ ÚÕ ÁÌÌÅÎ ȴ&ßÃÈÅÒÎȭȟ ÄÉÅ 

ÄÅÒ ,ÅÈÒÐÌÁÎ ÖÏÒÓÃÈÒÅÉÂÔȰ (ebd., 8). 

Ottos Schule sieht keinen ununterbrochenen Gesamtunterricht vor, ein großer Teil 

des Unterrichts wird auch hier in Stufen oder Neigungskursen durchgeführt. Ein 

radikaler Umbruch zum Organisationsprinzip der Jahrgangsklasse zeigt sich hier 

dennoch. Der Vergleich mit dem Familientisch ist offensichtlich, Otto vergleicht 

den Gesamtunterricht aber darüber hinaus auch noch mit einem Abbild wissen-

schaftlicher Praxis. Damit verweist er auf das neugierige und wissbegierige Kind, 

welches durch die verschiedenen Anderen nicht am Lernen gehindert, sondern im 

Gegenteil durch die Verschiedenheit angeregt wird und neuen und erweiterten 

Impulsen ausgesetzt ist. Darüber hinaus expliziert er, dass der Umgang mit den 

6ÅÒÓÃÈÉÅÄÅÎÈÅÉÔÅÎ ȵÇÅÇÅÎÓÅÉÔÉÇÅ !ÃÈÔÕÎÇ ÕÎÄ $ÕÌÄÕÎÇȰ İÂÔȟ ÁÌÓÏ ÄÉÅ ÓÏÚÉÁÌÅ +Ïm-

petenz fördert. Unterrichtszeit war in der Hauslehrerschule nicht ins Detail ver-

plant, sondern wurde offen je nach Bedarf angelegt (vgl. Oelkers 1989, 113). Dabei 

sieht er offensichtlich eine Berücksichtigung des Lehrplans auf natürliche Weise 

gewährleistet, auf der anderen Seite setzt er seine Schule damit deutlich von der 
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systematischen Verfasstheit von SchÕÌÅ ÁÂȢ ȵ/ÔÔÏ ÇÒÅÉÆÔ ÄÁÓ !ÐÒÉÏÒÉ ÄÅÓ ,ÅÈÒÐÌÁÎÓ 

an, seine sachlogisch begründete Existenz, die den Vorgaben der wissenschaftli-

ÃÈÅÎ $ÉÓËÕÓÓÉÏÎ ÆÏÌÇÔȟ ÏÈÎÅ ÁÎ ÄÉÅ ,ÅÒÎ×ÅÉÓÅÎ ÄÅÒ +ÉÎÄÅÒ ÇÅÂÕÎÄÅÎ ÚÕ ÓÅÉÎȢȰ (Oel-

kers 1989, 126) Zwang und Lernen waren bei Otto nicht vereinbar, also wurde 

niemand zum lernen oder arbeiten gezwungen (vgl. Oelkers 1989, 112). Ottos pä-

dagogisches Weltbild unterscheidet sich enorm vom damaligen Zeitgeist, geht er 

doch vom interessierten und wissbegierigen Kind aus, das eigene Entscheidungen 

ÚÕ ÔÒÅÆÆÅÎ ÉÎ ÄÅÒ ,ÁÇÅ ÉÓÔȢ ȵ$ÉÅ ȴ(ÁÕÓÌÅÈÒÅÒÓÃÈÕÌÅȭ ÓÅÔÚÔ ÁÕÆ ÄÉÅ &ÒÅÉÈÅÉÔ ÄÅÓ +ÉÎÄÅÓȟ 

×ÅÉÌ ÓÉÅ ÆİÒ ÄÁÓ ,ÅÒÎÅÎ ÄÅÓ 'ÅÉÓÔÅÓ ÄÉÅ 6ÏÒÁÕÓÓÅÔÚÕÎÇ ÉÓÔȰ (Oelkers 1989, 112). Im 

jahrgangsübergreifenden Gesamtunterricht steht nicht das gegenseitige Helfen im 

Vordergrund, sondern mehr eine Horizonterweiterung am Familientisch, die wir 

später in ähnlicher Weise auch bei Maria Montessori finden.  

1.3.1.2 Die Jahrgangsmischung bei Maria Montessori 

Maria Montessori betrachtet jahrgangsgemischte Klassen als eine Form natürli-

cher Umgebung, wie die Familie eine darstellt (vgl. Montessori 1972, 202f.). In 

mehreren Texten hebt Montessori heraus, dass eine Altersmischung in der Klasse, 

ÓÉÅ ÓÐÒÉÃÈÔ ÈÉÅÒ ÖÏÎ ÄÅÒ ȵ+ÉÎÄÅÒÇÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔȰ (ebd.), ein sehr natürlicher Umstand 

sei, der aber in den Schulen eine Besonderheit darstelle:  

ĂSie [die Kindergesellschaft; MK] wurde durch Zufall gebildet, aber f¿r einen 

weisen Zweck. Die Kinder, die sich in einer geschlossenen Umwelt vereinigt 

hatten, waren aus verschiedenen Altersgruppen (von drei bis sechs Jahre). 

Normalerweise wird das in den Schulen nicht so gehandhabt, so lange zumin-

dest nicht, als die Älteren nicht geistig zurückgeblieben sind. Die Kinder werden 

immer altersmäßig in Klassen zusammengefasst[...].  

Als einige unserer Lehrerinnen das Kriterium der Gleichaltrigkeit in den Klassen 

anwenden wollten, zeigten die Kinder selbst die sich daraus ergebenden 

Schwierigkeiten auf. In der Familie ist es schließlich das gleiche. Eine Mutter 

kann sechs Kinder haben und doch den Haushalt leicht führen. Die Schwierig-

keiten beginnen bei Zwillingen oder bei Gruppen gleichaltriger Kinder, denn es 

ist mühsam kleine Kinder zu betreuen, die alle dasselbe benötigen. Die Mutter, 

die sechs Kinder verschiedenen Alters hat, ist viel besser dran als die mit nur 

einem Kind. [...] Die Familien haben oft mit den erstgeborenen Schwierigkeiten, 

nicht mit den darauffolgenden Kindern. Die Eltern glauben, das liege an ihrer 

größeren Erfahrung, aber der wahre Grund ist, dass die Kinder Gefährten ha-

ben.  

Das Interessante an der Gesellschaft sind die verschiedenen Typen.ñ (Montes-

sori 1972, 202f.)  
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Vieles an diesem Abschnitt könnte diskutiert werden. Akzeptieren wir den Aus-

schnitt aber als historisches Zeugnis, sehen wir mit der Analogie zur Familie eine 

erste deutliche Parallele zu Ottos Konzeption. Dabei steht die Familie nicht aus-

schließlich für einen Ort der Geborgenheit, sondern zeigt sich sowohl bei Otto wie 

auch bei Montessori ein Verständnis der Familie als Bildungsinstitution. Montes-

sori führt in der Folge aus, warum die verschiedenen Typen so wichtig sind. Zu-

ÎßÃÈÓÔ ËÏÍÍÔ ÓÉÅ ÁÕÆ ÄÁÓ ÇÅÇÅÎÓÅÉÔÉÇÅ (ÅÌÆÅÎ ÚÕ ÓÐÒÅÃÈÅÎȡ ȵ5ÎÓÅÒÅ 3ÃÈÕÌÅÎ ÈÁÂÅÎ 

bewiesen, dass sich die Kinder verschiedenen Alters untereinander helfen; die 

Kleinen sehen, was die Größeren tun, und bitten sie um Erklärungen, die diese 

ÉÈÎÅÎ ÇÅÒÎ ÇÅÂÅÎȢ %Ó ÉÓÔ ÅÉÎ ÒÅÇÅÌÒÅÃÈÔÅÒ 5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔ ɍȢȢȢɎȰ (Montessori 1972, 203). 

Auch bei Montessori geht das Lernen der Kinder voneinander von den Fragen der 

+ÉÎÄÅÒ ÁÕÓȢ $ÉÅ %ÒÚÉÅÈÕÎÇ ÂÅÒÕÈÔ ÈÉÅÒ ÎÉÃÈÔ ÁÕÆ ÄÅÒ ȵ'ÅÓÃÈÉÃËÌÉÃÈËÅÉÔ ÄÅÓ ,ÅÈÒÅÒÓȰȟ 

ÓÏÎÄÅÒÎ ÖÏÌÌÚÉÅÈÔ ÓÉÃÈ ÁÌÓ ȵ3ÅÌÂÓÔÅÒÚÉÅÈÕÎÇ ÄÅÓ +ÉÎÄÅÓȰ ÎÁÃÈ ÅÉÎÅÍ ȵÎÁÔİÒÌÉÃÈÅÎ 

"ÁÕÐÌÁÎȰ (vgl. Oelkers 1989, 127f.). Zentral wird dieser Gedanke bei Montessori in 

der Idee des geistigen Spaziergangs. Montessori führt dazu aus, dass es zwar Klas-

sen unterschiedlicher Jahrgänge in ihren Schulen gäbe, die der Altersgruppe von 3-

6jährigen und die der Kinder von 7-9 Jahren, allerdings wären die Klassen nicht 

streng voneinander getrennt, so dass die Altersgruppen durchaus miteinander 

+ÏÎÔÁËÔ ÈßÔÔÅÎȢ ȵ%s gibt also Begrenzungen, aber keine Trennungen, und alle 

Gruppen stehen miteinander in Verbindung. Jede Gruppe hat ihre Umgebung, aber 

ÉÓÔ ÎÉÃÈÔ ÉÓÏÌÉÅÒÔȢ %Ó ÂÅÓÔÅÈÔ ÉÍÍÅÒ ÄÉÅ -ĘÇÌÉÃÈËÅÉÔ ÚÕ ÅÉÎÅÍ ÇÅÉÓÔÉÇÅÎ 3ÐÁÚÉÅÒÇÁÎÇȰ 

(Montessori 1972, 204). An anderer 3ÔÅÌÌÅ ÎÅÎÎÔ ÓÉÅ ÄÉÅÓÅÓ 0ÈßÎÏÍÅÎ ÁÕÃÈ ȵÉÎÔÅl-

ÌÅËÔÕÅÌÌÅÎ "ÅÓÕÃÈȰ ÏÄÅÒ ȵÉÎÔÅÌÌÅËÔÕÅÌÌÅ 7ÁÎÄÅÒÕÎÇȰ (Montessori 1967, 98). Es  

Ăkann ein Dreijªhriges schauen, wie ein Neunjªhriges die Quadratwurzel zieht. 

Es fragt, was es tut. Gibt ihm die Antwort keine Inspiration, geht es in seine 

Klasse zurück, der Sechsjährige aber schaut mit Interesse zu und wird vielleicht 

inspiriert werden. Durch diese Freiheit sieht man die Intelligenzgrenzen jedes 

Lebensalters. So entdeckten wir, dass Kinder von acht und neun Jahren das 

Wurzelziehen verstanden, das zu der Zeit zwölf- bis vierzehnjährige Kinder 

lernten. So begriffen wir auch, dass das Kind im Alter von acht Jahren Interesse 

für Algebra hat und dann gerne daran arbeitet. So macht man nicht allein durch 

das Lebensalter Fortschritte, sondern auch durch die Freiheit, zu gehen, wohin 

man will. [...] Der Jüngere ist begeistert, weil er weiß, was der Ältere tut, und 

der  ltere ist begeistert, weil er einen anderen lehren kann, was er selber weiÇñ 

(ebd.). 
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Der Vergleich mit der natürlichen Situation der Familie und die Möglichkeit zu ei-

ÎÅÍ ȵÇÅÉÓÔÉÇÅÎ 3ÐÁÚÉÅÒÇÁÎÇȰ ÓÔÅÌÌÅÎ ÄÉÅ (ÁÕÐÔÁÒÇÕÍÅÎÔÅ ÆİÒ ÄÉÅ !ÌÔÅÒÓÍÉÓÃÈÕÎÇ ÉÎ 

der Montessoripädagogik dar. Den Kindern wird auf diese Weise die Freiheit ein-

geräumt, Interessen zu entwickeln und diesen nachzugehen. Während Otto in sei-

nem Gesamtunterricht ganz auf ein natürliches Verhältnis von Lehren und Lernen 

setzt und einen abstrakten didaktischen Zusammenhang ausschließt (vgl. Oelkers 

1989, 125f.), wird dieser didaktische Zusammenhang bei Montessori doch zumin-

dest stark reduziert ɀ auf die vorbereitete Umgebung (vgl. ebd., 129). Wie Otto be-

tont auch Montessori die Förderung sozialer Kompetenz durch die Altersmi-

schung. Sehr deutlich führt sie aus, wie Kinder auf die Einhaltung der Regeln ach-

ten, gleichzeitig aber ein Verständnis füreinander aufbringen, die zu gegenseitiger 

Bewunderung gereicht (vgl. Montessori 1972, 206ff.). 

So stark hier auch die Parallelen zu Berthold Otto ins Auge springen, so unüber-

sehbar sind auch die Unterschiede. Bei Otto bleibt der Gesamtunterricht zunächst 

auf das Gespräch als Medium beschränkt, während bei Montessori Elemente der 

Aktion und Interaktion stärker betont werden ɀ die Kinder sehen, was andere tun. 

Montessori mischt drei Jahrgänge miteinander, begründet dies aber nicht explizit. 

Es ist aber naheliegend und zu vermuten, dass Montessori von einer Vervielfälti-

gung der Interessen und Kooperationsmöglichkeiten ausging und die Unterschiede 

bei drei Jahrgängen dennoch nicht zu groß seien, als dass sich die Kinder nicht 

mehr für die Auseinandersetzung mit den Anderen interessierten (vgl. Stein 2003, 

9ff.). Ein weiterer Grund besteht bei Montessori in der Bedeutung der Gleichaltri-

gen. Kinder wählen ihre Freunde häufig aus der Gruppe der Kinder gleichen Alters. 

Da Freundschaften sehr wichtig sind, müssen die Gruppen gleichen Alters groß 

genug sein, um auch eine Wahl der Freunde überhaupt noch zu ermöglichen (vgl. 

Stein 2003, 13). 

Montessori betont noch einen weiteren Vorteil der Altersmischung, der bei Otto 

ebenfalls anklingt.  

ĂDie Hauptsache ist, dass die Gruppen verschiedene Altersstufen umfassen, 

weil das großen Einfluss auf die Bildungsentwicklung des Kindes hat. [...] Sie 

können sich kaum vorstellen, wie gut ein kleines Kind von einem älteren Kind 

lernt; wie geduldig das ältere Kind mit den Schwierigkeiten des jüngeren ist. Es 

sieht beinahe aus, als ob das jüngere Kind für das ältere einen Arbeitsstoff dar-

stellte. Ich habe oft aufgehört, sie zu beobachten und gedacht: Ist das für das 

ältere Kind nicht eine Vergeudung von Zeit? Aber dann wurde mir klar, dass, 
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wenn man etwas lehrt, einem selbst der Gegenstand klarer wird. Durch nichts 

lernen sie mehr als durch das Lehren anderer, besonders wenn sie den Ge-

genstand nicht sehr gut beherrschen. Denn die Anstrengungen der anderen 

wirken wie eine Fehlerkontrolle für sie selbst und regen sie an, mehr Kenntnis 

zu erwerben, um dem anderen zu vermitteln, was er brauchtñ (Montessori 1979, 

87).  

Dieses Argument wird auch heute häufig zur Begründung einer Jahrgangsmi-

schung angeführt (vgl. Hinz/Sommerfeld 2004, 172; Laging 2003a, 18).  

1.3.1.3 Peter Petersens Jena-Plan-Schule 

Auch Peter Petersen lieferte ein bekanntes Modell jahrgangsübergreifenden Ler-

nens. Im kleinen Jena-Plan bescheinigt Petersen der Jahrgangsklasse den Bankrott 

und listet überregionale und internationale Daten dazu auf, wie hoch der Anteil 

derjenigen Schülerinnen und Schüler ist, die das Schulsystem planmäßig durchlau-

fen haben. Dabei wird deutlich, dass in etwa 50% eines jeden Jahrgangs ihre Schul-

laufbahn auf der Volksschule durch Sitzenbleiben verspätet beenden und von die-

sen wiederum ein nicht unerheblicher Teil zudem ganz ohne Abschluss mitten im 

Schuljahr aus der Schule austritt. An den höheren Schulen zeigt sich ein ähnliches 

Bild (vgl. Petersen 1996, 22f.). 

Die Schülerinnen und Schüler werden an der Jena-Plan-Schule in jahrgangsüber-

greifenden Stammgruppen aufgeteilt, jede Stammgruppe umfasst drei Jahrgänge.  

ĂIn allen Schulen, auch in ein- und zweiklassigen Schulen, sollte die Stamm-

gruppenbildung folgendermaßen erfolgen:  

Die Untergruppe vereine die Kinder des 1.-3. Schuljahres. Auf keinen Fall sollte 

man die Kinder des 4. Schuljahres mit hineinnehmen, auch nicht um der rein 

schulpolitischen, unpªdagogischen vierjªhrigen ĂGrundschuleñ ein Opfer zu 

bringen. [...] Die Mittelgruppe besteht aus Kindern des 4.-6. Schuljahres, die 

Obergruppe aus Schülern des 6./7. bis 8. Schuljahres, die Jugendlichengruppe 

aus solchen des 8./9. bis 10. Schuljahresñ (Petersen 1996, 41f.).  

Schraut und Gronert konstatieren, die Bildung altersgemischter Lerngruppen an 

Jena-Plan-3ÃÈÕÌÅÎ ÅÒÆÏÌÇÅ ȵÕÍ ÄÅÎ 7ÉÓÓÅÎÓÕÎÔÅÒÓÃÈÉÅÄȟ ÄÉÅ %ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇÓÄÉÓÐÁÒi-

tät, das Bildungsgefälle, allgemein die Heterogenität innerhalb einer Lerngruppe 

noch zu vergrößern, also pädagogiscÈ ÇÅÓÅÈÅÎ ÄÉÅ ȴ3ÐÁÎÎÕÎÇȭ ÚÕ ÅÒÈĘÈÅÎȰ 

(Schraut/Gronert 2009, 391; Herv. i.O.). Allerdings steht hier keine didaktische 

Struktur im Hinblick auf den (Fach)-Unterricht im Vordergrund, sondern die Bil-

ÄÕÎÇ ÅÉÎÅÒ ȵ3ÃÈÕÌÇÅÍÅÉÎÄÅȰȢ $ÅÒ "ÅÇÒÉÆÆ ÄÅÒ 'ÒÕÐÐÅ ÈÅÂÔ ÓÉÃÈ für Petersen vom 

"ÅÇÒÉÆÆ ÄÅÒ +ÌÁÓÓÅ ÄÅÕÔÌÉÃÈ ÁÂȢ %Ò ÖÅÒÓÔÅÈÔ ÕÎÔÅÒ ÄÅÒ 3ÔÁÍÍÇÒÕÐÐÅ ȵÅÉÎÅ 3ÏÚÉÁl-
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form, die sich unter Führung eines erwachsenen Erziehers planvoll gestaltet, ab-

sichtlich Mittel der geistigen Gemeinschaft sein will und unabhängig daran arbei-

tet, ihre Organisationseinheit als bloßes Mittel zu erhalten, sie niemals Selbstzweck 

×ÅÒÄÅÎ ÚÕ ÌÁÓÓÅÎȰ (Petersen 1996, 43f.). Der höchste Zweck liege, so weiter, in der 

ȵÕÍÆÁÎÇÅÎÄÅÎ )ÄÅÅ ÄÅÒ 3ÃÈÕÌÇÅÍÅÉÎÄÅȰ (ebd.). Die Begriff der Gemeinschaft wie-

derum grenzt sich vom Begriff der Gesellschaft dadurch ab, dass letztere ein 

ȵ+ÁÍÐÆÖÅÒÂÁÎÄȰ ÓÅÉȟ ÄÕÒÃÈ .ÏÔÌÁÇÅÎ ÅÎÔÓÔÁÎÄÅÎ ÕÎÄ ÓÏÌÁÎÇÅ ÚÕÓÁÍÍÅÎÈÁÌÔÅÎÄȟ 

wie der Zusammenhalt zur Beseitigung der Notlage dienlich sei. In einer Gesell-

ÓÃÈÁÆÔ ÓÅÉÅÎ ÉÍÍÅÒ ȵ-ÁÃÈÔÉÎÔÅÒÅÓÓÅÎ [...] zur Befriedigung des praktischen Bedürf-

ÎÉÓÓÅÓȟ ÕÍ ÄÅÓÓÅÎÔ×ÉÌÌÅÎ ÄÉÅÓÅ 3ÏÚÉÁÌÆÏÒÍ ÇÅÂÉÌÄÅÔ ×ÕÒÄÅȰ (Petersen 1996, 14) 

festzustellen. Gemeinschaft dagegen zeichnet sich bei Petersen durch freie Dyna-

ÍÉË ÁÕÓȟ ȵÄÉÅ ÖÏÎ ÉÈÒ ÕÍÓÃÈÌÏÓÓÅÎÅÎ %ÉÎÚÅÌÍÅÎÓÃÈÅÎ ÏÒÄnen sich in voller Freiheit 

um eines Geistigen willen ihr ein oder einer geistigen Idee unter. In der Gemein-

schaft gäbe es keine Machtinteressen und keinerlei soziale Rangordnung (vgl. 

ebd.)Ȣ :×ÁÒ ÇÉÂÔ ÅÓ ÉÎ ÄÅÒ 'ÅÍÅÉÎÓÃÈÁÆÔ ȵ&İÈÒÅÒȰ ɀ und in der Schule bei Petersen 

gibt es diese auch auf mehreren Ebenen sowohl bei Lehrern wie auch bei Schülern 

ɀ &İÈÒÕÎÇ ÓÅÉ ÁÂÅÒ ÁÌÓ ȵ'ÎÁÄÅÎÇÁÂÅȰ ÖÅÒÌÉÅÈÅÎ ÕÎÄ ÄÉÅÓÅ ÓÔİÎÄÅÎ ÄÅÓÈÁÌÂ ÁÕħÅr-

halb der sozialen Ordnung. 

In der Jena-Plan-Schule wird die Schule demnach als Gemeinschaft verstanden und 

die Schulgemeinde in Stammgruppen unterteilt. Schule als Lebensgemeinschaft 

ÓÏÌÌ ÈÉÅÒ ×ÉÒËÅÎ ȵÁÌÓ ÐßÄÁÇÏÇÉÓÃÈ ÇÅÓÔÁÌÔÅÔÅÒ :ÕÓÁÍÍÅÎÈÁÎÇȢ 5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔ ÉÓÔ ÅÉÎÅ 

&ÕÎËÔÉÏÎ ÄÅÓ ÇÅÌÉÎÇÅÎÄÅÎ 3ÃÈÕÌÌÅÂÅÎÓȟ ÎÉÃÈÔ ÅÔ×Á ÕÍÇÅËÅÈÒÔȰ (Oelkers 1989, 

118). Bei Petersen ist also die Organisation der Lerngruppen ein Mittel zur zentra-

len Gemeinschaftsfunktion von Schule und unterscheidet sich damit deutlich von 

den Konzeptionen, die Montessori und Otto vorgelegt haben und in denen die fa-

miliären ɀ und damit auch gemeinschaftlichen ɀ Strukturen der Lerngruppen ein 

Mittel zur zentralen Funktion des Unterrichts und des Lernens in der Schule wa-

ren.  

Anzumerken ist hier sicherlich, dass der pädagogische Ansatz Petersens politisch 

nicht als unproblematisch eingeordnet werden kann. Die Gemeinschaft steht in 

ÄÉÅÓÅÒ +ÏÎÚÅÐÔÉÏÎ ËÏÎÔÒßÒ ÚÕ ÅÉÎÅÒ ÌÉÂÅÒÁÌÅÎ 3ÔÁÁÔÓÁÕÆÆÁÓÓÕÎÇ ÕÎÄ ȵÌßÓÓÔ ÓÉÃÈ ÎÕÒ 

schwer mit einer Erziehung in einer demokratischen und offenen Gesellschaft ver-

ÂÉÎÄÅÎȰ (Burk 2007, 30). Es sind nicht allein fragwürdige Bezeichnungen, wie die 

des Führers in der Schule, auch die Einschränkungen, die für den vielfach bei Pe-
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tersen verwendeten Begriff der Freiheit gelten sollen. Petersen behauptet zwar, in 

seiner Schulgemeinschaft, die sich durch unterschiedliche Positionen unter Leh-

rern und Schülern, die sich eben auch durch bestimmte Rechte und Pflichten aus-

zeichnen, zusammensetzt, gäbe es weder Machtinteressen noch auch nur soziale 

2ÁÎÇÏÒÄÎÕÎÇÅÎȢ 0ÌÁÕÓÉÂÅÌ ×ÉÒÄ ÄÁÓ ÎÕÒ ÉÎ ÅÉÎÅÒ ,ÅÓÁÒÔȟ ȵÄÉÅ ÉÎÄÉÖÉÄÕÅÌÌÅ !ÕÔÏÎo-

mie mit den %ÎÔÆÒÅÍÄÕÎÇÓÔÅÎÄÅÎÚÅÎ ÄÅÒ ȵ'ÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔȰ ÚÕÓÁÍÍÅÎÂÒÉÎÇÔ ÕÎÄ ÁÌÓ 

ÇÌÅÉÃÈÓÁÍ ÐÈÙÓÉËÁÌÉÓÃÈÅ 6ÅÒÅÉÎÚÅÌÕÎÇȰ (Oelkers 1989, 168) ansieht. Individualität 

als bedeutungsvolles Moment menschlicher Identität wird hier mehr oder weniger 

ausgespart. Gleichwohl hält Oelkers Petersens Schulmodell zugute, dass auf der 

Ebene der theoretischen Auseinandersetzung keine Übertragung der pädagogi-

schen Weltanschauung auf die Schule stattgefunden habe (vgl. Oelkers 1989, 120).  

1.3.1.4 Ergebnissicherung aus den reformpädagogischen Ansätzen 

Es bleibt noch festzuhalten, dass an dieser Stelle stellvertretend drei Positionen 

der Reformpädagogik angeführt wurden ɀ allesamt im Hinblick auf die Organisati-

on von jahrgangsübergreifenden Lerngruppen in der Schule und der jeweiligen 

Argumentationen. Alle drei Positionen sind recht populär und in der Literatur gut 

dargestellt. Ottos Ansatz des Gesamtunterrichts war einer der ersten und radikals-

ten Gegenentwürfe zur Jahrgangsklasse seit ihrer Einführung im 19.Jh. Auch die 

Ansätze Montessoris und Petersens sind durchaus als Gegenentwürfe zur Jahr-

gangsklasse zu lesen, setzen sie sich doch explizit von ihr ab. Zudem konnten sich 

beide Ansätze in der Grundschulpädagogik in Deutschland (teilweise auch interna-

tional und über die Grundschule hinaus) etablieren, setzten vor allem in der Praxis 

des Grundschulunterrichts deutliche Impulse, die auch weit über das reformpäda-

gogische Kapitel hinaus einflussreich waren11. Außerdem sorgten sie trotz der flä-

chendeckenden Einrichtung von Jahrgangsklassen dafür, dass der jahrgangsüber-

greifende Unterricht in den Grundschulen durchaus immer ein ɀ wenn auch zeit-

weise randständiges ɀ Thema war (vgl. etwa die Praxisberichte aus Burk 1996 o-

der Laging 2003). Die Tatsache, dass diese drei Positionen lediglich unter dem Ge-

sichtspunkt der Organisation von Lerngruppen betrachtet werden, bringt eine ge-

zwungenermaßen ausschnitthafte Betrachtung mit sich, die jede der Positionen 

unvermeidlich verkürzt und ein Stück weit auch aus dem historischen wie theore-

tischen Zusammenhang herauslöst. Damit kann die Arbeit den reformpädagogi-
                                                        
11

 Etwa in der Diskussion um den Offenen Unterricht wird darauf hingewiesen, dass er seine Wurzeln in 

der Reformpädagogik hat (vgl. etwa Knauf 2001, 106f.). 
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schen Überlegungen keineswegs gerecht werden, allerdings muss sie an dieser 

Stelle auch eine Begrenzung erfahren. 

1.3.2 Überlegungen zu Organisationsformen in der Bundesrepublik 

Nach der Blütezeit der Reformpädagogik gibt es zunächst wenig über klare Positi-

onen zu schulischen Organisationsformen zu berichten. In der Zeit des NS-Regimes 

wurden Schulen mehr oder weniger egalisiert, in der Nachkriegszeit setzten sich, 

nach anfänglichen Bestrebungen der Siegermächte in Deutschland ein an das ame-

rikanische comprehensive educational system angelehntes Bildungssystem zu reali-

sieren (vgl. Herrlitz u.a. 2005, 158), doch konservativ-konfessionelle Positionen 

durch (vgl. ebd., 162). Neben der Normalschule existierten die reformpädagogisch 

orientierten Schulen vor allem im Grundschulbereich weiter. Die Jena-Plan-Schule 

beispielsweise überdauerte die Weimarer Republik, die NS-Zeit und die SBZ und 

wurde 1950 in der ehemaligen DDR aufgelöst. 1952 wurde in Köln die erste Peter-

Petersen-Schule in der Bundesrepublik gegründet (vgl. Rosenmaarschule 2011; 

Traub 2003, 122)12.  

1.3.2.1 Ingenkamps Kritik an der Jahrgangsklasse 

Erst im Rahmen der Bildungsreformdebatte der 1960er und 1970er Jahre wurde 

die Jahrgangsklasse erneut diskutiert. 1969 legt Ingenkamp mit seiner Habilitati-

onsschrift eine umfangreiche Studie zur Jahrgangsklasse vor, deren Ausführungen 

zum historischen Abriss in der vorliegenden Arbeit bereits mehrfach als Quellen 

herangezogen wurden. 

Ingenkamp weist in seiner Arbeit sehr deutlich auf die Probleme der Jahrgangs-

klasse hin und konstatiert, dass offenbar unhinterfragt angenommen werde, in 

Zeiten des Massenunterrichts sei keine andere Organisationsform als die Jahr-

gangsklasse praktikabel (vgl. 1969, 29). Nach seiner Ansicht würde aber die Jahr-

gangsklasse eine angemessene und frühzeitig einsetzende Förderung von Kindern 

durch den festgesetzten Einschulungstermin verhindern. Dieser führe dazu, dass 

Kinder immer später eingeschult werden und eine institutionalisierte Förderung 

erst mit der Aufnahme in die Schule greife, obwohl durch Untersuchungen die Be-

deutung frühkindlichen Lernens längst geklärt sei. In den USA beispielsweise wür-

                                                        
12

 Traub schreibt von einer Gründung in den 1980er Jahren, aus der Chronik der Rosenmaarschule geht 

allerdings eine intensive Auseinandersetzung und Orientierung mit dem Jenaplan ab dem Jahr 1952 her-

vor. 
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den Kinder ÉÎ ÅÉÎÅÍ !ÌÔÅÒ ÂÅÓÏÎÄÅÒÓ ÇÅÆĘÒÄÅÒÔȟ ÄÁÓ ÂÅÉ ÕÎÓ ȵÂÅstenfalls bewahren-

ÄÅÎ %ÉÎÒÉÃÈÔÕÎÇÅÎȰ İÂÅÒÌÁÓÓÅÎ ÂÌÉÅÂÅ (vgl. Ingenkamp 1969, 30f.). Auch würde 

dieser Umstand dazu führen, dass an einer vermeintlich homogenen psychischen 

Entwicklung von Kindern gleichen Alters festgehalten werde (vgl. ebd., 32f.), eben-

so wie an der Vorstellung der potentiellen Gewährleistung gleichmäßiger Lern-

fortschritte aller Kinder in allen Unterrichtsfächern (vgl. ebd., 34f.). Diese Vorstel-

lung wiederum führe zu der Idee gleicher Leistungsniveaus und der Vergleichbar-

keit von Zensuren (vgl. ebd., 36f.). Daneben sei ein stets aufs neue vorgetragenes 

Argument für die Einführung der Jahrgangsklasse der Anstieg der Schülerzahlen 

gewesen und mit dem Hinweis auf eine hohe Schülerzahl würde auch an der Jahr-

ÇÁÎÇÓËÌÁÓÓÅ ÆÅÓÔÇÅÈÁÌÔÅÎȢ !ÂÅÒ ȵÓÏÌÁÎge es die Jahrgangsklasse gibt, taucht auch 

die Forderung nach Senkung der Klassenfrequenzen auf. Daraus folgt, dass das 

System doch nicht so gut für den Massenunterricht geeignet ist, für den es angeb-

ÌÉÃÈ ÄÉÅ ÂÅÓÔÅ ,ĘÓÕÎÇ ÄÁÒÓÔÅÌÌÅÎ ÓÏÌÌȢȰ (ebd., 39) Schließlich setzt sich Ingenkamp 

noch mit dem staatlichen Interesse an der Jahrgangsklasse auseinander. Das einzi-

ge, überhaupt pädagogische Argument für die Jahrgangsklasse sei der Hinweis auf 

die Gemeinschaftsbildung durch die Klassengemeinschaft, die für ein Bestehen in 

der Erwachsenenwelt bedeutsam sei. Die Klassengemeinschaft sei, so die Argu-

mentation weiter, in den durch Individualisierung partikularisierenden reformpä-

dagogisch orientierten Schulen vermeintlich deutlich weniger stark ausgeprägt. 

Betrachte man aber die Arbeitswelt der Erwachsenen, so lassen sich sehr hetero-

gene Arbeits- und Beschäftigungsverhältnisse und die Notwendigkeit zur Herstel-

lung und Aufrechterhaltung sozialer Kontakte zu Personen aus sehr unterschiedli-

chen Gruppen festzustellen. Hier würden aber wohl eher differenzierte Formen 

gemeinsamen Unterrichts helfen, in der Erwachsenenwelt auszukommen (vgl. 

ebd., 40f.). 

 

$ÉÅ %ÒÇÅÂÎÉÓÓÅ ÓÅÉÎÅÒ 5ÎÔÅÒÓÕÃÈÕÎÇ ÚÕ ȵ&ÒÁÇÅÎ ÄÅÒ *ÁÈÒÇÁÎÇÓËÌÁÓÓÅȰ (ebd., 46) 

stützen die Argumentation. Ingenkamp wird nicht müde zu erwähnen, dass die 

Jahrgangsklasse eingerichtet und aufrecht erhalten wurde, ohne sich auf eine pä-

dagogische Theorie berufen zu können. Sehr wohl würden sie aber die Schuladmi-

nistration und damit die staatliche Kontrolle über die Schulen erleichtern (vgl. 

Ingenkamp 1969, 281).  
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- Jahrgangsklassen sind der Untersuchung zufolge weder alters- noch leis-

tungshomogen. Die Maßnahmen der Homogenisierung, Zurückstellungen 

und Sitzenbleiben, bleiben diesbezüglich auch ohne Effekt. Durch Zurück-

stellungen wird ÉÍ 5ÎÔÅÒÓÕÃÈÕÎÇÓÚÅÉÔÒÁÕÍ ÅÉÎ ȵÅÒÈÅÂÌÉÃÈÅÒ !ÎÔÅÉÌȰ ÁÎ 

schulreifen Kindern von der Schule zurückgehalten. Das Problem verschärft 

sich insbesondere, da die zurückgestellten Kinder keine Förderung erfahren 

(vgl. ebd.). 

- Das Prinzip der Altershomogenität wird unterbrochen, um leistungshomo-

gene Gruppen zu gewährleisten. Leistungshomogenität lässt sich aber nicht 

herstellen, da diese sich an allen Fächern gleichermaßen orientieren müss-

te, da es keine fachspezifischen Gruppen gibt (vgl. ebd., 283ff.). 

- Verteilung auf verschiedene Sekundarschultypen: die Heterogenität ver-

schärft sich im Laufe der Grundschulzeit, deshalb lassen sich die drei Schul-

formen weiterführender Schulen begründen. Es lassen sich aber auch nicht 

drei leistungshomogene Gruppen ausmachen, angemessene Lenkung und 

Förderung des Begabungspotenzials erfolgt aber ebenso wenig (vgl. ebd., 

286ff.).  

- Wirkung von Unterrichtssituation: es zeigt sich, dass die Situation erhebli-

chen Einfluss auf den Lernerfolg eines Schülers hat und Ingenkamp ver-

wendet in dieseÍ :ÕÓÁÍÍÅÎÈÁÎÇ ÄÅÎ "ÅÇÒÉÆÆ ȵ3ÃÈÕÌÓÃÈÉÃËÓÁÌȰȢ )ÎÓÂÅÓÏÎÄe-

re an Grundschulen sei das Schicksal von wenigen Parametern bestimmt 

und tendenziell festgeschrieben, da es in der Regel kein Fachlehrersystem 

gäbe (vgl. ebd., 291ff.)  

- Beurteilungswesen: Schule bleibt eine bürokratische Zuteilungsapparatur 

von Lebenschancen und erfüllt keines der Kriterien für ein dem System an-

gemessenes Beurteilungswesen (vgl. ebd., 294). 

 

Die Studie ɀ veröffentlicht 1969 ɀ hatte damals großen Einfluss und wird bis heute 

rezipiert und als Referenz angeführt, wenn es um die Jahrgangsklasse geht. Apel 

bescheinigt ihr noch 2002 eine hohe Relevanz und unterstreicht die aufgeführten 

+ÒÉÔÉËÐÕÎËÔÅ ÁÎ ÄÅÒ *ÁÈÒÇÁÎÇÓËÌÁÓÓÅȟ ȵÄÉÅ ÉÎ ÅÒÓÔÅÒ ,ÉÎÉÅ ÁÕÓ ÏÒÇÁÎÉÓÁÔÏÒÉÓÃÈÅÎ 

'ÒİÎÄÅÎ ÅÉÎÇÅÒÉÃÈÔÅÔ ×ÕÒÄÅȰ (Apel 2002, 56). Er führt in diesem Zusammenhang 

allerdings auch an, dass Ingenkamp offenbar übersehen oder ausgespart habe, 

ȵÄÁÓÓ ÄÁÓ ÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅ ,ÅÒÎÅÎ ÍÉÔ ÁÎÄÅÒÅÎ ÁÕÃÈ ÓÉÎÎÖÏÌÌ ÉÓÔȟ ×ÅÉÌ ÄÉÅ /ÒÉÅÎÔÉÅÒÕÎÇ 



 39 

an anderen und die Einfügung in einen sozialen KontÅØÔ ÖÅÒÌÁÎÇÔ ×ÉÒÄȰ (Apel 2002, 

56). Dieser Einwand übersieht aber offenbar, dass alternative Organisationsfor-

men gemeinsames Lernen nicht ausschließen und ähnelt sehr stark der bei Ingen-

kamp referierten Kritik an den reformpädagogisch orientierten Schulen, dass dort 

wegen der Individualisierung keine Klassengemeinschaften existierten (vgl. Ingen-

kamp 1969, 40). 

1.3.2.2 Die Debatte um die Gesamtschule und ein modernes Schulwesen 

In der Folge gab es eine kurze Auseinandersetzung um die Jahrgangsklasse, die 

sich in einem Spannungsfeld rund um Differenzierung bewegte: einerseits wollte 

man etwa im Kontext der Gesamtschuldebatte Möglichkeiten stärkerer Individua-

lisierung und Differenzierung schaffen, andererseits sah man gerade das stark ge-

gliederte Schulwesen als modern an und versuchte, wenig gegliederte Schulen ab-

zuschaffen bzw. umzustrukturieren, zu denen auch kleine Schulen zählten, in de-

nen aus Gründen einer geringen Anzahl an Schülerinnen und Schülern wenige 

jahrgangsgemischte Klassen gebildet wurden. 

1964 hat der Deutsche Ausschuss für das Erziehungs- und Bildungswesen mit den 

ȵ%ÍÐÆÅÈÌÕÎÇÅÎ ÆİÒ ÄÅÎ !ÕÆÂÁÕ ÄÅÒ (ÁÕÐÔÓÃÈÕÌÅȰ (1966, 366ff.; bzw. 1964) die 

Ausgliederung von Grund- und Hauptschule aus der Volksschule in Gang gesetzt. 

Dieser Prozess sollte allerdings über Jahre dauern, da zunächst die entsprechende 

Infrastruktur für zwei neue Schulformen geschaffen werden musste13. Vor allem 

auf dem Land blieb die wenig gegliederte Volksschule weiterhin der Normalfall. 

ȵ.ÏÃÈ ρωφχ ×ÁÒÅÎ σπ 0ÒÏÚÅÎÔ ÁÌÌÅÒ 6ÏÌËÓÓÃÈÕÌÅÎ ÅÉÎ- bis ÄÒÅÉËÌÁÓÓÉÇȢȰ (Meyer-

Lüttge 1997, 36) Bildungspolitisch wurde die gegliederte Schule zum Symbol einer 

modernen Schule. Außerdem geriet man unter Druck, als unter dem Stichwort der 

ȵ"ÉÌÄÕÎÇÓËÁÔÁÓÔÒÏÐÈÅȰ (vgl. Picht 1964) ökonomische Defizite des Bildungswesens 

(vgl. Herrlitz u.a. 2005, 171) nicht nur offenbar, sondern zugleich höchst öffentlich 

wurden.  

1970 legt die Bundesregierung in ihrem Bildungsbericht fest, dass sie mindestens 

durch Jahrgangsklassen gegliederte Grundschulen (vgl. Bundesminister 1970, 43) 

und Hauptschulen (ebd., 48) erreichen will. Trotz der Konzipierung des Primarbe-

                                                        
13

 Dazu wurden in dem Zusammenhang weitere Entwicklungen angestoßen. So wurden in Nordrhein-

Westfalen Schulversuche eingerichtet, die neue Lehrpläne erproben sollten, es wurden Schulreifeuntersu-

chungen in den Blick genommen und sollten der Mathematik- und der Deutschunterricht reformiert wer-

den (vgl. Kultusminister 1972; Muth/Topsch 1973). 
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reichs als zweistufige Schulform (mit der Eingangs- und der Grundstufe), spricht 

sich der Deutsche Bildungsrat im Strukturplan für das Bildungswesen ÅÂÅÎÆÁÌÌÓ ȵÂÉÓ 

auf weiterÅÓȰ ÆİÒ ÄÉÅ *ÁÈÒÇÁÎÇÓËÌÁÓÓÅ ÁÕÓ (vgl. Deutscher Bildungsrat 1970, 131). 

Allerdings weist der Bildungsrat in dem Zusammenhang deutlich darauf hin, dass 

keine leistungshomogenen Klassen angestrebt werden dürfen, sondern durch leis-

tungsheterogene Gruppen anregungsreiche Zusammensetzungen geschaffen wer-

den sollen (vgl. ebd., 72f.). Für die Sekundarstufe legt der Strukturplan eine fach-

spezifische Differenzierung in Leistungsgruppen nahe, und schränkt somit gleich-

zeitig die Bedeutung der Schulformen ein (ebd., 74). Womit sich die Debatte in den 

Bereich der Gesamtschuldiskussion verlagert hat, wo es anfangs durchaus Überle-

gungen für jahrgangsübergreifende Lerngruppen gegeben hat (vgl. Keim 1978, 

101). Mit der Einrichtung von Gesamtschulen erhoffte man sich, ein höheres Maß 

an Chancengleichheit im Bildungssystem zu implementieren. Dies sollte erreicht 

werden durch die Vermeidung einer frühen Entscheidung hinsichtlich zu erwar-

tender Schulabschlüsse und durch eine Einteilung der Lerngruppen in Fachleis-

tungskurse, die durch jahrgangshomogene Gruppen ergänzt wurde.  

ĂEndlich hofft man, dass durch das Zusammensein der Sch¿ler eines Alters-

jahrgangs in Kernklassen von besseren Schülern und Schülern mit hohen 

Schulabschlusserwartungen auf Schüler mit schwächeren Leistungen und nie-

deren Schulabschlusserwartungen Modellwirkungen ausgehen, die in einem 

segregierten Schulsystem unmºglich oder zumindest sehr erschwert wªrenñ 

(Fend u.a. 1976, 68f.). 

 Die Vergleichsstudie, die im Auftrag des Deutschen Bildungsrates durchgeführt 

wurde, bestätigte im übrigen, dass sich diese Hoffnung erfüllte (vgl. ebd. 87ff.). 

Einen Überblick über die Organisationsformen von Lerngruppen in Bezug auf die 

Gesamtschule liefert Wolfgang Keim in einem Aufsatz von 197814. Er lehnt sich 

dabei an die Systematik von Ingenkamp an und arbeitet die dort vorgelegten Prob-

leme der Jahrgangsklassen an der mittlerweile gut zehnjährigen Erfahrung in Ge-

samtschulen ab und bezieht die Untersuchung zum Schulversuch der Gesamtschu-

le von Fend mit ein15. 

                                                        
14

 Zuerst veröffentlicht 1977. 
15

 Einen konkreten Einblick zu Organisationsformen an Gesamtschulen liefert etwa Schmidt. Hier finden 

sich im Kern genau die von Keim herausgestellten Aspekte am Beispiel einer Gesamtschule aus Nord-

rhein-Westfalen wieder (vgl. Schmidt 1973). Weitere Forschungsergebnisse finden sich beispielsweise 

bei Fend (1976) und bei Keim (1975).  
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Zu den Kritikpunkten: (1) verbindlicher Fächerkanon und einheitliche Leistungs-

anforderungen vs. Wahlfreiheit und Leistungsdifferenzierung: Die Möglichkeiten 

der Kern- und Kurssysteme der Gesamtschule wurden tatsächlich wahrgenommen. 

In der Untersuchung von Fend zeigte sich, dass nur etwa ein Drittel der Jahrgangs-

klasse in allen Fächern gleiche Niveaus besuchten (vgl. Keim 1978, 104). Beson-

ders deutlich waren die Unterschiede vom untersten Niveau der Gesamtschule zur 

Hauptschule. Die Gesamtschule zeigte hier, dass das System der Niveaustufen eine 

erhebliche Durchlässigkeit ermöglichte und Sitzenbleiben nahezu ausschloss. 

Trotzdem nennt Keim die Ergebnisse suboptimal, was an den gesellschaftlichen 

Bedingungen liege, denn solange etwa bestimmte Leistungen für einen Abschluss 

benötigt werden, ist eine vollkommene Wahlfreiheit nicht gewährleistet (vgl. Keim 

1978, 104).  

(2) homogene vs. heterogene Altersgruppen: heterogene Altersgruppen brechen 

mit dem Prinzip der Altersorientierung, da sich gezeigt hat, dass die entwicklungs-

psychologischen Modelle, die Lebensaltern bestimmte Entwicklungsstufen zuord-

nen, überholt sind. In heterogenen Altersgruppen sollten dann leistungsfähigere 

mit älteren und leistungsschwächere Schülerinnen und Schüler mit jüngeren zu-

sammen lernen ɀ was allerdings immer noch eine Orientierung am Alter bedeutet 

hätte. Hierzu gab es zwar Pläne, die aber nicht umgesetzt wurden, weil man hier 

ÄÉÅ ȵ'ÅÆÁÈÒ ÅÉÎÅÒ ȴ(ÅÒÁÂÓÅÔÚÕÎÇ ÄÅÒ $ÕÒÃÈÌßÓÓÉÇËÅÉÔȭ Ú×ÉÓÃÈÅÎ ÖÅÒÓÃÈÉÅÄÅÎÅÎ .i-

ÖÅÁÕÇÒÕÐÐÅÎȰ ÆİÒÃÈÔÅÔÅȢ %Ó ×ÕÒÄÅ ÁÕÃÈ ÁÎ 'ÅÓÁÍÔÓÃÈÕÌÅÎ am Jahrgangsprinzip 

festgehalten (vgl. ebd., 106).  

(3) subjektive Zensurengebung vs. objektive Leistungsmessung: es wurde keine 

objektive Leistungsmessung erreicht. Man betrachtete das Ziel der objektiven Leis-

tungsmessung aber auch kritisch, da sie standardisierte Tests mit sich gebracht 

hätte. Bezüglich standardisierter Tests zur Leistungsmessung war man der Auffas-

sung, diese würden lediglich der Selektion und nicht der Förderung dienen (vgl. 

ebd., 107ff.). 

(4) starres Jahrgangssystem vs. flexible Differenzierung: die praktizierten Formen 

werden als unbefriedigend bezeichnet, da einerseits zu viele Standards herrschen, 

die Wahlmöglichkeiten einschränken und die Wahlmöglichkeiten insgesamt zu 

partiell sind. Motive zur Wahl eines Faches sind auch die Schulabschlusswünsche 

und nicht allein Interesse und Neigung. Es lässt sich aber eine Tendenz zur Diffe-

renzierung feststellen (siehe auch (1)). Diese bringt aber auch Nachteile mit sich, 
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etwa eine hohe Mobilität der Schüler und erschwerte Aufnahmen sozialer Bezie-

hungen (vgl. ebd., 109ff.).  

(5) Klassengemeinschaft vs. soziale Integration und soziales Lernen: Keim hebt 

heraus, dass die Klassengemeinschaft in der Literatur als das positivste Moment 

der Jahrgangsklasse herausgestellt wird, dieser aber Zwangsgemeinschaft entge-

gengehalten werden kann. Akzeptable Modelle bilden nach Keim nicht Kern- und 

Kursgruppen, sondern für alle Fächer Stammgruppen, die dann wiederum in 

Kleingruppen leistungs- oder schichtspezifisch unterteilt werden. Mit dem Fokus 

auf die Rolle des Lehrers wird hervorgehoben, dass das Fachlehrersystem einge-

schränkt wird und stattdessen Lehrerteams bestimmten Kerngruppen zugeordnet 

werden (vgl. Keim 1978, 112f.). 

Keim kommt zu folgendem Schluss: Das Kern-Kurssystem der Gesamtschulen kann 

nicht alle Schwachstellen des Jahrgangsprinzips ausräumen, liefert aber dennoch 

mit einer verstärkten Individualisierung, einer erhöhten Durchlässigkeit und dem 

fast vollständigen Ausräumen des Problems des Sitzenbleibens einige Vorteile. 

Dennoch erscheint es zu starr und unflexibel und immer noch zu sehr am System 

und zu wenig am Schüler orientiert (vgl. Keim 1978, 114f.).  

 

In der Folge ist die Gesamtschule neben dem dreigliedrigen Schulsystem einge-

führt worden, ist aber in ihrer Bedeutung, allein durch die geringe Zahl an Gesamt-

schulen, recht eingeschränkt. In der Sekundarstufe I finden wir in der Gesamtschu-

le eine Kombination aus Jahrgangsklassen und Niveaukursen, die in ähnlicher 

Form auch in der Sekundarstufe II an Gesamtschulen und auch an Gymnasien ein-

gerichtet wurde (vgl. Fend 1980, 77f.). In seiner Schultheorie kommt Fend noch 

einmal auf die Jahrgangsklasse zurück. Er unterscheidet zwischen dem geschichte-

ten Schulsystem und dem differenzierten (vgl. Fend 1980, 77). Er weist das deut-

sche Schulsystem dem geschichteten stratifizierten zu, da das einzige Merkmal für 

eine Zuweisung in eine Lerngruppe das Alter sei. Dies habe zwei Konsequenzen: 

einmal die sehr grobe Erfassung der Lernvoraussetzungen und in der Folge das 

Problem der Sitzenbleiber, zum anderen die Konsequenz, dass der Unterricht auf 

die durchschnittlichen Lernvoraussetzungen anzupassen sei. Weiter sieht das 

Schulsystem vor, dass ein Aufstieg in die nächsthöhere Klasse von den Leistungen 

in allen Fächern abhängt und nicht jedes Fach einzeln betrachtet wird. Demgegen-

über stellt er die Gesamtschule als differenziertes Schulmodell (vgl. ebd., 79).  
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1.3.2.3 Fragen der Differenzierung im Kontext von Organisationsformen 

Auch über die Gesamtschuldebatte hinaus sind Fragen der Organisation von Lern-

gruppen diskutiert worden. Mit Klafki und Heckhausen spiegeln zwei Texte aus 

der Zeit der Bildungsreformdebatte zwei unterschiedliche Ansatzpunkte wider16. 

Klafki beschreibt 1972 die Schwierigkeiten der Curriculumsentwicklung in Bezug 

auf bildungsgerechte Differenzierungsformen. Es werden mehrere Grundformen 

ÖÏÎ $ÉÆÆÅÒÅÎÚÉÅÒÕÎÇ ÕÎÔÅÒÓÃÈÉÅÄÅÎȢ +ÌÁÆËÉ ÓÐÒÉÃÈÔ ÓÉÃÈ ÁÕÓ 'ÒİÎÄÅÎ ÄÅÒ ȵ7ÁÈÒÕÎÇ 

ÄÅÓ 0ÒÉÎÚÉÐÓ ÄÅÒ 'ÌÅÉÃÈÈÅÉÔ ÄÅÒ "ÉÌÄÕÎÇÓÃÈÁÎÃÅÎȰ (Klafki 1972, 70) dafür aus, hete-

rogene Schulklassen einzurichten, die nicht in Niveaustufen untergliedert werden. 

Hierzu führt er zahlreiche internationale Untersuchungen an. Grundsätzlich seien 

Formen der äußeren Differenzierung als letzter Schritt zu unternehmen, sondern 

zunächst die Möglichkeiten innerer Differenzierung auszuschöpfen (71ff.). 

Auch Heckhausen diskutiert in einer Untersuchung aus dem Kontext der Bildungs-

kommission des Deutschen Bildungsrates das Für und Wider von innerer und äu-

ßerer Differenzierung. Zwei Forderungen an das Schulsystem sind Anlass zu den 

Überlegungen: die Pluralität der Gesamtgesellschaft soll innerhalb der Schule ab-

gebildet werden17 und Chancenungleichheit durch Herkunft und soziokulturellen 

Status der Schülerinnen und Schüler auszugleichen versuchen (vgl. Heckhausen 

1970, 210f.). Grundsätzlich spricht er sich für die Beibehaltung der Jahrgangsklas-

ÓÅ ÁÕÓȟ ÄÁ ÄÉÅÓÅ &ÏÒÍ ÄÅÒ 'ÒÕÐÐÉÅÒÕÎÇ ÅÉÎÅÒ 3ÔÁÍÍËÌÁÓÓÅ ȵÎÉÃÈÔ ÎÕÒ ÁÄÍÉÎÉÓÔÒÁÔi-

ÖÅ 6ÏÒÔÅÉÌÅȰ ÈÁÂÅȟ ÓÉÅ ÈÏÍÏÇÅÎÉÓÉÅÒÅ ÄÉÅ +ÉÎÄÅÒ ȵÎÁÃÈ ÖÉÅÌÅÎ ÉÎÔÅÌÌÅËÔÕÅÌÌÅÎ ÕÎÄ 

nicht intellektuellen Entwicklungscharakteristika, die eine Fülle wichtiger Rand-

bedingungen des Unterrichts gewährleisten (wie Interessen, Einstellungen, Sozial-

beziehungen, Ich-Entwicklung). Das Lebensalter ist deshalb ein kaum ersetzbarer 

Gruppierungsfaktor für den Globalentwicklungsstand, weil die umweltspezifischen 

Entwicklungsanreize in einem hohen Maße auf tradierte sozio-kulturelle Alter s-

ÎÏÒÍÅÎ ÆÅÓÔÇÅÌÅÇÔ ÓÉÎÄȰ (Heckhausen 1970, 217). Andererseits führt er aber auch 

plausible Argumente gegen eine zu frühe äußere Differenzierung nach Lernvor-

aussetzungen an: es habe in England Untersuchungen geben, die zeigen, dass dies 

                                                        
16

 Dabei entstammen die Texte unterschiedlichen Diskussionssträngen. Wolfgang Klafki bezog sich in 

seinem Text auf die Debatte um die Curriculumentwicklung. Er war der Meinung, dass hier auch struktu-

relle Probleme thematisiert werden sollten. Der Text von Heckhausen kommt aus dem Gutachtenband zu 

Begabung und Lernen.  
17

 Der Klassengemeinschaft und ihren Funktionen wird im entsprechenden Kapitel zu den pädagogischen 

Implikationen nachgegangen (C.1). 
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der Chancengleichheit widerspräche, da sehr schnell Klassen aus unteren Milieu-

schichten und Klassen aus oberen Milieuschichten gebildet würden (vgl. ebd., 216).  

Über einen längeren Zeitraum lässt sich eine relativ einheitliche und zeittypische 

Begrifflichkeit ausmachen, mit der bestimmte Organisationsformen beschrieben 

wurden. Die Schulen, in denen die Klassen nicht durchgängig als Jahrgangsklassen 

geführt wurden, bezeichnete man als wenig gegliederte oder nicht voll ausgebaute 

Schulen. Damit kommt zum Ausdruck, dass man diese Schulen ɀ oft kleine Schulen 

und deshalb zeitweise auch als Zwergschulen bezeichnet ɀ, die häufig auf dem 

Land anzutreffen waren, als rückständig betrachtete gegenüber den modernen 

ausgebauten Grund- oder Volksschulen (vgl. Ipfling 2007, 62; Heilig/Knörzer 1985, 

3ff.). In den 80er Jahren wurden Schulen und Schulverwaltung mit dem Problem 

konfrontiert, dass regional ein dauerhafter Bevölkerungsrückgang dazu führte, 

dass Schulen nicht voll ausgebaut werden konnten, bzw. sogar wieder zurückge-

führt werden mussten, um eine Schule vor Ort überhaupt halten zu können. Das 

Problem tauchte später in vergleichbarer Weise auch in anderen Bundesländern 

auf18.  

1.3.2.4 Kleine Grundschulen und Chancengleichheit 

Die Problematik kulminiert in der symbolischen Kunstfigur der katholischen Ar-

beitertochter vom Lande, 1965 durch Dahrendorf in einem Plädoyer gegen sozial-

strukturelle Bildungsungleichheiten postuliert (vgl. Dahrendorf 1965, 48).  

ĂEine F¿lle von Untersuchungen dokumentierte unwiderlegbar, dass Kinder aus 

niederen Sozialschichten, Kinder aus ländlichen Gebieten und Mädchen in hö-

heren Schulen unterrepräsentiert waren, die Gymnasien bei aufkommenden 

Schwierigkeiten rascher verließen, seltener das Abitur machten und seltener 

studierten. [...] Es galt, das Grundgesetz auch für die Schule einzulösen. Kinder 

etwa, die auf dem Land wohnten, durften nicht aufgrund des Wohnorts und vor-

handener Schullaufbahntraditionen benachteiligt seinñ (Knörzer 1985b, 22).  

Entsprechend wurde in einer Studie von Knörzer untersucht, ob Kinder in jahr-

gangsgemischten Klassen Benachteiligungen erfahren. In der Untersuchung von 

Knörzer u.a. wurden Kinder aus jahrgangskombinierten Klassen und regulären 

Jahrgangsklassen hinsichtlich der Schulleistungen, der Einstellung zur Schule, der 

                                                        
18

 In mehreren Bundeslªndern gab es in den 1990er Jahren ein Programm ĂKleine Grundschulenñ, mit 

dem Ziel, in Regionen, die von Bevölkerungsrückgang betroffen waren, Grundschulen vor Ort zu erhal-

ten. Eine Möglichkeit, kleine Grundschulen zu halten, bestand darin, jahrgangsübergreifende Klassen 

einzurichten, um dadurch Lehrerstellen einzusparen (vgl. etwa Sandfuchs 1997 oder Schmidt/Mett 2002, 

148ff.). 
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Selbsteinschätzung, der Leistungsmotivation, ihrem Verhalten im Unterricht und 

weiterem mehr miteinander verglichen. 

Schulleistungen: Schülerinnen und Schüler des vierten Schuljahres aus jahrgangs-

kombinierten Klassen unterscheiden sich kaum von denen aus Jahrgangsklassen. 

In kombinierten Klassen zeigen die Kinder signifikant kompetenteren Umgang mit 

Hilfsmitteln. In dritten Klassen zeigen die Kinder aus Jahrgangsklassen mit Aus-

nahme des Umgangs mit Hilfsmitteln etwas bessere Leistungen, ohne dass signifi-

kante Unterschiede ausgemacht werden können (vgl. Knörzer 1985a, 14ff.). 

Übergang zur weiterführenden Schule: Aus den Grundschulempfehlungen der un-

tersuchten Klassen geht hervor, dass Kinder aus jahrgangskombinierten Klassen 

deutlich häufiger eine Empfehlung für den Besuch eines Gymnasiums erhalten (vgl. 

Knörzer 1985b, 25). Es wurden weiterhin noch Übertrittsängste untersucht, die 

bei Kindern aus jahrgangskombinierten Klassen deutlich häufiger auftreten, als bei 

denen aus Jahrgangsklassen.  

Einstellungen zur Schule: +ÉÎÄÅÒ ÁÕÓ ÊÁÈÒÇÁÎÇÓËÏÍÂÉÎÉÅÒÔÅÎ +ÌÁÓÓÅÎ ÇÅÈÅÎ ȵÌÉÅÂÅÒ 

in die Schule, haben eine positivere Einstellung zum Lernen, sehen ihre Leh-

rer[Innen] und Klassenkamerad[Inn]en in einem günstigeren Licht und registrie-

ren in ihren Klassen mehr Hilfsbereitschaft als dies bei Schüler[Inne]n in Jahr-

ÇÁÎÇÓËÌÁÓÓÅÎ ÄÅÒ &ÁÌÌ ÉÓÔȢȰ (Knörzer 1985c, 33) Allerdings rekurrieren diese ɀ fast 

durchweg signifikanten ɀ Unterschiede fast ausschließlich auf die Ergebnisse aus 

den vierten Schuljahren. Im dritten Schuljahr finden sich zwischen den Organisati-

onsformen kaum Unterschiede. Knörzer interpretiert die Ergebnisse dahingehend, 

dass jüngere Kinder in kombinierten Klassen in der ungünstigeren, ältere in der 

günstiÇÅÒÅÎ 2ÏÌÌÅ ÓÅÉÅÎȢ %Ó ÓÅÉ ȵÅÂÅÎ ÓÃÈĘÎȟ ÚÕ ÄÅÎ ×ÅÉÔÅÒ &ÏÒÔÇÅÓÃÈÒÉÔÔÅÎÅÎ ÚÕ 

ÇÅÈĘÒÅÎ ÕÎÄ ÄÉÅÓ ÔßÇÌÉÃÈ ÚÕ ÅÒÌÅÂÅÎȢȰ (ebd., 35) 

Selbsteinschätzung und Leistungsmotivation: Schülerinnen und Schüler in kombi-

nierten Klassen schätzen sich selbst besser ein, als die Vergleichsgruppe aus Jahr-

gangsklassen. Dies trifft wieder insbesondere auf die vierten Schuljahre zu (vgl. 

Knörzer 1985d, 39ff.). 

ViertklässlerInnen aus kombinierten Klassen sind erfolgszuversichtlicher als Kin-

der aus Jahrgangsklassen. Bei DrittklässlerInnen zeigt sich ein umgekehrter Trend 

(vgl. Knörzer 1985e, 49f.). 

Unterrichtsstunden: Die Schülerinnen und Schüler aus beiden Organisationsfor-

men unterschieden sich in ihrem Verhalten in den untersuchten Unterrichtsstun-
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den kaum voneinander. Die Autoren sehen hier deutliche Zusammenhänge zu dem 

Umstand, dass sich auch der Unterricht in beiden Organisationsformen kaum von-

einander unterschied. Allerdings ließ sich feststellen, dass die Kinder aus kombi-

nierten Klassen bei den Lösungen der Aufgaben signifikant besser abschnitten, als 

die in den Jahrgangsklassen und auch eine signifikant deutlichere Leistungssteige-

rung von den Einzel- zu den Gruppenarbeitsphasen bei diesen Kindern zu ver-

zeichnen war (vgl. Grass/Hole 1985, 81ff.). 

Unterrichtsorganisation: Die Untersuchung ergab, dass in beiden Organisations-

formen die Möglichkeiten der Individualisierung und Differenzierung bei weitem 

nicht ausgeschöpft werden. Die kombinierten Klassen werden meist gemeinsam 

unterrichtet, Differenzierungsmaßnahmen ɀ erst recht denkbare flexible Differen-

zierungen nach einzelnen Unterrichtssituationen ɀ waren kaum festzustellen. Die 

Lehrerinnen und Lehrer praktizierten unabhängig von der Organisationsform 

vorwiegend Einzel- und Stillarbeit, in jahrgangsgemischten Klassen wurde fast 

durchgängig ein Helfersystem eingerichtet, das leistungsstarke ältere Kinder mit 

der Betreuung leistungsschwächerer jüngerer Kinder beauftragt (vgl. Kolb 1985, 

108ff.). 

 

Durch die Ergebnisse der Untersuchung Knörzers wird eines deutlich. Die Organi-

sationsform und die didaktische Ausrichtung des Unterrichts sind nicht miteinan-

der zu verwechseln. Aus der Organisationsform der Klasse lässt sich nicht auf die 

didaktische Umsetzung schließen. Sicher gibt es trotz des seit ihrer Einführung 

bestehenden Kritikpunktes an der Jahrgangsklasse, diese laufe der Vielfalt von Un-

terrichtsformen zuwider und habe für die Schülerinnen und Schüler einen stark 

egalisierenden Effekt (vgl. Feige 2004, 408), auch in Jahrgangsklassen hoch diffe-

renzierenden und individualisierenden Unterricht. Wie Knörzer zeigt, gibt es auch 

in jahrgangsgemischten Klassen egalisierende Unterrichtsformen (vgl. Kolb 1985, 

110f.).  

1.4 Aktuelle Perspektiven auf Organisationsformen in der Grundschule 

Die Unterscheidung zwischen Organisationsform und didaktischer Umsetzung ge-

rät auch im Forschungsüberblick den Roßbach (1996, 2003) mit dem Fokus auf 

einen Vergleich von jahrgangsübergreifenden und jahrgangsbezogenen Organisa-

tionsformen des Unterrichts liefert, in den Blick. Die Datenlage ist allerdings insge-
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samt recht schmal, es werden lediglich drei Untersuchungen aus Deutschland und 

sechs internationale Untersuchungen angeführt. Die Untersuchung von Knörzer 

stellt dabei die aktuellste deutsche Untersuchung dar. In früheren Arbeiten von 

Fippinger (1967) und Furch-Krafft (1979) wurden keine Unterschiede im Leis-

tungsbereich von jahrgangsgemischten und jahrgangsbezogenen Klassen festge-

stellt (vgl. Roßbach 2003, 82). Im internationalen Bereich bestätigt die Untersu-

chung von Veenman (1995), die in einer Meta-Analyse 56 Untersuchungen einbe-

zieht, dieses Ergebnis ɀ auch hier werden im Leistungsbereich keine Unterschiede 

festgestellt. Im sozial-ÅÍÏÔÉÏÎÁÌÅÎ "ÅÒÅÉÃÈ ÚÅÉÇÅÎ ÓÉÃÈ ȵÂÅÓÔÅÎÆÁÌÌÓ ÓÅÈÒ ÎÉÅÄÒÉÇÅ 

Tendenzen zugunsten des Unterrichts in jahrgangskombinierten und altersge-

misÃÈÔÅÎ 'ÒÕÐÐÅÎȰ (Roßbach 2003, 86). Pratt (1983), Cotton (1993) und Katz, 

Evangelou und Hartmann (1989) finden in ihren Untersuchungen jeweils keine 

Unterschiede im Bereich von Schulleistungen zwischen altersgemischten und Jahr-

gangsklassen und positive Effekte im Bereich sozialer und emotionaler Entwick-

lung bei den altersgemischten Klassen (vgl. ebd., 85). Die Untersuchung von Sun-

dell (1994), bei der ausschließlich der Mathematikunterricht in den Blick genom-

men wurde, zeigt wiederum keine Auswirkungen im sozial-emotionalen Bereich, 

im Bereich der Leistungen allerdings positive Effekte des jahrgangshomogenen 

Unterrichts (vgl. Roßbach 2003, 86). Gutierrez und Slavin (1992) haben den Un-

terricht  in altersgemischten Klassen noch einmal differenziert. In Klassen, in denen 

altersgemischte, aber leistungshomogene Gruppen gebildet wurden, zeigten sich 

positive Auswirkungen auf die Leistungen. In Klassen, die altersgemischt organi-

siert waren und in denen individualisierend unterrichtet wurde, zeigten sich keine 

Leistungsunterschiede zu jahrgangshomogenen Klassen (vgl. Roßbach 2003, 84f.). 

Roßbach zieht daraufhin den Schluss, dass die Ergebnisse keine sehr dramatische 

Diskussion in Bezug auf die Jahrgangsmischung in Deutschland rechtfertigen (vgl. 

ebd., 87).  

Interessant an diesem Überblick erscheint zudem die Perspektive auf die didakti-

sche Konzeption des jeweils untersuchten Unterrichts. So unterscheidet beispiels-

weise Veenman (1995) zwischen multi-aged und multi-graded classes. Als multi-

age classes werden Klassen bezeichnet, bei denen Heterogenität ganz bewusst 

herbeigeführt wird, als multi-graded classes entsprechend Klassen, in denen 

überwiegend aus pragmatischen Gründen lediglich unterschiedliche Jahrgänge 

zusammengefasst werden. Diese Unterscheidung findet sich entsprechend auch in 
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der Diskussion um das jahrgangsgemischte Lernen in Deutschland. Die Unter-

scheidung deutet darauf hin, dass nicht nur die Organisation der Lerngruppen und 

die Ergebnisse des Unterrichts, sondern auch die didaktische Umsetzung des Un-

terricht s in den Blick zu nehmen ist. Diesbezüglich haben die Untersuchungen von 

Gutierrez und Slavin (1992), von Sundell (1994) und von Veenman übereinstim-

mend Schwächen eines individualisierten Unterrichts ausgemacht. Dieser führe 

nämlich zu vermehrten Phasen von Stillarbeit und zum vermehrten Umgang mit 

unterschiedlichen aber vor allem schriftlichen Arbeitsmaterialien und gleichzeitig 

zu einer Reduktion der direkten Zuwendung durch die Lehrpersonen. Damit wer-

den die Implikationen zu einem jahrgangsgemischten Unterricht, der sich als Ge-

genentwurf zur Jahrgangsklasse sieht, deutlich in Frage gestellt.  

 

Als Gegenentwurf zur Jahrgangsklasse wird jahrgangsgemischter Unterricht auch 

im Kontext der Neuen Schuleingangsstufe verstanden. Hanke verweist etwa auf 

zwei grundsätzliche Argumentationen für jahrgangsgemischte Lerngruppen: 

pragmatische und pädagogische (vgl. Hanke 2007b, 309). Während die pragmati-

schen Gründe in der Regel strukturell bedingt sind und jahrgangsgemischte Grup-

pen gebildet werden, um etwa kleine Grundschulen als Standorte zu erhalten, ste-

hen die pädagogischen Argumente in direkter Konkurrenz zur Jahrgangsklasse: 

ÈÉÅÒ ÓÏÌÌ ȵÄÉÅ (ÅÔÅÒÏÇÅÎÉÔßÔ ÄÅÒ +ÉÎÄÅÒ ÂÅ×ÕÓÓÔÅÒȰ ×ÁÈÒÇÅÎÏÍÍÅÎȟ ÇÅÚÉÅÌÔÅÒ Çe-

ÆĘÒÄÅÒÔ ×ÅÒÄÅÎ ÕÎÄ ÅÉÎÅ ȵ7ÅÉÔÅÒÅÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇ ÄÅÒ 5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔÓÐÒÁØÉÓ im Sinne einer 

ÓÔßÒËÅÒÅÎ $ÉÆÆÅÒÅÎÚÉÅÒÕÎÇ ÕÎÄ )ÎÄÉÖÉÄÕÁÌÉÓÉÅÒÕÎÇ ÄÅÓ 5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔÓȰ ÆÏÒÃÉÅÒÔ ×ÅÒÄÅÎ 

(Eckerth/Hanke 2009, 8). In einer anderen Veröffentlichung führt Hanke explizit 

fünf Vorteile jahrgangsübergreifender Lerngruppen gegenüber Jahrgangsklassen 

aus:  

ĂIm Unterschied zum jahrgangsbezogenen Unterricht kn¿pft der jahrgangs-

übergreifende Unterricht zu Schulbeginn an die altersgemischten Gruppener-

fahrungen aus den Kindertagesstätten sowie aus vielfältigen alltäglichen Le-

benssituationen an. [...] Im Unterschied zur Jahrgangsklasse [...] sind die Kinder 

[...] zu unterschiedlichen Zeitpunkten eingeschult worden. Durch diese Unter-

schiedlichkeit im Einschulungszeitpunkt und in den damit verbundenen unter-

schiedlichen Schulerfahrungen kann die Heterogenität der Kinder und die Not-

wendigkeit zur Individualisierung und Differenzierung bewusster und damit Viel-

falt in der Lerngruppe möglicherweise auch eher als gleichwertig akzeptiert 

werden.ñ (Hanke 2007b, 310) 
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Weitere Vorteile ergeben sich aus der Möglichkeit, dass Kinder mit einem Jahr 

SchulÅÒÆÁÈÒÕÎÇ ÉÈÒÅ ÊİÎÇÅÒÅÎ -ÉÔÓÃÈİÌÅÒÉÎÎÅÎ ÕÎÄ -ÉÔÓÃÈİÌÅÒ ȵÉÎ ÄÁÓ 3ÃÈÕÌÌÅÂÅÎ 

[...] sowie in grundlegende Organisations- und Arbeitsformen im Unterricht [...] 

ÅÉÎÆİÈÒÅÎȰ (ebd., 311). Außerdem könnten Kinder durch die sich ergebenden Ver-

änderungen in der Lerngruppe wichtige soziale Erfahrungen machen, etwa durch 

veränderte Positionen und Rangplätze, die in der Jahrgangsklasse recht stabil blei-

ben (vgl. Petillon 1993, 177). Abschließend wird noch auf die Vorteile durch den 

Verbleib in ȵÅÉÎÅÒ ÂÅËÁÎÎÔÅÎ (ÁÌÂÇÒÕÐÐÅȰ ÉÍ ȵ&ÁÌÌÅ ÄÅÒ 7ÉÅÄÅÒÈÏÌÕÎÇ ÅÉÎÅÓ 3ÃÈÕl-

ÊÁÈÒÅÓȰ ÈÉÎÇÅ×ÉÅÓÅÎȢ 

Auch Kucharz stellt den jahrgangsgemischten Unterricht der Jahrgangsklasse ge-

genüber. Pädagogische Vorteile werden hier in erster Linie im Zusammenhang mit 

der heterogenen Lerngruppe gesehen (vgl. Kucharz 2009, 340f.). Allerdings findet 

sich hier auch der Hinweis auf den Umstand, dass die jahrgangsgemischte Klasse 

ÁÌÓ ȵÂÅÓÏÎÄÅÒÓ ÈÅÔÅÒÏÇÅÎ ÚÕÓÁÍÍÅÎÇÅÓÅÔÚÔÅɍȢɎ ,ÅÒÎÇÒÕÐÐÅȰ (Kucharz 2009, 340) 

angesehen werden kann19.  

Heinzel dagegen sieht in der Jahrgangsmischung eine Möglichkeit, zum einen die 

ȵ6ÏÒÓÔÅÌÌÕÎÇ ÄÅÓ ȴ!ÕÆÓÔÅÉÇÅÎÓȭ ÖÏÎ +ÉÎÄÅÒÎȰ (Heinzel 2007, 38) zu irritieren und 

zum anderen Entwicklungsunterschiede als etwas Normales anzusehen. Die Al-

tersmischung entstandardisiere und individualisiere kindliche Lebensläufe (vgl. 

ebd).20  

Allerdings geht Heinzel auch davon aus, dass die Organisationsform des Unter-

richts auf eine entsprechende didaktische Entgegnung schließen lässt21. Sie unter-

stellt nämlich dem jahrgangsgemischten Unterricht, dass er entsprechend durch 

Formen offenen Unterrichts auf die Organisationsform reagiert (und analog der 

Jahrgangsklasse, dass diese genau das nicht mache)ȡ ȵ7ßÈÒÅÎÄ ÉÎ ÄÅÒ *ÁÈÒÇÁÎÇs-

klasse Schülerinnen und Schüler durch Instruktionen von Erwachsenen lernen, 

muss in einer altersgemischten Lerngruppe stärker auf kooperatives Lernen ge-

ÓÅÔÚÔ ×ÅÒÄÅÎȢȰ (ebd.) Das wäre zwar wünschenswert, ebenso ist es aber unwahr-

scheinlich und müsste dringend empirisch geprüft werden. Dazu fehlen aber bis-

                                                        
19

 Weitere Ausführungen zur Begrifflichkeit von Heterogenität und Verschiedenheit finden sich im Kapi-

tel zu den pädagogischen Implikationen der Schuleingangsstufe. 
20

 Diese Vorstellung würde dann allerdings ausschließen, dass es so etwas wie mehr oder weniger hetero-

gen zusammengesetzte Klassen überhaupt gibt, da nicht mehr von einer Norm auszugehen wäre. 
21

 Diese Sichtweise hat Tradition in der deutschen Schulpädagogik. Neuhaus-Siemon schlägt 1993 im 

Rahmen der Frühleser-Untersuchung vor, leistungsheterogene Gruppen in jahrgangsübergreifenden Klas-

sen zu unterrichten, Ăda hier eine innere Differenzierung des Unterrichts unumgªnglich istñ (Neuhaus-

Siemon 1993, 154). 
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lang Untersuchungen. In der Schul- und Unterrichtsforschung wird diesbezüglich 

gelegentlich von einem black-box-Problem des Unterrichts, insbesondere des Ler-

nens im Unterricht gesprochen. Es wird darauf verwiesen, die Vorgänge des Unter-

richts seien einerseits zu komplex, um komplett erfasst zu werden, andererseits 

bleiben sie in der Forschung aber auch einfach häufig ganz außen vor (vgl. Wiese-

mann/Amann 2002, 134; Helmke 2009, 48f.; Benner 2009, 59ff.; Köller 2009a, 

129ff.).  

1.5 Zusammenfassung und Diskussion 

Es wird deutlich, dass jahrgangsübergreifende und jahrgangsbezogene Lerngrup-

pen einen gemeinsamen Ursprung im kollektiven Einzelunterricht haben, der ab 

dem Mittelalter bis ins 18. Jh. hinein umgesetzt wurde. Die Vorläufer der Jahr-

gangsklasse zeichnen sich zunächst durch eine immer stärkere Strukturierung des 

Lernstoffs aus, die in der Folge verstärkt zunächst leistungs-, später entwicklungs-

homogene Lerngruppen hervorbrachten. Die didaktische Prämisse des Comenius, 

alle Menschen alles lehren zu wollen, die auf einer Vorstellung gottgewollter Ord-

nung basiert, aus der der Grundplan der Sachenwelt und das Prinzip der Gleichheit 

aller Menschen hervorgingen, forcierte diese Entwicklung augenscheinlich. Unter-

richt wurde zunehmend ökonomisiert und immer mehr Schülerinnen und Schüler 

wurden gleichzeitig, teilweise durch andere Schülerinnen und Schüler die im Lern-

stoff bereits weiter fortgeschritten waren, unterrichtet.  

Die Jahrgangsklasse wird letztlich auf zwei Umstände zurückgeführt. Einerseits 

mussten durch die Umsetzung der allgemeinen Schulpflicht im 18./19. Jh. deutlich 

mehr Schülerinnen und Schüler am Unterricht teilnehmen, der sie zu gleichmäßi-

ger Bildung und strenger Disziplin führen sollte. Gleichzeitig wurden aber auch 

immer wieder Stimmen laut, die differenzierte oder individualisierende Unter-

richtsverfahren forderten. 

Einzelne Reformpädagogen führten alternative didaktische Konzeptionen und Or-

ganisationsformen in der Schule ein. So wird etwa bei Otto die wissenschaftliche 

Ordnung der Sachen teilweise aufgelöst und demgegenüber die Fragen der Schüle-

rinnen und Schüler an den Anfang gestellt. Gleichzeitig werden die sozialen Erfah-

rungen in der altersgemischten Gruppe stark in den Vordergrund gerückt.  

Im Grunde wird allerdings die flächendeckende Einführung der Jahrgangsklasse 

nie zu Ende geführt. Die letzten wenig gegliederten Schulen waren Volks- und 
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Grundschulen auf dem Lande, die bildungspolitisch als rückständig angesehen wa-

ren und in moderne, stärker gegliederte Schulen überführt werden sollten. In den 

1980er und 1990er Jahren führte dann aber regionaler Bevölkerungsrückgang 

dazu, dass, zunächst mehr aus strukturellen Gründen, jahrgangsgemischte Klassen 

beibehalten oder sogar neu eingerichtet wurden. In diesem Zusammenhang zeigt 

die Debatte um die Gesamtschule, dass die Organisationsformen von Lerngruppen 

hier mit Blick auf die Qualifikations- und Sozialisationsfunktion von Schule ver-

handelt wurde und auch das Spannungsfeld von Individualisierung bei gleichzeiti-

ger Standardisierung bedeutsam war. Das Kern-Kurssystem kann dabei als Ver-

such gedeutet werden, die unterschiedlichen Funktionen und Anforderungen ein-

zuholen. Dabei wird auch deutlich, dass pädagogische und strukturelle Argumente 

vermischt wurden. 

Die Diskussion um die Schuleingangsstufe führte schließlich ab den 1990er Jahren 

zu einer zunehmend pädagogisch geführten Debatte um den jahrgangsgemischten 

Unterricht. Dabei haben mehrere Untersuchungen gezeigt, dass nicht übersehen 

werden darf, dass jahrgangsgemischte Organisationsformen nicht gleichzusetzen 

sind mit einem individualisierenden Unterricht, der Heterogenität als Ressource 

nutzt, und umgekehrt. Zwar wird die Kritik an der Jahrgangsklasse an mehreren 

Stellen durch die Argumentation gestützt, dass Entwicklungs- und Interessenun-

terschiede bei den Schülerinnen und Schülern durch Schule nicht negiert werden 

dürfen, sondern im Gegenteil aufgegriffen werden müssen. Dies ist allerdings kein 

Automatismus und aus der Kritik von Herbart, Francke, Condorcet, Sickinger, Mon-

tessori, Petersen und Otto, die allesamt recht konkrete didaktische Konzeptionen 

vorgelegt haben, darf nicht darauf geschlossen werden, die Überlegungen zur Or-

ganisation der Lerngruppen inkludierten eine Didaktik. Verschiedene Untersu-

chungen zeigen aber auch, dass die Jahrgangsklasse eine Vorstellung von Leis-

tungs- und Entwicklungshomogenität sehr stark stützt.  

Mit Blick auf die Perspektive der Kinder lässt sich festhalten, dass die Jahrgangs-

klasse vor allem auf bildungspolitische Entscheidungen des 19. Jahrhunderts zu-

rückgeht, die eine Erziehung und Sozialisation im Sinne von Zucht und Ordnung 

ÕÎÄ ȵ5ÎÔÅÒ×ÅÒÆÕÎÇ ÕÎÔÅÒ ÄÉÅ 'ÅÓÅÔÚÅȰ ÉÍ "ÌÉÃË ÈÁÔÔÅÎȢ $ÁÎÅÂÅÎ ÇÁÂ ÅÓ vËÏÎÏÍi-

sierungsbegründungen: durch die steigende Zahl von Schülerinnen und Schülern 

wurde es notwendig, größere Schülergruppen gleichzeitig zu unterrichten und 

dies zu organisieren. Auch bei Comenius, auf den die Organisation der Jahrgangs-
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klasse zurückgeführt wird, argumentiert über die Ökonomisierung in der Schule 

und nebenbei auch über die Entlastung des Lehrpersonals. Es lassen sich unter-

schiedliche Perspektiven auf die Schülerinnen und Schüler festhalten22, auf die 

Perspektive der Kinder selbst wird lediglich ansatzweise in der Zeit der reformpä-

dagogischen Ansätze abgehoben, etwa durch die Kindergesellschaft bei Montessori 

oder das neugierige und wissbegierige Kind bei Otto, das in der Schule auf einen für 

seine Fragen und Interessen offenen Unterricht trifft. 

                                                        
22

 Etwa der Glaube an die Bildsamkeit aller Schülerinnen und Schüler bei Comenius, die Perspektiven auf 

die Verschiedenheit der Kinder bei Comenius, Herbart, Condorcet, Sickinger, Otto, Petersen und Montes-

sori, die Fragen der Kinder bei Otto, die die Sachlogik des Lehrplans auflöst und die Sorge um allzu gro-

ße Freiheitsbestrebungen und Disziplinlosigkeit von staatlicher Seite. 
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2 Die Schuleingangsstufe 

Seit Anfang der 1990er Jahre werden in nahezu allen Bundesländern Schulversu-

che zu einer neuen Schuleingangsstufe durchgeführt, die in fast allen Fällen unter-

dessen abgeschlossen wurden. Der Begriff neue Schuleingangsstufe hat sich in er-

ziehungswissenschaftlichen Veröffentlichungen etabliert. Hiermit knüpft man 

merklich an die Schulversuche der 1970er Jahre an, die mittlerweile unter dem 

Begriff der alten Schuleingangsstufe Erwähnung finden (vgl. Götz 2005, 82). In 

beiden Fällen bezeichnet die Schuleingangsstufe die ersten Schuljahre innerhalb 

der Grundschule, die als pädagogische und curriculare, oft auch als organisator i-

sche Einheit betrachtet werden. In den Schulversuchen der alten Schuleingangs-

stufe waren dazu in vielen Fällen auch vorschulische Einrichtungen inkludiert. Der 

Begriff geht zurück auf den Strukturplan für das Bildungswesen, in dem der Deut-

sche Bildungsrat  1970 sein Konzept für die Eingangsstufe der Grundschule darge-

legt hat (vgl. 1970, 128ff.).  

 

Im Folgenden sollen zunächst die alte und die neue Schuleingangsstufe beschrie-

ben, deren Implikationen und Merkmale herausgearbeitet sowie eine Auswahl der 

vielfältigen Forschungsergebnisse dargestellt werden. Ein Anspruch auf Vollstän-

digkeit kann an dieser Stelle nicht erhoben werden, da eine Vielzahl der Ab-

schlussberichte zu den Schulversuchen und wissenschaftlichen Begleituntersu-

chungen lediglich als graue Papiere veröffentlicht und oftmals nicht oder nicht 

mehr zugänglich sind.  

2.1 Die ΰŀƭǘŜΩ {ŎƘǳƭŜƛƴƎŀƴƎǎǎǘǳŦŜ im Kontext bildungspolitischer Program-

matik 

Für eine genaue Betrachtung der Neuen Schuleingangsstufe ist es notwendig, zu-

nächst ihr historisches Gewordensein in den Blick zu nehmen. Die in den 1990er 

Jahren auf bildungspolitischer Ebene auf den Weg gebrachte Schuleingangsstufe 

hat ihre Vorläufer zum einen in der Reformpädagogik23, zum anderen gab es in der 

                                                        
23

 Im engeren Sinne kann man bei Petersen und bei Montessori sogar von einer tatsächlichen Eingangs-

stufe sprechen, denn diese zeichnet sich heute im Grunde dadurch aus, dass alle Kinder in die Schule 

aufgenommen werden und dort entsprechende Förderung erfahren und sich also im Verhältnis Schule-

SchülerIn Schulfähigkeit entwickelt, wie später ausgeführt wird (Kap. B.2.3.1). Genau das beschreiben 

sowohl Montessori wie Petersen. Petersen beschreibt eindrücklich, wie wichtig es für die Schule und für 
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Zeit großer Bildungsreformansätze in der BRD von etwa Ende der 60er bis Mitte 

der 70er Jahre eine rege Debatte zur Reformierung des bundesdeutschen Bil-

dungswesens und in diesem Zusammenhang über die Bundesrepublik verteilt un-

ter anderem zahlreiche Modellversuche, mit dem Ziel eine möglichst effektive 

schulvorbereitende Förderung der 5jährigen zu ermitteln (vgl. Kochansky 1975, 

19f.). Diese gehen zurück auf den Strukturplan für das Bildungswesen, den Bil-

dungsbericht ´70 und den Bildungsgesamtplan. Die Situation, in der diese Modell-

versuche zum Tragen kamen, ist gekennzeichnet durch Aktionsreichtum und ideo-

logiegefärbte Debatten in Fragen der Bildungsplanung, durch die Verquickung von 

Bildungs- und Staatspolitik sowie ökonomische Fragestellungen. Darüber hinaus 

ist die in diese Situation eingebundene Debatte der Bildungswissenschaften zu 

betrachten. Die komplexe (bildungs-)politische Situation im Zusammenhang mit 

den Nachwirkungen der Streitigkeiten um die empirische Wende innerhalb der 

Erziehungswissenschaft haben hier zu einem Diskurs geführt, der im Nachhinein 

schwer zu überblicken und zu systematisieren ist. 

2.1.1 Der Deutsche Bildungsrat und der Strukturplan für das Bildungswesen 

Als bedeutender Zeitpunkt in der Entwicklung der Eingangsstufe, aber auch schul-

struktureller Absichten weit darüber hinaus, muss das Jahr 1970 angesehen wer-

den. Die Bildungskommission des Deutschen Bildungsrates veröffentlicht im Früh-

jahr den Strukturplan für das Bildungswesen und kommt damit zum Ende ihrer ers-

ten Legislaturperiode ihrem planmäßigen Auftrag nach.  

 

Kommissionen und Zielsetzung 

                                                                                                                                                                  
die SchülerInnen ist, dass, mit Ausnahme der pathologischen, alle Kinder in der Schule gemeinsam ler-

nen, von den sogenannten ĂHilfssch¿lernñ bis zu den ĂBegabtenñ (vgl. Petersen 1927/1996, 25ff.). Eine 

Ăallgemeine Schuleñ ist Schule Ăinsofern, als sie Kinder beiden Geschlechts, jeden Standes und Bekennt-

nisses, jeder Begabung vereinigt und das solange als mºglich, am liebsten zehn Schuljahreñ (ebd., 19). 

Montessori wiederum sieht in jedem Kind die Anlage der inneren Bildung als spontane Entwicklung des 

freien Kindes (vgl. Montessori 1976, 70f.). Es gibt bei ihr gar keine Vorstellung von Schulfähigkeit, al-

lerdings den Auftrag an die Schule, die Umgebung so zu gestalten, dass sich Entwicklung vollziehen 

kann. Entsprechend gibt es auch keine starre Trennung zwischen Kindergarten und Schule und keine 

starre Regelung, ab welchem Alter ein Kind in die Schule darf. Sie beschreibt immer wieder, dass sich 

sehr junge Kinder von den Themen der älteren Kinder anregen lassen (vgl. Montessori 1972, 204). ĂEs 

wäre keine Freiheit in der Entwicklung vorstellbar, wenn das Kind nicht von Natur aus zu einer sponta-

nen organischen Entwicklung fähig wäre, wenn es das Suchen nach Kraft, die Eroberung der notwendi-

gen Mittel zu einer natürlichen harmonischen Entwicklung nicht gäbe. Um diese Entfaltung zu begünsti-

gen, muss das in seiner Tätigkeit frei gelassene Kind in seiner Umgebung etwas vorfinden, das organisiert 

wurde in direktem Verhªltnis zu seiner sich nach Naturgesetzen abwickelnden inneren Organisationñ 

(Montessori 1976, 71f.). An anderer Stelle beschreibt Montessori, wie förderlich heterogene Lerngruppen 

für die Kinder sind (vgl. Montessori 1972, 202ff.). Da hier sehr ausgeprägt das Denken in normierten 

Entwicklungsschritten vorherrscht, wird Heterogenität vor allem als Altersheterogenität verstanden. 
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Der Deutsche Bildungsrat war 5 Jahre zuvor in einem Abkommen des Bundes mit 

den Ländern initiiert worden - kurz nach Auflösung des Deutschen Ausschusses 

für das Erziehungs- und Bildungswesen - und konstituierte sich im Jahr 1966. Das 

Abkommen über die Errichtung eines Deutschen Bildungsrats beschreibt die Auf-

gaben mit dem Entwurf von aktuell und zukünftig tragfähigen Bedarfs- und Ent-

wicklungsplänen, Formulieren von Vorschlägen zur Struktur des Bildungswesens 

und Berechnungen darauf bezogener Finanzbedarfe sowie der Anfertigung von 

ȵ%ÍÐÆÅÈÌÕÎÇÅÎ ÆİÒ ÅÉÎÅ ÌÁÎÇÆÒÉÓÔÉÇÅ 0ÌÁÎÕÎÇ ÁÕÆ ÄÅÎ ÖÅÒÓÃÈÉÅÄÅÎÅÎ 3ÔÕÆÅÎ ÄÅÓ "Él-

ÄÕÎÇÓ×ÅÓÅÎÓȰ (Bulletin 1965, 982).  

Nachdem der Deutsche Ausschuss für das Erziehungs- und Bildungswesen auf-

grund seiner sehr eingeschränkten politischen Einflussmöglichkeiten24 (vgl. Ro-

binsohn 1970, 254f.; Roth 1971, 288) in die Kritik geraten war, wurde der Deut-

sche Bildungsrat nach dem Vorbild des 1957 gegründeten Wissenschaftsrats auf-

gebautȟ ÄÉÅ ÂÅÒÚÅÕÇÕÎÇ ÚÕÍ !ÕÓÄÒÕÃË ÂÒÉÎÇÅÎÄȟ ȵÄÁÓÓ ÉÎ ÅÉÎÅÍ ÄÅÍÏËÒÁÔÉÓÃÈÅÎ 

Bundesstaat Bildungsplanung nur in einer steten Wechselwirkung zwischen den 

,ßÎÄÅÒÎ ÕÎÄ ÄÅÍ "ÕÎÄ ÅÒÆÏÌÇÅÎ ËĘÎÎÅȰ (Fränz/Schulz-Hardt 1998, 198). In ihm 

kamen zwei Kommissionen zum Tragen: die Regierungskommission, die sich mit 

11 Vertretern der Kultusministerien, 4 Vertretern des Bundes und 3 Vertretern 

der Kommunen aus der Administrative zusammensetzte, und die Bildungskom-

mission, in der 4 vom Bund und 14 von den Ländern ernannte Mitglieder vertreten 

waren. Als breit angelegtes Expertengremium sollte er die Entscheidungsfindung 

in bildungspolitischen Fragen unterstützen. Bei der Betrachtung der Bildungs-

kommission, so schildert Hüfner in seiner deutschen Herausgabe des OECD Be-

ÒÉÃÈÔÓ ÖÏÎ ρωχσȟ ȵÍÕÓÓ ÂÅÁÃÈÔÅÔ ɍ×ÅÒÄÅÎɎȟ ÄÁÓÓ ÄÉÅ "ÉÌÄÕÎÇÓËÏÍÍÉÓÓÉÏÎ ÉÍ 'e-

gensatz zur Wissenschaftlichen Kommission des WR [=Wissenschaftsrates] nicht 

einfach eine Gruppe von Sachverständigen ist, sondern dass hier verschiedene Ex-

perten (Wissenschaftler) und Vertreter von Interessengruppen (zum Beispiel Ge-

werkschaften, Kirchen) ÚÕÓÁÍÍÅÎËÏÍÍÅÎȰ (Hüfner 1973, 47; Herv. i. O.). Durch 

die Zusammensetzung des Deutschen Bildungsrates sollte eine engere Anbindung 

                                                        
24

 Der Deutsche Ausschuss war weder dem Bund noch den Lªndern zugeordnet und wurde Ăals erste[.] 

gemeinsame[.] kulturpolitische[.] MaÇnahme von beiden eingesetzt, Ădamit er innerhalb der verfas-

sungsmäßigen Grenzen frei von allen politischen Bindungen ganz für das eine in Bund und Ländern le-

bende Volk wirken kºnneñ (Deutscher Ausschuss zit.n. Hüfner/Naumann 1977, 62). Hüfner und 

Naumann werten diese Formulierung gleichermaßen als Aussage zur Unabhängigkeit wie zur Unverbind-

lichkeit der satzungsgemäßen Empfehlungen zu Entwicklungen im deutschen Erziehungs- und Bildungs-

wesen (vgl. ebd., 62f.).  
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an die politisch handelnde Ebene der Bildungspolitik gewährleistet werden, als 

dies im Deutschen Ausschuss für das Erziehungs- und Bildungswesen möglich war, 

in dem keine Vertreter der Exekutive mitarbeiteten (vgl. Neuhaus 1977, 162). Dar-

über hinaus ist er durch seine Zusammensetzung und Grundlegung eine Einrich-

tung, die sowohl die Interessen der Länder als auch die des Bundes vertritt (vgl. 

Hüfner/Naumann 1977, 69ff., ebd., 174ff). 

 

Der Strukturplan  

Am 13. Februar 1970 verabschiedete die Bildungskommission des Deutschen Bil-

dungsrates den Strukturplan für das Bildungswesen und legt mit dieser Veröffentli-

chung eine weitreichende Neufassung des Deutschen Bildungswesens vor. Man 

beschränkte sich dabei nicht darauf, das bisherige Bildungswesen umzustrukturie-

ren, sondern erweiterte den Bildungsbereich mit der vorschulischen Erziehung 

und der außerschulischen Jugendarbeit um zwei bedeutende Aspekte. Seine allge-

meinen Ziele definiert der Strukturplan im Umfeld von Grundrechten und Chan-

cengleichheit sowie Bildungsstreben und Gesellschaft und beruft sich dabei auf das 

Grundgesetz und die Länderverfassungen:  

ĂDas umfassende Ziel der Bildung ist die Fähigkeit des Einzelnen zu individuel-

lem und gesellschaftlichem Leben, verstanden als eine Fähigkeit, die Freiheit 

und die Freiheiten zu verwirklichen, die ihm die Verfassung gewährt und aufer-

legt. [...] Jeden Staatsbürger zur Wahrnehmung seiner Rechte und zur Erfüllung 

seiner Pflichten zu befähigen, muss deshalb das allgemeine Ziel der Bildung 

sein, für die nächst den Eltern der Staat sorgen muss. [...] 

Das Recht auf schulische Bildung ist dann verwirklicht, wenn Gleichheit der Bil-

dungschancen besteht und jeder Heranwachsende so weit gefördert wird, dass 

er die Voraussetzungen besitzt, die Chancen tatsächlich wahrzunehmen. Der 

Strukturplan will deshalb darauf hinwirken, dass bestehende Ungleichheiten der 

Bildungschancen so weit wie möglich abgebaut werden. Dem Bildungssystem 

soll eine Verfassung gegeben werden, die niemanden durch Zwang zu nicht 

korrigierbaren Entscheidungen von bestimmten Chancen ausschließt oder auf 

andere Weise benachteiligt. [...] 

Individuelles Bildungsstreben und gesellschaftliche Forderungen können viel-

fach zusammen bestehen; sie können aber auch in Gegensatz zueinander tre-

ten und zu Konflikten führen. Die Ansprüche auf schulische Bildung und freie 

Entfaltung der Persönlichkeit führen zu dem Grundsatz, dass jeder Einzelne so 

weit wie möglich zu fördern ist. [...] Der Strukturplan kann nicht darauf ausge-

legt sein, einen vollen Ausgleich von persönlichem und gesellschaftlichem An-
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spruch herbei zu führen. Er zielt vielmehr darauf ab, den möglichen Konflikt of-

fenzulegen und ihn durch eine Anpassung des Bildungsangebots an veränderte 

Verhªltnisse in angemessenen Grenzen zu haltenñ (Deutscher Bildungsrat 

1970, 29ff.). 

Weiterhin werden Ziele in Bezug auf Lernen und die Organisation von Bildung 

formuliert.  

Lernen soll demnach, den Erfordernissen einer modernen Gesellschaft entspre-

chend, wissenschaftsoriÅÎÔÉÅÒÔ ÓÅÉÎȟ ×ÁÓ ÂÅÄÅÕÔÅÔȟ ȵÄÁÓÓ die Bildungsgegenstände 

[aus allen Bereichen, M.K.] in ihrer Bedingtheit und Bestimmtheit durch die Wis-

senschaften erkannt und entsprechend vermittelt werdenȰ (ebd., 33).  

Die Bildungsgänge sollen neben Kenntnissen und Fertigkeiten auch die Fähigkeit 

vermitteln, immer wieder neu zu lernen. Lernen soll sich auf allgemeines und be-

rufliches beziehen, sowohl theoretisch als auch praktisch orientiert sein, individu-

elle Interessen, Motivationen und Fähigkeiten berücksichtigen und im Hinblick auf 

ÅÉÎÅ 6ÏÒÂÅÒÅÉÔÕÎÇ ȵÁÕÆ ÄÁÓ ,ÅÂÅÎ ÉÎ ÅÉÎÅÒ ÏÆÆenen Gesellschaft und in einem de-

ÍÏËÒÁÔÉÓÃÈÅÎ 3ÔÁÁÔȰ ÁÌÓ ÓÏÚÉÁÌÅÓ ,ÅÒÎÅÎ ÍİÎÄÉÇÅÓ 6ÅÒÈÁÌÔÅÎ İÂÅÎ ÕÎÄ ÅÒÐÒÏÂÅÎ 

(vgl. ebd., 33ff.). 

Das Bildungswesen soll so organisiert sein, dass keine Entscheidung hinsichtlich 

eines Bildungsganges nicht nachträglich korrigiert werden könne und es Schüle-

rinnen und Schüler an Entscheidungen verantwortlich partizipieren ließe. Schließ-

lich solle es in sich beständig, aber so wandlungsfähig sein, dass es an sich verän-

dernde gesamtgesellschaftliche Verhältnisse angepasst werden könne (vgl. ebd., 

38f.). 

 

Völlig neu und für die Betrachtung der Eingangsstufe sehr bedeutsam, war hier der 

Ansatz, auch Einrichtungen des Elementarbereichs25 als Bildungseinrichtungen zu 

verstehen. Dies geht zurück auf die damals relativ neuen Erkenntnisse aus der 

Entwicklungspsychologie, wonach die frühkindliche Entwicklung nicht allein 

durch Anlage, sondern auch massiv durch Umweltbedingungen beeinflusst ist. Die-

se Erkenntnis warf ein völlig neues Licht auf die Bildungslandschaft und das Bil-

dungsverständnis und führte zu einem Paradigmenwechsel: sozial unterprivile-

gierte Teile der Bevölkerung konnten nicht länger als durch defizitäre Anlage am 

                                                        
25

 Die Begrifflichkeit um Institutionen des Elementarbereichs wie den Kindergarten hat sich in ihrer Ge-

schichte mehrfach verändert. An dieser Stelle wird der Begriff des Kindergartens verwendet, da erst im 

Kontext um die Rezeption des Strukturplans ein Verständnis von vorschulischen Einrichtungen als Teile 

des Bildungswesens aufgekommen ist. 
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unteren Rand der Gesellschaft sich verfestigte Gruppe betrachtet werden. Viel-

mehr erwuchs aus dieser Erkenntnis die Verantwortung eines demokratischen 

Staates, die ungünstigen sozialen Umweltbedingungen durch beispielsweise ent-

sprechende Förderung in seiner Entwicklung zu unterstützen, um so soziale Be-

nachteiligung nach Möglichkeit auszugleichen. Während nach den bisherigen An-

nahmen eine Förderung vor Eintritt in die Schule als wirkungslos betrachtet wur-

de, ergab sich nun schlicht die Notwendigkeit derselben. Insofern war es nur kon-

sequent vom Deutschen Bildungsrat, den Bereich der vorschulischen Erziehung 

dem Bildungswesen zuzuschlagen.  

Im Folgenden werden die vom Deutschen Bildungsrat formulierten strukturellen 

Vorschläge im Zusammenhang mit der Einrichtung einer Schuleingangsstufe dar-

gestellt.  

 

ȵ$ÅÒ Elementarbereich  wird als ein Teil des künftigen Bildungssystems verstan-

ÄÅÎȰ (Deutscher Bildungsrat 1970, 102). Seine Aufgaben werden in zwei Bereichen 

gesehen: Zum einen soll er als Betreuungsinstitution die Familien - in erster Linie 

die Mütter - im Hinblick auf ihre vielfältigen Verpflichtungen entlasten. Darüber 

hinaus soll er aber auch die ihm zugeführten Kinder pädagogisch fördern. Vor al-

lem der zuletzt genannten Aufgabe wurde aus der Perspektive des Deutschen Bil-

dungsrates von Seiten der Erziehungswissenschaft bis dato zu wenig Beachtung 

geschenkt (vgl. ebd., 102f.). Der Kindergarten soll sowohl in quantitativer wie in 

qualitativer Hinsicht deutlich ausgebaut werden. Der Strukturplan führt an, dass es 

in der Bundesrepublik etwa eine Million Plätze in Kindergärten gäbe, denen drei 

Millionen Kinder der zugedachten Jahrgänge gegenüber stünden (vgl. ebd., 104f.). 

Das Verhältnis verschlechtere sich noch, beachtet man, ȵÄÁÓÓ ÅÉÎ ÅÒÈÅÂÌÉÃÈÅÒ 4ÅÉÌ 

der Plätze durch Kinder im Alter von sechs oder sogar sieben Jahren belegt ist, die 

infolge der gegenwärtigen Einschulungspraxis wegen mangelnder Schulreife vom 

Schulbesuch zurückgestellt wurden, ohne dass sie von den wenigen Schulkinder-

gärten in der Bundesrepublik aufgeÎÏÍÍÅÎ ×ÅÒÄÅÎ ËÏÎÎÔÅÎȰ (ebd., 105). Nach 

den Vorstellungen des Bildungsrates sollte die Zahl der in Kindergärten tätigen 

pädagogischen Fachkräfte massiv ausgeweitet werden. Mit 45% der in Kindergär-

ten pädagogisch Handelnden liegt der Anteil pädagogischer Fachkräfte nicht ein-

mal bei der Hälfte aller Mitarbeiter. Hinzu kommt mit 1:50 ein ungünstiges Ver-

hältnis in Bezug auf die Plätze der Kinder (vgl. ebd.). Verbessert werden solle auch 



 59 

die ärztliche Betreuungssituation in Verbindung mit dem Kindergarten, um etwa 

Wahrnehmungsstörungen frühzeitig erkennen und eine entsprechende Förderung 

veranlassen zu können.  

Die derzeitigen pädagogischen Verfahren und Leitlinien werden als auf die Theorie 

des selbsttätig reifenden Kindes bezogen beschrieben. Damit bliebe der pädagogi-

sche Erfolg weit hinter dem ÚÕÒİÃËȟ ȵ×ÁÓ ÖÏÎ ÅÉÎÅÒ ÍÏÄÅÒÎÅÎ +ÌÅÉÎËÉÎÄÐßÄÁÇÏÇÉË 

ɍȣɎ ÅÒ×ÁÒÔÅÔ ×ÉÒÄ ÕÎÄ ɍȣɎ ÁÕÃÈ ÅÒ×ÁÒÔÅÔ ×ÅÒÄÅÎ ÄÁÒÆȰ (ebd., 104).  

!ÌÓ ÚÕ ȵÕÎÓÙÓÔÅÍÁÔÉÓÃÈȰ ×ÅÒÄÅÎ ÄÉÅ #ÕÒÒÉÃÕÌÁ ÄÅÓ +ÉÎÄÅÒÇÁÒÔÅÎÓ ÁÂÇÅÔÁÎȟ ÁÌÓ ÅÈÅÒ 

ȵÚÕÆÁÌÌÓÂÅÓÔÉÍÍÔȰ ÕÎÄ ȵÏÈÎÅ ËÏÎËÒÅÔÅ :ÉÅÌÖÏÒÓÔÅÌÌÕÎÇȰȢ (Éer liege Deutschland im 

Verhältnis zu anderen Staaten weit zurück. Zwar seien einzelne Ansätze nach Frö-

bel weiterentwickelt worden, insgesamt seien diese aber, wie auch andere positiv 

hervorgehobene Verfahren, marginal in ihren pädagogischen wie bildungspolit i-

schen Wirkungsbereichen (vgl. ebd., 103f.).  

Als Ziel des Elementarbereichs wird die Förderung aller Kinder unter besonderer 

Berücksichtigung der kompensatorischen Förderung benachteiligter Kinder ge-

nannt (vgl. 110). Dazu sei, wie auch im Primarbereich, auf das Grundprinzip der 

)ÎÄÉÖÉÄÕÁÌÉÓÉÅÒÕÎÇ ÚÕ ÓÅÔÚÅÎ ÕÎÄ ,ÅÒÎÐÒÏÚÅÓÓÅ ȵÉÎ 'ÁÎÇ ÚÕ ÓÅÔÚÅÎȟ ÄÉÅ ÅÉÎÅÒÓÅÉÔÓ 

seine Selbständigkeit und Entscheidungsfähigkeit fördern und es andererseits den 

in diesem Alter besonders wichtigen sozialen Kontext bewusst erleben lassen, 

ÄÕÒÃÈ ÄÅÎ ËÏÏÐÅÒÁÔÉÖÅÓ ÕÎÄ ÓÏÚÉÁÌÅÓ (ÁÎÄÅÌÎ ÅÒÓÔ ÅÒÍĘÇÌÉÃÈÔ ×ÉÒÄȰ (Deutscher 

Bildungsrat 1970, 111). Neben der Förderung von kognitiver und sozialer Ent-

wicklung muss sich nach Ansicht des Bildungsrats eine erneuerte Elementarpäda-

gogik im verstärkten Maße der emotionalen Entwicklung und dem Problem emoti-

onaler Störungen26ȟ ÄÉÅ ȵÈßÕÆÉÇ ÁÌÓ &ÏÌÇÅ ÖÏÎ %ÒÚÉÅÈÕÎÇÓÓÃÈßÄÅÎ ÅÎÔÓÔÅÈÅÎȰȟ Úu-

wenden (vgl. ebd., 114). Dazu seien Curricula und Programme zu entwickeln und 

der gesamte Bereich neu auszubauen (vgl. ebd., 113ff.). 

 

Die Vorstellungen des Strukturplans sehen umfangreiche Veränderungen im Be-

reich der Grundschule vor. Die reformierte Grundschule soll dann auch begrifflich 

durch die Bezeichnung Primarbereich  neu gefasst werden. Die Gliederung in 

                                                        
26

 Die damalige Aktualität dieses Aspekts verdeutlicht sich auch durch eine im Jahr vor der Veröffentli-

chung des Strukturplans erscheinende Arbeit von Brezinka, in der er sich damit auseinandersetzt, welche 

unerw¿nschten Nebenwirkungen Erziehung auch hat und das ĂKinder und Jugendliche vieles von dem, 

was sie lernen sollen, weitgehend unabhängig von den erzieherisch gemeinten Probierhandlungen ihrer 

Eltern und Lehrer von selbst zu lernen vermºgenñ (Brezinka 1969, 246). 
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Jahrgangsklassen, die flächendeckend auch in den ländlich weniger besiedelten 

Gebieten erst kurze Zeit zuvor geleistet wurde, sollte durch 2-3 Stufen abgelöst 

×ÅÒÄÅÎȢ ȵ%ÉÎÇÁÎÇÓÓÔÕÆÅȟ 'ÒÕÎÄÓÔÕÆÅ ÕÎÄ ÇÅÇÅÂÅÎÅÎÆÁÌÌÓ /ÒÉÅÎÔÉÅÒÕÎÇÓÓÔÕÆÅ ɍȣɎ 

sind Einheiten mit besonderer pädagogischer Zielsetzung und gleichzeitig im 

Rahmen des kontinuierlichen Verlaufs der Bildungsprozesse aufeinander bezo-

gen27Ȱ (Deutscher Bildungsrat 1970, 123). Vorgeschlagen wird ebenfalls als länger-

fristig e Perspektive eine frühere Einschulung mit 5 Jahren und in diesem Zusam-

menhang eine Überarbeitung der curricularen Rahmung, um einer Ausdehnung 

lediglich nach unten vorzubeugen.  

Der Strukturplan beschreibt die Situation der Grundschule wie folgt: in der Wei-

marer Republik wurde sie gegründet und dokumentiert zum einen zwar den 

grundsätzlich demokratischen Charakter der neuen Republik, andererseits auch 

den Kompromisscharakter dieser Einigung, durch die die Selektion auf verschie-

dene Schulformen lediglich um 4 Jahre nach hinten verschoben wurde. Eine drin-

gend erforderliche Individualisierung in der Schule wurde hier zu wenig berück-

sichtigt. Die in den ersten 4-6 Schuljahren zum Tragen kommende Chancengleich-

heit, die das deutsche Schulsystem hier vorsieht, solle in eine über die gesamte 

Schullaufbahn Andauernde überführt werden (vgl. Deutscher Bildungsrat 1970, 

124).  

Auch seien die Lehrpläne der Grundschule veraltet. In den 50er Jahren, als diese 

konzipiert wurden, war noch nicht klar, wie groß die Bedeutung der vor- und au-

ßerschulischen Erfahrungswelt für die Kinder ist. Den Lernbedürfnissen der Kin-

der wird die Grundschule bislang nicht gerecht. Die Lehrpläne bedürften einer 

dringenden Überarbeitung. Auch seien die einzelnen Schulen kaum in der Lage 

individuelle Versuche zu unternehmen und Initiativen von Lehrern aufzugreifen. 

Diesen müsse aber Raum gegeben werden (vgl. ebd.). 

Die Grundschule, als bislang erfolgreiche erste Schule der Kinder, zeichnet sich 

ÄÅÒÚÅÉÔ ÖÏÒ ÁÌÌÅÍ ÄÁÄÕÒÃÈ ÁÕÓȟ ȵÄÁÓÓ ÉÈÒ ÆÁÓÔ ÁÌÌÅ 6ÏÒaussetzungen fehlen, um die 

ÎÏÔ×ÅÎÄÉÇÅÎ 2ÅÆÏÒÍÅÎ ÉÎ 'ÁÎÇ ÚÕ ÂÒÉÎÇÅÎȰ (Deutscher Bildungsrat 1970, 125). 

Die Klassen sind zu groß, da zu wenige Lehrer eingestellt sind, das Budget reicht 

nicht, um die entsprechenden Materialien, die einem modernen Unterricht ent-

                                                        
27

 Die Eingangsstufe der Grundschule umfasst im Sinne des Strukturplans die ersten beiden Jahrgangsstu-

fen, die Grundstufe entsprechend die Jahrgangsstufen 3 und 4 und die Orientierungsstufe die Jahrgangs-

stufen 5 und 6. 
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sprechen, vorzuhalten (vgl. ebd.). Die Kooperation mit den Eltern solle verstärkt 

werden.  

Der Strukturplan schlägt eine Vorverlegung der Einschulung um ein Jahr vor. Hier-

zu sei aber eine Überarbeitung der Lehrpläne dringend erforderlich, denn es soll 

nicht das Ziel verfolgt werden, lediglich ein Jahr früher mit den Inhalten der Schule 

zu beginnen, sondern vielmehr sollen die 5jährigen in der Schule selbst auf diese 

vorbereitet werden. Es soll also eine entsprechende pädagogische Gestaltung der 

Eingangsstufe erfolgen. Es werden Modelle auf verpflichtender und auf freiwilliger 

Basis diskutiert, die sich um eine gezielte und individuelle Förderung der 

5jährigen drehen. Da die Lernvoraussetzungen der Schulanfänger naturgemäß 

sehr stark divergieren, da sie unter unterschiedlichen Bedingungen aufgewachsen 

sind (vgl. ebd., 126ff.), solle in ÄÅÒ %ÉÎÇÁÎÇÓÓÔÕÆÅ ÅÉÎÅ ȵ×ÉÒËÓÁÍÅ !ÂÓÔÉÍÍÕÎÇȰ 

(ebd., 127) auf diese erfolgen und entsprechend auch für schwierige Kinder nach 

Formen der Integration gesucht werden (vgl. ebd., 128). Die verbreiteten Verfah-

ren zur Feststellung der Schuleignung dürfen nach Ansicht des Deutschen Bil-

dungsrates ȵËÅÉÎÅÓÆÁÌÌÓ ɍȢȢȢɎ mehr zur Begründung einer Zurückweisung vom 

Schulbesuch ÄÅÒ ÉÈÒÅÍ !ÌÔÅÒ ÎÁÃÈ ÓÃÈÕÌÐÆÌÉÃÈÔÉÇÅÎ +ÉÎÄÅÒȰ dienen, sondern ledig-

lich zur Ermittlung gezielter Förderungen verwendet werden (vgl. ebd., 127).  

Damit vertritt der Deutsche Bildungsrat schon 1970 eine sehr fortschrittliche Ar-

gumentation, die später an unterschiedlichen Stellen wieder aufgegriffen wird, 

etwa bei der Diskussion um die Begriffe Schulreife und Schulfähigkeit. Im Kapitel 

Übergänge und Kontinuität der Stufen wird dieser Gedanke auf den Punkt gebracht: 

Der GrundschulÅ ȵÌÁÇ ɍȢȢȢɎ ÄÏÃÈ ÄÅÒ 'ÅÄÁÎËÅ ÚÕÇÒÕÎÄÅȟ ÄÁÓÓ ÄÁÓ ȵÓÃÈÕÌÒÅÉÆÅȰ +ÉÎÄ 

aus sich heraus bereits in der Lage sei, sich an vorgegebene Anforderungen anzu-

passen. Im Gegensatz dazu geht der Strukturplan von der Vorstellung aus, dass es 

Aufgabe der Schule ist, Lernfähigkeit und Lernbereitschaft durch eine an die indi-

viduellen Entwicklungsschritte des Kindes anknüpfende und die fortführende Ler-

ÎÕÍ×ÅÌÔ ÚÕ ÅÎÔ×ÉÃËÅÌÎȰ (ebd., 132). Eine halbjährliche Einschulung wird zwar als 

sinnvoll erachtet und mit in die Diskussion aufgenommen, allerdings aufgrund der 

zu erwartenden organisatorischen Schwierigkeiten nicht sehr in den Vordergrund 

gerückt (vgl. ebd., 128). 

Für die Grundstufe entwirft der Strukturplan drei Ziele. Alle Kinder sollen ein ge-

ÍÅÉÎÓÁÍÅÓ ȵ'ÒÕÎÄÐÒÏÇÒÁÍÍȰ ÁÂÓÏÌÖÉeren, darüber hinaus in Bereichen ihrer per-

ÓĘÎÌÉÃÈÅÎ ȵ.ÅÉÇÕÎÇÅÎ ÁÎÇÅÓÐÒÏÃÈÅÎ ÕÎÄ ɍȢȢȢɎ ×ÅÉÔÅÒ ÁÎÇÅÒÅÇÔ ×ÅÒÄÅÎȰ ÕÎÄ ÂÅÉ Åi-
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ÎÅÍ "ÅÄÁÒÆ ÁÎ ÂÅÓÏÎÄÅÒÅÎ ȵ,ÅÒÎÈÉÌÆÅÎ ɍȢȢȢɎ ÉÎ ÄÁÆİÒ ÇÅÅÉÇÎÅÔÅÎ +ÕÒÓÅÎ ÄÉÅ ÎÏÔ×Ån-

ÄÉÇÅ 5ÎÔÅÒÓÔİÔÚÕÎÇ ÅÒÆÁÈÒÅÎȰ (ebd., 129). Nach den der ȵ%ÍÐÆÅÈÌÕÎÇ ÚÕÒ .ÅÕÇe-

ÓÔÁÌÔÕÎÇ ÄÅÒ !ÂÓÃÈÌİÓÓÅ ÉÎ ÄÅÒ 3ÅËÕÎÄÁÒÓÔÕÆÅȰ ÆÏÌÇÅÎÄÅÎ 6ÅÒßÎÄÅÒÕÎÇÅÎ ÉÍ "e-

reich der Sekundarstufe I , auf die sich der Strukturplan bezieht (vgl. ebd., 147), 

kommt dem Primarbereich auch nicht länger die Aufgabe zu, die Kinder im Hin-

blick auf verschiedene Bildungswege hin zu selektieren (vgl. ebd., 130).  

Sowohl die Eingangs- wie auch die Grundstufe des Primarbereichs sind nach dem 

Strukturplan weiterhin als System von Jahrgangsklassen geplant. Gleichzeitig soll 

aber eine teilweise Auflösung dieser Organisationsform versucht werden, klassen-

übergreifend oder innerhalb einer Klasse, etwa für bestimmte Aufgaben (vgl. ebd., 

131). Übergänge zwischen den Stufen und in die weiterführenden Schulen sollten 

ÄÕÒÃÈ ÄÉÅ ÐÒßÚÉÓÅ &ÏÒÍÕÌÉÅÒÕÎÇ ÖÏÎ ȵ!ÂÓchlussbedingungen und Eingangsvoraus-

ÓÅÔÚÕÎÇÅÎ ÄÅÒ ,ÅÒÎÐÒÏÚÅÓÓÅ ɍȢȢȢɎ ÇÅÚÉÅÌÔ ÃÕÒÒÉÃÕÌÁÒ ÖÏÒÂÅÒÅÉÔÅÔ ×ÅÒÄÅÎȰ (ebd.).  

In der Folge werden einzelne darüber hinausgehende Aspekte angesprochen, wie 

die wissenschaftliche Orientierung der Lerninhalte und Lernprozesse, eine gewan-

delte Lehrerrolle sowie die Bedeutung und Umsetzung von Individualisierungs-

prozessen (vgl. ebd., 132ff.). Den curricularen Bedingungen wird noch einmal ein 

eigener Abschnitt gewidmet. Hier werden recht konkrete Bereiche genannt, die in 

den einzelnen Schulstufen als bedeutsam angesehen werden. Für das erste Schul-

jahr wird ein offenes und anregungsreiches Programm dargestellt, mit dem Ziel, 

Voraussetzungen für späteres Lernen zu schaffen und eine auch auf Schule und 

Lernen gerichtete positive emotionale Einstellung bei den Kindern grundzulegen. 

Ab dem zweiten Schuljahr, insbesondere aber ab der Grundstufe soll eine merkli-

che Akzentuierung auf sachbestimmte Leistungen erfolgen (vgl. ebd., 138). Die 

Vermittlung der Kulturtechniken Lesen, Schreiben und Rechtschreiben soll in ein-

zelnen Lehrgängen ausgegliedert werden, während das Rechnen in einen wissen-

schaftlich orientierten Mathematikunterricht integriert werden soll. Der Gesamt-

unterricht soll abgelöst werden durch einen Sachunterricht, Sprache soll verstärkt 

und neu geordnet werden, Kunst-, Musik- und Werkunterricht sollen eine Aufwer-

tung als Fachunterricht erfahren und neue Lernbereiche, etwa eine erste Fremd-

sprache, sollen eingeführt werden (vgl. ebd., 138).  

Abschließend werden Ziele formulier t. Kurzfristig umzusetzen sei die Vermeidung 

einer weiteren Heraufsetzung des Schuleintrittsalters, insbesondere durch Aufga-

be der Praxis von Zurückstellungen. Diese seien nur noch in einer Übergangszeit 
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und bei garantierter Aufnahme in einen Schulkindergarten zu vollziehen. Darüber 

hinaus sollen vorzugsweise in Regionen, die stark durch soziale und kulturelle Be-

nachteiligung geprägt sind, Vorschulklassen eingerichtet werden, die später als 

Eingangsstufen in die Grundschulen integriert werden sollen. Ebenso müsse be-

gonnen werden, die Curricula für den gesamten Primarbereich zu überarbeiten. 

Versuchsweise solle die Orientierungsstufe an die Grundschule angebunden und 

eine Planstudie zur halbjährlichen Einschulung durchgeführt werden.  

Mittelfristig sollen alle Kinder mit 5 Jahren unter Verzicht auf Schulreifetests in die 

Schule aufgenommen und die sich aus den strukturellen Veränderung ableitenden 

Anforderungen an die Lehrerbildung entsprechend aufgegriffen werden28. 

Mit dem Strukturplan wurde ein Konzept vorgelegt, das weitreichende bildungspo-

litische Richtungsentscheidungen vorsah. Grundlage für die Konzeption war der 

Anspruch, ein auf Chancengleichheit gerichtetes Schulsystem zu schaffen.  

2.1.2 Der Bildungsbericht ´70 

Vier Monate nach Verabschiedung des Strukturplans veröffentlicht die damalige 

Bundesregierung den Bildungsbericht ´70. Es war der erste Bericht einer Bundes-

regierung, in den das Schulwesen in einer Gesamtschau über Ländergrenzen hin-

weg aufgenommen wurde. Der Bildungsbericht ´70 berücksichtigt die Empfehlun-

gen der Bildungskommission des Deutschen Bildungsrates (vgl. Bundesminister 

1970, 15) und übernimmt über weite Strecken deren Argumentation. Er wird dar-

gestellt als ein Versuch, Bildungspolitik als gesamtstaatliche Aufgabe von Bund 

und Ländern zu betrachten (ebd., 17). Eine Grundgesetzänderung vom 12.5.69 

räumte dem Bund Mitwirkungsrechte beim Aus- und Neubau von Hochschulen ein, 

darüber hinaus ermöglichte sie Vereinbarungen zu Kooperationen von Bund und 

Ländern in Fragen der Bildungsplanung, womit eine gängige Praxis nun legalisiert 

wurde (vgl. Fränz/Schulz-Hardt 1998, 199). Zu den ersten Auswirkungen dieser 

Grundgesetzänderung gehörte die Einrichtung der Bund-Länder-Kommission für 

Bildungsplanung, in der der Bund genauso viele Stimmen hatte, wie die Länder 

zusammen. Unübersehbar ist der Wunsch der Bundesregierung nach der Rahmen-

kompetenz für das gesamte Bildungswesen. Schon die Aufnahme des Schulwesens 

in den Bildungsbericht ´70 war hierbei bemerkenswert, da der Bundesregierung 

                                                        
28

 Im Grunde plant der Deutsche Bildungsrat damit die neue Schuleingangsstufe. Die unmittelbar darauf 

erprobte alte Schuleingangsstufe ist strukturell ganz anders verortet.  
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ȵÁÕÆ ÄÉÅÓÅÍ 'ÅÂÉÅÔ ËÅÉÎÅ +ÏÍÐÅÔÅÎÚÅÎ ÚÕËÁÍÅÎȢ )ÈÒ ÂÅÓÏÎÄÅÒÅÓ ÂÉÌÄÕÎÇÓÐÏÌÉÔi-

sches Engagement hatte die neue Bundesregierung auch dadurch unterstrichen, 

dass sie das Bundesforschungsministerium in ein Bundesministerium für Bildung 

ÕÎÄ 7ÉÓÓÅÎÓÃÈÁÆÔ ÕÍÂÅÎÁÎÎÔÅȰ (Fränz/Schulz-Hardt 1998, 200). 

 

Der Bildungsbericht schildert die Lage des Bildungswesens in Deutschland, stellt 

es in einen Zusammenhang mit internationalen Entwicklungen und formuliert Zie-

le zur Verbesserung desselben. Er umfasst den gesamten Bildungsbereich, also das 

Schulwesen, die Universitäten und die Weiterbildungsmaßnahmen und bezieht 

damit als erster Bildungsbericht einer Bundesregierung das Schulwesen, das sich 

durch die Kulturhoheit der Länder dem Einfluss des Bundes weitgehend entzieht, 

mit ein.  

Die die Eingangsstufe betreffenden Bereiche werden im Folgenden kurz darge-

stellt. 

 

Für den Elementarbereich  wird konstatiert, dass die Nachfrage das Angebot bei 

weitem überschreitet. Auf drei Millionen Kinder im Alter von 3-6 kommen eine 

Million Plätze. Die Wartelisten in den Einrichtungen zeigen deutlich, dass der Be-

darf viel höher ist. Daneben sei die pädagogische Versorgung unzureichend. Nur 

etwa 45% der Mitarbeiter im Elementarbereich haben eine entsprechende Ausbil-

dung, was ein Verhältnis von einer ausgebildeten Fachkraft für etwa 50 Kinder 

bedeutet. Die Ausstattung der Einrichtungen wird ebenfalls als unzureichend dar-

gestellt.  

Es werden Ergebnisse der Begabungsforschung angeführt, die belegen, dass Bega-

bung und Lernfähigkeit von der sozialen Umwelt und den Angeboten, die dem 

Kind gemacht werden, abhängig sind. Es sei nach Ansicht der Bundesregierung 

eine Aufgabe eines demokratischen Staates, Benachteiligungen durch ungünstige 

soziale Umweltbedingungen auszugleichen. Insofern soll der Elementarbereich 

ausgebaut werden um eine Chancengleichheit im Bildungsbereich herzustellen 

(vgl. Bundesminister 1970, 36f.). 

Als konkrete Ziele formuliert  die Bundesregierung unter dem Aspekt der ȵPriorität 

der ElementarerziehungȰ (ebd., 38): 
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¶ Elementarerziehung soll als besonders wichtige und vordringliche Aufgabe 

ÂÅÔÒÁÃÈÔÅÔȟ ÄÅÒ +ÉÎÄÅÒÇÁÒÔÅÎ ȵÓÏÌÌ ÁÌÓ %ÌÅÍÅÎÔÁÒÂÅÒÅÉÃÈ ÉÎ ÄÁÓ "ÉÌÄÕÎÇÓÓÙs-

ÔÅÍ ÅÉÎÂÅÚÏÇÅÎ ÕÎÄ ÁÕÓÇÅÂÁÕÔ ×ÅÒÄÅÎȰ (ebd.); 

¶ die Plätze sollen massiv ausgebaut werden, wobei der Besuch auf freiwilli-

ger Basis fortgeführt werden soll (vgl. ebd., 39); 

¶ Gruppengröße soll auf ein vertretbares Maß gesenkt werden (vgl. ebd., 

39f.);  

¶ Entwicklung von Curricula (vgl. ebd., 40);  

¶ Abstimmung mit dem Primarbereich (vgl. ebd., 40f.).  

 

Zur Grundschule  wird zunächst die Bedeutung ihrer Konstituierung in der Wei-

ÍÁÒÅÒ 2ÅÐÕÂÌÉË ÁÌÓ ÄÅÒ ȵÂÉÓ ÈÅÕÔÅ ɍȢȢȢɎ ËÏÎÓÅÑÕÅÎÔÅÓÔÅ 3ÃÈÒÉÔÔ ÚÕÒ ÏÒÇÁÎÉÓÁÔÏÒi-

ÓÃÈÅÎ $ÅÍÏËÒÁÔÉÓÉÅÒÕÎÇ ÄÅÒ 3ÃÈÕÌÅȰ (Bundesminister 1970, 42) hervorgehoben. 

Insgesamt habe aber die Lehr- Lern und Begabungsforschung gezeigt, dass ȵdie 

innere Struktur der Grundschule, ihre Lehrpläne und Arbeitsmethoden reformiert 

werden müssenȰ (ebd.). Die Bundesregierung betont weiterhin ihre Bedeutung in 

"ÅÚÕÇ ÁÕÆ ÄÁÓ ÇÅÓÁÍÔÅ "ÉÌÄÕÎÇÓ×ÅÓÅÎȟ ÅÓ ÈÁÂÅ ÓÉÃÈ ȵÅÒÓÔ ÉÎ ÊİÎÇÓÔÅÒ :ÅÉÔ ɍȢȢȢɎ ÁÕÃÈ 

in der Öffentlichkeit die Erkenntnis durch[gesetzt], dass Bildungsreformen von der 

Grundschule ausgehen ÍİÓÓÅÎȰ (ebd.).  

Als Problemfelder werden ausgemacht: die Reproduktion sozialer Schichten und 

ÄÁÄÕÒÃÈ ÅÒÆÏÌÇÅÎÄÅ 0ÒÏÄÕËÔÉÏÎ ÓÏÚÉÁÌÅÒ 5ÎÇÌÅÉÃÈÈÅÉÔ ÄÕÒÃÈ ÄÉÅ ȵÆÏÒÍÁÌ ÅÇÁÌÉÔßÒÅ 

'ÒÕÎÄÓÃÈÕÌÅȰ (ebd.), ÖÅÒÁÌÔÅÔÅ ȵ,ÅÈÒÉÎÈÁÌÔÅȟ ,ÅÒÎÍÉÔÔÅÌ ÕÎÄ &ÏÒÍÅÎ ÄÅÓ 'ÒÕÎd-

schulunterÒÉÃÈÔÓȰ und hierdurch bedingte Vernachlässigung der besonderen Ent-

wicklungsfähigkeit von Begabung und Lernfähigkeit der Grundschulkinder durch 

fehlende individuelle Förderung.  

Als Ziele werden der Ausbau und die Aufrechterhaltung von Jahrgangsklassen29, 

eine frühere Einschulung mit 5 Jahren bei gleichzeitiger Neukonzipierung der Ein-

gangsstufe der Grundschule und Überarbeitung der Lernziele, -inhalte und -

formen insgesamt ausgewiesen (vgl. ebd., 43). 

Einer gesonderten Betrachtung werden Schulreife, Schulkindergärten und Sonder-

schulen unterzogen. Die Bundesregierung stellt fest, dass Zurückstellungen aus der 

                                                        
29

 Damit positioniert sich die Bundesregierung klar gegen die Einrichtung jahrgangsübergreifender Lern-

gruppen und für den Ausbau der sogenannten nicht voll ausgebauten Grundschulen (s.o.: Zur Entwick-

lung und Geschichte von Organisationsformen des Lernens). 
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Perspektive der Kinder den Zeitraum, bis entsprechende kompensatorische Förde-

rung einsetzt, in den meisten Fällen schlicht erhöht und hierdurch das Problem 

sozialer Ungleichheit verschärft (vgl. ebd., 44f.). Als Ziele werden eine möglichst 

weitgehende Vermeidung von Zurückstellungen und eine langfristige Abschaffung 

der Schulkindergärten formuliert. Die Aufgaben der Schulkindergärten sollten von 

den vorschulischen Einrichtungen sowie von der Grundschule übernommen wer-

den (vgl. ebd., 45). 

2.1.3 Der Bildungsgesamtplan  

Nachdem im Jahr 1970 der Strukturplan für das Bildungswesen und der Bildungs-

bericht ´70 vorgelegt wurden, beschloss man im gleichen Jahr durch ein Abkom-

men zwischen Bund und Ländern, eine gemeinsame Kommission für Bildungspla-

nung zu errichten (vgl. BLK 1974, VIII). Die Bund-Länder-Kommission für Bil-

dungsplanung (BLK) hatte den Auftrag, einen langfristigen Rahmenplan für die 

Entwicklung des gesamten Bildungswesens in allen Bundesländern ɀ den Bil-

dungsgesamtplan ɀ zu entwickeln. Dieser wurde 1973 von allen verantwortlichen 

Gremien verabschiedet und veröffentlicht (vgl. ebd.). In ihm werden die Grundzü-

ge des bestehenden Bildungswesens skizziert und die notwendigen Reformmaß-

nahmen dargestellt. Darüber hinaus liefert er die Berechnungen für den finanziel-

len Aufwand zur Reformierung des Bildungswesens und ordnet die Reformmaß-

nahmen in den gesamtwirtschaftlichen Rahmen (Zusammenhang von Bildung und 

Wirtschaftswachstum, Arbeitsmarktsituation, etc.) ein.  

Die Ergebnisse, die im Nahbereich der Schuleingangsstufe liegen, sollen im Fol-

genden zur Darstellung kommen. 

 

Zur bestehenden Situation merkt der Bildungsgesamtplan an: 

ȵ$ÉÅ Kindergärten für die Drei- bis Fünfjährigen waren bisher dem Bildungswesen 

nicht unmittelbar zugeordnet. Der Besuch des Kindergartens ist freiwillig, das An-

gebot an Plätzen bleibt hinter der Nachfrage zurück.  

Die allgemeine Schulpflicht beginnt nach Vollendung des sechsten Lebensjahres. 

[...] 

Die erste Pflichtschule ist die für alle Kinder gemeinsame Grundschule. Die Grund-

schule dauert in der Regel vier, in Stadtstaaten auch sechs Jahre. Aufgrund einer 

Empfehlung der Kultusministerkonferenz vom Juli 1970 werden die Lehrpläne 
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und Arbeitsformen der Grundschule in Richtung auf eine an wissenschaftlichen 

Ergebnissen orientierte Grundbildung reformiert. In einzelnen Ländern wurde 

bereits damit begonnen ɀ teils in Zusammenhang mit Kindergärten, teils in Anleh-

nung an die Grundschule ɀ Modelle für die vorschulische Erziehung zu entwickeln.  

In Schulkindergärten, deren regionale Verteilung und Ausgestaltung unterschiedli-

che ist, werden in der Regel Kinder aufgenommen, die dem Alter nach schulpflich-

tig, aber noch nicht schulreif sind. Schulkindergärten sind in den meisten Ländern 

ÄÅÒ 'ÒÕÎÄÓÃÈÕÌÅ ÚÕÇÅÏÒÄÎÅÔȢȰ (BLK 1974, 3)  

 

Die geplanten strukturellen Veränderungen im Bereich des Übergangs von vor-

schulischen zu schulischen Einrichtungen werden umrissen. Grundsätzlich soll das 

"ÉÌÄÕÎÇÓ×ÅÓÅÎ ȵÎÁÃÈ ÎÅÕÅÍ 6ÅÒÓÔßÎÄÎÉÓȰ ÁÕÃÈ ÄÉÅ ȵ%ÌÅÍÅÎÔÁÒÅÒÚÉÅÈÕÎÇȟ ÅÉÎÅ ÓÙs-

ÔÅÍÁÔÉÓÉÅÒÔÅ 7ÅÉÔÅÒÂÉÌÄÕÎÇ ÕÎÄ ÄÉÅ !ÕħÅÒÓÃÈÕÌÉÓÃÈÅ *ÕÇÅÎÄÂÉÌÄÕÎÇȰ ÕÍÆÁÓÓÅÎ 

(vgl. ebd., 6)Ȣ ȵ:ÕÍ %ÌÅÍÅÎÔÁÒÂÅÒÅÉÃÈ ÇÅÈĘÒÅÎ ÁÌÌÅ %ÉÎÒÉÃÈÔÕÎÇÅÎ ÆÁÍÉÌÉÅÎÅÒÇßn-

zender Bildung und Erziehung nach Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum 

"ÅÇÉÎÎ ÄÅÒ 3ÃÈÕÌÅȢȰ (ebd., 9) Es wird darauf verwiesen, dass Kindern ein Bildungs-

ÁÎÇÅÂÏÔ ÇÅÍÁÃÈÔ ×ÅÒÄÅÎ ÓÏÌÌȟ ȵÄÁÓ ÉÈÒÅ %ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇÓÆßÈÉÇËÅÉÔ ÅÒÈĘÈÔ ÕÎÄ Õm-

weltbedingte Benachteiligungen frühzeitig auszugleichen sucht. Das pädagogische 

Angebot für die fünfjährigen soll so gestaltet werden, dass sich in Verbindung mit 

darauf aufbauenden veränderten Curricula des Primarbereichs ein gleitender 

ÂÅÒÇÁÎÇ ÉÎ ÄÁÓ ÓÃÈÕÌÉÓÃÈÅ ,ÅÒÎÅÎ ÅÒÇÉÂÔȢȰ (ebd., 10) 

)ÎÓÂÅÓÏÎÄÅÒÅ ×ÉÒÄ ÁÎÇÅÍÅÒËÔȟ ÄÁÓÓ ÄÉÅ ȵ&rage der organisatorischen Verknüpfung 

ÄÅÒ %ÉÎÒÉÃÈÔÕÎÇÅÎ ÆİÒ &İÎÆÊßÈÒÉÇÅȰ ÅÒÓÔ ÎÁÃÈ ÄÅÒ 0ÈÁÓÅ ÄÅÒ %ÒÐÒÏÂÕÎÇ ÄÕÒÃÈ -o-

dellversuche, die teilweise bereits angelaufen waren, entschieden werden kann 

(vgl. ebd., 10). 

 

Als Ziel wird formuliert , dass im ElementarbÅÒÅÉÃÈ +ÉÎÄÅÒÎ ÅÉÎ ȵÐßÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅÓ 

Angebot gemacht werden [soll; MK], das dem Alter angemessen istȰ. Dabei soll ein 

ȵ!ÕÓÇÌÅÉÃÈ ÉÎÄÉÖÉÄÕÅÌÌÅÒ "ÅÎÁÃÈÔÅÉÌÉÇÕÎÇÅÎ ÁÌÌÅÒ !ÒÔ ÁÕÃÈ ÂÅÉ ËĘÒÐÅÒÌÉÃÈ ÕÎÄ ÇÅÉs-

ÔÉÇ "ÅÈÉÎÄÅÒÔÅÎȰ ÁÎÇÅÓÔÒÅÂÔ ×ÅÒÄÅÎ (ebd., 18). 

Als Maßnahmen sollen ein größeres Angebot an Plätzen im Elementarbereich be-

reitgestellt, die Personalsituation qualitativ und quantitativ verbessert, die materi-

elle Ausstattung ausgebaut und Curricula entwickelt werden (vgl. ebd., 18f.). 
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Zu den Einrichtungen für 5-jährige, die in der aktuelleren Literatur auch als alte 

Schuleingangsstufe bezeichnet werden, finden sich hier erste Ausführungen. Als 

Ziele werden formuliert, dass den Fünfjährigen ein Angebot gemacht werden soll, 

das von möglichst allen genutzt werden kann. Es soll ein gleitender Übergang in 

die Schule ermöglicht werden, ohne dabei die Schule um ein Jahr vorzuverlegen. 

Entsprechend sei ein Curriculum zu entwickeln, das einen allmählichen Übergang 

von den Angeboten für 4jährige und anschließend in die Schule ermöglicht. Dabei 

sei von bereits bestehenden Angeboten auszugehen. Dabei wird ausdrücklich her-

ausgehoben, dass sowohl die organisatorische Zuordnung wie auch die Frage der 

Verpflichtung zunächst offen bleibt und letztlich durch die Kultusminister zu ent-

scheiden sein wird (vgl. ebd., 20f.). 

 

Als Maßnahmen werden auch hier die Bereitstellung zusätzlicher Plätze, die quali-

tative wie quantitative Verbesserung im Bereich des Personals und ein angemes-

senes pädagogisches Angebot in Aussicht gestellt (vgl. ebd., 21f.).  

 

Für den Bereich der Primarstufe werden als Ziele die Hinführung an Formen schu-

lischen Arbeitens, die Revision der Lehrpläne, die verstärkt entdeckendes, selb-

ständiges und kooperatives Lernen berücksichtigen sollen, sowie die Anpassung 

des schulischen Angebots an individuelle Lerndispositionen, durch etwa Differen-

zierungsmaßnahmen, festgehalten (vgl. ebd., 23f.). 

 

Die entsprechenden Maßnahmen umfassen dann die Schaffung möglichst mehrzü-

giger Grundschulen, wobei zumindest einzügige Grundschulen auch in ländlichen 

Gebieten verfügbar sein sollen, Verbesserung der Schüler-Lehrer-Relation, die 

Entwicklung und Erprobung von Lehrplänen für den gesamten Primarbereich, die 

gleitende Übergänge aus dem Elementarbereich heraus oder in den Sekundarbe-

reich hinein berücksichtigen sollen. Auch sollen die Voraussetzungen für individu-

elles Lernen verbessert werden. Für den letztgenannten Punkt sollen spezielle 

Weiterbildungen für Lehrerinnen und Lehrer angeboten werden, die sich beson-

ders diesem Bereich widmen (vgl. ebd., 23f.). 
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2.1.4 Debatten um Bildungspolitik, Bildungsplanung und Öffentlichkeit 

Die in den programmatischen Schriften in Aussicht gestellten Veränderungen im 

Bereich institutionalisierter Bildung führten auch innerhalb der Erziehungswis-

senschaft zu einer regen Auseinandersetzung30. Hatte sich der erste Vorsitzende 

der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft (DGfE), Bollnow, im Jahr 

ρωφφ ÎÏÃÈ ÄÁÆİÒ ÁÕÓÇÅÓÐÒÏÃÈÅÎȟ ÎÉÃÈÔ ȵÄÕÒÃÈ 2ÅÓÏÌÕÔÉÏÎÅÎ ÏÄÅÒ ÁÎÄÅÒÅ 6ÅÒÌÁÕt-

barungen unmittelbar in die Schul- ÕÎÄ "ÉÌÄÕÎÇÓÐÏÌÉÔÉË ÅÉÎÚÕÇÒÅÉÆÅÎȰ (zit.n. 

Berg/Herrlitz/Horn 2004, 161) ȟ ×ÕÒÄÅ ÁÂ ρωφψ ÅÉÎ +ÏÎÇÒÅÓÓ ÍÉÔ ÄÅÍ 4ÉÔÅÌ ȵ%ÒÚÉe-

hungswissenschaft ɀ Bildungspolitik ɀ 3ÃÈÕÌÒÅÆÏÒÍȰ ÖÏÒÂÅÒÅÉÔÅÔȟ ÄÅÒ ρωχπ ÉÎ "År-

lin ausgerichtet wurde.  

ĂDamit war im vierten Jahr nach ihrer Gründung als DGfE auch die Erzie-

hungswissenschaft ï ganz gegen ihre ursprünglichen Absichten [...] ï an dem 

allgemeinen Politisierungsprozess von Gesellschaft und Wissenschaft aktiv be-

teiligt. Die DGfE wollte und musste Flagge zeigen, was einschloss, auch ihr ei-

genes Verhältnis zur Politik, namentlich zur Bildungs- und Schulpolitik zu klären 

und offensiv zu vertreten.ñ (Berg/Herrlitz/Horn 2004, 162)  

Werden Strukturplan und Bildungsbericht ´70 zunächst in der Regel in Rubriken 

wie der in der Deutschen Schule installierten Reihe Bildungspolitische Aspekte be-

sprochen, in denen das aktuelle bildungspolitische Geschehen, etwa öffentliche 

Debatten in politischen Gremien, Gesetzentwürfe, Aktivitäten der KMK u.a.m. ge-

schildert und ɀ zumeist recht verhalten ɀ kommentiert werden, greifen nach und 

nach auch wissenschaftliche Aufsätze die Aktivitäten aus der Bildungspolitik auf.  

Das Verhältnis von Bildungswissenschaft, Bildungspolitik und Öffentlichkeit wird 

zum beherrschenden Thema in den Periodika der frühen 1970er Jahre. Die Ausei-

nandersetzung fand in unterschiedlichen, aber angrenzenden Kontexten statt. 

Wiederkehrende Fragen beschäftigen sich mit dem Verhältnis von Erziehungswis-

senschaft und Bildungspolitik 31, Erziehungswissenschaft und Öffentlichkeit, Bil-

                                                        
30

 Und auch innerhalb der Bildungskommission des Deutschen Bildungsrates ist die Diskussion mit der 

Veröffentlichung des Strukturplans nicht beendet. 1971 erscheint in zweiter Auflage (leider wird nicht 

angegeben, wann die Erstauflage erschien) der Band ĂKritische Bemerkungen zum Strukturplan f¿r das 

Bildungswesenñ, in dem sich Wilhelm Arnold, selbst Mitglied der Bildungskommission, stark vom Struk-

turplan distanziert. Er hebt darauf ab, dass etwa der Begabungsbegriff, der dem Strukturplan zugrunde 

liegt, viel zu einseitig ĂVererbungstatsachenñ negiere (Arnold 1971, 13ff.) und ebenfalls zu einseitig von 

einem stark idealisierten Persönlichkeitsbild ausgegangen werde (ebd., 41ff.). 
31

 Diese werden bereits Mitte der 60er Jahre immer wieder in den Blick genommen, etwa in der Reihe 

Defensive Pädagogik, in der Heinrich Roth das Verhältnis zwischen Politik und Wissenschaft im Bil-

dungsbereich kommentiert. Darüber hinaus fand 1970, im Jahr der Veröffentlichung von Strukturplan 

und Bildungsbericht ´70, der Kongress ĂErziehungswissenschaft ï Bildungspolitik ï Schulreformñ der 

DGfE statt. 
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dung und Bildungsplanung sowie der Bedeutung von Bildung als Marktfaktor32, 

wobei all diese Verhältnisse miteinander verknüpft sind. Quer dazu zieht sich seit 

1967 die Debatte um die Curriculumrevision, die zu Beginn der 1970er Jahre ihren 

Höhepunkt erreicht, weil sie als grundlegend für alle Entwicklungen im Bereich 

institutionalisierter Bildung angesehen wurde. An dieser Stelle sollen nicht die 

einzelnen Stränge der Debatte nachgezeichnet werden ɀ dies würde sicher eine 

eigene Arbeit beanspruchen ɀ, vielmehr soll mit einigen Beispielen beleuchtet 

werden, wo die Zusammenhänge und Schwierigkeiten gesehen wurden.  

Im Jahr der Veröffentlichung des Strukturplans und des Bildungsberichts´70 findet 

sich in der Deutschen Schule eine dreiteilige Analyse und Kritik beider Schriften 

von Gottfried Preissler. Im Wesentlichen werden hier die Aussagen der beiden 

Veröffentlichungen zusammengefasst und nebeneinander gestellt. Bemerkenswert 

ist, dass in der umfangreichen Analyse die Aspekte der strukturellen Änderungen 

der vorschulischen wie der schulischen Einrichtungen völlig ausgespart bleiben. 

Die Vorverlegung des Einschulungsalters, die Eingangsstufe der Grundschule, der 

Ausbau der vorschulischen Einrichtungen und die Veränderungen im Bereich der 

Sekundarstufen I und II bleiben hier vollkommen unkommentiert. Es scheint zu-

mindest so, dass die von der Bundesregierung herausgestellte Bedeutung der 

Grundschule für eine Reformierung des Bildungswesens (vgl. Bundesminister 

1970, 42) ÈÉÅÒ ÎÉÃÈÔ ÇÅÔÅÉÌÔ ×ÉÒÄȢ :ÕÍ Ú×ÅÉÔÅÎ 4ÅÉÌ ÄÅÓ 3ÔÒÕËÔÕÒÐÌÁÎÓ ȵ!ÕÆÒÉħ ÄÅÓ 

3ÃÈÕÌ×ÅÓÅÎÓȰ ÅÒÆÏÌÇÔ ÅÉÎÅ +ÒÉÔÉË ÌÅÄÉÇÌÉÃÈ ÚÕ ÄÅÎ 6ÏÒÓÃÈÌßÇÅÎ ÉÎ "ÅÚÕÇ ÁÕÆ ÄÉÅ #Õr-

ricula. Preissler betont, dass vor der Reformierung des Schulwesens eine Revision 

der Curricula erfolgen müsse (vgl. Preissler 1970a, 755; ders. 1970b, 838ff.). Über-

ÄÉÅÓ ÂÅÄİÒÆÅ ȵÅÉÎÅÒ ËÒÉÔÉÓÃÈÅÎ ÂÅÒÐÒİÆÕÎÇ ɍȢȢȢɎ ÄÅÒ ÉÍ 3ÔÒÕËÔÕÒÐÌÁÎ Ú×ÁÒ ÁÕÓÇe-

×ÉÅÓÅÎÅȟ ÁÂÅÒ ÔÈÅÍÁÔÉÓÃÈ ÎÉÃÈÔ ÄÕÒÃÈÇÅÆİÈÒÔÅ :ÕÓÁÍÍÅÎÈÁÎÇ Ú×ÉÓÃÈÅÎ ȴÉÎÄÉÖÉÄu-

ÅÌÌÅÎ "ÉÌÄÕÎÇÓÓÔÒÅÂÅÎȭ ÕÎÄ ȴÇÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔÌÉÃÈÅÒ &ÏÒÄÅÒÕÎÇÅÎȭ ÉÎ ÓÅÉÎÅÒ $ÉÁÌÅËÔÉËȰ 

(ebd., 760). Insgesamt werden die Bedeutung und die Zielsetzung beider Schriften 

deutlich in Frage gestellt. Preissler konstatiert, dass  

Ămit Strukturplan und Bericht noch keine Konzeption vorliegt, die auf dem Felde 

von Legislative und Administrative in Bund und Ländern rasch verwirklicht wer-
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 Die Curriculumdebatte wurde über einen langen Zeitraum geführt. Ihren Anfang nahm sie mit Ro-

binsohns theoretischem Exkurs zu ĂBildungsreform als Revision des Curriculumñ, in der er eine allge-

meine Curriculumtheorie vorlegte. Der Band erschien bereits 1971 in der dritten Auflage. Nachdem eine 

Einigung über die Grundsätze nicht erreicht werden konnte, wurden Curricula in der Folge zunehmend 

schulform- und schulstufenspezifisch diskutiert. Hierdurch verlagerte sich die Debatte auf etliche Felder, 

unter anderem kamen der Elementar- und der Primarbereich erneut in den Blick. Einigungen konnten 

auch hier nicht erzielt werden. 
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den kann. Vorläufig liegt lediglich die Zustimmung des Bundes [...] vor. Dage-

gen fehlen entsprechende Erklärungen der Bundesländer, die über die Kultur-

hoheit verfügenñ (Preissler 1970a, 751).
33

  

Robinsohn analysiert die nebeneinander ablaufenden und aufeinander wirkenden 

Prozesse von Bildungspolitik, Bildungswissenschaft und Öffentlichkeitsarbeit in 

mehreren Texten und äußert sich wenig optimistisch in Bezug auf die Impulskraft, 

die vom Strukturplan ausgehen wird, wenngleich er dem Deutschen Bildungsrat 

für seine Arbeit günstige Voraussetzungen attestiert (vgl. Robinsohn 1970, 254ff.). 

Robinsohn konstatiert ein großes Interesse der Öffentlichkeit an Bildung und plä-

diert für eine Legitimierung von Entwicklungen in diesem Bereich in einem demo-

kratischen Verständnis über eben diese Öffentlichkeit (vgl. Robinsohn 1970, 241). 

Er äußert Zweifel daran, dass in der Bildungskommission Öffentlichkeit und Wis-

senschaft ausreichend reÐÒßÓÅÎÔÉÅÒÔ ÓÅÉÅÎ ÕÎÄ ÆÒÁÇÔȡ ȵ)ÓÔ ÅÓ ÂÅÒÅÃÈÔÉÇÔ ÚÕ ÓÁÇÅÎȟ 

ÄÁÓ 'ÒÅÍÉÕÍ ÈÁÂÅ ȴ0ÏÌÉÔÉË ÕÎÄ 6ÅÒ×ÁÌÔÕÎÇȟ ×ÉÓÓÅÎÓÃÈÁÆÔÌÉÃÈÅÎ 3ÁÃÈÖÅÒÓÔÁÎÄ ÕÎÄ 

vÆÆÅÎÔÌÉÃÈËÅÉÔ ÉÎ ÅÉÎÅÍ ÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅÎ %ÎÔÓÃÈÅÉÄÕÎÇÓÐÒÏÚÅÓÓ ÚÕÓÁÍÍÅÎÇÅÆİÈÒÔȩȭ 

)ÓÔ vÆÆÅÎÔÌÉÃÈËÅÉÔ ÄÕÒÃÈ ȴ6ÅÒÔÒÅÔÅÒ ÓÏÚÉÁÌÅÒ "ÅÒÅÉÃÈÅȭȟ ÉÓÔ 7ÉÓÓÅÎÓÃÈÁÆÔ ÁÌÓ ÓÏÌÃÈÅ 

repräsentiert? Wie wird WissenÓÃÈÁÆÔ ȴÒÅÐÒßÓÅÎÔÉÅÒÔȭȩȰ (ebd., 255). Er resümiert 

unterschiedliche Modelle politischer Entscheidungsfindung im Zusammenhang mit 

wissenschaftlicher Expertise und kommt zu dem vorläufigen Ergebnis, dass die 

Herstellung von Öffentlichkeit schon Aufgabe von Bildungsforschung ist. Demnach 

ȵÇÅÈĘÒÔ ÄÉÅ ÁËÔÉÖÅ 6ÅÒÍÉÔÔÌÕÎÇȟ ÄÉÅ 4ÒÁÎÓÍÉÓÓÉÏÎ ÖÏÎ )ÎÎÏÖÁÔÉÏÎÓÉÍÐÕÌÓÅÎ ÅÂÅÎÓÏ 

zu den Aufgaben einer solchen praktisch-politisch orientierten Forschung wie die 

Klärung von Bedingungen und Möglichkeiten der Bildungsprozesse selbstȰ (ebd., 

244). Bedingungen für nachhaltige Schulreform seien: Breite des gesellschaftlich-

politischen Konsens, Zusammenspiel zentralstaatlicher und regionaler sowie au-

ßerstaatlicher Initiative, Ausgleich von wirtschafts- und gesellschaftspolitischen 

Zielsetzungen, intensive Kommunikation von Entscheidungsinstanz, Wissenschaft 

und Öffentlichkeit (vgl. ebd., 250). Insgesamt wird nicht klar, welche Form von Öf-

fentlichkeit Robinsohn einbezogen sehen ×ÉÌÌȢ 3Ï ÒÅËÕÒÒÉÅÒÔ ÅÒ ÁÕÆ ÄÉÅ ȵÐßÄÁÇÏÇi-
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 Das Verhältnis von Bund und Ländern in der Bildungspolitik ï bis heute immer wieder neu thematisiert 

ï war damals ein zentrales Thema. Der Bund wollte in Entscheidungen zur Bildungspolitik eingebunden 

sein, was sich in der Zusammensetzung von Deutschem Bildungsrat, in der Installierung der Bund-

Länder-Kommission für Bildungsplanung und an der Grundgesetzänderung der Art. 91 und 104 vom 

12.5.1969 zeigte. Im Bildungsbericht ´70 heiÇt es entsprechend Ăder Bericht ist ein erster Beitrag der 

Bundesregierung zur gemeinsamen Bildungsplanung mit den Ländern im Rahmen des Art. 91b GG. [...] 

[Sie] bekräftigt erneut ihre Überzeugung, dass die dringend erforderlichen bildungspolitischen Reformen 

in gesamtstaatlicher Verantwortung von Bund und Ländern gemeinsam gestaltet werden müssen. Der 

hierzu erforderliche [...] Prozess muss unverz¿glich beginnen [...]ñ (Bundesminister 1970, 9). 
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ÓÃÈÅ vÆÆÅÎÔÌÉÃÈËÅÉÔȰ (ebd., 244)ȟ ÄÉÅ ȵÁÕÆÇÅËÌßÒÔÅ vÆÆÅÎÔÌÉÃÈËÅÉÔȰ (ebd., 253)ȟ ÄÉÅ ȵÉn-

ÔÅÒÅÓÓÉÅÒÔÅ vÆÆÅÎÔÌÉÃÈËÅÉÔȰ (ebd., 254). Diese verortet er deutlich im Nahbereich 

ÅÒÚÉÅÈÕÎÇÓ×ÉÓÓÅÎÓÃÈÁÆÔÌÉÃÈÅÒ ÕÎÄ ÐßÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅÒ "ÅÒÕÆÓÇÒÕÐÐÅÎ ÕÎÄ ÈÅÂÔ ȵÄen 

Teil von Öffentlichkeit der in Forschung und Lehre das Bildungswesen vornehm-

ÌÉÃÈ ÔÒßÇÔȰ (ebd., 255) hervor. Andererseits mahnt er gerade die Einbeziehung ei-

ÎÅÒ ȵÂÒÅÉÔÅÒÅÎ vÆÆÅÎÔÌÉÃÈËÅÉÔȰ (ebd., 254) ÁÎ ÕÎÄ ÆÒÁÇÔȟ ÏÂ ȵvÆÆÅÎÔÌÉÃÈËÅÉÔ ÄÕÒÃÈ 

ȴ6ÅÒÔÒÅÔÅÒ ÓÏÚÉÁÌÅÒ "ÅÒÅÉÃÈÅȭ ×ÉÅ ÅÓ ÈÅÉħÔ ɍȣɎ ÒÅÐÒßÓÅÎÔÉÅÒÔȰ ÓÅÉ (ebd., 255).  

Neben der Frage nach der Rolle der Öffentlichkeit hebt Robinsohn auch auf die 

Beteiligung der Erziehungswissenschaft iÍ 2ÅÆÏÒÍÐÒÏÚÅÓÓ ÁÂȢ ȵ)ÓÔ 7ÉÓÓÅÎÓÃÈÁÆÔ 

ÁÌÓ ÓÏÌÃÈÅ ɍÉÎ ÄÅÎ 'ÒÅÍÉÅÎ ÄÅÓ $ÅÕÔÓÃÈÅÎ "ÉÌÄÕÎÇÓÒÁÔÅÓȠ -+Ɏ ÒÅÐÒßÓÅÎÔÉÅÒÔȩȰ (Ro-

binsohn 1970, 255) fragt er und kritisiert die seinerseits selbstkritische Darstel-

ÌÕÎÇ ÄÅÒ ȵ"ÉÌÄÕÎÇÓÐÌÁÎÕÎÇ ÁÌÓ ,ÅÒÎÐÒÏÚÅÓÓȰ ÖÏÎ (ÅÌÌÍÕÔ "Åcker (vgl. Becker 1970, 

1) ÖÅÈÅÍÅÎÔȢ 2ÏÔÈ ÈßÌÔ ÄÁÇÅÇÅÎȟ ÉÈÍ ÓÅÉ ȵÎÕÒ ÅÉÎÅ 3ÔÉÍÍÅ ÁÕÓ ÄÅÒ %ÒÚÉÅÈÕÎÇÓ×És-

senschaft bekannt, nämlich die von Wilhelm Flitner, der als einziger mit Recht den 

Protest der Erziehungswissenschaft angemeldet hat, dass sich in diesem Gremium 

ɍÄÅÒ "ÉÌÄÕÎÇÓËÏÍÍÉÓÓÉÏÎȠ -+Ɏ ÎÕÒ ÅÉÎ %ÒÚÉÅÈÕÎÇÓ×ÉÓÓÅÎÓÃÈÁÆÔÌÅÒ ÂÅÆÉÎÄÅȰ (Roth 

1971, 288)Ȣ $ÉÅ $ÁÒÓÔÅÌÌÕÎÇ ÖÏÎ "ÅÃËÅÒ ÎÅÎÎÔ ÅÒ ȵÁÕÆÓÃÈÌÕÓÓÒÅÉÃÈȰȟ ÄÉÅ +ÏÎÚÅÐÔÉÏÎ 

ÖÏÎ ȵ"ÉÌÄÕÎÇÓÐÌÁÎÕÎÇ ÁÌÓ ,ÅÒÎÐÒÏÚÅÓÓȰ ÅÉÎÅ ȵÂÅ×ÕÓÓÔ ÁÎÇÅÔÒÅÂÔÅɍȢɎ +ÏÎÓÅÑÕÅÎÚȰ 

(ebd.) und ÅÒ ×ÅÉÓÔ ÚÕÄÅÍ ÄÁÒÁÕÆ ÈÉÎȟ ÄÁÓÓ 2ÏÂÉÎÓÏÈÎ ÓÅÌÂÓÔ ÁÌÓ ȵ3ÁÃÈÖÅÒÓÔÁÎÄȰ 

mit dabei war (vgl. ebd., 290). Die Auseinandersetzungen sind heftig, die unter-

schiedlichen Ideologien schimmern häufig nur knapp unter der Oberfläche.  

Ideologisch aufgeladen erscheint auch die Auseinandersetzung um Chancengleich-

heit34Ȣ $ÉÅÓÅ ÈÅÒÚÕÓÔÅÌÌÅÎ ×ÅÉÓÔ ÄÅÒ 3ÔÒÕËÔÕÒÐÌÁÎ ÁÌÓ ÅÉÎÅÓ ÓÅÉÎÅÒ :ÉÅÌÅ ÁÕÓȡ ȵÄÁÓ 

Recht auf schulische Bildung ist dann verwirklicht, wenn Gleichheit der Bildungs-

chancen besteht und jeder Heranwachsende so weit gefördert wird, dass er die 

Voraussetzungen besitzt die Chancen ÔÁÔÓßÃÈÌÉÃÈ ×ÁÈÒÚÕÎÅÈÍÅÎȢȰ (Deutscher Bil-

                                                        
34

 Chancengleichheit, so Müller und Mayer im Gutachten für den Deutschen Bildungsrat, ist als Begriff 

Ăso vage, dass sich etwa alle politischen Parteien darauf berufenñ (Müller/Mayer 1976, 25). Sie führen in 

der Folge unterschiedliche politische und auch statistische Verständnisse von Chancengleichheit aus. Eng 

verkoppelt ist der Begriff mit dem der Begabung, da Lebenschancen aufgrund von ĂFªhigkeiten von 

Individuenñ zugewiesen werden, die aufgrund von Begabungen erlangt werden. Geht man nun von einem 

statischen Begabungsbegriff aus, soll das Schulsystem hochselektiv sein, da hierdurch fr¿hzeitig Ădas 

knappe Gut besonderer Talenteñ optimal gefördert werden kann. Im Fall des dynamischen Begabungsbe-

griffs dagegen erfordert Chancengleichheit, dass Ăºkonomische, geographische und institutionelle Barrie-

ren beseitigt werden, die begabten Kindern aus unteren Schichten den Zugang zu Bildung erschwerenñ. 

Chancengleichheit als bildungspolitisches Ziel der Bildungsreform der 1960er und 1970er Jahre konnte 

bekanntermaßen nicht umgesetzt werden und wird aktuell immer noch, etwa im Zusammenhang mit 

āinstitutioneller Diskriminierungô diskutiert. 
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dungsrat 1970, 30) Als leitendes Prinzip des Strukturplans arbeitet Scholz das 

Konzept der Chancengleichheit heraus (vgl. Scholz 1972, 57ff.). Etwas allgemeiner 

formuliert es der Bildungsbericht der Bundesregierung, aber auch hier wird Chan-

cengleichheit als eines der obersten Ziele genannt (vgl. Bundesminister 1970, 18). 

Und für Robinsohn liegt auf der Handȟ ÄÁÓÓ ȵUngleichheit der Bildungschancen nur 

durch aktive Änderungen im gesamten Bildungswesen, seinem Aufbau und seinen 

6ÅÒÁÎÓÔÁÌÔÕÎÇÅÎ ÂÅÈÏÂÅÎ ×ÅÒÄÅÎ ËÁÎÎȦȰ (Robinsohn 1971, 7). Nach seiner Auffas-

sung stellen Änderungen am bestehenden System mittels Eingangsstufen und Ähn-

lÉÃÈÅÍ ȵ(ÉÌÆÓËÏÎÓÔÒÕËÔÉÏÎÅÎȰ ÄÁÒ, auf dem Weg Chancengleichheit verfassungsmä-

ßig zu garantieren.  

ĂOhne eine gleichzeitige Umfunktionierung der Institutionen endet eine solche 

Öffnung einmal mit mehr oder weniger raschen individuellen Misserfolgen, kann 

doch der āgarantierte Anspruch des jungen Menschen auf eine seiner Bega-

bung entsprechende Erziehung und Ausbildungô so lange nicht wirklich erf¿llt 

werden, als Begabungen selbst vornehmlich am Erfolg in bestehenden Instituti-

onen gemessen werden, deren Adäquatheit ja gerade in Frage gestellt ist.ñ 

(ebd.)  

1976 veröffentlicht der Deutsche Bildungsrat ein Gutachten zur Chancengleichheit, 

das ÁÌÓ %ÒÇÅÂÎÉÓ ÈÅÒÁÕÓÓÔÅÌÌÔȟ ÄÁÓÓ ÉÎ ÄÅÒ 'ÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔ ÄÅÒ "2$ ȵÄÅÒ :ÕÇÁÎÇ ÚÕ ,e-

benschancen in einem hohen Maße durch die Ungleichheit zwischen Familien be-

stimmt wird, und das Bildungssystem im wesentlichen als Vollstrecker dieser Zu-

ÓÃÈÒÅÉÂÕÎÇ ÆÕÎÇÉÅÒÔȰ (Müller/Mayer 1976, 56) . Dieses Gutachten, zum Ende der 

0ÈÁÓÅ ÄÅÒ "ÉÌÄÕÎÇÓÒÅÆÏÒÍ ÖÅÒĘÆÆÅÎÔÌÉÃÈÔȟ ÍÁÈÎÔ ÄÁÖÏÒȟ ÄÁÓÓ ÄÅÒ .ÁÃÈ×ÅÉÓȟ ȵÄÁÓÓ 

die halbherzigen Bildungsreformen in der Bundesrepublik wohl kaum die Chan-

censtruktur in der Gesellschaft insgesamt in ihrem Ergebnis verändern werden, 

[...] keine Begründung für die Einmottung gesellschaftspolitischer Zielsetzungen 

für die Struktur des Bildungssystems selbst gÅÂÅÎ ɍËÁÎÎɎȰ (ebd., 71). Chancenun-

gleichheit war im übrigen der zentrale Begriff, an dem die OECD die in ihrem 1971 

in Deutschland durchgeführten Länderexamen herausgestellten Mängel des deut-

schen Schulsystems festmachte (vgl. Hüfner 1973, 64ff.). 

Bildungsplanung wird Ende der 1960er Jahre als relativ neuer Begriff in der Erzie-

hungswissenschaft aufgegriffen. In seiner großes öffentliches Interesse weckenden 

!ÕÆÓÁÔÚÒÅÉÈÅ ȵ$ÉÅ "ÉÌÄÕÎÇÓËÁÔÁÓÔÒÏÐÈÅȰ ÂÅÓÃÈÒÅÉÂÔ 0ÉÃÈÔ ρωφτ "ÉÌÄÕÎÇÓÐÌÁÎÕÎÇ 

noch als unentdeckte Welt (vgl. Picht 1964, 46ff.). Lassahn berichtet, dass im Jahr 

ÄÁÒÁÕÆ "ÕÎÄÅÓÔÁÇÓÁÂÇÅÏÒÄÎÅÔÅ ÄÉÅÓÅÎ "ÅÇÒÉÆÆ ÎÏÃÈ ÁÌÓ ȵÓÃÈÒÅÃËÌÉÃÈȰ ÁÂÔÁÔÅÎȟ ÁÌÌÅr-
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ÄÉÎÇÓ ȵς 4ÁÇÅ ÎÁÃÈ ÄÉÅÓÅÒ $ÅÂÁÔÔÅ ɍȣɎ ÄÉÅ 3ÔßÎÄÉÇÅ +ÏÎÆÅÒÅÎÚ ÄÅÒ +ÕÌÔÕÓÍÉÎÉÓÔÅÒ 

[ihn] in ihren offiziellen WortschaÔÚ ɍÁÕÆÎÁÈÍɎȰ (Lassahn 1969, 655). Er selbst, 

aber auch andere diskutieren das Verhältnis von Bildung und Bildungsplanung 

und problematisieren damit noch vor der Veröffentlichung des Strukturplans den 

grundsätzlichen Auftrag des Bildungsrats. Lassahn konstatiert, dass sich Bildung 

ȵÖÅÒÓÔÁÎÄÅÎ ÁÌÓ ËÕÌÔÉÖÉÅÒÔÅÓȟ ÍİÎÄÉÇÅÓ ÕÎÄ ÉÎ 2ÅÆÌÅØÉÏÎÅÎ ÓÅÉÎÅÒ ÓÅÌÂÓÔ ÇÅ×ÉÓÓÅÓ 

Menschentum ÊÅÄÅÍ ÐÌÁÎÅÎÄÅÎ :ÕÇÒÉÆÆȰ (ebd., 656) entziehe und auch weder das 

neuhumanistische Gymnasium noch die Universität Bildung garantieren konnten, 

ȵÓÏÎÄÅÒÎ ɍÄÉÅÓÅɎ ÌÅÄÉÇÌÉÃÈ ÁÌÓ ÉÎÄÉÖÉÄÕÅÌÌÅ ,ÅÉÓÔÕÎÇ ÅÒÍĘÇÌÉÃÈÅÎȰ (ebd.)Ȣ ȵ0ÌÁÎÕÎÇ 

kann sich immer nur auf die Institutionen und manifesten Ordnungen erstrecken, 

ÄÉÅ ÄÅÎ 2ÁÕÍ ÆÒÅÉÈÁÌÔÅÎȟ ÉÎ ÄÅÍ ÓÉÃÈ "ÉÌÄÕÎÇ ÅÎÔÆÁÌÔÅÎ ËÁÎÎȰ (ebd.). Furck nimmt 

den Begriff hin und weist Vorurteile eine Planung im Allgemeinen betreffend als in 

ÄÅÒ 'ÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔ ÖÏÒÈÁÎÄÅÎÅÎ ȵ!ÎÔÉ-+ÏÍÍÕÎÉÓÍÕÓȰ ÚÕÒİÃË (Furck 1969, 273). Der 

Ansicht, Bildung und Planung seien einander ausschließende Größen, begegnet er 

ÍÉÔ ÄÅÍ (ÉÎ×ÅÉÓ ȵ$ÉÅ )ÎÓtitution Schule wird aber dadurch konstituiert, dass in ihr 

die Erziehung junger Menschen planvoll, d.h. durch zielgerichtetes Handeln im 

2ÁÈÍÅÎ ÅÉÎÅÒ ÇÅÎÁÕ ÖÏÒÇÅÇÅÂÅÎÅÎ /ÒÇÁÎÉÓÁÔÉÏÎ ÇÅÓÃÈÉÅÈÔȰ (ebd.). Bezogen auf 

das Schulsystem stellt er heraus, dass dieÓÅÓ ȵ×ÅÄÅÒ ÏÒÇÁÎÉÓÃÈ ÎÏÃÈ ÇÅÓÃÈÉÃÈÔÌÉÃÈ 

gewachsen [sei], sondern das Produkt absiÃÈÔÓÖÏÌÌÅÒ /ÒÇÁÎÉÓÁÔÉÏÎȰ (ebd., 274) und 

demzufolge immer schon geplant, nach Picht, auf den sich Furck hier bezieht, in 

Deutschland seit der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts (vgl. ebd.). Damit liegt hier 

eine begriffliche Klärung vor, die weitgehend geteilt wird. Bildungsplanung bezieht 

sich demnach nicht auf Bildung, sondern auf den Ort, an dem Bildung planmäßig 

stattfinden soll. Menck entgegnet allerdings drei Jahre später, man dürfe es sich 

nicht so leicht machen wie Furck und Lassahn, sondern müsse das Argument ernst 

nehmen, ÄÁÓ ÅÒ ×ÉÅ ÆÏÌÇÔ ÆÏÒÍÕÌÉÅÒÔȡ ȵÇlobale Planung verhindert die Freiheit der 

eigenen Entscheidung und der eigenen Planung der betroffenen Individuen und 

ÄÁÍÉÔ ÄÉÅ %ÎÔÆÁÌÔÕÎÇ ÉÈÒÅÒ )ÎÄÉÖÉÄÕÁÌÉÔßÔȰ (Menck 1972, 75).  

Eng verwoben mit der Problematik von Bildungsplanung ist die von Bildung als 

Marktfaktor 35. Dieser Bezug wird dementsprechend auch in zahlreichen Aufsätzen 

                                                        
35

 Auch zum Bildungsgesamtplan finden sich kritische Darstellungen. An dieser Stelle sei auf die Veröf-

fentlichung von Paul Kellermann hingewiesen, der herausarbeitet, dass der Bildungsgesamtplan demokra-

tie-politisch problematisch ist, weil dort etwa unter dem Gesichtspunkt von Bildung als Marktfaktor in-

humane Praktiken des Arbeitsmarktes gar nicht diskutiert werden. Kellermann führt etwa aus, dass laut 

Bildungsgesamtplan die gªngige Praxis, Ăeinheimische Arbeitskrªfte auf der Grundlage der Sklavenarbeit 
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deutlich, ebenso in den hier im Zentrum stehenden Aufsätzen von Menck, Furck 

ÕÎÄ ,ÁÓÓÁÈÎȢ &ÕÒÃË ËÏÎÓÔÁÔÉÅÒÔȟ ȵÄÉÅ 3ÃÈÕÌÅ ÁÌÓ ÅÉÎÅ ÚÕÍ :×ÅÃËÅ ÄÅÒ %ÒÚÉÅÈÕÎÇ 

organisierte Institution steht in einem Verhältnis der Interdependenz zu Wirt-

schaft und Gesellschaft. Diese, gewiss als lapidar anmutende Feststellung, wurde 

und wird zum großen Teil von Pädagogen auch heute noch nicht beachtet oder 

ÎÅÇÉÅÒÔȰ (Furck 1969, 275). Diesen Zusammenhang in Frage zu stellen wirkt aus 

heutiger Sicht zumindest befremdend und es ist nahe liegend Furck zuzustimmen, 

wenn er für die politische Ebene proklamiert, ȵ"ÉÌÄÕÎÇÓÐÏÌÉÔÉËȟ 7ÉÒÔÓÃÈÁÆÔÓÐÏÌÉÔÉË 

ÕÎÄ 3ÏÚÉÁÌÐÏÌÉÔÉË ÄİÒÆÅÎ ÎÉÃÈÔ ÉÓÏÌÉÅÒÔȟ ÓÏÎÄÅÒÎ ÎÕÒ ÉÎÔÅÇÒÉÅÒÔ ÂÅÔÒÉÅÂÅÎ ×ÅÒÄÅÎȰ 

(a.a.O., 277). Dies scheint ein starkes Argument für den Deutschen Bildungsrat zu 

sein, in dessen Bildungskommission ausgewiesene Experten u.a. aus den Bereichen 

Soziologie, Politikwissenschaft, Ökonomie und Erziehungswissenschaft gemein-

sam die Planung für eine Reformierung des Schulsystems vornehmen. In Bezug auf 

die Planung müssen, so Lassahn, diesÅ )ÎÔÅÒÄÅÐÅÎÄÅÎÚÅÎ ȵÁÌÓ ËÏÎÓÔÉÔÕÔÉÖ ÁÎÅr-

ËÁÎÎÔȰ ÕÎÄ ÓÏÍÉÔ ÂÅÉ ÄÅÒ 0ÌÁÎÕÎÇ ÂÅÒİÃËÓÉÃÈÔÉÇÔ ×ÅÒÄÅÎȢ )Í 'ÅÇÅÎÓÁÔÚ ÚÕ ÅÉÎÚÅl-

nen Bereichen der Industrie sei nun das Bildungssystem relativ unflexibel, weshalb 

sich eine Planung auf einen Zeitraum von mindestens 15 Jahren erstrecken müsse 

(vgl. Furck 1969, 279).  

In der Folge entwirft er ein bürokratisches Planungsmodell, welches er einem 

technokratischen gegenüber stellt. Das Ziel dieser Ausführungen ist der Zusam-

menhang von Wissenschaft und Politik und in der Zuspitzung die Einbeziehung 

von Öffentlichkeit in die Planung, Themen, die sich über den gesamten Prozess der 

Rezeption der Programmatik erstrecken. Die Planungsmodelle ermöglichen eine 

theoretische Trennung von Wissenschaft und Politik. Das bürokratische Modell ist 

ÎÁÃÈ &ÕÒÃË ȵÎÏÃÈ ÈÅÕÔÅȟ ÕÎÇÅÁÃÈÔÅÔ ÖÅÒßÎÄÅÒÔÅÒ ÇÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔÌÉÃÈÅÒ "ÅÄÉÎÇÕÎÇÅÎ 

nicht nur Grundlage der Organisation und der Entscheidungsfindung in den ge-

nannten Bereichen [die Finanzverwaltung, das Schulwesen und das Militär, M.K.], 

sondern weithin auch die vorgegebene Form für den Bereich der Wissenschaft 

ÓÅÌÂÓÔȰ (vgl. Furck 1969, 289). Furck beklagt die Manipulation der Wissenschaft 

ÄÕÒÃÈ ÄÉÅ 0ÏÌÉÔÉË ÕÎÄ ÄÁÓ &ÅÈÌÅÎ ÊÅÄÅÒ ȵ%ÎÔÓÃÈÅÉÄÕÎÇÓÂÅÆÕÇÎÉÓ İÂÅÒ :ÉÅÌÂÅÓÔÉm-

mung sowie PlanzielsetzunÇȰ (ebd., 291) im bürokratischen Modell. Demgegen-

İÂÅÒ ÓÔÅÈÔ ÄÁÓ ÔÅÃÈÎÏËÒÁÔÉÓÃÈÅ -ÏÄÅÌÌȟ ÉÎ ÄÅÍ ÄÉÅ 7ÉÓÓÅÎÓÃÈÁÆÔ ÄÏÍÉÎÉÅÒÔ ÕÎÄ ȵÄÉÅ 

                                                                                                                                                                  
von ausländischen Arbeitern hºher zu qualifizierenñ (Kellermann 1974, 9) aufgegeben werden soll, weil 

es ökonomischer sei, einheimische Frauen am Arbeitsmarkt zu beteiligen (vgl. ebd. 10). 
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0ÏÌÉÔÉËÅÒ ÄÅÎ 4ÅÃÈÎÏËÒÁÔÅÎ ÕÎÔÅÒ×ÏÒÆÅÎ ×ÅÒÄÅÎȰ (ebd.). Die Gegenüberstellung, 

es wird noch ein weiteres, das emanzipatorische oder demokratische Modell nach 

Habermas, hinzugezogen, dient hier der Veranschaulichung von Planungsprozes-

sen im Sinne von Planspielen. Wesentlich erscheint der Hinweis auf den Aus-

schluss der Öffentlichkeit (vgl. ebd.) in beiden erstgenannten Modellen.  

In der gesamten Debatte fällt auf, dass die auf die Grundschule und den Elemen-

tarbereich bezogenen Planungen fast vollständig unberücksichtigt bleiben. Dies ist 

umso erstaunlicher, als die Bedeutung der früh einsetzenden Förderung und der 

grundlegenden Bildung durch eben diese programmatischen Schriften wiederholt 

herausgestellt werden (vgl. Bildungsrat 1970, 40ff.; Bundesminister 1970, 38f.). 

Die erziehungswissenschaftliche Debatte um die Bildungsreform wirkt insgesamt 

irritiert und verhalten, abwartend und distanziert. Es klingt ein Teil Verärgerung 

darüber mit, nicht ausreichend an den Planungen beteiligt und in die Rolle der in-

teressierten Öffentlichkeit gedrängt worden zu sein.  

2.1.5 Die Modellversuche zur alten Schuleingangsstufe 

)Í +ÏÎÔÅØÔ ÖÏÎ ȵ%ÉÎÒÉÃÈÔÕÎÇÅÎ ÆİÒ &İÎÆÊßÈÒÉÇÅȰȟ ÓÏ ÄÅÒ .ÁÍÅ ÄÅÒ 0ÒÏÊÅËÔÇÒÕÐÐÅ 

der BLK, sind in allen elf Bundesländern der damaligen BRD Modellversuche 

durchgeführt worden. In eine Gesamtübersicht über die Ergebnisse sind 50 Aus-

wertungen aus 46 Modellversuchen aufgenommen worden.  

Die Versuche werden in drei Typen kategorisiert: vierzehn Modellversuche im Be-

reich des Kindergartens mit altersgemischten Gruppen, sieben Modellversuche mit 

Vorklassen an Grundschulen und sieben Modellversuche mit Eingangsstufen an 

Grundschulen (vgl. BLK 1976, 16ff.). Die weiteren achtzehn Versuche befassten 

sich größtenteils mit speziellen Fragestellungen und ließen sich den vorgenannten 

Typen nicht einwandfrei zuordnen (vgl. BLK 1976, 14). 

 

In den Modellversuchen in Kindergärten wurden Kinder im Alter von drei Jahren 

bis zum Übertritt in die Schule aufgenommen. Die Gruppen waren altersgemischt, 

teilweise gab es aber eine besondere pädagogische Betreuung der 5jährigen36. Die 

Betreuungssituation in den Modellversuchen war gegenüber den Einrichtungen, 

die nicht an Modellversuchen teilnahmen, ausgesprochen vorteilhaft, der Bericht 

                                                        
36

 Die BLK merkt hierzu an, dass in den Fällen, in denen die 5jährigen einer besonderen Förderung zuge-

f¿hrt wurden, mit der altersgemischten Gruppe ein ĂHauptanliegen des Kindergartensñ aufgegeben wurde 

(BLK 1976, 17). 
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nennt eine Kinder-Erzieher-Relation von 13:1, während der Strukturplan im Jahr 

1970 eine Relation von 50:1 harsch kritisiert (vgl. Deutscher Bildungsrat 1970, 

105). Die Sicherung eines gleitenden Übergangs sollte in diesen Versuchen über 

ȵÉÎÄÉÖÉÄÕÅÌÌÅ &ĘÒÄÅÒÕÎÇ ÕÎÄ ɍȣɎ 3ÔÁÂÉÌÉÓÉÅÒÕÎÇ ÄÅÒ ËÉÎÄÌÉÃÈÅÎ 0ÅÒÓĘÎÌÉÃÈËÅÉÔȰ 

(BLK 1976, 17) gewährleistet werden, eine engere Beziehung zur Schuleȟ İÂÅÒ ȵ)n-

ÈÁÌÔÅɍȢɎȟ !ÒÂÅÉÔÓ×ÅÉÓÅÎ ÕÎÄ /ÒÇÁÎÉÓÁÔÉÏÎÓÆÏÒÍÅÎȰ (ebd.) wurde lediglich in einem 

Versuch hergestellt, in zwei Versuchen wurden Lehrer an der Arbeit beteiligt.  

 

Die Modellversuche in Vorklassen waren allesamt Grundschulen zugeordnet und 

die Vorklassen jeweils der ersten Klasse vorgeschaltet. Als einjährige Einrichtun-

gen nahmen sie Kinder auf, die im nächsten Schuljahr schulpflichtig werden soll-

ten. In den Vorklassen war ebenfalls eine gute Betreuungssituation zu verzeichnen, 

es wird von Gruppengrößen von 20-25 Kindern berichtet37. Die Vorklassen sind 

insofern als Sonderwege zu bezeichnen, als sie an Grundschulen verortet sind, 

aber der Besuch vor dem Beginn der Schulpflicht liegt und freiwillig ist. Das be-

ÓÏÎÄÅÒÅ :ÉÅÌ ×ÁÒ ÄÅÒ ȵÇÌÅÉÔÅÎÄÅ ÂÅÒÇÁÎÇȰ ÉÎ ÄÉÅ 3ÃÈÕÌÅȟ ÄÅÒ ÈÉÅÒ İÂÅÒ ȵ&ÏÒÍÅÎ ÄÅÓ 

spielenden Lernens [...] schwerpunktmäßig betont [wurde, mit der; MK] Hinfüh-

ÒÕÎÇ ÚÕÍ ÁÕÆÇÁÂÅÎÂÅÚÏÇÅÎÅÎ ,ÅÒÎÅÎȰȟ ÂÅÉ ÄÅÍ ȵÓÔÒÕËÔÕÒÉÅÒÔÅ ,ÅÒÎÓÅÑÕÅÎÚÅÎȰ 

ÖÏÒÇÅÓÅÈÅÎ ×ÁÒÅÎȰ (BLK 1976, 18).  

Versuche mit Eingangsstufen sollten ebenfalls insbesondere einen gleitenden 

Übergang für die 5jährigen vom spielerischen zum aufgabenorientierten Lernen 

ermöglichen. $ÉÅ %ÉÎÇÁÎÇÓÓÔÕÆÅ ÉÓÔ ÈÉÅÒ ÅÉÎÅ ȵÚ×ÅÉÊßÈÒÉÇÅ %ÉÎÈÅÉÔ ÕÎÔÅÒ %ÉÎÂÅÚÉe-

ÈÕÎÇ ÄÅÓ ρȢ 3ÃÈÕÌÊÁÈÒÅÓȰ (BLK 1976, 18) als zweites Jahr der Eingangsstufe. Der 

Bericht formuliert eine organisatorische sowie pädagogische Einheit in der Ein-

gangsstufe mit der ersten Klasse der Grundschule, eine Altersmischung wird aber 

nicht ÅØÐÌÉÚÉÅÒÔȢ $ÅÒ ÂÅÒÇÁÎÇ ÉÎ ÄÁÓ Ú×ÅÉÔÅ *ÁÈÒ ÓÏÌÌ ȵ×ÅÄÅÒ ÉÎÈÁÌÔÌÉÃÈ ÎÏÃÈ ÉÎ ÄÅÒ 

ArbeiÔÓ×ÅÉÓÅ ÄÕÒÃÈ ÅÉÎÅ :ßÓÕÒ ÇÅËÅÎÎÚÅÉÃÈÎÅÔȰ (ebd., 19) sein. In der Eingangsstu-

fe soll individuelle Förderung im Vordergrund stehen. Lehrgangsbezogenes Lernen 

startet ÄÅÍÎÁÃÈ ÎÉÃÈÔ ÍÉÔ ÄÅÍ "ÅÇÉÎÎ ÄÅÒ ÅÒÓÔÅÎ +ÌÁÓÓÅȟ ÓÏÎÄÅÒÎ ȵÚÕ ÅÉÎÅÍ ÉÎÄi-

viduellen Zeitpunkt füÒ ÅÉÎÚÅÌÎÅ +ÉÎÄÅÒȰ (BLK 1976, 19). In der Eingangsstufe ko-

                                                        
37

 während der Bildungsbericht `70 für die Volksschule für das Jahr 1968 Klassengrößen von 35,1 angibt 

(Bundesminister 1970, 27) und der Bildungsgesamtplan in seinen Berechnungen für das Jahr 1970 Klas-

sengrößen von 37 Schülerinnen und Schülern veranschlagt (BLK 1974, 23). 



 78 

operieren SozialpädagogInnen und LehrerInnen miteinander. Der Besuch des ers-

ten Jahres der Eingangsstufe ist freiwillig.  

2.1.5.1 Empirischer Ertrag ς die wissenschaftlichen Begleituntersuchungen 

Mit den Modellversuchen werden diverse Zielvorstellungen verknüpft. Die Fähig-

keiten und Fertigkeiten der Kinder sollen gefördert werden in Bezug auf den sen-

somotorischen, sozial-emotionalen und kognitiven Bereich und in Bezug auf spezi-

elle Fertigkeiten im Vorfeld der Kulturtechniken . Lehrpläne und Curricula sowie 

Organisations- und Kooperationsformen sollen entwickelt und erprobt werden. 

Ein wesentliches Ziel war es, den Übergang in die Grundschule zu erleichtern. Dar-

über hinaus dienten die Versuche aber auch dazu, die Institutionen miteinander zu 

vergleichen (vgl. BLK 1976, 21f.). 

 

Schmidt vergleicht in einem Artikel die Richtlinien von Vorschulklassen und Ein-

gangsstufen aus den Bundesländern hinsichtlich der Motive und Zielsetzungen. 

Häufigstes Motiv ist demnach die Förderung der Kinder aufgrund des dynami-

schen Begabungsbegriffs, weniger häufig wird eine Kompensation von Chancen-

ungleichheit genannt (vgl. Schmidt 1972, 2). Daneben wird aber auch eine Effekti-

vitätssteigerung der Grundschule angestrebt, die sich in einzelnen Ländern durch 

eine starke Orientierung am Leistungsprinzip ausweist und für die Schmidt fest-

hält, dass sie auf politischer Bühne entschieden wurde und sich nicht aus den pä-

dagogischen Konzeptionen ergebe (vgl. Schmidt 1972, 3f.). 

In zahlreichen Texten zur alten Schuleingangsstufe finden sich kritische Stimmen 

zum Verhältnis von Politik und Wissenschaft. Nagel und Preuss-Lausitz etwa stel-

len das gesamte Vorgehen der wissenschaftlichen Begleituntersuchungen in Frage, 

bei denen Auftragsarbeiten entstehenȟ ÄÉÅ ȵÐÏÌÉÔÉÓÃÈÅ %ÎÔÓÃÈÅÉÄÕÎÇÅÎ ÑÕÁÓÉ-

ÏÂÊÅËÔÉÖ ÌÅÇÉÔÉÍÉÅÒÅÎȰ (Nagel/Preuss-Lausitz 1971, 453). In mehreren Berichten 

werden die Ergebnisse mit dem Verweis auf das schwierige Verhältnis zur Politik 

eingeschränkt. Dollase etwa weist einerseits darauf hin, dass aufgrund der Vorbe-

dingungen wissenschaftliche Kriterien nur eingeschränkt zur Anwendung kamen. 

Einerseits seien die Möglichkeiten, eine Stichprobe zu ziehen, sehr eingeschränkt 

gewesen, andererseits sei Wissenschaft auf die Rolle eines Zeitnehmers in einen 

Wettkampf festgelegt worden (vgl. Dollase 1978, 412f.). Auch sei zum Ende des 

Versuchs in NRW eine politische Entscheidung ohne Abstimmung mit der Wissen-
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schaft, aber mit dem Verweis auf die durch Wissenschaft ermittelten Ergebnisse 

getroffen worden, die sich aus den Ergebnissen gar nicht legitimieren ließe (vgl. 

Dollase 1978, 422f.)Ȣ 3Ï ÚÅÉÇÅÎ ÁÕÃÈ ÌÁÕÔ 3ÃÈÍÁÌÏÈÒ ÕȢÁȢ ÄÉÅ %ÒÇÅÂÎÉÓÓÅ ȵÉÎ ÉÈÒÅÒ 

$ÉÆÆÅÒÅÎÚÉÅÒÔÈÅÉÔ ÁÕÆȟ ÄÁÓÓ ÄÉÅ &ÒÁÇÅ ȴ6ÏÒËÌÁÓÓÅ ÏÄÅÒ +ÉÎÄÅÒÇÁÒÔÅÎȩȭ ÎÉÃÈÔ ÇÌÏÂÁÌ ÚÕ 

beantworten ist, sondern einer weiteren Aufschlüsselung bedarf. Die Beantwor-

tung hängt ganz entscheidend von den bildungspolitischen und pädagogischen 

Zielvorstellungen ab, mit denen man an die Institutionenfrage herangehtȰ 

(Schmalohr u.a. 1974, 278). 

Den Hinweis auf die Stichprobe liefern auch Kroj, in Hessen seien Kinder aus der 

ȵ5ÎÔÅÒÓÃÈÉÃÈÔȰ ÕÎÔÅÒÒÅÐÒßÓÅÎÔÉÅÒÔ (vgl. Kroj 1972a, 31f.) und Bauer, der in einer 

Befragung von Eltern ermittelt, dass durch die Modellversuche vor allem beson-

ders ehrgeizige Eltern, Eltern, die Entlastung in der Erziehungssituation erhofften, 

und solche, bei denen die Sorge vor Überforderung der Kinder und Hoffnung auf 

Entlastung in der Erziehungssituation zusammen kommen, zur Teilnahme bewo-

gen wurden. Besonders gehemmt waren offenbar Eltern, die sich um eine Überfor-

derung ihrer Kinder sorgten (vgl. Bauer 1978, 427ff.). 

Die Übersicht der Ergebnisse schränkt auch die 0ÒÏÊÅËÔÇÒÕÐÐÅ ȵ%ÉÎÒÉÃÈÔÕÎÇÅÎ ÆİÒ 

&İÎÆÊßÈÒÉÇÅȰ der BLK selbst ein, mit dem Hinweis:  

ĂEine Gesamtbetrachtung der unterschiedlichen Zielvorstellungen der Modell-

versuche lässt ihre Einheitlichkeit und damit ihre Vergleichbarkeit in einem noch 

größeren Umfang auseinanderfallen, als es bei der Einrichtung dieser Modelle 

beabsichtigt sein konnte. Dadurch wird auch die Beantwortung der Frage einer 

institutionellen Zuordnung der Fünfjährigen erschwert.ñ (BLK 1976, 23)  

Die Ergebnisse aus den ausgewerteten Modellversuchen werden in zwei Schritten 

dargestellt. Zunächst werden Ergebnisse zu einzelnen Fragestellungen aufgeführt, 

in einem zweiten Schritt werden die Ergebnisse hinsichtlich einer Aussage über 

eine künftige Zuordnung der 5jährigen dargestellt (vgl. ebd., 69ff.).  

 

Zu curricularen Fragen  

Es versteht sich von selbst, dass in den einzelnen Ländern und in den verschiede-

nen Organisationsformen je unterschiedliche Curricula zum Tragen kommen. Sie 

unterscheiden sich hinsichtlich der Inhalte, der Zielsetzungen und der Konzeptio-

nen. Allerdings gewinnt in der Eingangsstufe eine Orientierung an Lernbereichen 

besondere Bedeutung. In den Curricula für die Eingangsstufe findet sich auch eine 

zeitliche und qualitative Zunahme lehrgangsbezogenen Lernens, was bei einer 
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Konzeption mit dem Ziel eines gleitenden Übergangs von den eher spielerischen zu 

den schulischen Formen des Lernens nahe liegt. Insgesamt überwiegen offene Cur-

ricula, wobei sich für das zweite Jahr der Eingangsstufe eine zunehmende Schlie-

ßung der curricularen Vorgaben feststellen lässt (vgl. BLK 1976, 35ff.). Braun be-

richtet aus NRW über Ansätze von Unterrichtsentwicklung, die durch den Modell-

versuch in Gang gesetzt wurden. Alle Lehrer, die sie in ihrer Studie befragt hatte, 

gaben an, dass sie ihren Unterricht in den ersten Schuljahren, denen Vorklassen 

vorgeschaltet waren, verändern mussten (vgl. Braun 1972, 46f.).  

 

Fragen des Übergangs 

Da die Vorklassen und Eingangsstufen institutionell den Grundschulen zugeordnet 

waren, konnte in diesen Bereichen eine weitgehende Kontinuität gesichert wer-

den, da Gruppen aus Vorklassen oder der Eingangsstufe im Allgemeinen geschlos-

sen in die erste Klasse übergingen. Dies ließ sich bei den Kindergartengruppen 

nicht gewährleisten, deshalb zeigten sich Schwierigkeiten insbesondere beim 

Übergang aus dem Kindergarten. Ähnlich verhält es sich mit dem Personal, hier 

wird Kontinuität in Vorklassen und Eingangsstufen über die Beteiligung des Per-

sonals in beiden Bereichen ɀ oder zumindest der Lehrer in der Vorklasse, bzw. im 

ersten Jahr der Eingangsstufe ɀ gesichert. Beim Übergang aus dem Kindergarten ist 

dies aus nahe liegenden Gründen nicht gelungen (vgl. BLK 1976, 38ff.). Dollase be-

ÒÉÃÈÔÅÔ ÁÕÓ .27 İÂÅÒ ÅÉÎÅÎ ÇÅÇÅÎÔÅÉÌÉÇÅÎ %ÆÆÅËÔȡ ȵ!Î ÄÅÎ %ÒÇÅÂÎÉÓÓÅÎ ɍȢȢȢɎ ÉÎ .27 

ist frappant, das ausgerechnet das weniger in Kontinuität zur Schule stehende Mo-

ÄÅÌÌ ÂÅÓÓÅÒÅ ɍȢȢȢɎ 2ÅÓÕÌÔÁÔÅ ÅÒÚÉÅÌÔȰ (Dollase 1978, 421). Dabei kommt er zu einer für 

ÄÉÅ $ÉÓËÕÓÓÉÏÎ ÉÎÔÅÒÅÓÓÁÎÔÅÎ ÂÅÒÌÅÇÕÎÇȡ ȵ$ÅÎËÂÁÒ ÉÓÔȟ ÄÁÓÓ ÄÉÅ υÊßÈÒÉÇÅÎ ÍÉÔ ÄÅÒ 

Gewöhnung an Schule auch den Verschleiß von Lernfreude mitlernen (Lernhem-

mungen aufbauen), möglich auch, dass Diskontinuitäten [...] für den Durchschnitt 

der KinÄÅÒ ËÅÉÎÅ ȴÎÅÕÒÁÌÇÉÓÃÈÅÎ 0ÕÎËÔÅȭȟ ÓÏÎÄÅÒÎ ÅÈÅÒ ÁÎÒÅÇÅÎÄÅ 6ÅÒßÎÄÅÒÕÎÇÅÎ 

ÉÍ ÓÃÈÕÌÉÓÃÈÅÎ ,ÁÕÆÂÁÈÎÓÙÓÔÅÍ ÄÁÒÓÔÅÌÌÅÎȢȰ (ebd.)  

 

Zur Personalsituation  

In erster Linie wird ein erhöhter Fortbildungsbedarf vor allem im Hinblick auf die 

Übergangssituation bei Erzieherinnen und Erziehern sowie Lehrerinnen und Leh-

rern festgestellt. Darüber hinaus haben sich in allen Versuchstypen Probleme bei 
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der Kooperation der unterschiedlichen beteiligten Professionen ergeben (vgl. BLK 

1976, 44f.).  

 

Zur  Kooperation mit Erziehungsb erechtigten  

Die Mitwirkung der Erziehungsberechtigten bei der Erstellung pädagogischer 

Konzeptionen und Mitarbeit in pädagogischen Situationen wird in Kindergärten 

deutlich häufiger berichtet. Eine besondere Bedeutung wird der Kooperation mit 

den Erziehungsberechtigten von besonders benachteiligten Kindern beigemessen, 

diese gestaltet sich allerdings in sozial schwachem Umfeld besonders schwierig 

(vgl. BLK 1976, 51ff.). 

 

Zur Förderung besonders benachteiligter Kinder  

Dieser Aspekt wurde nur in einzelnen Modellversuchen betrachtet. Er findet sich 

aber zu etwa gleichen Teilen in Schulen und in Kindergärten. In den Versuchen 

wurden lediglich Behinderungen berücksichtigtȟ ÄÉÅ ȵÍÉÔ ÐÒßÖÅÎÔÉÖÅÎ -ÁħÎÁÈÍÅÎ 

ÂÅÓÏÎÄÅÒÓ ×ÉÒËÓÁÍ ÁÎÇÅÇÁÎÇÅÎ ×ÅÒÄÅÎ ËĘÎÎÅÎȰ (BLK 1976, 59), unberücksich-

tigt blieben Formen von Behinderungen, die eine ausschließlich rehabilitativ Be-

handlung erforderten. Diagnosen wurden in allen Einrichtungsarten in gleichem 

Maße durchgeführt, allerdings waren diese auch in gleichem Maße defizitär. Es 

wird dar auf hingewiesen, dass der Einsatz von Sonderpädagogen oder anderweitig 

besonders qualifiziertem Personal nicht die Erziehungskontinuität gefährdet. Die 

Vernetzung der Einrichtung in die Gemeinwesenarbeit ist dazu geeignet, Förde-

rung besonders benachteiligter Kinder voranzubringen (vgl. BLK 1976, 54ff.). 

 

Kognitive Entwicklung  

Kroj berichtet aus dem Versuch mit Eingangsstufen in Hessen, dass die Lehrer eine 

verbesserte sprachliche Gewandtheit und Ausdrucksfähigkeit feststellen (vgl. Kroj 

1972a, 30). Aus Schleswig-Holstein berichtet Kochansky über ein höheres Sprach-

niveau und bessere Leistungen im Lesen, Rechnen und Rechtschreiben bei Kin-

dern, die eine Vorklasse besucht haben (vgl. Kochansky 1971, 113). Im Bereich der 

Intelligenzentwicklung zeigten sich in mehreren Versuchen unabhängig vom För-

derort positive Auswirkungen durch die besondere Förderung. Andererseits gab es 

auch Versuche, die dieses Ergebnis nicht stützen (vgl. BLK 1976, 61).  
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Im Bereich der Kulturtechniken wurden ebenfalls widersprüchliche Ergebnisse 

ermittelt. So zeigten sich Vorteile für die Sprachentwicklung in Bremen, keine Vor-

teile für die Bereiche Lesen und Rechnen wurden in Hessen nachgewiesen (vgl. 

ebd., 62).  

In Bezug auf die Schulfähigkeit erbrachten die Versuche aus Rheinland-Pfalz güns-

tige Ergebnisse für die Eingangsstufe. In Bayern konnten keine signifikanten Un-

terschiede festgestellt werden (vgl. ebd., 62).  

Es zeigt sich, dass der Übergang teilweise immer noch problembehaftet ist, was auf 

eine mangelnde Abstimmung der Institutionen zurückgeführt wird. Weniger große 

Schwierigkeiten zeigen sich beim Übergang aus Vorklassen oder Eingangsstufen - 

also den Bereichen die bereits institutionell und organisatorisch dem Primarbe-

reich zugeordnet wurden. Schwierigkeiten zeigen sich durch unterschiedliche Vo-

raussetzungen bei Kindern, die am Versuch in Eingangsstufen oder Vorklassen 

teilgenommen hatten und denen, die nicht daran teilgenommen hatten (vgl. BLK 

1976, 61ff.) 

 

Emotionale und soziale Entwicklung  

Mehrere Versuche an Kindergärten und in Eingangsstufen und Vorklassen zeigen 

deutliche Vorteile in diesem Bereich. Die geförderten Kinder wurden insgesamt als 

selbstständiger, selbstbewusster, fragefreudiger und lernbereiter wahrgenommen 

(vgl. BLK 1976, 63). Das bestätigen auch Kroj für die Eingangsstufe in Hessen (vgl. 

Kroj 1972a, 30), Dollase aus NRW für die Kinder aus den Modellkindergärten (vgl. 

Dollase 1978, 417; 419) und Braun, ebenfalls NRW, aber hier für die Vorklassen 

(vgl. Braun 1972, 36). Dollase, der Modellkindergärten und Vorklassen untersucht 

hat, gibt an, dass sich die Kinder in beiden Institutionen wohl fühlen (vgl. Dollase 

1978, 417). Für den Bereich der Konzentration berichtet die BLK, es haben keine 

eindeutigen Ergebnisse ermittelt werden können. Das gilt ebenso für den senso-

motorischen Bereich (vgl. BLK 1976, 63f.). 

 

Bei besonders benachteiligten Kindern zeigten sich generell positive Auswirkun-

gen durch die gezielte Förderung, insbesondere bei besonders schwachen Kindern, 

die große Fortschritte machten (vgl. ebd., 64f.). Dieses Ergebnis wird auch bei Kroj 

bestätigt (vgl. Kroj 1972a, 32). In NRW ermittelt man, dass die Grundschule nicht 

ÉÎ ÄÅÒ ,ÁÇÅ ÉÓÔȟ ȵÄÉÅ 3ÏÚÉÁÌÉÓÁÔÉÏÎÓÄÏÍÉÎÁÎÚ ÄÅÒ ÏÂÅÒÅÎ 3ÃÈÉÃÈÔÅÎ ÁÂÚÕÂÁÕÅÎȢ %Ó ÉÓÔ 
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festzustellen, dass die sich bei Eintritt in den Primarbereich ergebenden schichten-

spezifischen Unterschiede über die gesamte Dauer von 4 Jahren Grundschule auf-

ÒÅÃÈÔÅÒÈÁÌÔÅÎ ×ÅÒÄÅÎȰ (Kultusminister NRW 1978, 106). 

 

Vereinzelt wurden auch Langzeitwirkungen festgestellt, die aber nur in Vorschulen 

untersucht wurden. Bei Kindern, die die Vorschule besucht hatten, ließen sich sehr 

günstige Intelligenzentwicklungen in den ersten zwei Schuljahren feststellen. 

Ebenso zeigten Kinder aus Vorschulen besonders häufig überdurchschnittliche 

Leistungen zum Ende der Grundschulzeit. Darüber hinaus zeigten sich hier Vortei-

le in sozialen Verhaltensweisen, größere Kontaktbereitschaft und Selbständigkeit. 

Ebenso waren diese Kinder weniger gestresst in Leistungssituationen (vgl. ebd. 

65ff.). 

2.1.5.2 Zusammenfassung durch die Projektgruppe und Folgerungen 

Alle 46 ausgewerteten Modelversuche haben ihre Ziele erreicht. Als Problem wer-

den die unterschiedliche Zielsetzung und Anlage der Versuche herausgestellt.  

Im Bereich der Intelligenzentwicklung hält die Projektgruppe fest, dass vorschul-

geförderte Kinder gegenüber nicht vorschulgeförderten Kindern eine signifikant 

höhere sprachfreie Intelligenz aufweisen und hier insbesondere die Kinder aus 

sozial schwachen Bereichen enorm profitieren. Bei den geförderten Kindern zei-

gen sich eine günstige motorische Entwicklung und ein günstiger Einfluss auf die 

Gesamtpersönlichkeit. Allerdings kann die vorschulische Förderung soziokulturel-

le Benachteiligung auch nicht in vollem Umfang ausgleichen. 

Es wird festgehalten, dass es eine zentrale Aufgabe darstellen wird, Curricula zu 

entwickeln und erproben, die dem Bildungsgesamtplan entsprechend Kontinuität 

sichern. 

Als weiteres Arbeitsfeld erweist sich die multiprofessionelle Zusammenarbeit. Für 

den Ausgleich von Benachteiligungen können alle Varianten hilfreich sein (vgl. ebd. 

69ff.). 

 

Kaum in den Blick genommen wurde offenbar der Bereich des Unterrichts und der 

Unterrichtsentwicklung. In der Veröffentlichung des BLK wird dieser Bereich gar 

nicht angesprochen. Bei Braun findet sich immerhin eine kleine Studie. Sie hat 

neun Lehrerinnen und Lehrer in teilstrukturierten Interviews befragt, die den Un-
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terricht in einer Vorklasse übernommen hatten und diese Vorklasse zum Zeitpunkt 

ÄÅÒ "ÅÆÒÁÇÕÎÇ ÉÍ ÅÒÓÔÅÎ 3ÃÈÕÌÊÁÈÒ ×ÅÉÔÅÒÇÅÆİÈÒÔȢ ȵ!ÌÌÅ ÂÅÆÒÁÇÔÅÎ ,ÅÈÒÅÒ ÈÁÂÅÎ ÄÉÅ 

ihnen geläufige Unterrichtsform in ersten Klassen mit Vorklassenkindern modifi-

ÚÉÅÒÅÎ ÍİÓÓÅÎȢȰ (Braun 1972, 46) 

 

Die Ergebnisse der Modellversuche resümierend, stellt die Projektgruppe zunächst 

den Vorteil heraus. Durch die Anstrengungen im Zusammenhang mit den Modell-

versuchen dürfte nämlich der große Nachholbedarf an Kindergartenplätzen bei 

günstiger Entwicklung in wenigen Jahren aufgeholt sein wodurch dann für prak-

tisch alle Fünfjährigen ein institutionelles pädagogisches Angebot zur Verfügung 

stünde (vgl. BLK 1976, 75). 

Die Projektgruppe macht aber auch aus ihren Bedenken keinen Hehl. Aus ihrer 

Sicht lässt sich aufgrund der Ergebnisse aus den verschiedenen Modellversuchen 

und der wissenschaftlichen Begleituntersuchungen keine der erprobten Möglich-

keiten für die Förderung der Fünfjährigen den anderen gegenüber durchsetzen 

(vgl. ebd.). Ebenso ist sie skeptisch, dass eine Bildungspflicht für Fünfjährige oder 

eine Vorverlegung der Schulpflicht politisch durchsetzbar wäre. Insofern weist sie 

darauf hin, dass beim Übergang in die Schule insbesondere die ȵKontinuität der 

)ÎÈÁÌÔÅ ÕÎÄ 6ÅÒÍÉÔÔÌÕÎÇÓÆÏÒÍÅÎȰȟ ȵ+ÏÎÔÉÎÕÉÔßÔ ÉÍ 0ÅÒÓÏÎÁÌÂÅÒÅÉÃÈȰ ÕÎÄ ȵKontinui-

tät ÄÕÒÃÈ %ÌÔÅÒÎ ÕÎÄ 'ÅÍÅÉÎ×ÅÓÅÎÁÒÂÅÉÔȰȟ ÇÅÓÉÃÈÅÒÔ ×ÅÒÄÅÎ ÓÏÌÌÔÅn (ebd.). Weitere 

Modellversuche werden wichtig sein. Insgesamt zeichnet sich laut Projektgruppe 

aber ab,  

Ădass der Besuch einer vorschulischen Einrichtung f¿r die Fºrderung der Ge-

samtpersönlichkeit bedeutsamer ist als der Besuch einer bestimmten Art vor-

schulischer Einrichtungen. Während der Bildungsgesamtplan eine Entschei-

dung über die Zuordnung entweder zum Elementarbereich oder zum Primarbe-

reich anstrebt, zeigen die Ergebnisse der Auswertung, dass eine verbesserte 

pädagogische Förderung sowohl im Elementarbereich als auch im Primarbe-

reich mºglich ist.ñ (BLK 1976, 7)  

Götz bestätigt, dass die Modellversuche zwar die Problemlagen im Bereich des 

Übergangs erhellen, aber dabei nicht zu einer Lösung führen konnten. In der Folge 

sei dann zwar Kooperation zwischen den Institutionen als Regelung eingeführt 

worden, damit aber faktisch in die Abhängigkeit sozialräumlicher Bedingungen 

und das Engagement und die Initiative einzelner beteiligter ErzieherInnen und 

GrundschullehrerInnen gestellt worden (vgl. Götz 2004a, 261). Fthenakis liefert 
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1979 einen Überblick über die Aktivitäten der Länder im Anschluss an die Modell-

versuche. Dabei zeigt sich, dass in den Bundesländern institutionell keine deutli-

chen Veränderungen vollzogen und die Schwerpunkte in den einzelnen Bundes-

ländern in der Gestaltung des Übergangs (By, He) und vor allem in der Kooperati-

on (BW, By, HB, NI, RP, SL) gesehen wurden (vgl. Fthenakis 1979, 159ff.) 

2.1.6 Diskussion und Zusammenfassung 

2.1.6.1 Alte Schuleingangsstufe und Altersmischung 

Eine jahrgangsgemischte Schuleingangsstufe war bei der alten Eingangsstufe ver-

mutlich nicht intendiert, wird aber durch einige wenige Formulierungen in den 

Schriften vom Deutschen Bildungsrat und der Bund-Länder-Kommission auch 

nicht ausgeschlossen38. Konkrete und explizite Angaben oder Vorgaben finden sich 

keine. Der Deutsche Bildungsrat plädiert im Strukturplan dafür, in der Eingangs- 

ÕÎÄ 'ÒÕÎÄÓÔÕÆÅ ÄÁÓ *ÁÈÒÇÁÎÇÓËÌÁÓÓÅÎÓÙÓÔÅÍ ȵÖÏÒÌßÕÆÉÇȰ ÚÕ ÅÒÈÁÌÔÅÎȢ ȵ%Ó ÍÕÓÓ ÁÂÅÒ 

gleichzeitig mit neuen Gruppierungsformen eØÐÅÒÉÍÅÎÔÉÅÒÔ ×ÅÒÄÅÎ ɍȢȢȢɎȰ (Deut-

scher Bildungsrat 1970, 131). Dies kann als mögliche Öffnung hin zu jahrgangs-

übergreifenden Organisationsformen gelesen werden, allerdings wird diese im 

ÎßÃÈÓÔÅÎ 3ÁÔÚ ÓÏÇÌÅÉÃÈ ×ÉÅÄÅÒ ÚÕÒİÃË ÇÅÎÏÍÍÅÎȢ ȵ%ÉÎ ÈĘÈÅÒÅÓ -Áħ ÁÎ "Å×ÅÇÌÉÃh-

keit bei der Einteilung der Schüler sollte auch dadurch gewährleistet sein, dass der 

Lehrer die Möglichkeit erhält, [...] innerhalb eines Jahrgangs, aber klassenübergrei-

ÆÅÎÄȟ ÆİÒ ÓÐÅÚÉÅÌÌÅ !ÕÆÇÁÂÅÎ 'ÒÕÐÐÅÎ ÂÉÌÄÅÎ ÕÎÄ ×ÉÅÄÅÒ ÁÕÆÌĘÓÅÎ ÚÕ ËĘÎÎÅÎȢȰ 

(ebd.) In ähnlicher Weise ist im Bildungsbericht ´70 der Bundesregierung von einer 

ȵÍÉÎÄÅÓÔÅÎÓ ÉÎ *ÁÈÒÇÁÎÇÓËÌÁÓÓÅÎ ÇÅÇÌÉÅÄÅÒÔÅÎ 'ÒÕÎÄÓÃÈÕÌÅȰ (Bundesminister 

1970, 43) die Rede. 

Andererseits finden sich auch Textstellen, die eine Altersmischung nahe legen. Der 

"ÅÒÉÃÈÔ ÄÅÓ $ÅÕÔÓÃÈÅÎ "ÉÌÄÕÎÇÓÒÁÔÅÓ ÄÁÚÕȡ ȵ$ÉÅ %ÉÎÇÁÎÇÓÓÔÕÆÅ ɍȢȢȢɎ ÕÍÆÁÓÓÔ ÄÉÅ Al-

tersstufe der Fünf- bis Sechsjährigen. [...] Innerhalb der Eingangsstufe darf keine 

6ÅÒÓÅÔÚÕÎÇ ÓÔÁÔÔÆÉÎÄÅÎȟ ÓÏ ÄÁÓÓ ÓÉÅ ÁÌÓ ÐßÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅ %ÉÎÈÅÉÔ ÂÅÓÔÅÈÅÎ ËÁÎÎȢȰ 

(Deutscher Bildungsrat 1975, 75) Auch der Modellbericht der Bund-Länder-

Kommission berichtet İÂÅÒ ÅÉÎÅ Ú×ÅÉÊßÈÒÉÇÅ %ÉÎÇÁÎÇÓÓÔÕÆÅȟ ÄÉÅ ȵÉÎÈÁÌÔÌÉÃÈ ×ÉÅ Ïr-

ÇÁÎÉÓÁÔÏÒÉÓÃÈ ÁÌÓ ÅÉÎÅ %ÉÎÈÅÉÔ ÚÕ ÂÅÔÒÁÃÈÔÅÎȰ ÉÓÔ ÕÎÄ ÂÅÉ ÄÅÒ ÄÅÒ ÂÅÒÇÁÎÇ ÚÕÍ 

Ú×ÅÉÔÅÎ *ÁÈÒ ÎÉÃÈÔ ȵÄÕÒÃÈ ÅÉÎÅ :ßÓÕÒ ÇÅËÅÎÎÚÅÉÃÈÎÅÔȰ ÉÓÔ (BLK 1976, 19). Explizit 

                                                        
38

 Diese Betrachtung wurde durch eine angeregte Diskussion mit Margarete Götz angestoßen und berei-

chert.  
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spricht der Bericht der BLK die Frage der Altersmischung nur in Bezug auf die 

&ĘÒÄÅÒÕÎÇ ÉÍ +ÉÎÄÅÒÇÁÒÔÅÎ ÁÎȢ !ÕÃÈ ÉÎ :ÕËÕÎÆÔ ÓÏÌÌ ÄÏÒÔ ÄÉÅ ȵÁÌÔÅÒÓÇÅÍÉÓÃÈÔÅ 

Gruppe der Drei- ÂÉÓ &İÎÆÊßÈÒÉÇÅÎ ÄÉÅ ÖÏÒÈÅÒÒÓÃÈÅÎÄÅ /ÒÇÁÎÉÓÁÔÉÏÎÓÆÏÒÍȰ ÓÅÉÎ 

(BLK 1976, 77). Darüber hinaus findet sich lediglich in einem Text ein Hinweis auf 

die Modellversuche in der Eingangsstufe, trotz der Ende der 60er und Anfang der 

χπÅÒ *ÁÈÒÅ ÓÔÁÔÔÆÉÎÄÅÎÄÅÎ $ÉÓËÕÓÓÉÏÎ ÄÅÒ *ÁÈÒÇÁÎÇÓËÌÁÓÓÅȢ ȵ"ÅÍÅÒËÅÎÓ×ÅÒÔÅr-

weise wird die Möglichkeit vertikaler Differenzierung (mit dem Ziel der Überwin-

dung des Jahrgangsklassen-Systems) gar nicht erwogen. Lediglich He[ssen] votiert 

ÚĘÇÅÒÎÄ ÆİÒ ÄÉÅ !ÌÔÅÒÓÈÅÔÅÒÏÇÅÎÉÔßÔȡ ȴ)Í Ú×ÅÉÔÅÎ 6ÅÒÓÕÃÈÓÊÁÈÒ ÓÉÎÄ ÁÕÃÈ ÊÁÈr-

ÇÁÎÇÓİÂÅÒÇÒÅÉÆÅÎÄÅ 'ÒÕÐÐÅÎÚÕÓÁÍÍÅÎÓÅÔÚÕÎÇÅÎ ÖÏÒÓÉÃÈÔÉÇ ÚÕ ÅÒÐÒÏÂÅÎȭȰ 

(Schmidt 1972,18f.).  

Bei Kroj wird jedoch deutlich, dass die Vorstellung einer altersgemischten Ein-

gangsstufe auch in Hessen nicht der derzeit realisierten Form entspricht: ȵ)Í 0ÒÉn-

zip sollte eine zweijährige Eingangsstufe das Vorschuljahr und das bisherige 1. 

3ÃÈÕÌÊÁÈÒ ÕÍÆÁÓÓÅÎȰ (Kroj 1972b, 15). 

2.1.6.2 Bildungspolitische Kernfragen 

Die Modellversuche um die alte Schuleingangsstufe sind in einer Phase großer bil-

dungspolitischer Umbrüche durchgeführt worden. In den 60er Jahren führten die 

Erkenntnisse um den dynamischen Begabungsbegriff in Kombination mit auf den 

Sputnikschock reagierenden Bildungs-Katastrophenszenarien dazu, die institutio-

nalisierte Bildung grundsätzlich umzuplanen (vgl. etwa Hüfner u.a. 1986, 19ff.). 

Dabei stieß der neue Begriff der Bildungsplanung zunächst auf Ablehnung, mit der 

Begründung, Bildung sei nicht planbar und die Umformung von Bildung zu einem 

Marktfaktor, die sie zweckrationalem Handeln unterwerfe, sei ausgesprochen 

problematisch. Andererseits offenbarte sich zunehmend, dass der ökonomische 

Wert von Bildungsabschlüssen bedeutend und somit Bildung als Marktfaktor nicht 

zu unterschätzen ist. Die Ambivalenz, die der gesellschaftlichen Perspektive auf 

Bildung inhärent ist, wurde offenbar auch von der Bundesregierung erkannt und 

beide Lesarten im Bildungsbericht ´70 betont. Die Regierung eines modernen de-

mokratischen Staates steht dabei vor dem Problem, die Gesellschaft als Ganzes zu 

entwickeln ohne dabei die Rechte des Einzelnen zu verletzen. Sie muss individuelle 

Bildungszugänge und -verläufe ermöglichen, dabei gleichzeitig aber hochwertige 

Bildungsabschlüsse in großer Zahl hervorbringen. 
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Dabei sind zwei Ebenen auseinander zu halten. Auf einer Realisierungsebene wur-

den mit der Gesamtschule und den Modellversuchen für Fünfjährige neue und zu-

kunftsweisende Ausgestaltungen institutionalisierter Bildung auf den Weg ge-

bracht. Auf einer grundsätzlicheren Planungsebene wurden vorrangig zwei Fragen 

bearbeitet: Zum einen wurde die Frage, was Schule soll, in der Curriculumdebatte 

verhandelt. Überlagert wurde diese Frage aber von einer weiteren: Wer ist für 

Schule zuständig? In dieser Situation wurde auch das Verhältnis von Wissenschaft, 

Politik und Verwaltung neu ausgelotet. Bildungspolitik beauftragte zu diesem Zeit-

punkt erstmalig im großen Stil Sachverständige mit Expertisen und wissenschaftli-

chen Begleituntersuchungen für Modellversuche, um eine Entscheidungsgrundlage 

zu erhalten. Dabei wurde Wissenschaft damit konfrontiert, dass sie zwar zur Erör-

terung bedeutender Fragen herangezogen, schließlich aber nicht in die Entschei-

dung39 einbezogen wurde (vgl. Habermaß 1968, 127). Den Veröffentlichungen zu 

den wissenschaftlichen Begleituntersuchungen lässt sich die Irritation und teilwei-

se auch eine gewisse Verärgerung über diesen Umstand entnehmen.  

Die Frage, wer für Schule zuständig ist wurde als Machtfrage verhandelt und zwar 

hauptsächlich auf einer bildungspolitischen Ebene. Zwar waren mit der Bundesre-

gierung, den Regierungen der elf Bundesländer, der KMK, der BLK und dem Deut-

schen Bildungsrat eine Vielzahl an Gremien mit der Bildungspolitik in den 60er 

und 70er Jahren beschäftigt, wenn man sich bei der Betrachtung nur auf den Be-

reich der Schule beschränkt. Letztlich ging es aber um die Frage, ob der Bund oder 

die Länder für die Bildungs- und damit vor allem für die Schulpolitik zuständig 

sein soll40. 

                                                        
39

 Die Verhältnisse zwischen Wissenschaft und Politik, zwischen den Funktionen von Entscheidung und 

Beratung werden von Habermaß in mehreren Schriften bearbeitet. Er entwickelt ein pragmatistisches, 

technokratisches und dezisionistisches Modell für das Verhältnis von Wissenschaft und Politik. Auch 

Furck (1969) bezieht sich auf die Ausführungen von Habermaß. Dabei wird auch die Einbindung von 

Öffentlichkeit problematisiert sowie die schwierige Rolle der Wissenschaft bei der Legitimation politi-

schen Handelns. 
40

 Kurt Frey, der damalige Generalsekretär der KMK, bearbeitet in einer Veröffentlichung die Schwierig-

keiten in diesem Prozess. Neben der Vielzahl an Regierungen und Parlamenten führt er die Probleme zu 

einer Einigung zu gelangen, darauf zurück, dass es Ăbisher noch nicht zu gemeinsam akzeptierten und 

allgemein-bindenden Grundüberzeugungen über das Bild des zu Erziehenden, des heranwachsenden 

Staatsbürgers gekommen [ist], es besteht mithin noch keine Übereinstimmung über das Erziehungsziel 

und damit erst recht nicht ¿ber Erziehungsmethoden und ¿ber den Inhalt des zu Tradierendenñ (Frey 

1970, 21). Heinemann konstatiert, im Übrigen in der gleichen Ausgabe der Zeitschrift Bildung und Erzie-

hung, dass pragmatische Zweckmäßigkeit das Ziel einer durch Verwaltung gelenkten Schule sei, und 

hierbei Erziehungsziele zur¿ckstehen. ĂDer Nutzen, die Effizienz haben, auch wenn in der ºffentlichen 

Diskussion nur selten darauf hingewiesen wird, Vorrang vor den Fragen nach den gesetzten Erziehungs-

zielenñ (Heinemann 1970, 42). 
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Die Erziehungswissenschaft hält sich, nach einer kurzen Debatte um das Verhältnis 

von Erziehungswissenschaft, Bildungspolitik und Öffentlichkeit und einigem Be-

klagen ob des subjektiv geringen Einflusses im Deutschen Bildungsrat, fast voll-

ständig aus den bildungspolitischen Entwicklungen raus. Mit den Fragen zur Bil-

dungsplanung will man sich offensichtlich nicht auseinandersetzen. Fend sieht die 

Ursache dafür darin, dass die Erziehungswissenschaft auf die Entwicklungen nicht 

vorbereitet war, da die ȵ!ÎÓÔĘħÅ ÚÕÒ "ÉÌÄÕÎÇÓÒÅÆÏÒÍ [...] nicht aus dem engeren 

Kreis der vorherrschenden pädagogischen Richtung [kamen], der geisteswissen-

schaftlichen PädagogiËȰ (Fend 2009, 19). Fend weist in dem Zusammenhang auch 

auf die Kritik an der quantitativen Bildungsforschung und deren Nutzbarmachung 

für die Herrschenden hin, was zum Anlass genommen wurde, ȵdas Verhältnis von 

WissenschaÆÔ ÕÎÄ 0ÏÌÉÔÉË ÚÕ ÒÅÆÌÅËÔÉÅÒÅÎȰ (ebd., 23). Gut in dieses Verhältnis passt 

das große Engagement für die Curriculumentwicklung, lässt sich doch über die 

Frage, wozu Schule da ist, der Bereich von Bildungspolitik inhaltlich mitgestalten. 

Darüber hinaus beteiligt man sich mit  großer Zahl an den wissenschaftlichen Be-

gleituntersuchungen zu den Modellversuchen zur Förderung der Fünfjährigen ɀ 

und an den Versuchen im Zusammenhang mit der Gesamtschule ɀ, obwohl man 

diesen Bereich in der vorangehenden Debatte weitgehend ausgeblendet hatte.  

2.1.6.3 Schlussfolgerungen 

In der Zeit bedeutender Bildungsreformen ist die Entwicklung im Grundschulbe-

reich auf die Realisierungsebene beschränkt und wird in der wissenschaftlichen 

Debatte annähernd ausgeklammert. Im Bereich der Modellversuche um die Förde-

rung der Fünfjährigen wird unter anderem eine Eingangsstufe erprobt, schließlich 

aber, aufgrund von Schwierigkeiten zu einer Einigung im Bereich institutionalisier-

ter Bildung zu gelangen, nicht weiter verfolgt.  

Spannend bleibt aber, dass die alte Schuleingangsstufe eine tatsächliche Vorgänge-

rin der neuen Schuleingangsstufe ist, zumal diese so wenig Alleinstellungsmerk-

male aufweist, dass sie sich nicht mehr von der alten unterscheidet. Nach Retter 

weist nämlich die alte Eingangsstufe das Merkmal auf, dass alle Kinder ohne Über-

prüfung einer Schulfähigkeit allein aufgrund des Alters aufgenommen werden und 

in der Schule gefördert werden sollen (vgl. Retter 1975, 37). Interessant ist auch, 

dass dieser Umstand in der Regel nicht weiter herausgehoben wird, vielleicht auch, 

weil die Entwicklung damals gezeigt hat, dass bildungspolitische Entscheidungen 



 89 

nicht zwangsläufig aufgrund erziehungswissenschaftlicher Argumente getroffen 

werden.  

Weiterhin fällt auf, dass nicht die Förderung der Fünfjährigen in den Blick genom-

men wurde, sondern lediglich Wirkungen und Auswirkungen institutioneller Zu-

ordnung. Wie nämlich die Fünfjährigen in den Vorklassen, Kindergärten und Ein-

gangsstufen tatsächlich gefördert wurden, wurde kaum dokumentiert und in den 

wissenschaftlichen Begleituntersuchungen auch entsprechend nicht thematisiert.  

2.2 Die ΰneueΩ Schuleingangsstufe 

Der erste Schulversuch zur neuen Schuleingangsstufe wurde 1992 in Brandenburg 

eingerichtet. Dieser startete mit 2 Schulen und wurde konsequent ausgeweitet. Im 

Schuljahr 2007/08 nahmen 150 Schulen am Schulversuch teil (vgl. Lie-

bers/Prengel/Bieber 2008, 7). 1993 richtete Bremen einen Schulversuch ein und 

ein Jahr später Hamburg, Hessen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein. 1997 

ÆÏÌÇÔÅ ÍÉÔ ȵ%ÍÐÆÅÈÌÕÎÇÅÎ ÚÕÍ 3ÃÈÕÌÁÎÆÁÎÇȰ ÅÉÎ "ÅÓÃÈÌÕÓÓ ÄÅÒ +-+ (vgl. Prengel 

1999, 245f.; Sekretariat 1997). Damit wurde das Hamburger Abkommen von 1964 

abgelöst, in dem das Einschulungsalter und der Stichtag für die Einschulung bun-

desweit festgelegt waren. Der bislang letzte Schulversuch wurde 2010 in Bayern 

eingerichtet, dieser läuft voraussichtlich bis 2012 (vgl. Bildungspakt 2011). 

$ÉÅ ȵ%ÍÐÆÅÈÌÕÎÇÅÎ ÆİÒ ÄÅÎ 3ÃÈÕÌÁÎÆÁÎÇȰ ÖÏÎ ρωωχ ÆÌÅØÉÂÉÌÉÓÉÅÒÔÅÎ ÄÅÎ 3ÔÉÃÈÔÁÇȟ 

indem sie hierfür den Zeitraum vom 30.6. bis zum 30.9 vorsahen, stellten den Län-

dern frei, mehr als einen Termin im Jahr für Einschulungen einzurichten, dehnten 

den Zeitraum für vorzeitige Einschulungen für begründete Ausnahmefälle aus und 

schränkten Zurückstellungen auf Ausnahmefälle ein. Begründet wurde der Be-

schluss durch Schieflagen bei der Einschulung. So seien erhebliche Schwankungen 

bei den Zurückstellungen zwischen den Ländern, aber auch innerhalb der Länder 

festzustellen, die Verfahren zur Feststellung der Schulfähigkeit nicht hinreichend 

zuverlässig und unterschiedliche Verfahrensweisen im Zusammenhang mit dem 

Stichtag in den Ländern realisiert (vgl. Prengel 1999, 245f.). Damit steht die Frage 

nach den Motiven im Raum. 

2.2.1 Zu den Motiven für die neue Schuleingangsstufe 

Bei der Betrachtung der Motivlage im Zusammenhang mit der Einrichtung einer 

neuen Schuleingangsstufe überwiegen bildungspolitische Argumentationen, die 

sich mit bildungswissenschaftlichen vermischen, da die Ministerien der Länder 
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diese gegenüber der Öffentlichkeit vertreten müssen. Dabei lassen sich im Wesent-

lichen drei Argumentationslinien unterscheiden: eine pädagogisch-didaktische, 

eine schulorganisatorisch-formale und eine ökonomisch-volkswirtschaftliche. 

Ausgangslage für alle drei Argumentationslinien ist die Entwicklung um die Situa-

tion der Einschulung. 

2.2.1.1 Zur Lage der Einschulung, Rückstellungen und vorzeitigen Einschulungen 

Nach Götz ist die neue Schuleingangsstufe ein Instrument zur statistischen Herab-

setzung des Einschulungsalters ohne den Stichtag vorzuverlegen (vgl. Götz 2005, 

86). Tatsächlich bringt die neue Schuleingangsstufe das Merkmal der Abschaffung - 

oder zumindest der Reduktion - von Zurückstellungen mit sich. Eine große Zahl an 

Zurückstellungen stellt nicht nur in volkswirtschaftlicher Perspektive ein Problem 

dar, sondern weist auch auf das Problem der Selektion zu Schulbeginn hin (vgl. 

Götz 2005, 86). Zudem wird immer wieder darauf verwiesen, dass Zurückstellun-

gen Krisen in individuellen kindlichen Biographien hervorrufen (vgl. Pren-

gel/Geiling/Carle 1999, 9ff.). 2ÉÃÈÔÅÒ ÈÅÂÔ ÈÅÒÖÏÒȟ ÅÉÎ ȵ+ÉÎÄȟ ÄÅÍ ÍÁÎÇÅÌÎÄÅ 3ÃÈÕl-

fähigkeit bescheinigt und das deshalb zurückgestellt wird, beginnt seine Schullauf-

ÂÁÈÎ ÍÉÔ ÄÅÍ 3ÃÈÅÉÔÅÒÎȟ ÂÅÖÏÒ ÅÓ İÂÅÒÈÁÕÐÔ ÉÎ ÄÉÅ )ÎÓÔÉÔÕÔÉÏÎ ÁÕÆÇÅÎÏÍÍÅÎ ×ÉÒÄȰ 

(Richter 1999, 13), verweist aber in dem Zusammenhang auf ein Forschungsdesi-

derat. Die aktuellere empirische Schulforschung weist unterschiedliche Befunde zu 

den Auswirkungen von Zurückstellungen aus. Lehmann, Peek (vgl. 1997, 77f.) und 

auch Bellenberg (vgl. 1999, 45ff.) belegen in ihren Untersuchungen, dass zurück-

gestellte Kinder ×ÅÎÉÇÅÒ ÈßÕÆÉÇ +ÌÁÓÓÅÎ ×ÉÅÄÅÒÈÏÌÅÎ ÍİÓÓÅÎȟ ȵÏÂ×ÏÈÌ ÅÓ ÓÉÃÈ ÂÅÉ 

ÄÅÎ ÚÕÒİÃËÇÅÓÔÅÌÌÔÅÎ +ÉÎÄÅÒÎ ÕÍ ÅÉÎÅ ÅÈÅÒ ÌÅÉÓÔÕÎÇÓÓÃÈ×ßÃÈÅÒÅ 'ÒÕÐÐÅ ÈÁÎÄÅÌÔȢȰ 

(Bellenberg u.a. 2004, 23) Nach Bellenberg besuchen zurückgestellte Kinder häufi-

ger niedrigere Schulformen der weiterführenden Schulen, nach Lehmann und Peek 

entwickeln sie ein besseres Leistungsbild als die Kinder, die im Laufe ihrer Schul-

zeit eine Klasse wiederholen (Lehmann/Peek 1997, 78). Nach Mader, Roßbach und 

Tietze kann die Zurückstellung unter Umständen eine spätere Klassenwiederho-

lung vermeiden (vgl. 1991, 27f.). 

Seit den 1970er Jahren lässt sich ein bundesweiter Trend der schleichenden Her-

aufsetzung des faktischen Einschulungsalters feststellen (vgl. Götz 2004a, 262). Als 

schleichend lässt er sich deshalb bezeichnen, weil nicht die Kinder immer später 

zur Schule angemeldet werden, sondern immer häufiger schulpflichtige Kinder 
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aufgrund von Entwicklungsverzögerungen vom Schulbesuch zurückgestellt und in 

der Folge in spezielle vorschulische Einrichtungen41 verwiesen wurden und 

dadurch das Durchschnittsalter der eingeschulten Kinder ansteigt. Götz hebt her-

vor, dass das faktische Schuleintrittsalter seit Mitte der 70er Jahre bis Mitte der 

ωπÅÒ *ÁÈÒÅ ÉÎ 7ÅÓÔÄÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÁÎÓÔÉÅÇ ÕÎÄ ȵÓÅÉÔ ÍÅÈÒ ÁÌÓ ςπ *ÁÈÒÅÎ ÍÉÔ ÌßÎÄÅÒspe-

zifischen Schwankungen auf einem anhaltend hohen Niveau [stagnierte; MK]. In 

Ostdeutschland lässt sich dieselbe Entwicklung seit Beginn der 1990er Jahre be-

ÏÂÁÃÈÔÅÎȰ (Götz 2004a, 262). Ein Problem bei der Beurteilung des Einschulungsal-

ters ist allerdings, dass es in Deutschland nicht erhoben wird42. Da, etwa im Rah-

men der jährlichen schulstatistischen Erhebungen, keine Erhebung zum Alter der 

Kinder bei der Einschulung durchgeführt wird, beruhen die Daten hinsichtlich des 

Einschulungsalters in der Regel auf statistischen Mittelwerten aus den seit den 

80er Jahren durchgeführten Erhebungen des statistischen Bundesamtes und der 

entsprechenden Landesbehörden hinsichtlich des Anteils fristgerecht, verspätet 

und vorzeitig eingeschulter Kinder. Diesen Daten lässt sich entnehmen, dass in 

Deutschland der Anteil verspätet eingeschulter Kinder von 1985 bis 1995 von un-

ter 5,5% auf 8,4% relativ stark anstieg, bis 2000 insgesamt wieder auf etwa 7% 

abfiel und tendenziell weiter absenkte bis auf 4,8% in den Jahren 2005 und 2006. 

Für 2007 und 2008 lässt sich allerdings wieder ein Ansteigen auf zuletzt 6,0% ver-

zeichnen. Der Anteil vorzeitig eingeschulter Kinder stagnierte im Zeitraum von 

1985 bis 1997 um etwa 3%, stieg aber seit 1998 kontinuierlich und zunehmend 

stark bis auf 9,1% im Jahre 2004 an. Ab 2005 geht der Anteil bundesweit wieder 

zurück von 7,8% im Jahr 2005 auf 5,4% in 2008 (vgl. Statistisches Bundesamt 

2000, 49; Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010, 244). Dies lässt zu-

nächst einmal den Schluss zu, dass tendenziell zunehmend weniger Kinder verspä-

tet, aber mehr Kinder vorzeitig eingeschult werden, was dazu führt, dass das fakti-

sche Schuleintrittsalter sinkt. Fragen wirft der Anstieg des statistischen Schulein-

trittsalters ab etwa 2005 auf. Im Bildungsbericht 2010 wurden die Anteile der vor-

zeitig und verspätet eingeschulten Kinder noch einmal im Verhältnis zur Stichtags-

                                                        
41

 Gemeint sind hier Einrichtungen zur Förderung schulpflichtiger Kinder, die nicht aufgrund sonderpä-

dagogischen Förderbedarfs sondern allgemeiner Entwicklungsdefizite vom Schulbesuch zurückgestellt 

wurden. Diese Einrichtungen, die es in jedem Bundesland gab oder gibt, wurden regional unterschiedlich 

bezeichnet (etwa: in Baden-Württemberg Grundschulförderklasse, in NRW Schulkindergarten) und hat-

ten auch entsprechend etwas unterschiedliche Konzeptionen.  
42

 Auch nicht erhoben werden der Anteil der Zurückstellungen und die entsprechenden Begründungen. 

Die zurückgestellten Kinder werden im nächsten Jahr verspätet eingeschult und tauchen dann in der Sta-

tistik auf.  
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regelung der Bundesländer betrachtet (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstat-

tung 2010, 58). Hier zeigt sich, dass die Vorverlegung der Stichtage zu einer Re-

duktion vorzeitiger Einschulungen und offenbar auch zu einem Ansteigen des An-

teils verspätet eingeschulter Kinder führt. Dennoch finden wir immer noch einen 

Anstieg verspätet eingeschulter Kinder, wenn die Daten aus 1985 mit denen aus 

2008 verglichen werden. Hierbei zeigt sich, dass der Anteil verspätet eingeschulter 

Kinder von 5,42% auf 6,0% angestiegen ist. In den meisten Bundesländern findet 

sich eine regional begrenzte, ähnliche Entwicklung. Beispielsweise gibt Burk für 

Hessen eine beständige Zunahme an Zurückstellungen an: 1970: 5,0%; 1980: 

9,1%; 1990: 9,6%; 1995: 11,6% (Burk u.a. 1998, 11). Die Unterschiede zwischen 

den Bundesländern sind groß, insbesondere sind aber vor allem auf der Ebene von 

Einzelschulen immense Schwankungen auszumachen. In Bezug auf die Untersu-

chung ÖÏÎ 2ÏħÂÁÃÈ ÕÎÄ 4ÉÅÔÚÅ ÍÅÒËÅÎ ÄÉÅ !ÕÔÏÒÅÎ ÁÎȡ ȵ)Í (ÉÎÂÌÉÃË ÁÕÆ ÄÉÅ :u-

rückstellungsquoten lässt sich feststellen, dass ɀ bezogen auf ein einzelnes Schul-

jahr [...] ɀ bei gut jeder fünften Schule [...] keine Zurückstellungen vorkommen. Auf 

der anderen Seite gibt es Schulen, an denen fast jedes vierte schulpflichtige Kind 

ɍȢȢȢɎ ÚÕÒİÃËÇÅÓÔÅÌÌÔ ×ÕÒÄÅȢȰ (Roßbach/Tietze 1996, 149) Es wird aber auch festge-

stellt, dass die Quote der Schulen ohne Zurückstellungen über einen Zeitraum von 

4 Jahren auf 3,1% absinkt. 

 

Abb. 1: Einschulung nach Einschulungsarten ï Deutschland (vgl. Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung 2010, 244); Anteile bezogen auf je 100% der im entsprechenden Jahr eingeschulten 
Kinder. 

Bezogen auf das Land NRW zeigt sich eine erheblich deutlichere Tendenz, hier 

steigt der Anteil vorzeitig eingeschulter Kinder von 1992 bis 2006 von 1,85% auf 

9,27% an und gleichzeitig sinkt der Anteil verspätet eingeschulter Kinder von 
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7,6% auf 0,91%. Besonders auffällig deshalb, da hier 2004 noch 4,38% der Kinder 

verspätet eingeschult wurden. Diese Entwicklung erklärt sich in der Hauptsache 

durch die Abschaffung der Schulkindergärten bei gleichzeitiger Einrichtung der 

Schuleingangsphase zum Schuljahr 2005/2006. Auch in NRW nehmen die vorzeiti-

gen Einschulungen seit 2006 wieder deutlich ab, während sich die verspäteten 

Einschulungen auf einem sehr niedrigen Niveau halten43.  

 

Abb. 2: Einschulung nach Einschulungsarten ï Nordrhein-Westfalen (vgl. Statistisches Bundesamt 
2011

44
; Statistisches Bundesamt 2010, 246ff.); Anteile bezogen auf je 100% der im entsprechenden 

Jahr eingeschulten Kinder. Darstellung als Punktdiagramm, da nicht für alle Jahre aus NRW Daten 
vorliegen. 

Als Bezugsgröße für verspätete und vorzeitige Einschulung dient hier der jeweilige 

in der Schulgesetzgebung der Länder festgelegte Beginn der Schulpflicht. Dieser 

lag bis zum Beginn des Schuljahres 2006/07 beim 30.6.45 Der Trend der vorzeiti-

gen Einschulungen konnte bis 2003 die verspäteten Einschulungen nie ausglei-

chen. Erst 2003 wurden im Bundesschnitt mehr Kinder vorzeitig als verspätet ein-

geschult. Da die neue Eingangsstufe seit 1992 in einzelnen Bundesländern erprobt 

wird  (vgl. Faust 2006b, 19), liegt es Nahe, diese als Ursache für die Entwicklung 

der Zurückstellungsquoten heranzuziehen.  

                                                        
43

 Die Daten des Statistischen Bundesamtes und der Landesämter weichen u.U. deutlich voneinander ab. 

So zeigte die Recherche für die hier verwendeten Daten, dass in NRW Einschulungen auch gezählt wer-

den, wenn in den Schulkindergarten eingeschult wird, während das Bundesamt die Kinder erst zählt, 

wenn sie einer Schule zuzuordnen sind. So gibt das Bundesamt für 1999 für das Land NRW eine Zahl 

von 13129 verspäteter Einschulungen an, während das Landesamt diese mit 940 beziffert. 
44

 Tabelle: 21111-0009, Zeitraum 1999-2009, Land NRW, Abruf am 30.3.2011 
45

 Der Stichtag wurde jüngst in etlichen Bundesländern verschoben. In NRW wurden bis zum Beginn des 

Schuljahres 2006/07 die Kinder, die bis zum 30.6. das sechste Lebensjahr vollendet hatten zum 1.8. des-

selben Jahres schulpflichtig. Bis 2012/13 sollte der Stichtag schrittweise bis auf auf den 31.12. verlegt 

werden, was aber aktuell durch die neue Landesregierung wieder in Frage gestellt wird. 
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2.2.1.2 Pädagogisch-didaktische Motive 

Im Zusammenhang mit der Einrichtung einer Schuleingangsstufe wird üblicher-

weise darauf verwiesen, dass Kinder hinsichtlich verschiedener Eigenschaften ver-

schieden sind (vgl. Götz 2005, 87). Da Kinder mit unterschiedlichen Vorerfahrun-

gen zur Schule kommen und sich die Inhalte der Grundschule in je eigenem Tempo 

aneignen, sollen Kinder in der Schuleingangsstufe (und darüber hinaus) individuell 

gefördert werden. Die Schulgesetze der Länder sehen unterdessen ein Recht auf 

individuelle Förderung der Schülerinnen und Schüler im Schulsystem vor46. 

Diese Argumentation rekurriert im Kern auf den dynamischen Begabungsbegriff 

aus den 60er Jahren und erkennt Heterogenität in der Lerngruppe an (vgl. Carle 

2008, 32ff.). Darüber hinaus wird Heterogenität in der Regel unterdessen als Res-

source für den Unterricht betrachtet (vgl. Burk u.a. 1998, 51ff.). Die Heterogenität 

von Kindern wird an anderer Stelle in dieser Arbeit theoretisch entfaltet, insofern 

sei an dieser Stelle darauf verwiesen (vgl. Kap. C.2). Angemerkt sei noch, dass der 

Deutsche Bildungsrat im Strukturplan für das Bildungswesen beide Perspektiven auf 

Heterogenität in der Lerngruppe bereits 1970 deutlich herausgestellt hat (vgl. 

Deutscher Bildungsrat 1970, 72f.).  

Eine Abwandlung erfährt diese Argumentation, wenn die Abschaffung der Zurück-

stellungen als Gegeben vorausgesetzt wird. Damit verschärft sich die Heterogenität 

in der Schulklasse, da somit Kinder in die Schule aufgenommen werden, die als 

noch nicht schulfähig gelten (vgl. Burk u.a. 1998, 51). Hierbei ergibt sich dann auch 

aus bildungspolitischer Perspektive eine besondere Notwendigkeit für individuelle 

Förderung und einen differenzierten und individualisierten Anfangsunterricht 

(vgl. Faust 2006a, 332). 

Als anschlussfähig erweist sich hier das bildungspolitische Ziel der Chancenge-

rechtigkeit (vgl. Hanke 2006, 8; Bos u.a. 2006, 28). Dieses bildungspolitische Ziel 

ist schon bei der Einrichtung der Grundschule in der Weimarer Republik inhärent. 

Wurde zunächst die Grundschule eingerichtet, um allen Kindern Zugang zum insti-

tutionalisierten Bildungswesen zu gewähren, zeigte sich im Laufe der Zeit, dass 

dieses selbst Ungleichheiten produziert (vgl. Watermann/Maaz/Szczesny 2009, 

94ff.). Zunächst bezogen auf das segregative Schulsystem, bei dem der Grundschu-

                                                        
46

 Ein Vergleich der Schulgesetze zeigt, dass in BB, NI, NW, RP, SN, SH und TH individuelle Förderung 

aller Schüler im Schulgesetz verankert ist, darüber hinaus BE, HB, HE, HH, MV und ST zumindest indi-

rekt. Allein BW, BY und SL haben individuelle Förderung (oder ähnliche Formulierungen) im Schulge-

setz bislang gar nicht verankert (vgl. Sekretariat 2011; 4.5.2011). 
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le durch die Zuteilung auf die verschiedenen Schulformen eine besondere Rolle in 

der Segregation zufällt, zeigte sich später zunehmend, dass schon die Verfahrens-

weisen zur Aufnahme in die Schule einer Chancengerechtigkeit zuwiderlaufen (vgl. 

Deutscher Bildungsrat 1970, 126ff.). In dieser Perspektive ist die Schuleingangs-

stufe ein Instrument um systembedingte Ungleichheiten abzubauen (vgl. Prengel 

1999, 128ff.).  

2.2.1.3 Schulorganisatorisch-formale Motive 

Im föderalistischen Deutschland, in dem die Kulturpolitik, und damit auch die 

Schulpolitik in die Hoheit der Bundesländer fällt, war es immer auch eine Aufgabe 

der KMK, bei den unterschiedlichen Wegen der Länder Anpassungsfähigkeit zu 

gewährleisten. In ihrer ersten Sitzung beschließen die Kultusminister der Länder 

ρωτψȟ ÄÁÓ ȵÇÅÓÁÍÔÅ 3ÃÈÕÌ×ÅÓÅÎ ÂÉÌÄÅÔ ÅÉÎÅ ÏÒÇÁÎÉÓÃÈÅ %ÉÎÈÅÉÔȰ ÕÎÄ ×ÅÉÔÅÒȡ ȵɍÂɎÅÉ 

aller Verschiedenheit des äußeren Bildungsweges müssen die Unterrichtsziele in 

den deutschen Ländern einander angegliÃÈÅÎ ×ÅÒÄÅÎȰ (Entschließung 1948, 231). 

)ÎÓÏÆÅÒÎ ÉÓÔ ÅÓ ÐÌÁÕÓÉÂÅÌȟ ÄÁÓÓ ÄÉÅ +-+ ρωωχ ÉÎ ÉÈÒÅÎ ȵ%ÍÐÆÅÈÌÕÎÇÅÎ ÆİÒ ÄÅÎ 

3ÃÈÕÌÁÎÆÁÎÇȰ ÖÅÒßÎÄÅÒÔÅ 6ÅÒÆÁÈÒÅÎÓ×ÅÉÓÅÎ ÖÏÒÓÃÈÌßÇÔ ÕÎÄ ÓÏ ÁÕÆ ÄÉÅ ÕÎÔÅÒÓÃÈÉÅd-

lichen Regelungen und Realisierungsformen zum Schulanfang in den Ländern rea-

giert. Dabei stellt dieser Beschluss von 1997 nicht den Anfang der Diskussion um 

die neue Schuleingangsstufe dar, sondern ist schon ein Ergebnis eines Prozesses 

der Auseinandersetzung um den Schulanfang (vgl. Faust 2006a, 330). 

Darüber hinaus ist die Tatsache, dass Brandenburg als erstes Bundesland einen 

Schulversuch zur neuen Schuleingangsstufe startet, kein Zufall. Der Prozess der 

Wiedervereinigung Deutschlands im Jahr 1990 veränderte Schule und vorschuli-

sche Einrichtungen und damit auch diese Institutionen betreffende Regelungen 

und Verfahrensweisen gravierend.  

In der ehemaligen DDR gab es eine flächendeckende Versorgung mit Kindergar-

tenplätzen in altershomogenen Gruppen (vgl. Faust 2008a, 24). Der Kindergarten 

wurde im Übrigen als unterste Stufe des Bildungswesens verstanden (vgl. Geiling 

1999, 168). Dieser stellte eine Vorbereitung auf die Schule sicher, mehr und mehr 

wurden auch Aufgaben aus der Schule in den Kindergarten verlagert (vgl. ebd., 

169). In der DDR wurden zum 1.9. die Kinder eingeschult, die bis zum 31.5. das 

sechste Lebensjahr vollendet hatten. Von den Möglichkeiten zur vorzeitigen Ein-

schulung wurde kaum Gebrauch gemacht (vgl. ebd., 186). Als nach der Wiederver-
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einigung die Regelungen der alten Bundesländer übernommen wurden, wurden 

einerseits die Regelung im Zusammenhang mit der Schulpflicht verändert, ande-

rerseits fielen mit  den altershomogenen Gruppen in den Kindergärten die schul-

vorbereitenden Maßnahmen weg (vgl. Faust 2006a, 331). In der Folge hat sich in 

den Bundesländern der ehemaligen DDR das Problem der schleichenden Herauf-

setzung des Einschulungsalters mit Beginn der 1990er Jahre ergeben. Insofern ist 

es plausibel, nach neuen Wegen in der Frage des Schulanfangs zu suchen.  

2.2.1.4 Ökonomisch-volkswirtschaftliche Motive 

Die mit der Einrichtung der neuen Schuleingangsstufe erzielte Herabsetzung des 

Schuleintrittsalters kann als eines von mehreren Instrumenten gesehen werden, 

nachfolgende Generationen früher dem Beschäftigungssystem zuzuführen. Der 

Bildungsbericht von 2003 befasst sich in einem Schwerpunktbericht mit der Ex-

pansion von Bildungszeit (vgl. Avenarius u.a. 2003, 72ff.; vgl. auch Rauschenbach 

2009, 27). Es wird ausgeführt, dass im 20. Jahrhundert die Pflichtschulzeit auf zu-

mindest neun Jahre angehoben wurde und immer mehr junge Menschen zuneh-

mend längere Bildungswege im Gymnasium und im Bereich der Hochschulen oder 

einer Berufsausbildung in Vollzeitschulen oder im dualen System absolvieren. Zur 

Kritik an diesem Prozess werden drei Argumente angeführt. Zum ersten steht die 

:ÅÉÔ ÉÍ "ÉÌÄÕÎÇÓÓÙÓÔÅÍ ÄÅÒ 3ÅÌÂÓÔßÎÄÉÇËÅÉÔ ÅÎÔÇÅÇÅÎȟ ÄÁ ÄÉÅÓÅ :ÅÉÔ ÁÕÃÈ ȵÅÉÎÅ :ÅÉÔ 

ÄÅÒ $ÉÓÚÉÐÌÉÎÉÅÒÕÎÇ ÕÎÄ ÄÅÒ ĘËÏÎÏÍÉÓÃÈÅÎ !ÂÈßÎÇÉÇËÅÉÔ ÉÓÔȰ (Avenarius u.a. 2003, 

73). Zweitens führt die demographische Entwicklung mit der Verringerung des 

!ÎÔÅÉÌÓ ÊÕÎÇÅÒ -ÅÎÓÃÈÅÎ ÉÎ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÄÁÚÕȟ ÄÁÓÓ ÓÉÃÈ ȵÄÅÒ ÈÏÈÅ ÚÅÉÔÌÉÃÈÅ !Õf-

wand für Schul- ÕÎÄ %ÒÓÔÁÕÓÂÉÌÄÕÎÇ ĘËÏÎÏÍÉÓÃÈ ËÁÕÍ ÍÅÈÒ ÄÕÒÃÈÈÁÌÔÅÎ ÌÁÓÓÅÎȰ 

(ebd.) wird, da diese Menschen im Beschäftigungssystem gebraucht werden. 

Schließlich führt das Bildungssystem zu einer einseitigen Anhäufung von Vorrats-

wissen, das an den sich dauernd verändernden Kompetenzanforderungen vorbei 

geht (vgl. ebd.). In der sich anschließenden Zustandbeschreibung wird deutlich, 

dass die Probleme in einer zu späten Einschulung, einer zeitlich zu aufwändigen 

Schulzeit, die zum einen im Bildungssystem grundsätzlich verankert ist, sich aber 

durch relativ große Raten an Klassenwiederholungen zusätzlich verschärft (vgl. 

ebd., 74), lange Ausbildungszeiten im dualen System oder vergleichsweise noch 

längere Studienzeiten an Hochschulen (vgl. ebd., 75).  
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Klemm macht darauf aufmerksam, dass in der Folge in fast allen Bundesländern 

ÄÉÅ %ÉÎÓÃÈÕÌÕÎÇ ÖÏÒÇÅÚÏÇÅÎȟ ÄÉÅ ȵ3ÃÈÕÌÚÅÉÔ ÂÉÓ ÚÕÒ %ÒÌÁÎÇÕÎÇ ÄÅÒ ÁÌÌÇÅÍÅÉÎÅn 

(ÏÃÈÓÃÈÕÌÒÅÉÆÅ ÕÍ ÅÉÎ *ÁÈÒ ÖÏÎ ÄÒÅÉÚÅÈÎ ÁÕÆ Ú×ĘÌÆ 3ÃÈÕÌÊÁÈÒÅ ÖÅÒËİÒÚÔȰ (Klemm 

2008, 25) wurde und durch die Einführung der BA/MA Studiengänge weitere Bil-

dungszeit eingespart werden soll. Im Übrigen sind aktuell auch verstärkt Bemü-

hungen festzustellen, die Klassenwiederholungen abzuschaffen (vgl. Peek/Darge 

2009, 4). Klemm zeigt auch, dass sich die Erziehungswissenschaft zwar immer 

schon damit auseinandersetzt, welche Bedeutung Zeit in der Bildung zukommt, 

aber in den aktuellen Entwicklungen, die in hohem Maße außengesteuert sind, 

wenig bis keinen fundierten eigenständigen Beitrag leistet (vgl. Klemm 2008, 29).  

2.2.2 Zum Stand der neuen Schuleingangsstufe 

Als erstes Bundesland hat Brandenburg 1992 mit der Einrichtung eines zwei Schu-

len umfassenden Schulversuchs zur Neuen Schuleingangsstufe begonnen. Bis heu-

te haben mittlerweile 15 Bundesländer mindestens einen Schulversuch eingerich-

tet, der letzte Modellversuch ɀ ȵ&ÌÅØÉÂÌÅ 'ÒÕÎÄÓÃÈÕÌÅȰ ɀ startete 2010 in Bayern 

(vgl. Bildungspakt 2011). Allein das Saarland ist dieser Entwicklung bislang nicht 

gefolgt. In nahezu allen Bundesländern wurde der Schulversuch inzwischen abge-

schlossen. Allerdings lassen sich genaue und vor allem einen gewissen Zeitraum 

überdauernde Angaben hierzu kaum verlässlich machen. 

Zum Stand der Neuen Schuleingangsphase finden sich in der Literatur unterdessen 

aus den letzten Jahren etliche Übersichten zu verschiedenen Schwerpunkten, die 

auf unterschiedlichen Daten beruhen (etwa: Faust-Siehl 2001; Faust 2006a; 

2006b; Berthold 2005; 2008; Liebers 2008a). So beruft sich Faust in ihren Über-

sichten auf die Angaben der Grundschulreferenten aus den jeweiligen Landesmini-

sterien (vgl. Faust 2006a, 335; Faust 2006b, 181), Berthold hat für ihre Synopse 

offen zugängliche, offizielle Dokumente aus dem Internetangebot der Länder zu-

grunde gelegt (vgl. Berthold 2008, 27). Beide Autorinnen haben die Daten gegebe-

nenfalls kommunikativ validiert. Beide Methoden der Datenerhebung sind sicher-

lich als solide zu bezeichnen. Bei der genauen Betrachtung zeigen sich aber inhalt-

lich bedeutende Unterschiede zwischen den Daten47. Dies ist insofern nachvoll-

ziehbar, als die Daten von Berthold aktuelleren Datums sind, dies spiegelt aber 

                                                        
47

 So werden für Sachsen bei Berthold zusätzliche Ressourcen angegeben, die bei Faust fehlen, für Sach-

sen-Anhalt gibt Faust an, dass jahrgangsübergreifende Lerngruppen geplant sind, die bei Berthold ledig-

lich als Option vorgesehen sind, etc.  
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auch den Umstand wider, dass die Thematik des Schulanfangs aktuellen bildungs- 

und auch parteipolitischen Entwicklungen unterworfen ist.48  

Dass die Daten teilweise an Aktualität einbüßen ist das eine, dass sie darüber hin-

aus zu irritierenden Befunden führen, wenn Realisierungsformen der Schulein-

gangsstufe in der Bundesrepublik abgefragt werden, zeigen die im Rahmen von 

IGLU-E erhobenen Daten zur neuen Schuleingangsstufe. Mit dem Schulfragebogen 

von IGLU-E wurden Bedingungen an den Schulen und einzelne Aspekte im Kontext 

der neuen Schuleingangsstufe abgefragt. Dabei wurden in jedem Bundesland 25 

Schulen befragt, mit Ausnahme von Nordrhein-Westfalen mit 35 Schulen. Die Da-

ten beruhen auf den Angaben der Schulleitungen (vgl. Faust/Hanke/Dohe 2010, 

232). Bei der Auswertung der Daten zeigen sich deutliche Unstimmigkeiten mit 

den über die Ministerien erhobenen Daten. Obwohl mit Ausnahme des Saarlandes 

in allen Ländern zumindest Schulversuche zur neuen Schuleingangsstufe durchge-

führt wurden, finden sich bei der Erhebung von IGLU-E nur in 11 Ländern über-

haupt Schulen mit der neuen Schuleingangsstufe. Davon in Baden-Württemberg 

und Niedersachsen in so geringer Anzahl, dass die beiden Länder in der Auswer-

tung nicht weiter berücksichtigt wurden. Die mit Berlin, Brandenburg, Bremen, 

Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 

Schleswig-Holstein und Thüringen verbleibenden 9 Länder decken sich wiederum 

auch nicht mit den bei Faust und bei Berthold ermittelten Ländern.  

Folgt man Faust 2006, haben ebenfalls neun Bundesländer die Schuleingangsstufe 

zumindest teilweise zur Regeleinrichtung49 gemacht (vgl. Faust 2006a, 334f.). Bei 

Berthold waren es fünf Bundesländer mit zusätzlich weiteren sechs, die eine opti-

onale Einführung kommunizierten (vgl. Berthold 2008, 17ff.).  

                                                        
48

 Dies zeigt die Entwicklung um die Einrichtung der Schuleingangsstufe in NRW um das Schulrechtsän-

derungsgesetz 2003. In den ersten Planungen war in NRW die Schuleingangsstufe als obligatorisch jahr-

gangsübergreifend organisiert konzipiert und wurde schon durch die SPD-Regierung, erst recht aber nach 

dem Regierungswechsel im Jahr 2005 durch die Regierungskoalition von CDU und FDP, mehrfach ver-

ändert, so dass eine jahrgangsübergreifende Organisationsform letztlich eher die Ausnahme darstellte 

(vgl. Beutel/Hinz 2008, 14).  

Aktuell ergeben sich für die Situation der Grundschule in NRW (3/2011) Veränderungen im Bereich der 

Eingangsstufe, in Bezug auf die Grundschulbezirke, bei der Stichtagsregelung und bei den Grundschul-

empfehlungen für den Übergang auf weiterführende Schulen. Erneute Wahlen und damit weitere Ände-

rungen werden derzeit diskutiert und nicht ausgeschlossen. Für die tagesaktuellen Entwicklungen in wei-

teren Bundesländern verschließt sich mir leider der Blick. 
49

 In Berlin, NRW, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein wurde die Schuleingangsstufe flä-

chendeckend umgesetzt. Brandenburg, Bremen, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz haben die Schulein-

gangsstufe neben anderen Formen eingerichtet, in Hessen besteht die Möglichkeit nach Prüfung durch die 

Schulaufsicht. Bayern und Baden-Württemberg haben diese Frage noch nicht abschließend geklärt. 
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Reichweite im Sinne einer Regeleinrichtung 

Land Faust 2006a Berthold 2008 IGLU-E 2010 

Baden-

Württemberg 

noch unklar optional 7,7% 

Bayern noch unklar optional - 

Berlin x x 73,3% 

Brandenburg x (nicht überall)  optional 22,3% 

Bremen x (nicht überall)  x 26,9% 

Hamburg - - - 

Hessen möglich (Entschei-

dung im Einzelfall) 

optional - 

Mecklenburg-

Vorpommern 

- Zum Erhalt ein-

zelner Standorte 

18,8% 

Niedersachsen x (nicht überall)  optional 2,3% 

Nordrhein-

Westfalen 

x x 66% 

Rheinland-Pfalz x (nicht überall)  k.A. - 

Saarland - - - 

Sachsen x x 77,2% 

Sachsen-Anhalt x k.A. 87% 

Schleswig-

Holstein 

x x 25,8% 

Thüringen - optional 61,5% 

Tabelle 1: Reichweite der Schuleingangsstufe im Sinne einer Regeleinrichtung 

In der Übersicht fällt auf, dass eine Regeleinrichtung im besten Fall in etwas mehr 

als drei Viertel der Einrichtungen zur Umsetzung kommt. Die optionale Einrich-

tung führt zu einer immensen Schwankung in Quoten zwischen 0% und 61,5%. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass bei einer Stichprobengröße von 25 in allen Län-

dern außer NRW unter Umständen unzuverlässige Daten vorliegen. Darüber hin-

aus sind die Angaben an das Verständnis der Schulleitungen bezüglich der neuen 

Schuleingangsstufe gebunden. In Nordrhein-Westfalen wurde mit dem Schulgesetz 

von 2005 die Eingangsstufe in allen Grundschulen des Landes festgeschrieben. 

Insofern müsste die Quote bei 100% liegen. Wenn nun Schulleitungen bestimmte 
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Merkmale mit der neuen Eingangsstufe verbinden, die sie an ihren Schulen nicht 

umgesetzt sehen, ergeben sich daraus Diskrepanzen. Die Ergebnisse werfen Fra-

gen aus, deren Beantwortung sich hier nur über Erklärungsversuche angenähert 

werden kann.  

2.2.3 Merkmale der neuen Schuleingangsstufe 

Die neue Schuleingangsstufe zeichnet sich durch eine Reihe Merkmale aus, bei der 

bislang von keiner Seite eine Festlegung erfolgt ist. So gibt es einerseits Forderun-

gen aus der Grundschulpädagogik an eine neue Schuleingangsstufe und anderer-

seits bildungspolitische Umsetzungen in den Ländern, die faktisch eine Eingangs-

stufe schaffen.  

In den Empfehlungen zur Neugestaltung der Primarstufe spricht sich der Grund-

schulverband für eine Umstrukturierung der Phase des Schulanfangs aus, ohne 

ÄÁÂÅÉ ÄÉÅ %ÉÎÇÁÎÇÓÓÔÕÆÅ ÅØÐÌÉÚÉÔ ÚÕ ÎÅÎÎÅÎȢ ȵ$ÉÅÓÅ ÓÏÌÌte in der für alle Kinder ge-

meinsamen Grundschule nach den Grundsätzen integrativer Pädagogik in der 

3ÃÈÕÌÁÎÆÁÎÇÓËÌÁÓÓÅ ÅÒÆÏÌÇÅÎȢȰ (Faust-Siehl u.a. 1996, 143) Dort wird neben der 

Abschaffung des Konstrukts Schulfähigkeit (vgl. ebd., 140) eine kindgerechte Schu-

le gefordert, mit den Merkmalen einer allein auf Förderung abzielenden Diagnostik 

(vgl. ebd., 142), einer Aufnahme aller schulpflichtigen Kinder in die Schule ohne 

der Möglichkeit einer Zurückstellung (vgl. ebd., 143ff.) sowie einer Kooperation 

auf deÒ "ÁÓÉÓ ȵÇÒÕÎÄÓÃÈÕÌ-, sonder- ÕÎÄ ÓÏÚÉÁÌÐßÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅɍÒɎ +ÏÍÐÅÔÅÎÚÅÎȰ 

(ebd., 144) zur integrativen und individuellen Förderung aller Kinder. Dazu wer-

ÄÅÎ ËÌÅÉÎÅÒÅ +ÌÁÓÓÅÎ ÇÅÆÏÒÄÅÒÔȢ $ÉÅ !ÕÔÏÒÉÎÎÅÎ ÕÎÄ !ÕÔÏÒÅÎ ÓÉÎÄ İÂÅÒÚÅÕÇÔȟ ȵɍÄɎÉÅ 

wichtigste Voraussetzung dafür ist eine kleine Klasse. [...] Die sorgfältige Beglei-

tung jedes Schulanfängers bei seinen ersten schulischen Lernprozessen setzt klei-

ÎÅ 'ÒÕÐÐÅÎÇÒĘħÅÎ ÖÏÒÁÕÓȢȰ (Faust-Siehl u.a. 1996, 143) Es wird gefordert, dass 

jedes Kind die Eingangsstufe in der Zeit durchlaufen kann, die es dazu benötigt. Um 

dieses Ziel umzusetzen und um die individuelle Förderung jedes Kindes zu ermög-

lichen, wird vorgeschlagen, jahrgangsübergreifende Lerngruppen zu bilden (ebd., 

144).  

Bei Knörzer, Grass und Schumacher (vgl. 2007, 135) wird die neue Schuleingangs-

stufe recht ähnlich definiert und eine Auflistung von Kriterien geliefert, bei der die 

Einschulung aller schulpflichtigen Kinder unter Einbeziehung der Kinder, deren 

Eltern dies vorzeitig wünschen, der jahrgangsübergreifende Unterricht, die Aus-
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weitung der Einschulungstermine, die flexible Verweildauer, Diagnostik im Ver-

ständnis einer Förderdiagnostik, Kooperation mit sozialpädagogischen Fachkräf-

ten und vorschulischen Einrichtungen sowie Individualisierung des Lernangebots 

genannt werden. Dabei findet gegenüber den Vorstellungen des Grundschulver-

bandes die sonderpädagogische Förderung keine Erwähnung, die Merkmale wer-

den aber um eine Flexibilisierung der Einschulungstermine ergänzt. 

Davon abgesehen ist mit der auf den Ausführungen zur Pädagogik der Vielfalt be-

ruhenden Veröffentlichung von Prengel zum Anfangsunterricht50 (vgl. Prengel 

1999) bislang lediglich eine weitere grundsätzliche grundschulpädagogische Per-

spektive auszumachen. Alle weiteren Texte zur Schuleingangsstufe beziehen sich 

in ihrer Begriffsklärung entweder direkt oder indirekt auf die Ausprägungen in 

den einzelnen Bundesländern51 und laufen somit zwangsläufig der teilweise sehr 

zügig voranschreitenden Entwicklung hinterher.  

Die Diskussion hat sich unterdessen merklich weiterentwickelt. Faust widmet sich 

in mehreren Aufsätzen dem Reformprozess um den Schulanfang und arbeitet da-

bei die jeweils neuen Ansätze aus den Bundesländern auf (vgl. Faust-Siehl 2001; 

Faust 2006a; 2006b). Dabei wird auch die grundschulpädagogische Perspektive 

konkretisiert. In einer Darstellung listet sie zehn Merkmale der neuen Schulein-

gangsstufe auf. Es werden hier die jahrgangsübergreifende Lerngruppe, förderdi-

agnostische Maßnahmen, flexible Verweildauer, sozialpädagogische Förderung, 

ein hochdifferenzierter Unterricht, eine entsprechende Öffentlichkeitsarbeit sowie 

der Fortbildungs- und Beratungsbedarf der Lehrkräfte als verbindliche Merkmale 

genannt (vgl. Faust 2006b, 176f.). Weiterhin werden als Optionen zusätzliche Res-

sourcen für die Schulen (im Sinne etwa zusätzlicher Lehrerstunden oder kleinerer 

Klassen), eine Ausweitung des täglichen Unterrichts, die Einrichtung sonderpäda-

gogischer Förderung sowie die Möglichkeit der halbjährigen Einschulung ange-

sprochen (vgl. ebd.). Die Abschaffung von Zurückstellungen wird als Merkmal nicht 

einmal mehr genannt, dürfte aber bereits vorausgesetzt werden.  

                                                        
50

 Bei der es vordergründig gar nicht um eine Revision der Eingangsstufe geht, sondern die einen Stand-

punkt zur Heterogenität aus einer grundsätzlichen Perspektive auf Grundschule vertritt und auf die später 

zurückzukommen sein wird. Gleichwohl werden hier wesentliche Gesichtspunkte zum Schulanfang und 

damit auch zur Eingangsstufe aufgeworfen. 
51

 Es finden sich etliche Veröffentlichungen, in denen die wissenschaftlichen Begleituntersuchungen zu 

den Schulversuchen dargestellt werden. Dort werden dann jeweils die Ziele des Schulversuchs beschrie-

ben (etwa bei Burk u.a. 1998, 15ff.; Carle/Berthold 2004, 8f.; Ramseger u.a. 2004, 15f.). 
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Im Prozess um die grundschulpädagogischen Entwicklungslinien gewinnt die 

Schuleingangsstufe an Konturen, Merkmale werden konkreter ausgeführt und an 

den jeweiligen Realisierungen in den Bundesländern kontrastiert. Dabei scheint 

sich der Blickwinkel auch zunehmend an ökonomischen Gesichtspunkten zu schär-

fen. Kostenrelevante Merkmale werden zunehmend zu den optionalen Merkmalen 

gezählt und nur noch dann den obligatorischen zugerechnet, wenn sie zur Erfül-

lung eines Mindeststandards unvermeidlich erscheinen52.  

Insgesamt ist nur eingeschränkte Konsistenz in der Perspektive der Grundschul-

pädagogik auf die neue Schuleingangsstufe auszumachen. Einerseits folgt man den 

bildungspolitischen Vorgaben, andererseits hat man eigene schulpädagogische 

Vorstellungen zur Grundschule und ihrem Auftrag. Es zeigt sich aber auch, dass die 

bildungspolitische Realität kritisch begleitet und reflektiert wird und dabei auf 

schulpädagogische Standpunkte Bezug genommen wird. So macht etwa Faust 

deutlich, dass aufgrund der unterschiedlichen Bedingungen in Bezug auf länder-

ÖÅÒÇÌÅÉÃÈÅÎÄÅ %ÖÁÌÕÁÔÉÏÎÅÎȟ ȵ3ÃÈÕÌËÌÁÓÓÅÎȟ ÄÉÅ 3ÃÈÕÌÁÎÆßÎÇÅÒȾÉÎÎÅÎ ÂÅÉ ÄÅÒ !Õf-

nahme auslesen oder Teile der Schülerschaft während der ersten beiden Klassen 

ÁÂÇÅÂÅÎ ɍȣɎ ÎÉÃÈÔ ÁÌÓ ÎÅÕÅ %ÉÎÇÁÎÇÓÓÔÕÆÅÎ ÅÉÎÇÅÓÔÕÆÔ ×ÅÒÄÅÎȰ ËĘÎÎÅÎ (2006b, 

182)53.  

Im Hinblick auf die unterschiedlichen Realisierungsformen schlägt Faust mit der 

ȵjahrgangsübergreifende[n] Lerngruppenbildung, die die flexible Verweildauer er-

ÍĘÇÌÉÃÈÔȰ ÕÎÄ ÄÅÒ ȵ-ÉÔÁÒÂÅÉÔ ÄÅÓ sozialpädagogischen Fachpersonals mit der Auf-

gabe der gezielten Förderung von Kindern, insbesondere derjenigen, die unter 

ÈÅÒËĘÍÍÌÉÃÈÅÎ "ÅÄÉÎÇÕÎÇÅÎ ÚÕÒİÃËÇÅÓÔÅÌÌÔ ×ÏÒÄÅÎ ×ßÒÅÎȰ (Faust 2006a, 333; 

                                                        
52

 Während der Grundschulverband noch 1996 für die Schulanfangsklassen ein Team aus grundschul-, 

sozial- und sonderpädagogischen Fachkräften forderte, sieht Faust 2006 die sonderpädagogischen Förder-

angebote als Option für den Fall, dass Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf in die Schule auf-

genommen werden und die sozialpädagogische Förderung wird kostenneutral aus den Schulkindergärten 

in die Schule ¿berf¿hrt. Auch die zusªtzlichen Ressourcen, die 1996 noch als Ăwichtigste Voraussetzungñ 

f¿r eine individuelle Fºrderung genannt werden, werden 2006 nur noch beispielsweise Ăzeitweise[.] Dop-

pelbesetzungen, z.B. durch die stundenweise Mitarbeit einer Sozialpªdagogin, f¿r nºtig gehaltenñ (Faust 

2006b, 176). 
53

 Dabei scheint allerdings aus dem Blick zu geraten, dass (1.) Kinder mit sonderpädagogischem Förder-

bedarf ohnehin in der Regel keine Grundschule besuchen dürfen, auch wenn diese schulpflichtig sind, (2.) 

auch schon die Zurückstellung aus gesundheitlichen Gründen, in besonders zu begründenden Ausnahme-

fällen u.ä. ebenfalls Ausleseprozesse darstellen, die in nahezu allen Schulgesetzen eröffnet werden und im 

Grunde lediglich auf eine Minimierung von Zurückstellungen abzielen. 
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Herv. i.O.) zwei zentrale Merkmale als Minimalanforderung vor, die zu einer Typi-

sierung in vier unterschiedlichen Formen führen54.  

In der Erhebung im Rahmen von IGLU-E wurden der Umgang mit Zurückstellun-

gen, Kooperationsbeziehungen, Organisationsformen, Rahmenbedingungen, 

Merkmale der Unterrichtsgestaltung, die Akzeptanz und die Auswirkungen auf die 

Verweildauer in den ersten beiden Jahren erfragt. Darüber hinaus wurde auch eine 

Typisierung in Anlehnung an die von Faust aufgestellten Kriterien vorgenommen. 

Hier wurden als Merkmale nun die Organisationsformen von Lerngruppen und die 

Bereitstellung zusätzlichen Personals (im Sinne zeitweiser Doppelbesetzungen 

und/ oder des Einsatzes von sozialpädagogischem Personal) berücksichtigt. Als 

Typen ergeben sich hÉÅÒȡ ȵ 

- Jahrgangsklasse, ohne Zusatzpersonal (Typ I); 

- Jahrgangsübergreifende Lerngruppe, ohne Zusatzpersonal (Typ II) ; 

- Jahrgangsklasse, mit Zusatzpersonal (Typ III) ; 

- Jahrgangsübergreifende Lerngruppe, mit Zusatzpersonal (Typ IV)ȢȰ 

(Faust/Hanke/Dohe  2010, 244) 

In der tabellarischen Übersicht zeigen sich in den Bundesländern folgende Anteile: 

 

 Typ I Typ II Typ III Typ IV 

Berlin - - 59,9 40,1 

Nordrhein-Westfalen 19,9 10,6 48,5 20,9 

Sachsen 4,8 - 89,4 5,8 

Sachsen-Anhalt 5,8 3,4 62,0 28,8 

Thüringen 10,6 - 73,6 15,8 

Brandenburg - - - 100,0 

Bremen - - 31,3 68,7 

Mecklenburg-Vorpommern 24,1 - 75,9 - 

Schleswig-Holstein - - 100,0 - 

Tabelle 2: entnommen aus: Faust/Hanke/Dohe 2010, 244 

Der Tabelle kann entnommen werden, dass alle Typen in der neuen Schulein-

gangsstufe vorkommen, insgesamt aber die Typen mit zusätzlichem Personal 

                                                        
54

 Jahrgangsübergreifende Lerngruppen mit sozialpädagogischem Personal (Typ I) und ohne sozialpäda-

gogisches Personal (Typ II) sowie die Jahrgangsklasse mit sozialpädagogischem Personal (Typ III)  und 

ohne sozialpädagogisches Personal (Typ IV). 
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überwiegen. In Berlin, Bremen, Brandenburg und Schleswig-Holstein existiert die 

neue Eingangsstufe ausschließlich unter Einbezug zusätzlichen Personals. In 

Schleswig-Holstein und Brandenburg zeigt sich ein sehr konsistentes Bild unter 

Realisierung jeweils nur eines Typs. Insgesamt überwiegt die Organisationsform 

der Jahrgangsklassen, in Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern exis-

tieren in der neuen Schuleingangsstufe gar keine jahrgangsübergreifenden Lern-

gruppen, in Sachsen mit 5,8% nur in einem sehr geringen Anteil. Darüber hinaus in 

Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und Thüringen nur in einem Anteil von un-

ter 33% der Schulen. Dabei sei angemerkt, dass hier auch schon die Meldung, es 

gäbe sowohl jahrgangsübergreifende Lerngruppen wie auch Jahrgangsklassen an 

der Schule zu den jahrgangsübergreifenden Lerngruppen hinzu gezählt wurde.  

2.2.4 Zum Stand der Forschung zur neuen Schuleingangsstufe 

Nach Faust werden die Schulversuche in Baden-Württemberg, Berlin, Branden-

burg, Bremen, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Sachsen-

Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen von wissenschaftlichen Untersuchun-

gen begleitet, deren Ergebnisse als Publikation oder graue Papiere vorliegen (vgl. 

Faust 2006b, 180f.). Teilweise wurden aus den wissenschaftlichen Begleituntersu-

chungen mehrere Teilprojekte publiziert (vgl. etwa zur FLEX in Brandenburg 

LISUM 2007, LISUM 2004, Liebers 2008a, Liebers/Prengel/Bieber 2008). Darüber 

hinaus sind im Kontext der neuen Schuleingangsstufe unterdessen Forschungser-

gebnisse veröffentlicht worden, die nicht im Rahmen der wissenschaftlichen Be-

gleitung der Schulversuche durchgeführt wurden, sondern allgemeiner zur Erfor-

schung von Aspekten der neuen Schuleingangsstufe (etwa Beutel/Hinz 2008 oder 

Kucharz/Wagener 2007). Dabei ist der größte Teil im Auftrag und/oder unter Mit-

finanzierung durch die zuständigen Ministerien oder untergeordneten Behörden 

durchgeführt worden. 

Carle systematisiert die wissenschaftlichen Begleituntersuchungen nach Wir-

kungs- (BW, BB) und Machbarkeitsuntersuchungen (ST, BE, HB, HE), Untersu-

chungen zu Ressourcen, Rahmenbedingungen und Qualifikationen (NI) , Untersu-

chungen zum Transfer und zur Ausdehnung im Land (BB, BE, TH) und schließlich 

zur Prozessqualität im Unterricht (BB) (vgl. Carle 2008, 75). Dabei wurden nicht 

immer streng an wissenschaftlichen Kriterien orientierte Forschungsstudien ver-
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öffentlicht, sondern auch Erfahrungsberichte ȵÉÍ 3ÉÎÎÅ ÅÉÎÅÒ 0ÒÁØÉÓÆÏÒÓÃÈÕÎÇ mit 

ÄÅÍ :ÉÅÌ 7ÉÓÓÅÎ ÚÕ ÖÅÒÔÉÅÆÅÎ ÕÎÄ (ÁÎÄÅÌÎ ÚÕ ÖÅÒÂÅÓÓÅÒÎȰ (ebd.). 

In der Tat setzt sich ein großer Teil der in den 1990er und Anfang der 2000er Jah-

re erschienen Forschungsbefunde mit Fragen um die Erörterung der Problemlagen 

des Schulanfangs und möglicher Alternativen zur Organisation von Schule und Un-

terricht auseinander (vgl. etwa Burk 1996; Burk u.a. 1998; Prengel/Geiling/Carle 

2001; Laging 2003; Carle/Berthold 2004). Darüber hinaus wird in einem nächsten 

Schritt die Implementierung gelungener Modelle befragt (vgl. Carle/Berthold 

2004; Carle 2003) oder in diesem Kontext entstehende spezielle Fragen, etwa zu 

Netzwerkstrukturen im Kontext von Schule erörtert (vgl. Buhren/Mauthe 2004). 

Da hier Fragen der Schulentwicklung nicht im Zentrum des Interesses stehen, sol-

len zum Stand der Forschung55 in erster Linie Untersuchungen zur Wirkung und 

Auswirkung, zu Ressourcen und Rahmenbedingungen, zur Merkmalen des Unter-

richt s in und zur Akzeptanz der neuen Schuleingangsstufe dargestellt und Berichte 

und Befunde der Praxisforschung bedarfsweise hinzugezogen werden. Die Struk-

tur folgt hier inhaltlichen Kriterien.  

2.2.4.1 Einschulungen und Zurückstellungen 

Der Erfolg der neuen Schuleingangsstufe wird in mehreren Ländern unter ande-

rem daran gemessen, ob es durch sie gelingt, zumindest die Zahl der Zurückstel-

lungen zu reduzieren. Entsprechend finden sich hierzu entsprechend viele Befun-

de.  

So hatte auch die flexible Schuleingangsphase in Brandenburg  u.a. das Ziel, Zu-

rückstellungen von Kindern im schulpflichtigen Alter zu vermeiden und gleichzei-

tig eine vorzeitige Einschulung zu unterstützen (vgl. LISUM 2007, 129). Zurückstel-

lungen blieben hier auch nach einer Neuformulierung des Schulgesetztes als alter-

native Möglichkeit erhalten.56 

                                                        
55

 Einen Forschungsstand darzustellen dient der Klärung des Sachstandes und damit auch der Präzisie-

rung des Themas. Allerdings lässt sich nur ein Ausschnitt der vorliegenden Ergebnisse liefern und kann 

hier nicht auf Vollständigkeit verwiesen werden. Dies gilt hier insbesondere bei Ergebnissen, die ledig-

lich in Form grauer Papiere veröffentlicht wurden und eingeschränkt bei den Ergebnissen aus qualitativen 

Forschungsprozessen, bei denen durch Zusammenfassungen eine besondere Gefahr der Verkürzung be-

steht. 
56

 Nach §51 (Aufnahme in die Grundschule) des Brandenburgischen Schulgesetzes 

http://www.bravors.brandenburg.de/sixcms/detail.php?gsid=land_bb_bravors_01.c.46497.de#51 

(24.3.11) entscheidet die Schulleitung der Grundschule ¿ber die Aufnahme eines Kindes. ĂIm Ausnahme-

fallñ kºnnen Kinder auf Antrag der Eltern f¿r ein Jahr zur¿ckgestellt werden, wenn eine nicht erfolgrei-

che Teilnahme am Unterricht zu erwarten ist. Diese Möglichkeit besteht nach Abs. 3 in besonders be-

gründeten Fällen auch noch bis zu drei Monaten nach Aufnahme in die Grundschule. Zurückgestellte 
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Ein Vergleich der Anteile zurückgestellter Kinder in FLEX-Schulen57 und Regel-

schulen zeigt, dass zwar an den Schulen mit Neuer Schuleingangsstufe der Anteil 

zurückgestellter Kinder mit 7,7% nur knapp halb so groß ist, wie der an Regel-

schulen mit 16,6% (vgl. LISUM 2007, 136ff.), von einer Vermeidung von Zurück-

stellungen dennoch kaum die Rede sein kann. Zwei Aspekte sollen in dem Zusam-

menhang nicht unerwähnt bleiben. Zum einen divergiert der Anteil von Zurück-

stellungen in den einzelnen Schulamtsbezirken zwischen 1,5% und 15,5%, was 

bislang nur auf sozial-räumliche Unterschiede zurückgeführt wird (vgl. ebd.), zum 

anderen ist der Anteil an Zurückstellungen an allen Schulen nach einer Änderung 

der Stichtagsregelung58 sprunghaft angestiegen.  

Im Bereich der vorzeitigen Einschulungen sind die Daten schwer zu interpretieren. 

An Schulen ohne FLEX stieg der Anteil der vorzeitigen Einschulungen seit dem 

Schuljahr 2001/02 kontinuierlich von 4,0% auf 7,6% im Schuljahr 2004/05, um 

dann, nach Änderung der Stichtagsregelung im Jahr 2005/06 auf 2,1% zu fallen. Im 

Bereich der FLEX-Schulen stieg der Anteil der vorzeitigen Einschulungen in den 

Jahren 2001/02 bis 03/04 relativ schwach von 4,8% auf 5,9%, fiel dann aber be-

reits im Schuljahr 2004/05 auf 4,4% ab. Ähnlich dem Trend an den Regelschulen 

sank der Anteil vorzeitig eingeschulter Kinder im ersten Schuljahr, in dem die neue 

Stichtagsregelung greift, auf 3,5% (vgl. ebd., 146f.). 

 

Ramseger u.a. haben für den Schulversuch Verlässliche Halbtagsgrundschule in 

Berlin  (2004, 48f.) einen Rückgang der Rückstellungen und eine Zunahme vorzei-

tiger Einschulungen konstatiert, obwohl dies kein Ziel des Versuchs darstellte und 

die Autor)ÎÎÅÎ ËÏÎÓÔÁÔÉÅÒÅÎȟ ȵɍÎɎÕÒ ÖÅÒÅÉÎÚÅÌÔ ×ÕÒÄÅ ÖÅÒÓÕÃÈÔȟ ÁÕÆ :ÕÒİÃËÓÔÅÌÌÕn-

gen ganz zu verzichten. Grundsätzlich alle Kinder einzuschulen, die nach ihrem 

Alter schulpflichtig sind, konnten sich die wenigsten Lehrerinnen und Vorklassen-

ÌÅÉÔÅÒÉÎÎÅÎ ɍȢȢȢɎ ÖÏÒÓÔÅÌÌÅÎȢȰ (Ramseger u.a. 2004, 47) Leider werden hier nur die 

absoluten Zahlen angegeben, so dass nicht klar ist, ob es nicht auch demographi-

sche Veränderungen gegeben hat und die Verhältnisse unklar sind. In einem Zeit-

                                                                                                                                                                  
Kinder sollen entsprechend gefördert werden, nach Möglichkeit in einer Kindertagesstätte oder rehabilita-

tiven Maßnahme.  
57

 In Brandenburg wurde der Schulversuch als FLEX bezeichnet, wie aktuell üblich in vielen Bundeslän-

dern in unterschiedlichen Untersuchungen jeweils Abkürzungen, in der Regel in Form von Akronymen, 

Verwendung finden.  
58

 Im Jahr 2005 wurde durch eine Änderung des Brandenburgischen Schulgesetzes der Stichtag für die 

Aufnahme in die Schule vom 30.6. auf den 30.9. verlegt, was zur Folge hat, dass ein Viertel der Kinder 

ein Jahr früher schulpflichtig wird als in den Jahren zuvor. 
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raum von 3 Jahren gehen an denen am Schulversuch beteiligten Grundschulen die 

Rückstellungen um 90 Fälle zurück während die vorzeitigen Einschulungen um 54 

Fälle ansteigen. 

 

Carle/Berthold (2004, 65ff.) stellen für Thüringen  fest, dass im Schulversuch noch 

6,5% der schulpflichtigen Kinder zurückgestellt werden. Sie bezeichnen diese Pra-

xis als Sonderwege, Kinder werden nicht in die Grundschule aufgenommen, son-

dern in Kindertagesstätten oder im Fall von möglichem sonderpädagogischem 

Förderbedarf in Diagnoseklassen. Landesweit waren allerdings zum gleichen Zeit-

punkt 15,5% Zurückstellungen zu verzeichnen. Im Bezug auf die Wirksamkeit der 

Eingangsstufe wird hier eine deutlich positive Entwicklung attestiert. Auch in Thü-

ringen ist die Zurückstellung per Schulgesetz nach wie vor vorgesehen. 

 

Auch in Baden-Württemberg  stellt neben der Erhöhung der vorzeitigen Einschu-

lungen ein Abbau der Zurückstellungen ein bildungspolitisches Ziel dar. Innerhalb 

des Schulversuchs wurde die Altersstruktur innerhalb der drei unterschiedlichen 

Modelle erhoben und verglichen. Dabei kommt es zu dem wenig überraschenden 

Ergebnis, dass die Kinder im Schulversuch, insbesondere in den Modellen, in die 

alle Kinder aufgenommen werden, signifikant jünger sind, als in den Vergleichs-

schulen, und zwar im Schnitt um 2,4 Monate (vgl. Arbeitskreis Wissenschaftliche 

Begleitung 2002, 58; 2006, 81). 

 

Im Rahmen von IGLU-E wurde der Umgang mit Zurückstellungen im Bundeslän-

dervergleich betrachtet. Berücksichtigt werden hier nur die Daten der Länder, in 

denen sich eine Schuleingangsstufe in statistisch ausreichendem Maß feststellen 

ließ. Betrachtet man die Ergebnisse vor dem Hintergrund, dass die Abschaffung ɀ 

oder zumindest Reduktion ɀ von Zurückstellungen ein Ziel der neuen Eingangsstu-

fe darstellt, verwundert schon, dass in drei Ländern Schulen mit neuer Eingangs-

stufe angeben, dass sie nicht nur in Ausnahmefällen zurückstellen. Neben Sachsen 

(9%) und Thüringen (7,8%) mit 34,7% erstaunlich viele dieser Schulen in Meck-

lenburg-Vorpommern. Dass Kinder in Ausnahmefällen59 zurückgestellt werden, 

wird von Schulen in allen hier erfassten Bundesländern60 angegeben, besonders 

                                                        
59

 Ausnahmefälle setzen den Antrag der Eltern oder eine ärztliche Entscheidung voraus. 
60

 BE, NW, SN, ST, TH, BB, HB, MV, SH 
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häufig in Sachsen (91%), Thüringen (92,2%) und Brandenburg (100%). Eine Ab-

schaffung von Zurückstellungen findet sich an 46% der Schulen mit neuer Ein-

gangsstufe in Berlin. Diese Praxis wird aber auch von Schulen in Mecklenburg-

Vorpommern (45,8), Bremen (40,3), NRW (36,2), Schleswig-Holstein (31,7) und 

Sachsen-Anhalt (31,0) realisiert (vgl. Faust/Hanke/Dohe 2010, 235f.). 

Eine Überprüfung der Schulfähigkeit bei der Einschulung wird von der überwie-

genden Mehrheit der Schulen angegeben, in Berlin, Bremen und Thüringen aller-

dings nicht durch die Schule sondern ausschließlich durch den schulärztlichen 

Dienst, was auch überwiegend in NRW und Schleswig-Holstein so gehandhabt 

wird. Die Schulen selbst führen die Überprüfung mehrheitlich in Sachsen-Anhalt, 

Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern durch. Ganz verzichten 31,6% der 

Schulen in Schleswig-Holstein und 27,5% der Schulen in Berlin auf die Überprü-

fung. Grob ein Zehntel der Schulen in Sachsen-Anhalt, Sachsen und NRW verzichtet 

darauf ebenfalls (vgl. ebd.). 

2.2.4.2 Flexible Verweildauer 

Die flexible Verweildauer ist nach Faust in konstitutives Merkmal der neuen Schul-

eingangsstufe. In den meisten Schulgesetzen ist dies auch vorgesehen. Dass der 

Erfolg der neuen Eingangsstufe auch in einer Erhöhung des Anteils kürzer verwei-

lender Kinder in der Eingangsstufe gesehen wird, zeigt eine Pressemeldung aus 

Baden-Württemberg ȟ ÉÎ ÄÅÒ ÄÅÒ 3ÃÈÕÌÖÅÒÓÕÃÈ ȵ3ÃÈÕÌÁÎÆÁÎÇ ÁÕÆ ÎÅÕÅÎ 7ÅÇÅÎȰ ÁÌÓ 

ȵ%ÒÆÏÌÇÓÐÒÏÊÅËÔȰ ÂÅÚÅÉÃÈÎÅÔ ×ÉÒÄ ÕÎÄ ÕȢÁȢ ÄÁÒÁÕÆ ÖÅÒ×ÉÅÓÅÎ ×ÉÒÄȟ ÄÁÓÓ ÉÍ 3ÃÈÕÌÊÁÈÒ 

2003/04 16,3% der Kinder die Eingangsstufe in nur einem Jahr durchlaufen hätten 

(vgl. KM-BW 2006). Der Abschlussbericht verweist dagegen lediglich darauf, dass 

am Ende der vierten Klasse die Schülerinnen und Schüler aus den Eingangsstufen-

klassen signifikant und im Durchschnitt etwa 3 Monate jünger seien, als in den 

Vergleichsschulen (vgl. Arbeitskreis Wissenschaftliche Begleitung 2006, 81). Ein 

längeres Verweilen lässt sich nur der Pressemeldung entnehmen. Die Quote wird 

dort für das Schuljahr 2003/04 mit 8,7% beziffert (vgl. KM-BW 2006). 

 

In den Einzeluntersuchungen finden sich hierzu auch Angaben im Kontext von 

FLEX aus Brandenburg . Der Abschlussbericht gibt an, dass hier im Mittel über die 

Laufzeit des Schulversuchs etwa 2% der Kinder nach einem Jahr in die dritte Klas-

se versetzt wurden, was im landesweiten Vergleich zum gleichen Zeitpunkt nur auf 



 109 

0,3% der Kinder zutreffe (vgl. LISUM 2007, 17). Weitere 2% der Kinder aus FLEX-

Schulen nehmen zeitweise in einzelnen Fächern am Unterricht der nächsthöheren 

Klasse teil (vgl. ebd.). in Kombination mit der frühzeitigen Einschulung konstatiert 

,ÉÅÂÅÒÓȡ ȵ)ÎÓÇÅÓÁÍÔ ÅÒÒÅÉÃÈÅÎ ÓÅÃÈÓ ÂÉÓ ÁÃÈÔ 0ÒÏÚÅÎÔ ÄÅÒ +ÉÎÄÅÒ ÁÕÓ &,%8-Klassen 

eher die Jahrgangsstufe 3 durch eine vorzeitige Einschulung oder verkürzte Ver-

×ÅÉÌÄÁÕÅÒ ÖÏÎ ÎÕÒ ÅÉÎÅÍ *ÁÈÒȢȰ (Liebers 2008a, 151) Eine längere Verweildauer in 

der Eingangsstufe wird von etwa 10% der Schülerinnen und Schüler in den Jahren 

2003 bis 2005 in Anspruch genommen (vgl. LISUM 2007, 151).  

In Bezug auf die lernbiographischen Merkmale stehen auch einige Ergebnisse aus 

der Elternbefragung. So geben die Eltern von kürzer in der Eingangsstufe verwei-

lenden Kindern besonders häufig an, dass ihr Kind gerne zur Schule gehe (vgl. Lie-

bers 2008a, 173). $ÁÇÅÇÅÎ ÆßÌÌÔ ȵÄÉÅ :ÕÓÔÉÍÍÕÎÇ ÄÅÒ %ÌÔÅÒÎ ÖÏn Kindern mit län-

gerer Verweildauer in sechs von elf Items überzufällig geringer als das der anderen 

Eltern aus. [...] Dazu gehören alle Items, die das Lernen im engeren, akademischen 

3ÉÎÎÅ ÂÅÔÒÅÆÆÅÎȰ (Liebers 2008a, 174). Allerdings gehen die Kinder mit längerer 

Verweildauer nach Auskunft der Eltern ebenso gern zur Schule wie die regulär 

verweilenden Kinder. Ebenso unterscheiden sich auch die Angaben zu Freund-

schaften, zur Anstrengungsbereitschaft und zur Selbständigkeit nicht. Am Ende des 

dritten Jahres gÅÂÅÎ φωϷ ÄÅÒ %ÌÔÅÒÎ ÁÎȟ ȵÄÁÓÓ ÄÉÅ ,ÅÒÎÐÒÏÂÌÅÍÅ ÉÈÒÅÒ +ÉÎÄÅÒ ɍȢȢȢɎ 

weitgehend überwunden werden konnten und nahezu alle Eltern (98%) fanden 

die Entscheidung ÆİÒ ÅÉÎ ÄÒÉÔÔÅÓ 6ÅÒ×ÅÉÌÊÁÈÒ ÉÈÒÅÒ +ÉÎÄÅÒ ÉÎ ÄÅÒ &,%8 ÇÕÔȢȰ (Liebers 

2008a, 175) Liebers gibt auch an, dass insbesondere die Daten zum kürzeren Ver-

weilen relativ wenig Aussagekraft haben, da durch nur sieben Fälle eine sehr ge-

ringe Datenbasis bestehe (vgl. Liebers 2008a, 173).  

 

Aus Thüringen  werden widersprüchliche Angaben gemacht. Im Dritten Zwi-

schenberÉÃÈÔ ÚÕÍ 3ÃÈÕÌÖÅÒÓÕÃÈ ȵ6ÅÒßÎÄÅÒÔÅ 3ÃÈÕÌÅÉÎÇÁÎÇÓÐÈÁÓÅ ÉÎ 4ÈİÒÉÎÇÅÎȰ 

wird angegeben, dass 16% der Kinder in der Eingangsstufe ein drittes Jahr verwei-

len (vgl. Carle u.a. 2002, 74). Der Bericht aus Brandenburg gibt dagegen für Thü-

ringen eine Quote von 8,7% an und verweist dabei auf den Abschlussbericht 

(THILLM 200461) (vgl. LISUM 2007, 152). 

 

                                                        
61

 Diese Quelle lag leider nicht vor. Aus diesem Grund kann leider auch keine Angabe zur großen Dis-

krepanz zwischen den angegebenen Daten gemacht werden. 
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Die Daten aus Thüringen decken sich auch mit den Angaben, die im Rahmen der 

Erhebung aus IGLU-E gemacht wurden. Dort geben alle Schulen übereinstimmend 

an, dass sich die Quoten der länger verweilenden Kinder durch die Einrichtung der 

Eingangsstufe nicht verringert haben. Die überwiegende Mehrzahl der Schulen aus 

anderen Bundesländern bestätigt diesen Befund. Nur aus Schleswig-Holstein ver-

melden die Schulen zu 50,5% geringere Raten länger verweilender Kinder (vgl. 

Faust/Hanke/Dohe 2010, 241). Auch geben die Schulen aus allen Bundesländern 

mehrheitlich an, dass die Raten kürzer verweilender Kinder in der Eingangsstufe 

nicht angestiegen seien. Dies bestätigen alle Schulen aus Mecklenburg-

Vorpommern (vgl. ebd.). Zur Frage ob das Einschulungsalter gesunken sei äußern 

sich alle Schulen Berlins bestätigend, was auch nicht verwundert, da dort der 

Stichtag mit der Einführung der Schuleingangsstufe um sechs Monate vorgezogen 

wurde. Am ehesten bestätigt noch Schleswig-Holstein mit 57,6% diese Annahme, 

in den anderen Ländern gibt es mehrheitlich Angaben, die keine Herabsetzung des 

Einschulungsalters bestätigen (vgl. ebd.). 

 

Einen Befund liefern hier auch Kucharz und Wagener aus Berliner  Versuchsschu-

ÌÅÎȢ ȵ6ÏÎ ÄÅÒ -ĘÇÌÉÃÈËÅÉÔ ÄÅÓ ÆÒİÈÅÒÅÎ 7ÅÉÔÅÒÇÅÈÅÎÓ ÏÄÅÒ ÌßÎÇÅÒÅÎ 6ÅÒ×ÅÉÌÅÎÓ ÉÎ 

der Lerngruppe wurde Gebrauch gemacht. Aus den beobachteten sechs Klassen 

verblieben vier Kinder länger in ihrer Lerngruppe, drei Jungen wechselten früher 

ÉÎ ÄÉÅ ÄÒÉÔÔÅ +ÌÁÓÓÅÎÓÔÕÆÅȢȰ (Kucharz/Wagener 2007, 155) 

 

Insgesamt kann man zunächst einmal angesichts der Befunde konstatieren, dass 

im Rahmen der Eingangsstufe mit der kürzeren, der längeren und der regulären 

Verweildauer alle Varianten genutzt werden und somit die Eingangsstufe tatsäch-

lich dem unterschiedlichen Lern- und Entwicklungstempo von Kindern gerecht 

wird. Die Formulierung der Fragen aus der IGLU-E-Erhebung wirft die Frage auf, 

warum und in Bezug auf welchen Zeitraum sich denn im Rahmen der Eingangsstu-

fe der Anteil kürzer verweilender Kinder vergrößern und der Anteil länger verwei-

lender Kinder verringern sollte. Die Eingangsstufe ermöglicht zunächst einmal ein 

niedrigschwelliges Angebot für flexibles Verweilen, das seinen Sinn verfehlte, 

wenn es nicht wahrgenommen werden würde. Für aussagekräftige Daten ist es in 

einigen Bundesländern auch schlicht noch zu früh.  
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2.2.4.3 Schulleistungen 

In Baden-Württemberg 62 zeigen sich in den A- und B-Modellen etwas bessere 

Ergebnisse im Lesetempo (vgl. Arbeitskreis Wissenschaftliche Begleitung 2006, 

70). Im Bereich Mathematik zeigen alle Versuchsklassen bessere Ergebnisse als 

der bundesdeutsche Durchschnitt, wobei die B-Modelle am besten abschneiden 

(vgl. Arbeitskreis Wissenschaftliche Begleitung 2006, 72f.). Sogenannte Risikokin-

der und sogenannte potentiell leistungsfähige Kinder63 werden im A-Modell am 

besten gefördert ( vgl. ebd., 78). Bei den Zeugnisnoten zeigen sich keine nennens-

werten Unterschiede, allerdings bei der Empfehlung für den Übergang in die wei-

terführende Schule. Die Schulen aus dem Schulversuch empfehlen häufiger das 

Gymnasium und weniger häufig die Hauptschule (vgl. ebd., 80). 

 

Im Kontext des Schulversuchs FLEX zeigt sich, dass die Schülerinnen und Schüler 

aus den Eingangsstufen in den Vergleichsarbeiten im Leseverständnis keine 

schlechteren und in Mathematik etwas bessere Leistungen zeigen, als Schülerin-

nen und Schüler aus Vergleichsschulen (vgl. LISUM 2007, 100). An Schulen werden 

bessere Leistungen erzielt, wenn diese länger als zwei Jahre am Schulversuch teil-

nehmen (vgl. ebd.). Liebers konstatiert darüber hinaus, dass sowohl schnell ler-

nende wie auch langsam lernende Kinder von der FLEX profitieren. Dabei zeigten 

die schnell lernenden Kinder bei den Vergleichsarbeiten die besten Leistungen und 

konnten ihren Vorsprung noch ausbauen. Lernschwächere Kinder schneiden in der 

FLEX tendenziell etwas besser ab als in regulären Klassen. Der Anteil von Kindern 

im unteren Leistungsbereich fällt kleiner aus, als in regulären Klassen (vgl. Liebers 

2008a, 159). Auch Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf (hier: unter 

förderdiagnostischer Beobachtung) finden in der FLEX ȵÆĘÒÄÅÒÌÉÃÈÅ 2ÁÈÍÅÎÂÅÄÉn-

ÇÕÎÇÅÎȰ vor (ebd.).  

 

                                                        
62

 In Baden-Württemberg wurden im Schulversuch drei Typen miteinander verglichen: A1-Klassen: Ein-

gangsstufe mit variabler Verweildauer, A2-Klassen: wie A1, zuzüglich halbjähriger Einschulung, B-

Klassen: enge Verzahnung zwischen der schulvorbereitenden Einrichtung Grundschulförderklasse und 

dem ersten Schuljahr. 
63

 Der Arbeitskreis definiert die Risikokinder als diejenigen, die in zwei von vier wesentlichen Bereichen 

schulischer Leistungsentwicklung individuelle Leistungen im Rahmen von 15% der schlechtesten der 

Altersgruppe zeigen. Analog wurden Kinder, die Leistungen im Rahmen von 15% der besten Leistungen 

in zwei von vier Bereichen zeigten, zu den potentiell leistungsfähigen Kindern gezählt (vgl. Arbeitskreis 

Wissenschaftliche Begleitung 2006, 74f.)  
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Auch Kucharz und Wagener haben in Berliner  Eingangsstufen einen Lese- und 

einen Mathematiktest an einer kleinen Stichprobe (ca. 40) zu zwei Zeitpunkten, am 

Ende des ersten und am Ende des zweiten Schuljahres, durchgeführt. Beim ersten 

Messzeitpunkt zeigt mehr als die Hälfte der Kinder sehr schwache Leistungen im 

Lesetest, etwa ein Zwanzigstel unterdurchschnittliche Leistungen und fast ein 

Viertel überdurchschnittliche Leistungen. 13,5% der Leistungen wurden als 

durchschnittlich eingestuft. Zum zweiten Messzeitpunkt konnte sich der Anteil der 

sehr schwachen Kinder auf etwas mehr als ein Drittel deutlich reduzieren, dagegen 

verdreifachte sich der Anteil (nur)  unterdurchschnittlicher  Leistungen und die 

Anteile durchschnittlicher  (16,3%) und überdurchschnittlicher (25,6%) Leistun-

gen wurden etwas ausgebaut (vgl. Kucharz/Wagener 2007, 140). Dabei sank die 

Leistung der überdurchschnittlichen Kinder etwas ab, während sich die in den an-

deren Kategorien etwas verbesserten (vgl. ebd., 141). In Mathematik zeigten sich 

weniger auffällige Ergebnisse zum ersten Messzeitpunkt. Hier verteilen sich die 

Leistungen auf relativ viele durchschnittliche, etwas weniger überdurchschnittli-

che und sehr schwache und einen minimalen Anteil unterdurchschnittliche Leis-

tungen. Der zweite Messzeitpunkt liefert einen sehr großen durchschnittlichen 

Bereich bei sehr wenigen überdurchschnittlichen Leistungen, einer Zunahme von 

unterdurchschnittlichen Leistungen und einem leichten Rückgang sehr schwacher 

Leistungen. Die Leistungen fielen insgesamt zum zweiten Messzeitpunkt ab, abge-

sehen von einer minimalen Verbesserung der Leistungen im sehr schwachen Be-

reich (vgl. ebd. 142f.). 

Die Autorinnen bewerten die Leistungsentwicklung entsprechend. Es zeigen sich 

vor allem bei den leistungsschwachen Kindern die größten Vorteile, während nicht 

bei allen leistungsstarken Kindern das hohe Niveau gehalten werden konnte (vgl. 

ebd. 154f.).  

 

In NRW haben Beutel und Hinz die Lesekompetenz von Schülerinnen und Schülern 

in der Schuleingangsstufe getestet. Dabei wurden 223 Kinder zu vier Zeitpunkten 

befragt (vgl. Beutel/Hinz 2008, 80f.) und hinsichtlich der phonologischen Be-

wusstheit und der Lesefertigkeit untersucht (vgl. 86ff.). 

Zum ersten Zeitpunkt zu Beginn des schulischen Leselernprozesses zeigt sich eine 

insgesamt recht hoch ausgeprägte phonologische Bewusstheit, aber insgesamt 
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auch sehr unterschiedliche Ausprägungen bei den einzelnen Kindern (vgl. ebd., 

151ff.). 

Zum zweiten Zeitpunkt zeigt sich ein vertieftes Verständnis zur Struktur der 

Schriftsprache. Im Bereich phonologischer Bewusstheit ergibt sich ein Mittelwert 

von 3,58 auf einer Skala bis 4. Die Kinder aus jahrgangsübergreifenden Lerngrup-

pen schneiden am wenigsten gut ab, aber alle Gruppen liegen sehr nah und nicht 

signifikant beieinander. Der Lesetest zeigt bei einem leichten Text überwiegend 

durchschnittliche und überdurchschnittliche Leistungen, bei einem mittleren Text 

eher unterdurchschnittliche und bei einem schweren Text wiederum eher mindes-

tens durchschnittliche Ergebnisse (vgl. 161ff.).  

Zu Beginn des zweiten Schuljahres zeigen die Ergebnisse gegenüber vorher eine 

deutliche Verbesserung. Auf Lesestufe 2 liegen über 60% im überdurchschnittli-

chen und weit über 80% im mindestens durchschnittlichen Bereich. Mitte des letz-

ten Halbjahres im zweiten Jahr bestätigen sich die sehr positiven Ergebnisse im 

Bezug auf die Lesekompetenz. Im Bereich von Kompetenzstufe II liegen über 90% 

der Kinder im mindestens durchschnittlichen Bereich, fast drei Viertel im über-

durchschnittlichen Bereich. Bei Kompetenzstufe III zeigen weniger als ein Viertel 

der Schülerinnen und Schüler Kompetenzen unter dem Durchschnitt (vgl. ebd., 

176f.). 

2.2.4.4 Lernentwicklungen 

Der Schwerpunkt der Untersuchung von Kucharz und Wagener lag eigentlich in 

einer qualitativen Studie zum jahrgangsübergreifenden Lernen. Mittels teilneh-

mender Beobachtung wurden unter anderem Daten zum Lernen und zur Lernent-

wicklung von Kindern ermittelt. Dabei lag ein besonderes Augenmerk auf beson-

ders leistungsstarken und besonders leistungsschwachen Mädchen und Jungen 

sowie auf dem Helfen der Kinder untereinander.  

Die teilnehmenden Beobachtungen wurden zu regelmäßigen Zeitpunkten durchge-

führt (vgl. Kucharz/Wagener 2007, 23ff.), die Ergebnisse jeweils für ein Schuljahr 

(hier: Schulbesuchsjahr) zusammenfassend dargestellt. Im ersten Schulbesuchs-

jahr nutzten die Kinder die Lernzeit sachlich und fachlich. Die Autorinnen berich-

ten über auffallend wenig Konkurrenzorientierung. Die Kinder führten in der 

Lernzeit kaum private Gespräche, tauschten sich aber häufig über die Arbeitsmate-

rialien aus. Die Tatsache, dass die Arbeit durch die Kinder kaum bewertet wurde, 
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führt die Autorinnen zu dem Schluss, dass die Tätigkeiten im Unterricht für die 

Kinder Selbstverständlichkeiten darstellen (vgl. ebd., 59). Zu Hilfestellungen der 

Kinder untereinander führen die Autorinnen aus, dass im ersten Jahr 192 diesbe-

zügliche Interaktionen gezählt wurden. Dabei unterschieden sie zwischen direkter 

Hilfe (Lösung vorsagen) und indirekter Hilfe (Anregungen und Unterstützungen 

zur selbständigen Weiterarbeit), sowie zwischen Hilfe suchen, Hilfe geben und Hil-

fe bekommen (vgl. ebd., 69). Im ersten Schulbesuchsjahr bekamen die Kinder mehr 

Hilfe als sie gesucht hatten und gaben auch mehr Hilfe als sie selber suchten. Es 

wurde auch deutlich mehr indirekte Hilfe erteilt als direkte (vgl. ebd., 72). Im zwei-

ten Jahr wurden 304 hilfebezogene Interaktionen gezählt, wobei im Verhältnis zu 

allen Interaktionen der Anteil des Helfens etwas abgesunken ist. Auffällig ist, dass 

sich bei der erteilten Hilfe der Anteil der direkten Hilfe fast verdoppelt hat (vgl. 

ebd., 73). Im zweiten Schulbesuchsjahr zeigt sich wieder in erster Linie aufgaben-

bezogenes Arbeiten. Private Gespräche nehmen noch weiter ab. Interaktionen zwi-

schen den Kindern beziehen sich in der Regel auf das Arbeits- und Sozialverhalten 

im Unterricht. Arbeitsmaterialien sind seltener Gesprächsthema. Auch im zweiten 

Jahr äußern sich die Kinder kaum bewertend zum Unterricht (vgl. ebd. 62). 

Bei den Fallbeobachtungen zu den leistungsstarken und leistungsschwachen Mäd-

chen und Jungen beschreiben die Autorinnen die leistungsschwachen Jungen als 

besonders auffällig in ihrem Verhalten. Ihre Mitschülerinnen und Mitschüler, so-

wie ihre Lehrerinnen schenkten ihnen viel Aufmerksamkeit. Nicht immer wurde 

die dabei erteilte Hilfe auch angenommen. Die leistungsschwachen Jungen orien-

tierten sich häufig an jüngeren Kindern. In Interaktionen darüber hinaus waren sie 

häufig auffällig.  

Leistungsschwache Mädchen waren insgesamt viel unauffälliger, hielten sich im 

Hintergrund, fragten aber auch nicht um Hilfe. Sie arbeiteten in der Arbeitszeit in 

der Regel alleine an ihren Aufgaben. Gerne halfen sie jüngeren oder schwächeren 

Kindern (vgl. ebd. 126). 

Leistungsstarke Jungen orientierten sich verstärkt an älteren Kindern. Jüngeren 

und leistungsschwächeren Kindern wurde nur selten geholfen. An Kreisgesprä-

chen beteiligten sie sich häufig, mal weiterhelfend, mal kritisch distanziert.  

Leistungsstarke Mädchen waren sehr engagiert und aufmerksam. Auch sie betei-

ligten sich häufig an Kreisgesprächen, die sie in der Regel unterstützten. Sie halfen 
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gern und wendeten dafür auch viel Zeit auf. Hatten sie selber Fragen, ließen sie 

erst nach, wenn sie selbst weiterarbeiten konnten (vgl. ebd. 127).  

Zusammenfassend stellen Kucharz und Wagener dar, dass sich die Kinder im Un-

terricht vor allem über unterrichtsrelevante Themen austauschten, was über 90% 

der Kommunikation ausmachte (vgl. ebd., 151). Die Autorinnen widersprechen 

Bedenken, jahrgangsgemischte Gruppen mit starken Anteilen an selbstgesteuerten 

Lernprozessen brächten zu viel Ablenkung mit sich. Die beobachtete Kommunika-

tion lässt sich fast durchgängig als erwünschte Kommunikation beschreiben, da 

man sich gerade in einer jahrgangsübergreifenden Lerngruppe erhoffe, dass die 

Kinder untereinander interagieren und sich gegenseitig unterstützen. Ein großer 

Anteil fällt auch auf die regelbezogene Kommunikation ab. Kinder mahnen sich zu 

zügigerem Arbeiten und zu einer angemesseneren Lautstärke (vgl. 152). Bei den 

Fallbetrachtungen nutzen die leistungsstarken Kinder die Lernzeit stärker aufga-

benbezogen als leistungsschwache, die mehr Zeit für die Orientierung benötigen. 

Aber auch leistungsschwache Kinder arbeiteten über lange Zeiträume kon-

zentriert. Leistungsstarke Kinder waren aktiver in den Kreisgesprächen, mit zu-

nehmender Zeit in der Schule auch noch immer zunehmend (vgl. Ku-

charz/Wagener 2007, 157f.). 

 

Laging untersuchte in den 90er Jahren das Helfen und die Altersmischung in der 

Schuleingangsstufe der Reformschule Kassel in Hessen. In der aus drei Jahrgängen 

zusammengesetzten altersgemischten Gruppe zeigen sich vor allem die Kinder aus 

den mittleren und älteren Jahrgängen gut über die Altersstruktur der Lerngruppe 

ÉÎÆÏÒÍÉÅÒÔ ÕÎÄ ÓÉÎÄ ÄÁÄÕÒÃÈ ÉÎ ÄÅÒ ,ÁÇÅȟ ȵÉÈÒ !ÌÔÅÒ ÁÌÓ 6ÁÒÉÁÂÌÅ ÉÎ ÄÉÅ 'ÅÓÔÁÌÔÕÎÇ 

ÓÏÚÉÁÌÅÒ "ÅÚÉÅÈÕÎÇÅÎ ÂÉÓ ÈÉÎ ÚÕÒ "ÉÌÄÕÎÇ ÖÏÎ &ÒÅÕÎÄÓÃÈÁÆÔÓÂÅÚÉÅÈÕÎÇÅÎȰ ÅÉÎÚu-

bringen (Laging 2003b, 57), was sie von Kindern aus Jahrgangsklassen unterschei-

det (vgl. ebd., 58).  

Laging berichtet auch von Unterschieden in Bezug auf das Aufgabenverständnis 

beim Helfen. So verstehen die älteren Kinder Helfen in erster Linie als anderen 

ȵ(ÅÌÆÅÎ ÕÎÄ ɍÆİÒ ÁÎÄÅÒÅȠ -+Ɏ 3ÏÒÇÅÎȰȟ ×ßÈÒÅÎÄ ÆİÒ ÄÉÅ ÊİÎÇÅÒÅÎ +ÉÎÄÅÒ ÖÏÒ ÁÌÌÅÍ 

ÄÁÓ ȵ(ÉÌÆÅ ÂÅËÏÍÍÅÎ ÕÎÄ ÖÅÒÓÏÒÇÔ ×ÅÒÄÅÎȰ ÉÍ 6ÏÒÄÅÒÇÒÕÎÄ ÓÔÅÈÔ ɉÖÇÌȢ ,ÁÇÉÎÇ 

2003b, 59f.). Kinder aus der mittleren Altersgruppe ordnen sich beiden Verständ-

nissen im Wechsel zu. Unter anderem daran lässt sich zeigen, dass für die Kinder 

ÁÌÌÅÒ !ÌÔÅÒÓÓÔÕÆÅÎ ÄÁÓ ȵ'ÒÏħ-7ÅÒÄÅÎȰ ÅÉÎÅ %ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇÓÁÕÆÇÁÂÅ ÄÁÒÓÔÅÌÌÔȢ 7ßh-
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rend sich die jüngeren Kinder an den älteren orientieren und durch sie auch einen 

Zugewinn an Kontinuität und Stabilität erfahren, machen ältere Kinder in der Ab-

grenzung verstärkt die Erfahrung des Größer-Werdens (vgl. ebd., 60f.).  

)Í ×ÅÉÔÅÒÅÎ 6ÅÒÌÁÕÆ ÄÉÆÆÅÒÅÎÚÉÅÒÔ ,ÁÇÉÎÇ ÖÉÅÒ &ÏÒÍÁÔÅ ÄÅÓ (ÅÌÆÅÎÓȡ ȵ(ÅÌÆÅÎ ÁÌÓ ,Åh-

ÒÅÎȰ ɉÉÓÔ ÄÕÒÃÈ ÄÉÅ ,ÅÈÒÅÒ ÅÉÎÇÅÐÌÁÎÔɊȟ ÇÅÇÅÎÓÅÉÔÉÇÅÓ (ÅÌÆÅÎ ɉÉÓÔ ÓÅÌÂÓÔÏÒÇÁÎÉÓÉÅÒÔɊȟ 

organisierte Zusammenarbeit (Gruppenarbeit), Helfen als Sozialereignis (Bezie-

hungsdimension) (vgl. ebd., 64ff.).  

 

In NRW haben Beutel und Hinz die Leseentwicklung bei Kindern erfasst. Diese 

wird im folgenden Abschnitt dargestellt, da sich hier starke Überlappungen mit 

anderen Entwicklungsbereichen finden.  

2.2.4.5 Kognitive, motivationale und soziale Entwicklung 

Im Rahmen des Forschungsprojekts Der Übergang in die neue Eingangsphase ɀ 

Untersuchung zur Entwicklung von Bewältigungsstrategien und Lesekompetenzen 

in der neuen Schuleingangsphase in NRW wurde u.a. auf das Selbstkonzept der 

Schülerinnen und Schüler in der Eingangsstufe fokussiert. Hierfür wurden Kinder 

(n=223) aus der Schuleingangsstufe zu vier Zeitpunkten innerhalb der ersten bei-

den Jahre mit einem selbstentwickelten Instrumentarium befragt und getestet, 

davon etwa ein Viertel aus jahrgangsübergreifenden Lerngruppen (vgl. Beu-

tel/Hinz 2008, 80f.).  

Zum ersten Zeitpunkt kurz nach Beginn des Schuljahrs geben 92% der Kinder an, 

sich auf die Schule zu freuen. Als Lerninhalte werden das Schreiben, Lesen und 

Rechnen genannt (vgl. Beutel/Hinz 2008, 148). Das Lesen dient aus der Perspekti-

ve der Kinder in erster Linie der Unterhaltung in der Freizeit, der Kommunikation 

und Informationsgewinnung. Befragt zu ihren sozialen Kontakten geben alle außer 

einem Kind an, in der Pause gerne mit anderen zu spielen. Etwa die Hälfte der Kin-

der betont, es sei leicht, in der Schule neue Freunde zu finden, ein Fünftel sagt aber 

auch, dies sei schwer (vgl. ebd., 150). 

Zum Ende des ersten Schulhalbjahres stehen in Bezug auf das Lesen aus der Per-

spektive der Kinder vor allem der Informations- sowie der Unterhaltungsaspekt im 

Vordergrund (vgl. ebd., 154). 74% der Kinder geben zu diesem Zeitpunkt an, sie 

würden gerne zur Schule gehen, weitere 16% bestätigen dies einschränkend. Fast 

alle Kinder sagen, es sei nicht schwer gewesen, Freunde zu finden. Ein Viertel der 
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Kinder betont, es sei schwierig, viel Neues zu lernen, 50% sagen, das sei anstren-

gend. Das akademische Selbstkonzept rekurriert hier in erster Linie auf das Lesen 

und ist insgesamt mit 3,102 von 4 Punkten recht positiv ausgeprägt. Dabei unter-

scheiden sich die Kinder in jahrgangsgebunden und ɀübergreifenden Lerngruppen 

nicht signifikant (vgl. ebd., 156). Der Aspekt sozialen Selbstkonzepts ist mit 3,431 

von 4 Punkten recht hoch, die Kinder geben hierzu an, viele Freunde zu haben und 

die Kinder in der eigenen Lerngruppe um Hilfe fragen zu können (vgl. ebd., 157f.).  

Bei der dritten Erhebung zu Beginn des zweiten Schuljahres steigt der Anteil der 

Kinder in jahrgangsübergreifenden Lerngruppen durch Umstrukturierung in ein-

zelnen Schulen auf 46,7% an. Das Lesen gewinnt weiter an Bedeutung für die Kin-

der, dabei am stärksten bei Kindern in jahrgangsübergreifenden Lerngruppen (vgl. 

ebd., 166). Der Wert des akademischen Selbstkonzeptes steigt ebenfalls weiter an 

(von 3,201 auf 3,417). Auch zum jetzigen Zeitpunkt unterscheiden sich die Kinder 

aus unterschiedlichen Organisationsformen nicht signifikant. Im Bereich des sozia-

len Selbstkonzepts liegen die Kinder aus jahrgangsgebundenen Lerngruppen et-

was vorne (vgl. ebd., 166f.).  

Beim abschließenden Zeitpunkt in der Mitte des vierten Schulhalbjahres zeigt sich, 

dass das Wohlbefinden etwa auf dem gleichen Level bleibt, aber das uneinge-

schränkte Wohlbefinden dagegen abgesunken ist (vgl. ebd., 170). Das akademische 

Selbstkonzept ist noch mal angestiegen und erweist sich in jahrgangsgebundenen 

Lerngruppen (3,611) leicht höher als in jahrgangsgemischten (3,502) (vgl. ebd., 

172). Das soziale Selbstkonzept ist ebenfalls weiterhin gut ausgeprägt, hier errei-

chen die Kinder in jahrgangsgemischten Gruppen einen leicht höheren Wert 

(3,727 gegenüber 3,670). 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass im Bereich aller Skalen der Befragung zum 

Selbstkonzept Kinder aus jahrgangsübergreifenden und jahrgangsgebundenen 

Lerngruppen kaum unterschiedliche Ergebnisse liefern. Generell nehmen die Kin-

der positive bis sehr positive Einschätzungen vor.  

 

)Í -ÏÄÅÌÌÖÅÒÓÕÃÈ ȵ3ÃÈÕÌÁÎÆÁÎÇ ÁÕÆ ÎÅÕÅÎ 7ÅÇÅÎȰ in Baden-Württemberg  wurde 

die kognitive und motivationale Entwicklung der Schülerinnen und Schüler in den 

Blick genommen. In den Bereichen phonologische Bewusstheit, Aufmerksamkeit 
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und Arbeitsgedächtnis zeigen die Kinder aus den A-Modellen64 schon bei der Ein-

schulung schlechtere Ergebnisse und bestätigen diese auch nach zwei Schuljahren 

(vgl. Arbeitskreis, 30ff.). Im Bereich induktiven Denkens ließ sich nur in einem 

Teilbereich ein leichter Vorteil für das B-Modell zeigen, die anderen Bereiche lie-

ferten keine Unterschiede (vgl. ebd., 33). Im Bereich der motivationalen Entwick-

lung präsentieren sich alle Kinder mit hohem Motivationsniveau, die Kinder aus 

den B-Klassen haben zum späteren Zeitpunkt eine höhere Motivation (vgl. ebd., 

34ff.).  

Im Bereich des sozialen Verhaltens zeigen alle Kinder im Versuch ein hohes durch-

schnittliches Einstellungsniveau, welches sie über die gesamte Zeit beibehalten. 

Befürchtungen, dass die soziale Einstellung unter bestimmten Modellen leidet, be-

stätigten sich nicht (vgl. ebd., 47). 

 

Der FLEX-Abschlussbericht aus Brandenburg  bescheinigt den Klassen im Schul-

versuch ein gutes soziales Klima. Es gelingt sowohl, die sozio-eomotionalen Ziele 

des Anfangsunterrichts auf hohem Niveau zu erreichen, wie ein soziales Lernen auf 

hohem Niveau umzusetzen. So verfügen die Schülerinnen und Schüler aus den 

FLEX-Klassen über die Kompetenzen, ihr Lernen selbst zu gestalten. Noch zu we-

nig ausgeprägt ist es, Kinderinteressen in den Unterricht einzubeziehen (vgl. 

LISUM 2007, 18).  

In der Untersuchung mit dem Instrument FEESS 1-2 zur Erfassung sozialer und 

emotionaler Schulerfahrungen zeigten die Kinder ein hohes Wohlbefinden bei 11,8 

von 14 Punkten (vgl. Liebers 2008b, 63f.) ein positives Selbstkonzept (12,8/15)  

eine hohe Lernfreude (11/13) , eine überaus hohe Anstrengungsbereitschaft 

(7,2/8)  und eine gute soziale Intergation (8,8/11) , die allerdings im Gegensatz zu 

den anderen Subtests von weniger Kindern als absolut uneingeschränkt angege-

ben wird (vgl. ebd., 64f.). Im Vergleich mit einer Untersuchung aus Hamburg und 

Schleswig-Holstein an Schulen ohne Eingangsstufe zeigen sich für die FLEX positi-

ve Befunde in Bezug auf das Wohlbefinden, die Anstrengungsbereitschaft und die 

Lernfreude. Die Lernfreude fällt nicht nur höher aus, sie nimmt auch nicht so 

                                                        
64

 In Baden-Württemberg wurden im Schulversuch drei Typen miteinander verglichen: A1-Klassen: Ein-

gangsstufe mit variabler Verweildauer, A2-Klassen: wie A1, zuzüglich halbjähriger Einschulung, B-

Klassen: enge Verzahnung zwischen der schulvorbereitenden Einrichtung Grundschulförderklasse und 

dem ersten Schuljahr. 
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schnell so stark ab, wie in anderen Untersuchungen nachgewiesen (vgl. Liebers 

2008b, 66f.).  

Nach Liebers lassen sich folgende Ergebnisse aus der FLEX festhalten. Die Kinder 

zeigen ein hohes Maß an Wohlbefinden, Lernfreude und Anstrengungsbereitschaft 

(vgl. Liebers 2008a, 220). Das Maß übersteigt auch jeweils die Angaben der Kinder 

aus regulären Jahrgangklassen in Hamburg und Schleswig-Holstein. Die Angaben 

sind für verschiedene Altersgruppen vergleichbar. Selbstkonzept, Lernbereitschaft 

und Anstrengungsbereitschaft nehmen über die Zeit kaum ab. Anders ist dies bei 

Kindern im dritten Verweiljahr und bei Kindern unter förderdiagnostischer Be-

obachtung (vgl. ebd., 221). Es zeigen sich Zusammenhänge zwischen den Berei-

chen Wohlbefinden, Lernfreude, Anstrengungsbereitschaft, soziale Integration und 

Selbstkonzept. Es zeigt sich auch, dass der sozio-emotionale Bereich noch nicht so 

stark abhängig ist vom Urteil der Peers wie in späteren Jahren (vgl. ebd., 224). 

Beim Vergleich von Jungen und Mädchen fällt auf, dass sich die Jungen weniger 

wohl fühlen in der Schule. Dies deckt sich mit anderen Untersuchungen aus Ham-

burg und Schleswig-Holstein sowie der Schweiz (vgl. ebd., 223). Überdies lässt sich 

aus den Ergebnissen der Untersuchungen im Rahmen von FLEX kein Zusammen-

hang von Schulleistungen und positiver Schulerfahrung herleiten (vgl. ebd., 225). 

2.2.4.6 Akzeptanz bei Kindern 

Zur Akzeptanz bei Kindern finden sich wenige Befunde. Im Rahmen der Untersu-

chungen in NRW und Brandenburg  wurden Kinder nach ihren Wohlbefinden be-

fragt (vgl. Beutel/Hinz 2008, 148; Liebers 2008b, 63f.). Beide Ergebnisse zeigen 

zum einen, dass sich Kinder in der Eingangsstufe wohl fühlen und dieses sich auch 

erst etwas abschwächt, wenn sie ein drittes Jahr in der Eingangsstufe verweilen 

(vgl. Liebers 2008a, 220) und dass das schulische Wohlbefinden nicht abhängig 

von der Organisationsform ist. Die Kinder fühlen sich in jahrgangsgebundenen 

Klassen ebenso wohl wie in jahrgangsübergreifenden (vgl. Beutel/Hinz 2008, 170). 

Es ist auch naheliegend, dass hierfür nicht die Organisationsform ausschlaggebend 

ist.  

 

In der Erhebung, die im Rahmen von IGLU-E stattgefunden hat, haben Schulleitun-

gen aus NRW, Sachsen, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern und 

Schleswig-Holstein zur Akzeptanz der Eingangsstufe angegeben, dass diese von 
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den Kindern absolut uneingeschränkt positiv angenommen wird. In Berlin, Sach-

sen-Anhalt und Thüringen finden sich dagegen minimale Einschränkungen (vgl. 

Faust/Hanke/Dohe 2010, 243).  

2.2.4.7 Einstellungen von Lehrerinnen und Lehrern 

Im Gegensatz zu den Kindern wurden Lehrerinnen und Lehrer häufiger dazu be-

fragt, wie sie zur Eingangsstufe stehen. In der Anfangszeit der Debatte um die neue 

Schuleingangsstufe wurden deutschlandweit Lehrerinnen und Lehrer befragt, die 

jahrgangsübergreifend unterrichten. Schmidt will die Erfahrungen der pädagogi-

schen Fachkräfte erfassen, nachdem die bildungspolitischen Standpunkte weit 

auseinander gehen. Während das Ministerium in Sachsen den jahrgangsübergrei-

fenden Unterricht als Rückschritt betrachtet, wird dieser Schritt in Baden-

Württemberg aus pädagogischen Gründen befürwortet (vgl. Schmidt 1998, 187). 

Der Forschungsbericht berichtet von einem Rücklauf aus 157 Schulen mit jahr-

gangsübergreifendem Unterricht aus allen Bundesländern (vgl. Schmidt 1999, 10). 

In einer ersten Erhebung zeigt sich eine skeptisch-negative Haltung zum jahr-

gangsübergreifenden Unterricht mit über 60% (vgl. Schmidt 1998, 189). Etwa 10% 

dieser Schulen ordnen sich einem reformpädagogischen Profil zu (vgl. ebd., 20). In 

einer offenen Frage werden die LehrerInnen aufgefordert, in eigenen Worten ihre 

Klassen zu charakterisieren. Hier äußern sich die Lehrpersonen zumeist recht po-

sitiv. Insbesondere die Mitarbeit, das Interesse, das Temperament der Kinder und 

das Klassenklima werden hervorgehoben (vgl. Schmidt 1999, 24). Negativ wird vor 

allem die Disziplin in den Klassen bewertet, aber auch das Sozialverhalten. Laut 

Schmidt zeichnen die Lehrerinnen vor allem das Bild einer heilen Welt in ihren 

Klassen (vgl. ebd., 25). Sich selbst präsentieren die Lehrerinnen und Lehrer als 

freundliche, engagierte, kindzugewandte, ideenreiche und um pädagogische Kon-

sequenz bemühte Personen, die aktuellen Schulreformideen gegenüber aufge-

schlossen seien, denen das Wohlergehen der Kinder und deren soziale Förderung 

mehr am Herzen lägen, als die kognitiven Fähigkeiten derselben (vgl. ebd., 45). In 

Bezug auf die Unterrichtsorganisation geben die Lehrerinnen und Lehrer an, dass 

sie in jahrgangsgemischten Lerngruppen den Abteilungsunterricht präferieren 

(vgl. ebd., 58). Bei der Frage nach dem realisierten Konzept geben mit 37,5% die 

meisten an, dass sie Abteilungsunterricht durchführen. Mit 28,2% geben aber auch 

recht viele an, dass sie die gewollte Heterogenität stark machen (vgl. ebd.). Mit 
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62,7% geben die Lehrer dem jahrgangsübergreifenden Unterricht den Vorzug (vgl. 

ebd., 62). Die Lehrerinnen und Lehrer sind davon überzeugt, dass die Kinder hier 

nicht weniger lernen und eher bessere Chancen haben, das Gymnasium zu besu-

chen. Allerdings hänge dies nach ihrer Meinung stark von anderen Faktoren ab 

(vgl. ebd., 65).  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Kombination von Jahrgängen fast 

durchgängig in zwei aufeinanderfolgenden Jahrgängen erfolgt. Als Unterrichtsform 

überwiegt der Abteilungsunterricht. Die Lehrer bejahen den jahrgangsübergrei-

fenden Unterricht als sinnvoll und sehen ihren Schwerpunkt im sozialen Bereich. 

Sie sind reformfreudig und aufgeschlossen. Allerdings sei der Unterricht sehr an-

strengend und belastend (vgl. ebd., 98). Schmidt zeichnet insgesamt ein eher kriti-

sches Bild. Dagegen ist der jahrgangsübergreifende Unterricht zum Zeitpunkt der 

Befragung möglicherweise noch nicht ausreichend etabliert und entsprechende 

didaktische Konzepte den Lehrerinnen und Lehrern noch nicht hinreichend be-

kannt, so dass die Antworten der Lehrpersonen tendenziell unsicher wirken. Ein-

seitig und fast tendenziös wirkt der Fragebogen auf die Lehrerinnen und Lehrer, 

die sich in zahlreichen Äußerungen kritisch damit auseinander setzen (vgl. 

Schmidt 1999, 13ff.).  

 

Ein zurückhaltender oder gar skeptischer Blick auf die neue Schuleingangsstufe 

aus der Perspektive von Lehrerinnen und Lehrern war in den ersten Jahren der 

Debatte bei weitem nichts Ungewöhnliches. Ramseger u.a. berichten aus dem ers-

ten Berliner  SchulversuÃÈ ȵ6ÅÒÌßÓÓÌÉÃÈÅ (ÁÌÂÔÁÇÓÇÒÕÎÄÓÃÈÕÌÅȰ ÚÕÒ ÎÅÕÅÎ 3ÃÈÕl-

eingangsstufe, dass dort Lehrerinnen und Lehrer begannen, sich bei großer Bereit-

schaft mit jahrgangsgemischtem Unterricht auseinander zu setzen, obwohl kaum 

Erfahrungen dazu vorlagen. Zu einem allgemeinen Konzept zur Flexibilisierung 

des Schulanfangs, bei dem sich alle Versuchschulen beteiligen, ist es nicht gekom-

men. Die Lehrerinnen und Lehrer konnten sich schlicht nicht vorstellen, alle schul-

pflichtigen Kinder in die Schule aufzunehmen, und Zurückstellungen abzuschaffen 

(vgl. Ramseger u.a. 2004, 47).  

 

Beutel und Hinz haben in ihrer zwischen 2005 und 2007 durchgeführten Untersu-

chung in NRW auch die Lehrerinnen und Lehrer zu vier Zeitpunkten in der Ein-

gangsstufe befragt. Zu Beginn des ersten Schuljahres zeigt sich vor allem Vorfreude 
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auf die neue Schuleingangsstufe. Sie wird als ein hoher Anspruch verstanden, der 

aktiv angenommen wird. Die Lehrerinnen und Lehrer wollen einen Unterricht um-

setzen, in dem Schülerinnen und Schüler einander helfen und sich um die anderen 

kümmern (vgl. Beutel/Hinz 2008, 101ff.). Zu Beginn des zweiten Halbjahres domi-

niert die Kritik an der Gruppengröße. LehrerInnen, die in einem Team unterrich-

ten, stellen die Vorteile der Teamarbeit klar heraus. Ohne Team überwiegt die Kri-

tik an der hohen Arbeitsbelastung und der Spannung zwischen dem Anspruch 

nach Individualisierung und Differenzierung und der Gruppengröße (vgl. ebd., 

104ff.). Zu Beginn des zweiten Schuljahres lässt der Stress offenbar nach. In jahr-

gangsübergreifenden Lerngruppen wird der Anfangsunterricht als stressfreier 

beschrieben, die neuen SchulanfängerInnen finden sich selbst rein. Die Lehrerin-

nen und Lehrer berichten, dass sich die Investition in eine gute Organisation be-

zahlt macht und die Arbeit erleichtert . Es gibt auch kritische Stimmen: so seien zu 

wenig Ressourcen vorhanden (vgl. ebd., 106ff.). Zum Ende der Schuleingangsphase 

ziehen die Lehrerinnen und Lehrer einen positiven Befund. Als wichtigstes Ziel 

ihrer Arbeit nennen sie die individuelle Förderung. Kritik äußern sie an den Zen-

suren, diese bereits in der Schuleingangsphase zu erteilen, sei nicht gut (vgl. ebd., 

110ff.). Insgesamt nehmen die Lehrerinnen und Lehrer die Herausforderung an, 

ȵÊÅÄÅÍ +ÉÎÄ ÅÉÎÅÎ ÇÅÌÕÎÇÅÎÅÎ 3ÃÈÕÌÓÔÁÒÔ ÚÕ ÂÅÒÅÉÔÅÎȰ (Beutel/Hinz 2008, 193). 

 

Aus der IGLU-E Erhebung wird zur Einstellung von Lehrerinnen und Lehrern be-

züglich der Schuleingangsstufe lediglich vermeldet, dass sich in Bezug darauf in 

den Bundesländern eine sehr hohe Akzeptanz feststellen lässt (vgl. 

Faust/Hanke/Dohe 2010, 243). Uneingeschränkt wird dies aus Mecklenburg-

Vorpommern geäußert, mit 97,4% ebenfalls sehr positiv fällt das Urteil in Sachsen 

aus, gefolgt von der Zustimmung in Brandenburg (89,4%). In NRW, Sachsen-

Anhalt, Thüringen und Bremen liegt die Zustimmung immerhin noch bei ca. 80%. 

Mit 56% findet sich am wenigsten Zustimmung in Schleswig-Holstein. Weiter aus-

einander fällt das Urteil der sozialpädagogischen Fachkräfte, die in weiten Teilen 

Deutschlands überwältigend positiv zur Schuleingangsstufe stehen und diese in 

der Regel auch noch positiver bewerten, als die Lehrerinnen und Lehrer. Nur in 

NRW liegt das Urteil mit 63,5% unter dem der Lehrpersonen. Besonders auffallend 

ist hier Schleswig-Holstein, von wo nur 18,7% Zustimmung mitgeteilt wird. Die 

Bewertungen wurden durch die Schulleitungen eingeschätzt (vgl. ebd., 242).  
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Die Untersuchung im Rahmen des Schulversuchs FLEX in Brandenburg  erfasst die 

Einstellungen von Lehrerinnen und Lehrern vor allem in Bezug auf die sonderpä-

dagogische Förderung. Demnach fühlen sich die Lehrerinnen und Lehrer kompe-

tent in diagnostischen Fragen, wünschen sich aber zu einem beträchtlichen Teil 

noch weitere Ressourcen im Sinne von Fort- und Weiterbildungen, von Möglich-

keiten der Hospitation und des kollegialen Austauschs (vgl. LISUM 2007, 282). 

Hier zeigen sich widersprüchliche Angaben. Während die Ressourcen im Fragebo-

genteil sehr positiv bewertet werden, werden im qualitativen Teil sehr viele An-

forderungen an zusätzliche Ressourcen deutlich. Die Lehrerinnen und Lehrer ste-

hen in Bezug auf sonderpädagogische Aspekte dem jahrgangsübergreifenden Un-

terricht positiver gegenüber, als dass sie damit verbundene Risiken ablehnen (vgl. 

ebd., 300). Sie schreiben dem jahrgangsübergreifenden Unterricht bessere Mög-

lichkeiten im sozialen Bereich als im Leistungsbereich zu.  

Weit auseinander gehende Vorstellungen zeigen sich auch im Bereich inklusiver 

oder separierender Strukturen. Ein Teil von 30% der Lehrerinnen und Lehrer be-

vorzugt klar den inklusiven Ansatz, ein Teil von 40% dagegen den separierenden 

(vgl. ebd., 369). Es wird deutlich, dass Lehrerinnen und Lehrer inklusive Formen 

um so mehr befürworten, um so länger sie im jahrgangsübergreifenden Unterricht 

tätig sind.  

 

In der Berliner  Untersuchung von Kucharz und Wagener zeigt sich die enge Ver-

bindung zwischen den Einstellungen der Lehrerinnen und Lehrer zur Eingangsstu-

fe und der entsprechenden Gestaltung und Organisation des Unterrichts.  

Aus den Interviews mit den Lehrerinnen und Lehrern geht hervor, dass sie im Un-

terricht gemeinsame und individuelle Phasen planen (vgl. Kucharz/Wagener 2007, 

155). Als gemeinsame Phasen werden ritualisierte Anfangs- und Abschlussphasen 

genannt, aber auch thematische Einführungen. Individuell sind vor allem Phasen in 

Anlehnung an Wochenplanarbeiten. Auch fachspezifische Unterschiede in Deutsch 

und Mathematik werden deutlich. Im Fach Deutsch kamen häufiger didaktische 

Konzepte zum Einsatz, die gemeinsame Phasen zumindest implizieren, in Mathe-

matik wurde dagegen vermehrt auf individualisierte Lehrgänge gesetzt. Hier kam 

es seltener zu gemeinsamen Phasen (vgl. ebd., 156). 
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Die Lehrerinnen und Lehrer betonen die Bedeutung, die sie dem selbständigen 

Arbeiten beimessen, ohne dass ihnen dabei aus eigener Perspektive durchgängig 

gelänge, sich im Hintergrund zu halten. Dass die Kinder diese Möglichkeit nutzten 

zeigen die zahlreichen Interaktionen aus den Unterrichtsbeobachtungen. Die Leh-

reri nnen und Lehrer berichten darüber, dass die Arbeit im Team wichtig sei und 

dass ihnen diese dabei helfeȟ ÄÉÅ ȵÈÏÈÅÎ !ÎÆÏÒÄÅÒÕÎÇÅÎ ÁÎ ÄÉÅ ÄÉÆÆÅÒÅÎÚÉÅÒÔÅ 'e-

ÓÔÁÌÔÕÎÇ ÖÏÎ ,ÅÒÎÁÎÇÅÂÏÔÅÎ ÚÕ ÂÅ×ßÌÔÉÇÅÎȰ (ebd., 157). Dabei wird auch deutlich, 

dass die Teamarbeit mitunter konfliktträchtig ist. In Beobachtungen zeigte sich in 

den Kreisgesprächen vor allem ein fragend-entwickelnder Unterricht. Insgesamt 

weisen die Beobachtungen aber einen durchgängig strukturierten Unterricht aus, 

den die Kinder auch selber mit strukturierten . 

2.2.4.8 Merkmale der Unterrichtsorganisation und Unterrichtsgestaltung 

Die ersten Veröffentlichungen aus dem Kontext von Schulversuchen stellten zu-

nächst einmal mehr oder weniger Standortbestimmungen dar. Dabei wurde auf die 

Bedeutung der Unterrichtsentwicklung für die neue Schuleingangsstufe hingewie-

sen. So schlagen Burk u.a. vor, dass Unterricht stärker dahingehend verändert 

werden sollte, dass er besser auf die individuellen Voraussetzungen aller Lernen-

den abgestimmt werden kann. 

Unter dem Aspekt didaktischer Konzepte werden hier dann zunächst Unterrichts-

methoden aus dem Kontext offenen Unterrichts zusammen getragen wie der Wo-

chenplan, die Formen des Werkstatt- und Projektunterrichts sowie ähnliches 

mehr. Auch wird der Hinweis gegeben, es sei verstärkt an einer Didaktik für jahr-

gangsübergreifende Lerngruppen zu arbeiten, die Diagnostik und Förderung aus-

zubauen, die sozial- und sonderpädagogische Arbeit einzugliedern (vgl. Burk u.a. 

1998, 139ff.). Ähnliches findet sich auch bei Prengel, Geiling und Carle im Kontext 

der Schuleingangsstufe in Sachsen-Anhalt (vgl. Prengel/Geiling/Carle 2001, 20). 

Dass hierzu erste Schritte unternommen wurden gleichzeitig aber die Entwicklung 

immer noch ausbaufähig erscheint, zeigen die Ergebnisse aus den einzelnen Unter-

suchungen. 

 

Die Untersuchung zur FLEX in Brandenburg  zeigt, dass vielfältige Formen indivi-

dualisierenden Lernens zur Anwendung kommen, hier aber noch Bedarf in der 
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Fort- und Weiterbildung der Lehrerinnen und Lehrer bestehe (vgl. LISUM 2007, 

21).  

In der Evaluation wurde erhoben, wie viele Wochenstunden tatsächlich jahrgangs-

übergreifend durchgeführt wurden. Laut den Vorgaben des Ministeriums sollten 

mindestens zwei Drittel der Unterrichtsstunden jahrgangsübergreifend erfolgen. 

Die Angaben der Schulen zeigen, dass dies in 59,3% der Unterrichtsstunden der 

Fall war. Dabei weichen einige wenige Klassen sehr stark nach unten ab (vgl. 

LISUM 2007, 248). Verteilt auf die Fächer zeigt sich der größte Anteil jahrgangs-

übergreifenden Unterrichts im fächerverbindenden Unterricht, gefolgt von den 

Fächern Sport, Deutsch und Sachunterricht. Geteilter Unterricht in einzelnen Jahr-

gängen, planmäßig vorgesehen sind hier 5 Stunden, wird hauptsächlich in Deutsch 

und Mathematik durchgeführt (vgl. ebd., 250). Noch ausgebaut werden könnte 

nach LISUM die Möglichkeit klassenübergreifender Gruppenbildung (vgl. ebd., 

256). 

Insgesamt folgt die Evaluation der Unterrichtsorganisation aber stark den quanti-

tativen Erhebungsmustern. Es wird erhoben, was leicht gezählt werden kann, da-

bei wurden erteilte Unterrichtsstunden mit bestimmten vorgefassten Organisati-

onsformen präferiert. Insgesamt zeigt die Untersuchung kaum, wie der Unterricht 

didaktisch konzeptioniert war.  

 

Aus Thüringen  berichten Carle und Berthold, dass die am Schulversuch teilneh-

menden Schulen den Unterricht in allen Fällen altersgemischt organisieren und ihn 

dazu öffnen und individualisieren. Im Bereich der Entwicklung didaktischer Kon-

zepte für entwicklungsunterschiedliche Kinder und dazu passender Formen der 

Leistungsdokumentation berichten die Autorinnen von schmerzhaften Umbrüchen 

(vgl. Carle/Berthold 2004, 35ff.), aber auch von einer deutlichen Unterrichtsent-

wicklung bis zu einem Anteil von 46% binnendifferenzierten Unterrichts und ei-

nem Anteil von 40% des Unterricht s mit anspruchsvollen geöffneten Aufgaben 

(vgl. ebd., 46). Die Autorinnen verweisen darauf, dass neben der Organisation der 

Lerngruppen und der Entwicklung eines didaktischen Konzeptes der Frage nach-

gegangen werden muss, ob der Unterricht sozial integrativ gestaltet wird und indi-

viduelles Arbeiten auf unterschiedlicheÎ %ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇÓÎÉÖÅÁÕÓ ÚÕÌßÓÓÔȢ ȵ/ÒÇÁÎÉÓa-

torische, didaktische und pädagogische Aspekte müssen als System betrachtet 

×ÅÒÄÅÎȢȰ (Carle/Berthold 2004, 70) 
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Zur Unterrichtsgestaltung zeigt sich in Baden-Württemberg , dass sich in allen 

Modelltypen vergleichbare Anteile von nichtfachlichem Unterricht finden (vgl. Ar-

beitskreis Wissenschaftliche Begleitung 2006, 85ff.). In den Fächern Deutsch und 

Mathematik zeigen sich seltener frontale Phasen in den A-Klassen65. Dagegen lie-

fern die B-Klassen insgesamt die häufigsten Phasen von Frontalunterricht . Kreis-

formen und Gruppenarbeit finden sich in allen Formen vergleichbar häufig. Merk-

male offenen Unterrichts zeigen sich in den A-Klassen am deutlichsten (vgl. ebd., 

99). Insgesamt berichtet Götz darüber, dass die Phasen des Frontalunterrichts ge-

wissermaßen durch Phasen der Freiarbeit ersetzt wurden (vgl. Götz 2006, 202).  

 

Die Befragung von Lehrerinnen und Lehrern aus der Schuleingangsstufe in NRW 

über vier Zeitpunkte im Laufe der Eingangsstufe liefert folgende Ergebnisse. Zu 

Beginn planen die Lehrerinnen und Lehrer ein offenes Konzept, das stark indivi-

dualisieren soll (vgl. Beutel/Hinz 2008, 101). Dieses wird auch umgesetzt, die 

Stichworte für die Lehrerinnen und Lehrer nach einem halben Jahr sind individuel-

les Lernen, eigenverantwortliches Arbeiten und Selbständigkeit der Kinder. Es 

werden Helfersysteme installiert und Patenschaften organisiert (vgl. ebd., 104ff.). 

Zu Beginn des zweiten Jahres zeigt sich ein klarer Schwerpunkt in der Selbständig-

keit der Kinder. Die Einzelbetreuung und die Methodenkompetenz der Kinder soll 

erweitert werden . Den Lehrerinnen und Lehrern ist es wichtig, dass die Kinder 

ihren Arbeitsplatz strukturieren und die Motivation aufrecht halten (vgl. ebd., 

106ff.). Zum Ende der Eingangsstufe ist die Notengebung ein großes Thema und in 

dem Zusammenhang der Anspruch, einerseits der Leistungsdifferenz entspre-

chend mit Noten zu beurteilen und trotzdem alle Leistungen zu würdigen. Die Ar-

beit im Team wird forciert  (vgl. ebd., 110ff.). 

 

Im Rahmen von IGLU-E wurden die Organisationsformen in den Klassen der Ein-

gangsstufen abgefragt. Dabei zeigen sich große Unterschiede. In Brandenburg 

werden 82,2% der Klassen jahrgangsübergreifend organisiert, in Bremen 48,7%, 

in Berlin 19,3% und in Nordrhein-Westfalen 11,5%. In den anderen Bundeslän-

                                                        
65

 In Baden-Württemberg wurden im Schulversuch drei Typen miteinander verglichen: A1-Klassen: Ein-

gangsstufe mit variabler Verweildauer, A2-Klassen: wie A1, zuzüglich halbjähriger Einschulung, B-

Klassen: enge Verzahnung zwischen der schulvorbereitenden Einrichtung Grundschulförderklasse und 

dem ersten Schuljahr. 
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dern beträgt der Anteil jahrgangsübergreifender Klassen in der Eingangsstufe we-

niger als 6%. Ausschließlich Jahrgangsklassen geben Mecklenburg-Vorpommern 

und Schleswig-Holstein an, Sachsen 94,2% (vgl. Faust/Hanke/Dohe 2010, 236f.). 

 

Insgesamt ist durch die Untersuchungen wenig Konkretes über die Unterrichtsge-

staltung in der neuen Schuleingangsstufe zu erfahren. Zumeist werden Differenzie-

rung und Individualisierung in der Form abstrakter Begriffe verwendet, es werden 

Organisationsformen des Unterrichts erfasst. In der Perspektive der Lehrpersonen 

werden selbständiges Arbeiten und individuelles Lernen als Ziel der eigenen Un-

terrichtsentwicklung formuliert. Nichts d agegen erfahren wir über didaktische 

Konzepte eines Unterricht s in jahrgangsübergreifenden Lerngruppen.  

2.2.4.9 Kooperationen 

Einen Einblick in Kooperationsformen zwischen Institutionen liefert lediglich die 

Erhebung aus IGLU-E, während aus anderen Untersuchungen lediglich verlautet, 

dass Kooperationen unter pädagogischem Fachpersonal umgesetzt werden. Dabei 

finden sich in Thüringen  Kooperationen unter grundschulpädagogischen Fach-

kräften und zwischen grundschulpädagogischem und sozial- oder sonderpädago-

gischem Fachpersonal. Insgesamt wird die Arbeit im Team als zwar mitunter kon-

fliktträchtig  aber insgesamt gewinnbringend und entlastend wahrgenommen (et-

wa Carle/Berthold 2004, 80f.). Als besonders hilfreich bewertet das Lehrpersonal 

die Fachkompetenz der Förderschullehrerinnen und -lehrer sowie die Kooperation 

mit  ÄÅÎ +ÏÌÌÅÇÉÎÎÅÎ ÕÎÄ +ÏÌÌÅÇÅÎ ÁÕÓ ÄÅÎ ÄÒÉÔÔÅÎ ÕÎÄ ÖÉÅÒÔÅÎ 3ÃÈÕÌÊÁÈÒÅÎȢ ȵ$ÅÒ 

Kontinuität in der Personalstruktur kommt wichtige Bedeutung zu, jedoch nicht 

um jeden Preis.Ȱ (Carle/Berthold 2004, 81) In erster Linie werden Lehrpersonen 

benötigt, die die Umstrukturierung mittragen.  

 

In Brandenburg  geraten die Kooperationsstrukturen in Bezug auf die sonderpä-

ÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅ &ĘÒÄÅÒÕÎÇ ÉÎ ÄÅÎ "ÌÉÃËȢ (ÉÅÒ ×ÉÒÄ ÍÉÔÇÅÔÅÉÌÔȟ ÄÁÓÓ ȵÓÏ×ÏÈÌ ÄÉÅ ÉÎÎÅÒ- 

als auch außerschulische Kooperation als wichtige Unterstützungsmechanismen 

wahrgenommen und gerade die Zusammenarbeit zwischen den Professionen [...] 

ÁÌÓ ȴMotorȭ ÄÅÒ 0ÒÏÆÅÓÓÉÏÎÓÅÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇ ÁÎÇÅÓÅÈÅÎ ×ÅÒÄÅÎȰ (LISUM 2007, 352). 
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Kooperationen mit vorschulischen Einrichtungen werden lediglich im Rahmen von 

IGLU-E erhoben. Dabei werden sehr positive Angaben gemacht, in vielen Ländern 

gibt die überwiegende Mehrzahl der Schulen eine existierende Kooperation mit 

den Einrichtungen des Elementarbereichs an (vgl. Faust/Hanke/Dohe 2010, 236).  

2.2.4.10 Akzeptanz bei Eltern 

Wie die Schuleingangsstufe von den Eltern der beschulten Kinder gesehen wird, 

erfahren wir aus NRW, Brandenburg und Baden-Württemberg. Gerade in Bezug 

auf die Übertragbarkeit eines Modells in die Breite wird die Einschätzung der El-

tern als sehr bedeutsam eingeschätzt (vgl. Arbeitskreis Wissenschaftliche Beglei-

tung 2006, 117). Im Rahmen der IGLU-E Studie wurde die Akzeptanz der Eltern 

aus der Einschätzung durch die Schulleitungen erfasst. Nach der Auffassung der 

Schulleitungen wird die neue Eingangsstufe in Brandenburg, Bremen, Mecklen-

burg-Vorpommern und Schleswig-Holstein, mit leichten Einbußen auch in Sachsen 

(97,4%), durch die Eltern uneingeschränkt positiv wahrgenommen. Mit einer Ab-

lehnung von 32% findet sich die kritischste Haltung in Sachsen-Anhalt, gefolgt von 

Thüringen (26,8%), Berlin (18,8%) und NRW (16,4%). Eine kleine Einschränkung 

findet sich auch in Sachsen (2,6%) (vgl. Faust/Hanke/Dohe 2010, 242f.). 

 

Beim Vergleich der Akzeptanz der einzelnen Modelle in Baden-Württemberg  

durch die Eltern schneiden die A-Modelle66, mit leichtem Überhang für das Modell 

A1, am besten ab. Dieses stellt auch die gängige Variante der Eingangsstufe mit 

Jahrgangsmischung dar. 58,6% der Eltern würden ihr Kind wieder in eine jahr-

gangsübergreifende Lerngruppe einschulen (vgl. Arbeitskreis Wissenschaftliche 

Begleitung 2006, 121). Das B-Modell wird zurückhaltender bewertet, allerdings 

immer noch positiver als die Vergleichsschulen (vgl. Arbeitskreis Wissenschaftli-

che Begleitung 2006, 119).  

 

Im Rahmen der Untersuchung von Beutel und Hinz über vier Zeitpunkte in NRW 

zeigen sich sehr positive Einschätzungen durch die Eltern. Zu Beginn zeigen sich 

die Eltern sehr interessiert und zeigen durch präzise Nachfragen, dass sie sich mit 

                                                        
66

 In Baden-Württemberg wurden im Schulversuch drei Typen miteinander verglichen: A1-Klassen: Ein-

gangsstufe mit variabler Verweildauer, A2-Klassen: wie A1, zuzüglich halbjähriger Einschulung, B-

Klassen: enge Verzahnung zwischen der schulvorbereitenden Einrichtung Grundschulförderklasse und 

dem ersten Schuljahr. 
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der Thematik befassen. Nach einem halben Jahr wird vor allem deutlich, dass die 

Eltern an der Eingangsstufe die Maßnahmen zur Individualisierung und zur Unter-

stützung eigener Lerntempi der Kinder schätzen. Nach einem Jahr steigt die Akzep-

tanz insgesamt noch weiter an (vgl. Beutel/Hinz 2008, 114ff.). Die Eltern zeigen 

dabei, dass sie Eingangsstufe in erster Linie an den Lernfortschritten ihrer Kinder 

messen. Entsprechend werden diese ebenfalls sehr positiv wahrgenommen und 

gewürdigt (vgl. ebd., 129ff.). 

 

Auch in Brandenburg  wird der Zusammenhang zwischen der Leistungsentwick-

lung der Kinder und der Akzeptanz durch die Eltern deutlich.  

Etwa vier Fünftel der Eltern sind von den guten Leistungen ihres Kindes im Lesen, 

Schreiben und Rechnen überzeugt (vgl. Liebers 2008a, 165). Zur Lernentwicklung 

zeigt sich bei insgesamt großer Zufriedenheit, dass einige Eltern ernsthaft besorgt 

sind. Etwa 20% geben an, sie hätten Sorge, ihr Kind würde in der FLEX nicht genug 

lernen (ebd.). 

Der überwiegende Teil der Eltern gibt an, dass sich die Kinder in der Schule sehr 

wohl fühlen. 2% der Kinder würden dagegen gar nicht gerne zur Schule gehen. 

Auch die Lernfreude und Anstrengungsbereitschaft der Kinder wird durch die El-

tern ähnlich beurteilt. Zwei Drittel der Eltern geben im übrigen an, dass sie ein 

nächstes Kind wieder in eine FLEX-Klasse einschulen würden. Dabei haben sich 

insbesondere der Aufbau des Wissens, die Lernbereitschaft und das Lernen des 

Lernens als wichtige Argumente für die Eingangsstufe erwiesen (vgl. Liebers 

2008a, 170f.). 

2.2.4.11 Sonderpädagogische Förderung 

Die neue Schuleingangsstufe wird vielfach als Möglichkeit des integrativen Schul-

anfangs beschrieben. Dabei fällt auf, dass die Möglichkeit der Förderung von Kin-

dern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den wissenschaftlichen Begleitun-

tersuchungen kaum aufgegriffen wurde. Zwar wird an einigen Stellen darauf ver-

wiesen, dass die Förderung dieser Gruppe in der Eingangsstufe gelingt (vgl. etwa 

EDK Ost 2010, 12), konkreter werden die Ausführungen aber leider nicht.  

Einen ausführlicheren Einblick liefert  lediglich der Bericht zur FLEX aus Brande n-

burg  zu Kindern unter förderdiagnostischer Beobachtung. Hierbei handelt es sich 

um ein Instrument zur Reduzierung der Selektionsquote zu Schulbeginn im Rah-
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ÍÅÎ ÄÅÓ 3ÃÈÕÌÖÅÒÓÕÃÈÓȟ ȵ×ÏÄÕÒÃÈ ÁÕÃÈ ÏÈÎÅ &ÅÓÔÓÔÅÌÌÕÎÇÓÖÅÒÆÁÈÒÅÎ ÓÏÎÄÅÒÐßÄa-

gogische Ressourcen zugänglich sind. [...] Konkret ist die förderdiagnostische 

Lernbeobachtung auf Prävention von Lernversagen, individuelle Förderung und 

weitmöglichstes Vermeiden von sonderpädagogischen Feststellungsverfahren 

während der ersten beiden (drei  [im Falle des längeren Verweilens; MK]) Schul-

ÊÁÈÒÅ ÇÅÒÉÃÈÔÅÔȢȰ (Geiling u.a. 2008, 163). Hierzu sind pauschal jeder Klasse 5 Stun-

den sonderpädagogischer Einsatz zugewiesen.  

Zu den Ressourcen äußern sich die befragten Lehrpersonen recht positiv. Hand-

lungsbedarf wird hier neben einem Angebot an Fortbildung in einer klaren Zuord-

nung der sonderpädagogischen Fachkräfte zu einer Schule gesehen. Ein großer 

Teil der Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen muss den Einsatz zwischen 

verschiedenen Schulen und unterschiedlichen Aufgabenfeldern ausgleichen (vgl. 

Geiling u.a. 2008, 239). Ein Teil der Lehrpersonen sieht in der jahrgangsübergrei-

fenden Lerngruppe nicht den optimalen Ort für einige Kinder mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf. Hier zeigt sich auch, dass dies besonders diejenigen anmer-

ken, die noch mit einem Stundenkontingent an einer Förderschule tätig sind. Die 

Autorinnen äußern die Vermutung, dass aufgrund der unterschiedlichen Systeme 

in diesen Fällen schwerer fällt, sich auf jahrgangsübergreifendes Arbeiten einzu-

lassen (vgl. ebd., 240). Hinsichtlich des Blicks auf die Schuleingangsstufe als prä-

ventive Maßnahme zeigt sich der folgende Befund. Im Verlauf eines Schuljahres 

sind an den Schulen im Schulversuch 72 Anträge auf sonderpädagogische Feststel-

lungsverfahren gestellt worden. Demgegenüber steht die Zahl von 205 durch die 

KlassenlehrerInnen eigentlich für notwendig befundenen Fälle. Die AutorInnen 

geben hierzu an, dass hiermit die Anzahl derjenigen Fälle angegeben worden ist, 

die beantragt worden wäre, wenn nicht die besondere Situation der FLEX vorgele-

gen hätte. Damit kann vermutet werden, dass die FLEX sich hier massiv auf die 

Häufigkeit der Anträge auf Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs 

ausgewirkt hat (vgl. Geiling u.a. 2008, 241). Im Unterricht wird nach dem Prinzip 

von möglichst viel Gemeinsamkeit im Unterricht und größtmöglicher Vermeidung 

von Separierungen verfahren. Kinder mit förderdiagnostischer Beobachtung wer-

den zumeist in Kleingruppen unterrichtet (vgl. ebd., 242).  

Die Eltern von Kindern mit förderdiagnostischer Lernbeobachtung (FDL) geben 

insgesamt weniger gute Rückmeldungen zu den Schulleistungen und zur sozio-

emotionalen Entwicklung. Die Kinder sind weniger zufrieden, machen in den Au-
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gen ihrer Eltern weniger große Fortschritte und zeigen schlechtere Leistungen. 

Allerdings liegen diese Kinder in den Punkten Anstrengungs- und Lernbereitschaft 

mit denen ohne FDL gleichauf (Liebers 2008a, 176). Nach Liebers deutet dies da-

rauf hin, dass diese Kinder in diesen Bereichen gut unterstützt werden. Die Eltern 

äußern insgesamt durchaus hohe Zufriedenheit mit der FLEX und finden ihre Kin-

der dort auch gut aufgehoben.  

2.2.4.12 Schulversuch in der Schweiz 

Auch in der Schweiz wurde ein Versuch zur Eingangsstufe durchgeführt und um-

fangreich evaluiert - EDK-Ost 4-8. Da dieser Versuch sich deutlich von den Versu-

chen aus den deutschen Bundesländern unterscheidet, wird er hier gesondert dar-

gestellt.  

Den Ausgangspunkt stellt hier eine ähnliche Problemlage wie in Deutschland dar. 

Der Übergang zwischen dem elementar- und dem Primarbereich wird durch die 

wechselnden Sozialgruppen und Bezugspersonen vielfach als Bruch wahrgenom-

men. Auch findet sich ein zunehmend verspäteter Eintritt in die Schule und das 

Problem der Rückstellungen (vgl. EDK Ost 2010, 11). Es wurden zwei Versuche mit 

einer Basis- und einer Grundstufe eingerichtet. Beide Stufen setzen jeweils im Kin-

dergarten an und sehen vor, dass die letzten beiden Kindergartenjahre mit der 

ersten (Grundstufe) bzw. mit der ersten und zweiten Klasse (Basisstufe) der Pri-

maÒÓÃÈÕÌÅ ÚÕÓÁÍÍÅÎÇÅÆÁÓÓÔ ×ÅÒÄÅÎȢ $ÁÍÉÔ ȵ×ÕÒÄÅÎ Ú×ÅÉ -ÏÄÅÌÌÅ ÅÎÔ×ÉÃËÅÌÔȟ 

deren flexible organisatorische Rahmenbedingungen und pädagogische Arrange-

ments der Entwicklungs- und Leistungsheterogenität der Kinder im Alter zwischen 

vier und acht Jahren gerechter werden solltenȰ (vgl. EDK Ost 2010, 11).  

Dabei wurde auch hier der Verlauf flexibel gestaltet, die Grundstufe kann in zwei 

bis vier Jahren, die Basisstufe in drei bis fünf Jahren durchlaufen werden. In den 

Gruppen arbeiten zwei bis drei Personen aus Kindergarten und Grundschule ge-

meinsam mit einer Heilpädagogin vorwiegend im Teamteaching zusammen (vgl. 

ebd., 12).  

Im Rahmen des Versuchs gab es in 10 Kantonen und im Fürstentum Liechtenstein 

insgesamt 170 Versuchsklassen, davon 64 mit Basisstufen und 106 mit  Grundstu-

fen. Die Kantone wurden jeweils einzeln und zusammen evaluiert (vgl. ebd., 23f.). 

Es hat eine summative Evaluation des Lernstandes stattgefunden mit der Frage 

nach den Auswirkungen im Leistungsbereich (hierbei wurden 564 Kinder aus den 
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Stufen und 417 aus einer Kontrollgruppe  untersucht) sowie eine formative Evalua-

tion, die sich mit der Weiterentwicklung des Modells befasste (Lehrer, Eltern, Pro-

jektverantwortliche)  (vgl. ebd., 90). Die Ziele des Versuchs konnten laut Bericht 

grundsätzlich erreicht werden. Die Modelle liefern allerdings kaum unterschiedli-

che Ergebnisse.  

Zu den Schullaufbahnen: die Kinder wurden im Versuch weder zurückgestellt noch 

müssen sie im Lauf der Zeit die Lerngruppe wechseln. Die Kinder verbleiben in 

ihren jeweiligen Sozialgruppen. Es wird festgestellt, dass die Möglichkeiten der 

flexiblen Verweildauer etwas häufiger genutzt werden, als im Vergleich hierzu 

Kinder in traditionellen Settings Klassen wiederholen oder überspringen (vgl. ebd., 

95).  

Der Lernfortschritt i n den ersten beiden Jahren der Stufen im Verhältnis zum Kin-

dergarten wird als ȵÓÔÁÔÉÓÔÉÓÃÈ ÓÉÇÎÉÆÉËant und praktiÓÃÈ ÂÅÄÅÕÔÓÁÍȰ (EDK Ost 

2010, 95) angegeben. Ein Fortschritt wird festgestellt in den Bereichen der phono-

logischen Bewusstheit, Lesen, Schreiben und Mathematik. Am deutlichsten ist der 

Vorsprung im Lesen. Kein Fortschritt dagegen zeigt sich in der Wortschatzentwick-

lung, im Wohlbefinden, in den Sozialbeziehungen und im Selbstvertrauen. Der 

Lernfortschritt ist gegenüber dem Kindergarten in den Kontrollgruppen am Ende 

des 2. Schuljahres wieder eingeholt. 

Bei Kindern mit Deutsch als Zweitsprache verläuft die Lernentwicklung in den 

Modellen sehr ähnlich wie in der Kotrollgruppe. Auch hier sind dann entsprechend 

am Ende des 2. Schuljahres keine signifikanten Unterschiede mehr festzustellen. Es 

gelingt die Integration der Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf und es 

lassen sich keine Nachteile für leistungsstarke Kinder feststellen (vgl. ebd., 96f.). 

Es wird festgestellt, dass Kinder aus sozioökonomisch benachteiligten Familien 

durch die Schule eine zunehmende Benachteiligung erfahren. Dies ist unabhängig 

von den Modellen und der Kontrollgruppe evident. Somit schafft es weder die Ba-

sis- noch die Grundstufe, Ungleichheiten zu kompensieren (vgl. ebd., 97f.). 

Der Bericht führt die fehlenden Anschlussstellen im Hinblick auf individuelle För-

derung als mögliche Ursache für die Kompensation der Lernfortschritte durch die 

Kindergartenkinder an. Demnach nehmen die Evaluatoren an, dass die Vorteile 

ausgebaut werden könnten, wenn es entsprechende Fortführungen gäbe (vgl. ebd., 

100f.). 



 133 

Die Grundstufe/Basisstufe zeigt eine sehr hohe Akzeptanz bei den Lehrerinnen 

und Lehrern und bei den Eltern (vgl. ebd., 104f.). Die Lehrpersonen entwickeln den 

Unterricht mit großem Engagement. Dabei lässt sich keine einheitliche Didaktik 

vorfinden, sondern eine große Vielfalt. Zentral sind dabei die Verknüpfung von 

Prinzipien des Kindergartens und der Grundschule und ein fließender Übergang 

zwischen Spielen und aufgabenorientiertem Lernen. Individualisierende Unter-

richtsformen werden häufiger eingesetzt, als in der Kontrollgruppe. Auch zur 

Lernzielkontrolle werden in den Modellversuchen häufiger unterschiedliche For-

men eingesetzt, in der Kontrollgruppe dagegen häufiger Tests (vgl. ebd., 106ff.). 

Insgesamt kommen beide Evaluationsteams zum Ergebnis, dass in den Modellver-

suchen ein gelungener Übergang vom Spielen zum Lernen ermöglicht wird (vgl. 

ebd., 114). Es wird eine pädagogische Kontinuität gesichert und den unterschiedli-

chen Bedürfnissen der Kinder in Form von altersgemischten Lernen und Te-

amteaching begegnet. Die Kinder erzielen gute Lernfortschritte, die vor allem in 

der ersten Zeit deutlich positiver verlaufen, als in den Kontrollgruppen. Die Mo-

dellversuche werden breit akzeptiert. Nicht gelingt es den Modellversuchen dage-

gen, den Schwierigkeiten von Kindern aus sozioökonomisch benachteiligten Fami-

lien etwas entgegen zu setzen. Eine Entscheidung für die Grund- oder Basisstufe 

kann nicht getroffen werden, da die Unterschiede sich nicht für ein bestimmtes 

Modell auslegen lassen. (vgl. EDK Ost 2010, 115) Die Evaluationen zeigen aber 

auch, dass die herkömmlichen Modelle den Modellversuchen nicht entscheidend 

nachstehen. Die EvaluatorInnen sprechen sich insgesamt dafür aus, die Modellver-

suche weiterzuführen und auszubreiten, allein schon weil sich Schulen entwickeln 

möchten (vgl. ebd., 139ff.).  

2.2.4.13 Ergebnissicherung 

Beutel und Hinz weisen in ihrem Überblick über den Forschungsstand darauf hin, 

dass die einzelnen Ergebnisse, vor allem in Bezug auf die Wirkungen der Schulein-

gangsstufe, nicht gut miteinander zu vergleichen sind (vgl. Beutel/Hinz 2008, 27). 

Das stimmt insbesondere, da die einzelnen Länder sehr unterschiedliche Wege 

gehen und in unterschiedlichem Maße Ressourcen zur Verfügung stellen.  

Irritierend ist zunächst einmal der Stand der Eingangsstufe in den einzelnen Bun-

desländern. Hier finden sich mit Baden-Württemberg und Brandenburg zwei 

Schulversuche, die über einen langen Zeitraum sehr detailreich und aufwändig, 
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noch dazu erfolgreich, evaluiert wurden. Während sich das in Brandenburg auch 

am Stand der Eingangsstufe abbildet, liefert Baden-Württemberg hier so geringe 

Anzahlen an Schulen mit Eingangsstufe, dass dieses Land bei der Erhebung im 

Rahmen von IGLU-E nicht weiter berücksichtigt werden konnte. Auch die Autorin-

ÎÅÎ ÚÅÉÇÅÎ ÓÉÃÈ İÂÅÒÒÁÓÃÈÔȡ ȵ7ÅÎÎ ÄÉÅ 'ÅÓÁÍÔÚÁÈÌ ÄÅÒ ÂÁÄÅÎ-württembergischen 

Grundschulen betrachtet wird, sind diese Schulen [mit neuer Eingangsstufe, MK] 

wohl nach wie vor so selten, dass sie in einer repräsentativen Stichprobe nur mit 

ÖÅÒÓÃÈ×ÉÎÄÅÎÄ ÇÅÒÉÎÇÅÎ !ÎÔÅÉÌÅÎ ÁÕÆÔÒÅÔÅÎȢȰ (Faust/Hanke/Dohe 2010, 245) 

Darüber hinaus stellt sich auch die Frage, wie es in NRW zu einem Anteil von 66% 

von Schulen mit neuer Eingangsstufe kommt, wenn seit Inkrafttreten des Schulge-

setzes 2005 alle Anfangsklassen der Grundschulen des Landes als Eingangsstufen 

geführt werden. Hier sind lediglich Vermutungen möglich. Eine Möglichkeit der 

Erklärung wäre, dass die Schulleitungen selbst bestimmte Rahmenbedingungen, 

die für sie konstitutive Merkmale der Eingangsstufe darstellen, als an ihrer Schule 

nicht gegeben ansehen. Das würde auch erklären, warum in mehreren Ländern die 

Angaben auseinanderfallen (vgl. Faust/Hanke/Dohe 2010, 244). Eventuell muss 

hier noch Überzeugungsarbeit geleistet werden. Anders sieht es offenbar in Bran-

denburg aus. Dem Abschlussbericht zur Evaluation der FLEX in Brandenburg ist zu 

entnehmen, dass sie offen und bereit ist für Kinder unterschiedlichster Leistungs-

kapazitäten. Der Unterricht in der FLEX realisiert Individualisierung und unter-

stützt die Kinder bei der Entwicklung eines positiven Selbstkonzepts. Darüber hin-

aus ist es offenbar auch gelungen, das Modell in die Breite zu tragen und sich als 

Identifikationsfigur zu etablieren. Dies zeigt sich in den sehr übereinstimmenden 

Rückmeldungen aus Brandenburg im Rahmen der IGLU-E Erhebung. Kein anderes 

Land zeigt in ähnlicher Weise überzeugend übereinstimmende Angaben (einheitl i-

ches Vorgehen bei Zurückstellungen, Festlegung auf Typ IV der Eingangsstufe).  

 

Wenig Konkretes lässt sich bislang über die Unterrichtsgestaltung in der neuen 

Schuleingangsstufe sagen. Zwar liegen aus einigen Ländern Daten zu Differenzie-

rungsformen und zur Organisation des Unterrichts vor, aber Ansätze zu einer neu-

en Didaktik werden bislang nicht vermeldet. Auch wäre es wichtig zu überprüfen, 

ob und wie die in den meisten Schulgesetzen verankerte individuelle Förderung 

tatsächlich umgesetzt wird. Deutlich wird, dass Kinderinteressen im Unterricht 
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kaum Berücksichtigung finden, was einen Befund von Wegener-Spöhring aus dem 

Jahr 2004 bestätigt (vgl. Wegener-Spöhring 2004, 135ff.). 

 

Auch fehlt ein noch präziserer Blick auf die Zurückstellungen. In vielen Ländern 

sind Zurückstellungen an ein schulmedizinisches Votum gebunden. Damit kommt 

dem schulmedizinischen Dienst eine bedeutende Rolle bei der Einschulung zu, die 

bislang nur ansatzweise in den Blick der (Grund-)Schulpädagogik geraten ist. So 

wird in einigen Bundesländern die Schulfähigkeit mittlerweile durch den schul-

ärztlichen Dienst festgestellt, teilweise ohne die Schule über die ärztliche Untersu-

chung zu informieren (vgl. Kelle 2006, 24ff.). Hierüber eröffnen sich auch Möglich-

keiten über wesentliche Aspekte zur Förderung von Kindern Aufschluss zu erhal-

ten (vgl. Hold-Jagoda 2001, 314ff.). Dass schulärztliche Untersuchungen Hand in 

Hand gehen können mit einer auf die individuelle Förderung abzielenden Diagnos-

tik , liegt im Grunde auf der Hand.  

Insgesamt lässt sich allen Untersuchungen eine breite Akzeptanz der Eingangsstu-

fe über alle an ihr beteiligten Gruppen entnehmen. Auch die Kinder ɀ und deren 

Eltern ɀ die Schwierigkeiten beim Lernen zeigen, schätzen die Eingangsstufe. Mit 

den Untersuchungen von Kucharz/Wagener und Beutel/Hinz wurden Einblicke in 

die sozialen Aspekte des Lernens und zur Lernentwicklung im Unterricht bereitge-

stellt. Darüber erhalten wir wichtige Informationen, etwa dass Kinder die Formen 

des geöffneten Unterrichts kaum für private Zwecke nutzen, sondern sich mitei-

nander fast durchgängig auf den Unterricht bezogen auseinandersetzen. 

Positiv stimmt auch die Rückmeldung durch die Lehrerinnen und Lehrer. Nicht 

nur, dass diese die Eingangsstufe ebenfalls in der großen Mehrzahl positiv beurtei-

len. Insbesondere zeigen die Untersuchungen, dass die Lehrpersonen die neuen 

Strukturen und die damit einhergehenden Schwierigkeiten als positive Herausfor-

derung angenommen und bewältigt haben. Dass diese Entwicklung noch ausbau-

fähig ist, scheint bei der kurzen Zeit, die die Eingangsstufe in vielen Bundesländern 

erst eingerichtet ist, nicht verwunderlich. 

Bereichernd sind auch die Eindrücke aus den kreativen Einzelwegen, etwa der 

Kombination des Primar- mit dem Elementarbereichs in der Schweiz oder die för-

derdiagnostische Lernbeobachtung aus Brandenburg.  
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Insgesamt zeichnet sich ein sehr positives Bild ab: die Lehrpersonen stellen sich in 

professioneller Weise den Herausforderungen der Institution, Kinder gehen früher 

erfolgreich zur Schule und liefern keine schlechteren Ergebnisse, als zuvor. 

2.3 Zusammenfassung und Diskussion 

Vor dem Hintergrund des zusammengetragenen Forschungsstandes soll ein kriti-

scher Blick auf die Merkmale der Schuleingangsstufe geworfen und einzelne As-

pekte der Entwicklung um die alte und neue Schuleingangsstufe herausgehoben 

werden. 

2.3.1 Diskussion von Merkmalen der neuen Schuleingangsstufe 

Betrachtet man die Realisierungsformen der neuen Schuleingangsstufe in den 

Bundesländern vor dem Hintergrund ihrer Motive, muss gefragt werden, ob sich 

die in grundschulpädagogischer Perspektive formulierten konstituierenden 

Merkmale durchhalten lassen. Zwar ist es durchaus plausibel, die flexible Verweil-

dauer an die jahrgangsübergreifenden Lerngruppen zu koppeln67 (vgl. Faust 

2006a, 331), weil diese Flexibilisierung anderenfalls doch nur eine Klassenwieder-

holung oder ein Überspringen von Klassen ermögliche, dass sich für die Schülerin-

nen und Schüler nicht von den entsprechenden Verfahren vor Einrichtung von 

neuen Schuleingangsstufen unterscheidet. Schon die Einbindung sozialpädagogi-

scher Fachkräfte mit dem Ziel der Erarbeitung der Schulfähigkeit der Schulanfän-

ger durch die Grundschule über das Maß der durch die Abschaffung der Schulkin-

dergärten (oder entsprechender Einrichtungen anderer Bezeichnung) ohnehin zur 

Verfügung stehenden sozialpädagogischen Fachkräfte hinaus ist schwer zu be-

gründen, da in grundschulpädagogischer Perspektive bereits mit Aufkommen des 

Verständnisses von Schulfähigkeit als interaktionistisches ökopsychologisches 

Konstrukt (vgl. Kammermeyer 2005, 298) die Schule an der Herstellung von Schul-

fähigkeit beteiligt war. Es stellt sich auch die Frage, ob mit der Forderung nach 

jahrgangsübergreifenden Lerngruppen nicht eine unglückliche Engführung statt-

findet. Muss Grundschulpädagogik von Schule fordern, in welcher Weise sie ihre 

Lerngruppen organisiert? An dieser Stelle scheinen sich erziehungswissenschaftli-

                                                        
67

 Konsequent wäre dann allerdings die Forderung nach jahrgangsübergreifenden Lerngruppen über die 

gesamte Grundschulzeit, weil nur die auch den schneller lernenden Kindern im zweiten Schulbesuchsjahr 

ermöglicht, an den Inhalten der nächsthöheren Klassenstufe mitzuarbeiten, ohne die soziale Bezugsgrup-

pe wechseln zu müssen. Denn sicherlich müssen wir davon ausgehen, dass es Kinder gibt, die später 

anfangen, schneller zu lernen.  
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che bzw. schulpädagogische Theorie und bildungspolitische Forderungen ungüns-

tig zu vermischen. 

So führt das Festhalten an den Merkmalen dazu, dass die Autorinnen den Schulan-

fang in Mecklenburg-Vorpommern nicht als neue Eingangsstufe bezeichnen (vgl. 

Faust/Hanke/Dohe 2010, 245). Alle als Beleg angeführten Merkmale finden sich, 

mit Ausnahme der sehr kleinen Klassen, auch in anderen Bundesländern. Sicher-

lich ist der Umgang mit Zurückstellungen ein konstituierendes Merkmal der Ein-

gangsstufe, allerdings finden sich in Mecklenburg-Vorpommern auch mit über 

45% Schulen, die angeben, dass sie gar nicht mehr zurückstellen, was annähernd 

an den Wert aus Berlin heranreicht (46%), dem Stadtstaat, in dem Zurückstellun-

gen eigentlich grundsätzlich abgeschafft sein sollten.  

Aus meiner Sicht scheinen sich zwei Merkmale aus der schulpädagogischen Theo-

rie abzuzeichnen, die für die neue Schuleingangsstufe konstitutiv sind und dabei 

den Anschluss an eventuelle bildungspolitische Forderungen auch nicht verschlie-

ßen. Im Kern muss es sich bei der neuen Schuleingangsstufe um eine integrative 

Schuleingangsstufe handeln, die sich durch die Abschaffung von Zurückstellungen, 

was den Umgang mit heterogenen Lerngruppen impliziert, sowie die Gewährleis-

tung individueller Förderung auszeichnet. Individuelle Förderung meint dabei 

Förderung von Schülerinnen und Schülern in unterschiedlichen Bereichen, die sich 

ɀ mit Bezug auf die Grundschule ɀ aus dem Begriff grundlegender Bildung ableiten, 

×ÁÓ ÎÁÃÈ %ÉÎÓÉÅÄÌÅÒ ȵÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅ "ÉÌÄÕÎÇ ÆİÒ ÁÌÌÅȰȟ ÅÉÎÅÎ ȵÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅÎ 'ÒÕÎd-

ÓÔÏÃËȰȟ ÄÅÎ ȵ"ÅÇÉÎÎ ÄÅÒ !ÌÌÇÅÍÅÉÎÂÉÌÄÕÎÇȰ ÕÎÄ ÅÉÎÅ ȵ3ÔßÒËÕÎÇ ÄÅÒ 0ÅÒÓĘÎÌÉÃÈËÅÉÔȰ 

impliziert (vgl. Einsiedler 2005, 222ff.) und sich nicht verengt, und erst recht nicht 

ausschließlich, auf kognitive Kompetenzen bezieht. Mangels einer allgemein aner-

kannten Definition von individueller Förderung formuliert Kunze folgende Ar-

beitsdefinition:  

ĂUnter individueller Fºrderung werden alle Handlungen von Lehrerinnen und 

Lehrern und von Schülerinnen und Schülern verstanden, die mit der Intention 

erfolgen, bzw. die Wirkung haben, das Lernen der einzelnen Schülerin/ des 

einzelnen Schülers unter Berücksichtigung ihrer/ seiner spezifischen Lernvor-

aussetzungen, -bedürfnisse,          -wege, -ziele, und -möglichkeiten zu unter-

st¿tzen.ñ (Kunze 2010, 19) 

Damit wird auch die Subjektposition von Schülerinnen und Schülern berücksich-

tigt und dem Recht auf gesellschaftliche Teilhabe Rechnung getragen.  
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Damit wäre die Grundschule auf dem Weg, institutionelle Benachteiligungen abzu-

bauen, wenn sie alle Kinder aufnimmt, die schulpflichtig sind und deren Eltern dies 

vorzeitig wünschen und jedes Kind auf der Basis der jeweiligen Vorerfahrungen 

und Bedürfnisse im Verhältnis mit den durch den Lehrplan repräsentierten gesell-

schaftlichen Forderungen in individuell angemessener Weise förderte. Damit soll 

nicht bestritten werden, dass ein differenzierender und individualisierender Un-

terricht in jahrgangsübergreifenden Lerngruppen mitunter besonders gut gelingen 

kann. Es ist aber auch an dieser Stelle davor zu warnen, vorschnell Organisations-

formen und didaktische Konzepte miteinander zu verwechseln. Eine jahrgangs-

übergreifende Lerngruppe macht allein noch keinen guten differenzierenden und 

individualisierenden Unterricht aus. Eine tatsächliche Individuelle Förderung da-

gegen wäre nicht auf eine jahrgangsübergreifende Lerngruppe angewiesen, wenn 

sie mit der Verschiedenheit von Kindern konfrontiert wird.  

2.3.2 Alte und neue Schuleingangsstufe im Blick 

Trotz der vielfältigen Entwicklungen, die sich in den letzten Jahren in der Ein-

gangsstufe der Grundschule vollzogen haben, sind die Befunde gleichermaßen be-

stürzend, wenn man sie im Zusammenhang mit den Entwicklungen der 1970er 

Jahre betrachtet. Nachdem Mitte der 70er Jahre die Entwicklungen um eine Bil-

dungsplanung im Kontext des Bildungsgesamtplans gescheitert sind, wurde An-

fang der 1990er Jahre in Bezug auf die Primarstufe (und auch auf den Elementar-

bereich) genau an dieser Stelle wieder angeknüpft. Die neue Schuleingangsstufe 

löst im Grunde genau die Forderungen ein, die der deutsche Bildungsrat bereits 

1970 im Strukturplan für das Bildungswesen formuliert hat  ɀ die Abschaffung der 

Zurückstellungen bei gleichzeitiger Gewährleistung von individueller Förderung. 

Dazu sind in den letzten Jahren neue Lehrpläne entwickelt worden und diesen 

Kernlehrpläne und Bildungsstandards zur Seite gestellt worden. Damit sind so-

wohl auf der Realisierungs- wie auf der Planungsebene bedeutsame Schritte un-

ternommen worden.  

Es stimmt zumindest nachdenklich, wenn man sich vor Augen führt, dass die durch 

den Deutschen Bildungsrat 1970 vorgeschlagenen Veränderungen des Deutschen 

Bildungssystems, obwohl weithin bekannt und durchaus überzeugend begründet, 

in den folgenden 30 Jahren nur in vereinzelten Ansätzen kaum bis gar nicht umge-

setzt wurden. Bewegung ist in das deutsche Bildungssystem im Kontext des Bolog-
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na-Prozesses und der PISA-Studie gekommen, die durch die Organisation für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) durchgeführt wurde. Das 

hierbei in erster Linie ökonomische Interessen, im Hinblick auf eine Wettbewerbs-

fähigkeit der Gesellschaft im Kontext der Wissensgesellschaft und der Theorie des 

Humankapitals im Spiel sind, sollte zumindest nicht unter den Tisch fallen (vgl. 

Ptak 2010, 102). Aus grundschulpädagogischer Perspektive besteht eine Neigung 

in Bezug auf die Eingangsstufe die vermeintlichen Vorteile wie die Ziele der Re-

duktion von Segregation und die Möglichkeiten des individualisierenden und diffe-

renzierenden Anfangsunterrichts einseitig herauszustellen. Bei Faust (2006a, 332) 

und Götz (2005, 86) finden sich aber auch mehr oder weniger deutliche Hinweise. 

Eine Parallele zwischen beiden Entwicklungen ist sicher eine gewisse Enthaltsam-

keit zu bildungspolitischen Entwicklungen von Seiten der Erziehungswissenschaft. 

Wurden die ersten Entwicklungen in den 60er und 70er Jahren noch durch die 

Erziehungswissenschaft intensiv inhaltlich kritisch begleitet und reflektiert, ver-

ebbte das Interesse daran zusehends. Die Entwicklungen um die neue Schulein-

gangsstufe werden dagegen durch die Erziehungswissenschaft nur eingeschränkt 

inhaltlich  in den Blick genommen. Dabei kommen einzelne inhaltliche, pädagogisch 

anschlussfähige Aspekte zum Tragen, wie der Übergang in die Grundschule oder 

die Grundschule als Schule für heterogene Lerngruppen, kaum aber eine kritische 

Perspektive auf die Schuleingangsstufe als Schulreformmaßnahme. Erziehungs-

wissenschaft muss ȵden politischen Reformdiskurs nicht meiden. Sie kann darf und 

sollte nach sorgfältiger Prüfung ihrer Erkenntnis- und Datenlage auch Vorschläge 

zur Reform, zur Weiterentwicklung des Bildungswesens machenȰ (Tillmann 2009, 

62f.). Dabei kommt ihr eine wichtige Aufgabe und Verantwortung zu, die sie auch 

annehmen sollte, wenn sie Erziehung im Sinne Krons verstehen kann als ȵÁÎ ÄÅÎ 

demokratischen Grundwerten der Emanzipation und Verantwortung für das Ganze 

ɍȢȢȢɎ ÏÒÉÅÎÔÉÅÒÔȰ (Kron 1996, 58). Dabei wäre zu überdenken, ob Erziehungswissen-

schaft (Schul-)Reformprozesse nicht in diesem Sinne im Hinblick auf die Perspek-

tive der Edukanden in den Blick zu nehmen habe. 

Im Hinblick auf die Perspektive der Schülerinnen und Schüler lässt sich festhalten, 

dass diese in fast allen Bundesländern über ein ɀ bisweilen auch (noch) einge-

schränktes ɀ Recht auf individuelle Förderung Berücksichtigung finden. Damit 

wird die Grundschule an ihren ursprünglichen Auftrag herangeführt: erste Schule 

für alle Kinder zu sein. Durch die individuelle Förderung haben Kinder das Recht 
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eine Schule zu besuchen, ohne zunächst durch bestimmte Eigenschaften in Vorleis-

tung treten zu müssen.  

Gleichzeitig räumt ihnen das Recht auf individuelle Förderung ein, das Leben und 

Lernen in Schule im ko-konstruktiven Prozess mitzugestalten und dadurch an Pro-

zessen grundlegender Bildung zu partizipieren. So formuliert etwa das Schulgesetz 

aus Berlin in §4.1 (Grundsätze für die Verwirklichung): ȵSie [die Schule; MK] er-

ÍÏȃÇÌÉÃÈÔ ÄÅÎ 3ÃÈÕȃÌÅÒÉÎÎÅÎ ÕÎÄ 3ÃÈÕȃÌÅÒÎ ÇÅÍÁȃħ ÉÈÒÅÍ !ÌÔÅÒ ÕÎÄ ÉÈÒÅÒ %ÎÔ×ÉÃk-

lung ein Höchstmaß an Mitwirkung in Unterricht und Erziehung, damit sie ihren 

Bildungsweg individuell und eigenverantwortlich gestalten und zur Selbstständig-

keit gelangen können.Ȱ (Senatsverwaltung 2010, 11)  
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C Pädagogische Implikationen der jahrgangsgemischten Schul-

eingangsstufe 

Die Einrichtung von Schuleingangsstufen folgt nicht ausschließlich einer bildungs-

politischen Programmatik. Sie lässt sich ebenso erziehungswissenschaftlich be-

gründen und folgt Erkenntnissen aus Kindheits- und Schulforschung. Dies gilt ins-

besondere im Fall der jahrgangsgemischten Eingangsstufe. Stellvertretend für die 

theoretischen Anknüpfungspunkte sollen drei herausgehoben werden, die in der 

langen Auseinandersetzung um die Jahrgangsklasse und die Schuleingangsstufe 

besondere Bedeutung erlangt haben: die Frage nach den Funktionen von Schul-

klasse als Ort der Sozialisation, die Überlegungen zur Verschiedenheit von Kindern 

und die Problematik des Übergangs in die Grundschule. 

1 Die Schulklasse als Ort gemeinsamer Grundlagen 

Ingenkamp stellt in seiner Arbeit zur Jahrgangsklasse mehrfach und deutlich her-

aus, die Organisationsform der Jahrgangsklasse könne sich auf keine pädagogische 

Theorie berufen und es komme ɀ mit dem Verweis auf Geißler ɀ auch nur eine pä-

dagogische Argumentation für ÄÉÅÓÅ ÉÎ "ÅÔÒÁÃÈÔȡ ȵÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅ 'ÒÕÎÄÌÁÇÅÎ ÆİÒ ÄÉÅ 

:ÕÓÁÍÍÅÎÁÒÂÅÉÔ ÕÎÄ ÄÁÓ :ÕÓÁÍÍÅÎÌÅÂÅÎ ÚÕ ÓÃÈÁÆÆÅÎȰ (Geißler 1960, 65). Es wä-

re ein Leichtes, von hier aus, etwa über die Funktion der Sozialisation oder die 

Aufgabe der Integration (vgl. Zeinz 2009, 89ff.), abkürzend zur Theorie der Hete-

rogenität zu kommen. Dieser Zusammenhang findet sich in der Literatur zur 

'ÒÕÎÄÓÃÈÕÌÅ ÚÁÈÌÒÅÉÃÈȟ ÂÅÉÓÐÉÅÌÓ×ÅÉÓÅ ÂÅÉ 3ÃÈÏÒÃÈ ÉÎ ÄÅÒ 0ÅÒÓÐÅËÔÉÖÅ ÁÕÆ ȴ'ÒÕÎd-

ÓÃÈÕÌÅ ÁÌÓ ÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅ 3ÃÈÕÌÅȭ (vgl. Schorch 2006). Wenn allerdings die Aufgabe 

von Schule zur Schaffung gemeinsamer Grundlagen für die Zusammenarbeit und 

das Zusammenleben in den Blick kommen, wird die sozialisatorische Funktion der 

Schulklasse angesprochen, die in unterschiedlichen theoretischen Traditionen be-

trachtet wurde. Dabei soll zunächst die Idee einer Klassengemeinschaft verfolgt 

werden, die einmündet in die Perspektive auf die Schulklasse als soziales System, 

bevor auf die gesellschaftlichen Funktionen der Schule eingegangen wird.  
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1.1 Zum Gemeinschaftsbegriff in der Schule 

Ingenkamp bezieht sich in diesem Punkt auf einen Text von Geißler, der ebenfalls 

die Organisationsform der Jahrgangsklasse in den Blick nimmt. Dieser fordert 

deutliche Differenzierungsmaßnahmen im Unterricht, um der Verschiedenheit der 

Schüler gerechter zu werden. Dabei betont er, dass damit nicht gemeint sei, den 

+ÌÁÓÓÅÎÕÎÔÅÒÒÉÃÈÔ ÏÄÅÒ ÄÉÅ 3ÃÈÕÌËÌÁÓÓÅ ÁÂÚÕÓÃÈÁÆÆÅÎȢ ȵ$ÉÅ 3ÃÈÕÌÅ ÈÁÔ ÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅ 

Grundlagen für die Zusammenarbeit und das Zusammenleben zu schaffen, sie hat, 

um mit Schleiermacher zu reden, den ȴ'ÅÍÅÉÎÇÅÉÓÔȭ ÚÕ ÂÉÌÄÅÎȟ ÕÎÄ ÄÅÒ ÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅ 

Unterricht ist dabei nicht zu entbehren. Außerdem würde die individualistische 

Auflösung des Klassenunterrichts die Grundlagen der modernen Schulorganisati-

on, die eine Massenorganisation ist, notwendig zerstören. Aber die pädagogische 

Aufgabe der Schule verlangt auch das Eingehen auf die Verschiedenheit der Schü-

ler und damit das Gegengewicht gegen die Uniformität. Damit sind differenzierte 

5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔÓÆÏÒÍÅÎ ÕÎÅÎÔÂÅÈÒÌÉÃÈȢȰ (Geißler 1960, 65)  

Betrachtet man die theoretischen Auseinandersetzungen mit Schulklasse, lässt sich 

festhalten, zumindest seit Bestehen der Jahrgangsklasse zunächst eine sehr uni-

formistische Perspektive erkennbar wird. Dies zeigt sich in den Ausführungen zum 

Klassengeist. In der Folge wurde die Klassengemeinschaft zunehmend relativiert 

und verstärkt als soziale Gruppe verstanden. Die Zusammenhänge zur Gesellschaft 

wurden dagegen vermehrt in der systemtheoretischen Perspektive verdeutlicht.  

Es sei an dieser Stelle darauf verwiesen, dass die Rede von der Klassengemein-

schaft durchaus problematisch ist. Ingenkamp verwendet den Begriff überhaupt 

nicht, weist aber darauf hin, dass die Vorstellungen von der Gemeinschaftsbildung 

bei genauer Betrachtung weitgehend irrational sind und der Begriff Gemeinschaft 

ÄÕÒÃÈÁÕÓ ÁÌÓ ÓÏ ÓÔÁÒË ÉÄÅÏÌÏÇÉÓÉÅÒÔ ÁÎÇÅÓÅÈÅÎ ×ÅÒÄÅÎ ËÁÎÎȟ ÄÁÓÓ ȵÓÅÉÎÅ 6ÅÒ×Ån-

ÄÕÎÇ ÉÎ ÕÎÓÅÒÅÒ :ÅÉÔ ÁÕÆ ÅÒÈÅÂÌÉÃÈÅ "ÅÄÅÎËÅÎ ÓÔÏħÅȰ (Ingenkamp 1969, 40). Auch 

Röbe kommt in einem Beitrag zur Klassengemeinschaft darauf zu sprechen, wa-

rum gerade der Gemeinschaftsbegriff in der erziehungswissenschaftlichen Termi-

nologie problematisch ist. Die Rede von der Gemeinschaft war gerade in der Re-

formpädagogik sehr populär und wurde als Gegenposition zum Individualismus 

verstanden, dabei aber affektiv aufgeladen und zwischen den Polen sozialer Ge-

borgenheit und Führer-Gefolgschaftsideologie vermischt. Röbe verweist auf Oel-

ËÅÒÓȟ ÄÅÒ ÄÅÎ ÒÅÆÏÒÍÐßÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅÎ 'ÅÍÅÉÎÓÃÈÁÆÔÓÂÅÇÒÉÆÆ ÁÌÓ ȵÔÏÔÁÌÉÔßÒÅÓ +ÏÎÚÅÐÔȰ 
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bezeichnet. Der Begriff orientiere sich an einem Ideal und nicht an der Realität, in 

ihm konkretisier ten sich Volk und Nation (Oelkers, zit.n. Röbe 2005, 13). 

1.1.1 Geister in der Schulklasse 

'ÅÉħÌÅÒ ÓÐÒÉÃÈÔ ÖÏÍ ȴGemeingeistȭ und bezieht sich damit auf Schleiermacher. 

Dieser Bezug ist einerseits kaum zu ignorieren, kann aber hier andererseits auch 

nicht erschöpfend aufgearbeitet werden. Der Gemeingeist stellt bei Schleierma-

cher, um einen Versuch zu machen, dies in Kürze zu fassen, ein egalitäres gesell-

schaftliches Grundprinzip dar: die gemeinsame Gesinnung. Der Gedanke war, 

durch sittliche Gesinnungsbildung soziale Ungleichheit angemessen zu berücksich-

tigen (vgl. Langewand 2004, 682)Ȣ 3Ï ÈÁÂÅ ȵ%ÒÚÉÅÈÕÎÇ ÁËÔÉÖ ÁÎ ÄÅÒ !ÂÎÁÈÍÅ ÖÏÎ 

$ÉÆÆÅÒÅÎÚÅÎ ÄÅÓ 'ÅÍÅÉÎÇÅÉÓÔÅÓ ÚÕ ÁÒÂÅÉÔÅÎȰ (ebd.). Dabei werden diese nicht 

grundsätzlich ausgeblendet, aber es muss in der Entscheidung des Einzelnen lie-

gen, im Laufe der Entwicklung eigene Differenzierungen in der Gesinnung aufzu-

bauen (vgl. ebd, 681ff.). Dabei legt Schleiermacher offenbar eine gesellschaftliche 

Perspektive an, der eine bestimmte Form der Gemeinschaft zugrunde liegt. Sie 

setzte eine Einigung über gemeinsame Elemente voraus, etwa der gemeinsamen 

'ÅÓÉÎÎÕÎÇȢ "ÁÓÉÓ ÈÉÅÒÆİÒ ÓÉÎÄ ÂÅÉ 3ÃÈÌÅÉÅÒÍÁÃÈÅÒ ÄÉÅ ȵÓÉÔÔÌÉÃÈÅɍÎɎ ,ÅÂÅÎÓÇÅÍÅÉn-

schaften, in denen immer schon allgemeine, intersubjektive und besondere, sub-

jektive, Gesichtspunkte und Handlungsformen miteinander verschränkt sind, Kir-

ÃÈÅȟ 3ÔÁÁÔȟ 7ÉÓÓÅÎÓÃÈÁÆÔ ÕÎÄ 'ÅÓÅÌÌÉÇËÅÉÔȰ (Langewand 2004, 681). 

 

Ob sich diese Perspektive aber auf Schule und Schulklassen einerseits und auf heu-

tige Gesellschaftsformen andererseits übertragen lässt, wäre zu fragen. Mit großer 

Selbstverständlichkeit tat dies Kruckenberg in den 20er Jahren des vorigen Jahr-

hunderts.  

 

Vom Klassengeist  liest man bei Kruckenberg. Dieser geht davon aus, dass die 

Klasse zur Gruppe wird und eine Art Wir -Gefühl entsteht. Bei Kruckenberg voll-

zieht sich die Integration in die Gruppe sehr schnell und automatisch. Zwar be-

rücksichtigt er durchaus, dass Schulklassen Organisationseinheiten von Schule 

sind und dass deren Zusammensetzung nicht von den Schülerinnen und Schülern 

selbst, sondern von außen bestimmt werden. Allerdings treten diese Umstände 

schnell hinter einem Gemeinschaftsaspekt zurück.  
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ĂIn dem Augenblick, in dem die so gebildete Klasse, eine ĂMasseñ von Men-

schen, Gestalt gewinnt, ist sie nicht mehr eine bloße Sammlung von Individuen 

mit den verschiedensten Besonderheiten, sondern es entsteht ein Neues: aus 

der Masse von Menschen wird eine menschliche Masse [...]. Sie ist ein Kollek-

tivwesen.ñ (Kruckenberg 1926/1978, 20) 

Kruckenberg ist überzeugt, dass in der Schulklasse das Individuum hinter das Wir 

der Schulklasse zurücktritt. Das Kollektivwesen bezeichnet er in Anbetracht 

gleichartigen und gleichzeitigen Handelns, der Orientierung am Verhalten der an-

deren und einer gemeinsamen Bewusstseinlage mit Bezug zur Soziologie als Grup-

pe (vgl. ebd., 21). Um die Gruppe wiederum zu beschreiben, orientiert sich Kru-

ÃËÅÎÂÅÒÇ ÁÍ ȵ$ÕÒÃÈÓÃÈÎÉÔÔÓÓÃÈİÌÅÒȰ (ebd., 22) und blendet heterogene Aspekte 

bewusst aus. Er negiert sie nicht für die Wirklichkeit, aber argumentiert damit, 

ÄÁÓÓ ÅÉÎÅÒÓÅÉÔÓ ȵÍÉÔ ÅÉÎÅÒ ÁÂÓÏÌÕÔÅÎ (ÅÔÅÒÏÇÅÎÉÔßÔȟ ×ÉÅ ÄÉÅ 7ÉÒËÌÉÃÈËÅÉÔ ÓÉÅ ÂÉÅÔÅÔȰ 

(ebd.), nicht viel anzufangen sei, da aus methodischen Gründen zur wissenschaftli-

chen Beschreibung mehr oder weniger homogene Gruppen zusammengefasst 

werden müssen und andererseits in Schulklassen die Unterschiede ohnehin nicht 

so immens seien.  

Die Klasse als Gruppe bezeichnet Kruckenberg dann in der Folge als Gemeinschaft. 

Sie sei keine ideale Form der Gemeinschaft, aber ein Gesinnungsverband, der sich 

durch ȵ%ÉÎ-6ÅÒÓÔßÎÄÎÉÓȰ ÁÕÓÚÅÉÃÈÎÅÔ (ebd., 26). Ähnlich wie Schleiermacher sieht 

+ÒÕÃËÅÎÂÅÒÇ ÄÁÓ ÐßÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅ (ÁÎÄÅÌÎ ÉÎ ÄÅÒ 3ÃÈÕÌËÌÁÓÓÅ ȵÄÁÒÁÕÆ ÇÅÒÉÃÈÔÅÔȟ ÄÉÅ 

bindenden Tendenzen zur Auswirkung gelangen zu lassen, die zersetzenden dage-

ÇÅÎ ÚÕÒİÃËÚÕÄÒßÎÇÅÎȰ (Kruckenberg 1978, 25)Ȣ 3Ï ÅÎÔÓÔÅÈÔ ÄÉÅ ȵ'ÅÍÅÉÎÓÃÈÁÆÔ ÄÅÓ 

'ÅÉÓÔÅÓȰ (ebd.)Ȣ ȵ!ÌÓ 4ÒßÇÅÒ ÄÅÓ ÏÂÊÅËÔÉÖÅÎ 'ÅÉÓÔÅÓ ÉÓÔ ÓÏÍÉÔ ÄÉÅ +ÌÁÓÓÅ ÅÉÎÅ &ÏÒÍ 

des eigenen Lebens, die der Schüler mit erzeugt; zugleich ist sie aber auch eine 

Lebensform, in die er hineingestellt isÔȟ ÄÉÅ ÉÈÎ ÉÈÒÅÒÓÅÉÔÓ ÆÏÒÍÔ ÕÎÄ ÇÅÓÔÁÌÔÅÔȢȰ (vgl. 

ebd., 29) Kruckenberg führt einige Beispiele aus. So gäbe es Klassen, die an Ma-

thematik interessiert seien und Klassen, die begabt seien, andere seien schlicht 

dumm (vgl. ebd., 28).  

Aus heutiger Sicht erscheint diese egalisierende Perspektive ziemlich naiv. Wir 

wissen aus unterschiedlichen Untersuchungen, dass es diese Form der Klassenge-

meinschaft gar nicht gibt (vgl. Specht 1982, 507; Petillon 1980, 125ff.; zusammen-

fassend Hanke 2007a, 57ff.) und müssen trotzdem nicht davon abgehen, dass Ler-

nen in der Schule vor allem soziales Lernen ist (vgl. Krappmann/Oswald 1995, 

141ff.) und die Mitschülerinnen und Mitschüler für die Kinder von herausragender 
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Bedeutung sind (vgl. Petillon 1993). In aktuelleren Auseinandersetzungen steht 

deshalb auch nicht so sehr die Schulklasse als Ganzes im Fokus, sondern bestimm-

te Beziehungsformen oder deren Ausgestaltungen wie etwa das Helfen oder 

Freundschaft. Dennoch ist diesem Ansatz eine gewisse Bedeutung als Vorläufer der 

struktu rfunktionalen soziologischen Perspektive auf Schulklassen, wie sie später 

von Parsons und anderen ɀ dann auch im Systemfunktionalismus ɀ stark gemacht 

wurde, zuzuschreiben. 

1.1.2 Empirische Untersuchungen zur Klassengemeinschaft  

Einen wichtigen Einblick in die soziale Struktur von Schulklassen liefern die viel-

fach durchgeführten soziometrischen Untersuchungen in unterschiedlichen Schul-

formen und ɀstufen. Soziometrische Untersuchungen in Schulklassen haben eine 

lange Tradition. Dabei werden die sozialen Beziehungen in Schulklassen durch 

Befragungen von Schülerinnen und Schülern untersucht (vgl. Petillon 1980, 82ff.; 

vgl. Cappel 1963). Mit den Arbeiten von Weiss aus den 1950er Jahren und Petillon 

aus den 1980er und 1990er Jahren sollen hier beispielhaft zwei herausgegriffen 

werden, weil sie die hier fokussierte Fragestellung erhellen können.68 

 

Weiss betrachtet die Schulklasse als von außen hergestelltes soziales Zwangsag-

gregat. Allerdings tritt die Bedeutung dieses Umstandes in ähnlicher Weise wie 

schon bei Kruckenberg hinter den Gemeinschaftsaspekt zurück. Er kommt auf den 

Klassengeist zu sprechen und begründet seine Ausführungen zu diesem Aspekt in 

einer Weise, die Anlass gibt, dies kurz in den Blick zu nehmen. Die Rede vom 

ȵ'ÅÉÓÔȰ ÆİÈÒÔ ÅÒ ÁÕÆ ÄÉÅ :ÅÉÔ ÄÅÒ 2ÏÍÁÎÔÉk zurück, in der die Vorstellung von einem 

mystischen Geist, der sich in einer Gruppe einnistet und von ihm Besitz ergreift, 

nichts ungewöhnliches war (vgl. Weiss 1957, 94). Als Beispiele führt Weiss an:  

ĂWir sprechen von Ăgutenñ und von Ăschlechtenñ Klassen und meinen damit die 

Leistungsfªhigkeit einer Klasse, von Ăgesittetenñ und Ăungebªrdigenñ Klassen 

und meinen damit das Gesamtverhalten einer Klasse. [...] Alle diese Bezeich-

nungen zielen auf das Ganze der Klasse, auf den Gesamteindruck, auf das At-

mosphärische, auf den sogenannten Klassengeist. [...] Dieser Eindruck ent-

steht, weil jede Gruppe dem Betrachter ï obwohl sie aus lauter Einzelnen zu-

                                                        
68

 Zur Kritik an soziometrischen Untersuchungen hebt Ulich heraus, dass Soziogramme unter Umständen 

keine tatsªchlichen Beziehungen und Strukturen abbilden, sondern lediglich Ăindividuelle Wünsche und 

Bevorzugungenñ (Ulich 1977, 58). 
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sammengesetzt ist ï als ein geschlossenes Ganzes mit typischen Ganzheits-

merkmalen erscheint.ñ (ebd.)  

Welche diese Ganzheitsmerkmale nun sind, findet in der Folge dann leider keine 

Erwähnung. Aus heutiger Sicht scheint and dieser Stelle entscheidend, dass hier in 

Bezug auf die Wahrnehmung durch den Betrachter etwas unterschlagen wird.69 In 

dieser Darstellung liegt es allein in der Hand der Klasse, wie sie wahrgenommen 

wird, während der Betrachter seinerseits keinerlei Einfluss darauf zu haben 

scheint. Selbstverständlich ist es aber sehr bedeutend, wie ich eine Sache betrach-

te, welche Vorannahmen ich dazu mitbringe, worauf ich das Augenmerk richte und 

nicht zuletzt auch, wie ich das wahrgenommene interpretiere.  

Weiss entwickelt die Analyse der Schulklasse entscheidend weiter, durch die Aus-

führungen zur äußeren - institutionellen - und zur inneren - informellen - Ord-

nung. Leider wurde versäumt, die innere Ordnung in Beziehung zu setzen zu den 

Werthaltungen, Normen, Verhaltensweisen innerhalb der sozialen Gruppe Schul-

klasse, zu stark sind hier wohl noch normative Vorstellungen von der Schulklasse 

im Spiel. So geht Weiss beispielsweise auch davon aus, dass die innere Ordnung 

ÄÅÒ 3ÃÈÕÌËÌÁÓÓÅ ÅÉÎ .ÏÖÕÍ ÉÓÔȡ ȵ)Î ÄÅÒ ÁÕÔÏÒÉÔßÒÅÎ ,ÁÎÄÓÃÈÕÌÅ ×ÁÒ ÁÌÌÅÓ !ÕÇÅn-

merk auf den Unterricht gerichtet. Alle Anordnungen gingen vom Lehrer aus. Ein 

eigenständiges Ordnungsgefüge wurde dabei nicht ÅÎÔ×ÉÃËÅÌÔȢȰ (Weiss 1957, 99) 

Das scheint mir eine sehr gewagte Behauptung zu sein, es ist nicht davon auszuge-

hen, dass Gruppen- und Cliquenbildung in Schulklassen erst im 20.Jh. festzustellen 

sind. Weiss stellt auch fest, dass ein eigenständiges Sozialleben unter Kindern erst 

mit dem 10./11. Lebensjahr beginnt (vgl. ebd., 101), also etwa im 4. oder 5. Schul-

jahr. Hier zeigen aktuellere Arbeiten etwa aus den 90er Jahren ganz andere Ergeb-

nisse (vgl. Faust 2005, 269), z.B. die Untersuchungen von Petillon, die in den 80er 

und 90er Jahren auch mit großem Interesse aufgenommen wurden oder der eth-

nografische Zugang von Beck und Scholz, die sehr beeindruckende Szenen sozialer 

Interaktionen dokumentieren, die bereits zu Beginn der Schulzeit stattfinden (vgl. 

Beck/Scholz 1995a; 1995b). 

 

                                                        
69

 Rolff und Nunner-Winkler führen diesen Gedanken ebenfalls in Bezug auf die Schulklasse aus, ergän-

zen ihn aber um die Gegenperspektive, nämlich wie sich die Wahrnehmung einzelner Gruppenmitglieder 

in Abhängigkeit von der internen Rangordnung zueinander verschiebt, wenn sie verbalisiert werden. 

Hierzu wurden auch Versuche durchgeführt, etwa von Sherif, die belegen, dass sich tatsächlich die 

Wahrnehmung verändert und nicht lediglich die Explikation des Wahrgenommenen (Rolff/Nunner-

Winkler 1967/1978, 84f.). 
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Ebenfalls einen auf empirischen Daten unterschiedlicher Untersuchungen beru-

henden Beitrag zum sozialen Konstrukt der Schulklasse liefern Rolff  und Nunner -

Winkler , der insbesondere deshalb hier interessant erscheint, weil er deutliche 

Hinweise darauf liefert, dass sich in der Schulklasse aufgrund von schichtenspezi-

fischen Cliquenbildungen so etwas wie eine Klassengemeinschaft gar nicht ergibt. 

Sie stellen fest, dass sich die Schulklasse sehr schnell nach ihrer Zusammensetzung 

zu struktur ieren beginnt: es bilden sich Cliquen. Das bedeutet, innerhalb des 

Zwangsaggregats Schulklasse (vgl. Weiss 1957, 9), der formalen Ordnung, bildet 

sich eine informelle Gliederung aus (vgl. ebd. 37). Es bilden sich unter den gegebe-

nen Bedingungen der zur Verfügung stehenden Interaktionspartner kleinere 

Gruppen, Freundschaften und Cliquen, weitgehend ohne Zutun der Schule. Es zeigt 

ÓÉÃÈȟ ȵÄÉÅ #ÌÉÑÕÅÎÂÉÌÄÕÎÇ ÉÎ ÄÅÒ 3ÃÈÕÌÅ ÖÅÒÌßÕÆÔ ɍȢȢȢɎ ÓÔÒÅÎÇ ÓÃÈÉÃÈÔÓÐÅÚÉÆÉÓÃÈȰ 

(Rolff/Nunner -Winkler 1967/1978, 89) . Sie verweisen weiterhin auf eine Analyse 

ÖÏÎ 7ÁÒÎÅÒȟ ÄÅÒ ÄÁÓ #ÌÉÑÕÅÎÓÙÓÔÅÍ ÆÏÌÇÅÎÄÅÒÍÁħÅÎ ÃÈÁÒÁËÔÅÒÉÓÉÅÒÔȡ ȵ$ÉÅ #ÌÉÑÕÅ 

fungiert als Instrument der Sozialstruktur, das in den unteren sozialen Schichten 

geborene Personen von einer gemeinsamen Teilnahme mit solchen aus den höhe-

ÒÅÎ 3ÃÈÉÃÈÔÅÎ ÁÕÓÓÃÈÌÉÅħÔȢȰ (zit. n. ebd., 91). Im übrigen wird auch festgestellt, dass 

die Cliquen nicht nur Einfluss auf die Situation in der Schule haben, sondern 

durchaus auch auf die der Freizeit. Von einer alle Mitschülerinnen und Mitschüler 

gleichermaßen integrierenden Gemeinschaft, kann demnach nicht ausgegangen 

werden. 

 

Petillon  belegt, dass sich auch bereits in den ersten Klassen der Grundschule früh-

zeitig informelle Strukturen herausbilden und diese von hoher Stabilität sind. Glei-

ches gilt für Status- und Rollenzuschreibungen einzelner Kinder (vgl. Petillon 

1993, 181). Er bestätigt auch, dass Mitschülerinnen und Mitschüler für Schulan-

fänger von enormer Wichtigkeit sind (vgl. ebd., 173), was sich im Übrigen auch 

schon durch andere Untersuchungen andeutete (vgl. etwa Müller 1953). Normen 

und Werthaltungen der Gruppen liegen bei Petillon zwar nicht im Fokus der Un-

tersuchung, es wird aber deutlich, dass schulische Nomen in den Gruppen weitge-

hend übernommen werden. So wirken sich etwa Leistungsfähigkeit oder das schu-

lische Verhalten deutlich auf die soziale Struktur aus (vgl. Petillon 1993, 182). 
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Schließlich scheint sich also für die Schulklasse im Allgemeinen und für die Grund-

schulklasse im Besonderen die Annahme, dass nur die Zugehörigkeit zur Schul-

klasse alle Mitglieder zu einer Klassengemeinschaft integriert, mit ausschließlich 

gemeinsam geteilten Normen und einem gemeinsamen Geist, nicht zu bestätigen.  

Wenn sich aber nicht bestätigt, dass eine Schulklasse automatisch eine Klassenge-

meinschaft ausbildet, sollte noch einmal zur Frage zurückgegangen werden, inwie-

fern eine Schulklasse ein Gruppe ist. Wie ist das Argument, das für die Jahrgangs-

klasse spricht, Schule habe eine Aufgabe als gemeinsame Schule, einzuordnen?  

Ein Großteil der Arbeiten zu Schulklassen dreht sich um die Ausgestaltung sozialer 

Beziehungen in der Gruppe, um Kinder, die Kontakt zu anderen Kindern suchen 

und wünschen. Hier werden Versuche unternommen, die Binnenperspektive auf 

Schulklassen einzunehmen. Im Zentrum der Argumentation vom Ingenkamp steht 

allerdings mehr das gesellschaftliche Interesse an der Klassengemeinschaft. In die-

ser Perspektive wird Schulklasse als Instanz angesehen die Schülerinnen und 

Schüler auf den Umgang mit Anderen im Erwachsenen- und vor allem im Berufsle-

ben vorbereitet (vgl. Ingenkamp 1969, 40; vgl. Heimann 1957/1973, 78ff.). 

1.2 Die Schulklasse im Strukturfunktionalismus 

Eine umfangreiche strukturfunktionalistische Analyse liefert Ulich in den 70er Jah-

ren. Die Idee der Klassengemeinschaft wurde abgelöst durch den Blick auf Schul-

klassen als soziale Systeme. In der Sozialpsychologie der Schulklasse fasst Ulich die 

Zusammenhänge in der Bezugsgruppe und im Bezugsfeld zusammen, die letztlich 

das Blickfeld über die Beziehungsmuster hinaus erweitern auf die Auswirkungen 

der Schulklasse bezüglich der Effekte und Folgen schulischer Sozialisation. Ulich 

gibt zu bedenken, dass eine Schulklasse unter Umständen von außen anders beur-

teilt wird als von innen: von außen unterliegt sie den gleichen Zielvorstellungen, 

innerhalb der Schulklasse können aber durchaus divergierende Zielvorstellungen 

und Interessen und Motive bei den Schülerinnen und Schülern auszumachen sein 

(vgl. Ulich 1977, 34f.). Eine Analyse der Schulklasse liege aber trotz ihrer Bedeu-

tung für Lehrerinnen und Lehrer oder ihrer Relevanz für die Soziologie nicht vor.70 

Hierzu liegen mit Parsons, Gordon und Getzels/Thelen auch ältere Arbeiten vor, 

                                                        
70

 Das bestªtigt aktuell auch von Saldern: ĂEs gibt keine Theorie der Schulklasse, sondern vielfªltige 

theoretische Zugangsweisen ¿ber die Wirkung menschlichen Verhaltens in Schulklassenñ (v. Saldern 

2009, 106). 
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die als Ausgangspunkte von Ulich aufgearbeitet wurden und deren Betrachtung 

hier mit aufgenommen werden soll.  

1.2.1 Die Schulklasse als soziales System - Parsons 

Parsons hat 1959 eine umfangreiche Studie zur Schulklasse als soziales System 

veröffentlicht. Durch die Bedeutung von Parsons, als Begründer der soziologischen 

Systemtheorie, wurde diese Arbeit breit rezipiert und es liegen mehrere kritische 

Auseinandersetzungen dazu vor, die bei Bedarf die Ausführungen Ulichs ergänzen 

sollen.  

Die Schulklasse wird hier als Teil eines größeren Systems betrachtet, mit den ihr 

zufallenden Funktionen der Sozialisation und Selektion. Grundsätzlich geht Par-

sons von drei Systemen aus, die miteinander in Beziehung stehen: das organische, 

das psychische und das soziale System. Die Gesellschaft, die durch das soziale Sys-

tem repräsentiert wird, verfügt über universalistische Orientierungen (vgl. Til l-

mann 2007a, 119), die durch die Sozialisation in das psychische System des Indivi-

duums übergehen. Als Funktionen werden die dynamischen Aspekte angesehen, 

ȵ×ÏÍÉÔ ÄÅÒ "ÅÉÔÒÁÇ ÄÅÓ 3ÙÓÔÅÍÓ ÆİÒ ÄÉÅ 3ÔÁÂÉÌÉÔßÔ ÅÉÎÅÓ İÂÅÒÇÅÏÒÄÎÅÔÅÎ 'ÅÓÁÍÔÓÙs-

tems angesprochen ×ÉÒÄȰ (Hurrelmann 2006, 83). So werden in der Schulklasse als 

Sozialisationseinrichtung wichtige Fähigkeiten und Rollen an die nachkommende 

Generation weitergegeben, damit diese später ihre Aufgaben in der Gesellschaft im 

Sinne der bestehenden Gesellschaft einnehmen können. Diese sind teilweise sehr 

verschieden von denen in der Familie und somit handelt es sich hier nicht einfach 

nur um eine Weiterführung des in der Familie begonnenen (vgl. Ulich 1977, 36f.). 

In Bezug auf die Selektionsfunktion wird in der Schulklasse gelernt, mit der Zuwei-

sung eines Status aufgrund von Leistung umzugehen.  

Nach Parsons sind sich Kinder bei Eintritt in die Schule lediglich ihrer Geschlechts-

rolle bewusst, alle weiteren Rollen und das Rollenverhalten müssen erst erlernt 

werden. Ebenfalls auf Parsons geht zurück, dass Kinder bereits mehr oder weniger 

unabhängig von den Einwirkungen Erwachsener in Bezug auf Motive, Leistungsbe-

reitschaft und Verantwortungsbewusstsein sind, darin unterscheiden sie sich und 

das hat in seiner Theorie auch maßgeblichen Einfluss auf die Selektion in der Schu-

le. In seiner Betrachtung kategorisiert Parsons Schülerinnen und Schüler in den 

Rollen künftiger Hochschulbesucher oder Arbeiter und es entscheidet sich anhand 

der Leistung, zu welcher Kategorie jemand zugehört. Leistung zeigt sich als Folge 
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kognitiver (empirischen Wissens, technischen Könnens, Sprach- und Abstraktions-

fertigkeit)  und moralischer (Achtung, Rücksichtnahme, Kooperationsfähigkeit) 

Fähigkeiten.  

Nach Parsons müssen vier Bedingungen erfüllt sein, damit die Grundschule ihre 

Aufgaben erfüllen kann: 

- eine teilweise Loslösung des Kindes aus der Einbettung in die Familie; 

- es müssen soziale Werte und Normen verinnerlicht werden; 

- differenzierte Bewertungen der Schülerleistungen müssen möglich sein; 

- Rollenerwartungen und Rollenverhalten muss vorbereitet werden können 

(vgl. ebd., 38). 

Als Problem zeichnet sich ab, dass ein Schulsystem in einem demokratischen Staat 

ein gewisses Maß an Chancengleichheit gewährleisten muss. Parsons bringt vier 

Argumente vor, warum die Selektion in der Schule trotzdem nicht nur nach dem 

Leistungsprinzip erfolge, das möglicherweise bestimmte Gruppen systematisch 

benachteilige: 

- die Schulklasse ist nicht mit der Gesamtgesellschaft zu vergleichen, da die 

Kinder alle aus der Nachbarschaft stammen und sich sehr ähnlich sind, Un-

terschiede sind demnach nicht allzu groß; 

- die Anforderungen an alle Schüler sind gleich und auch im gleichen Maße 

der Undifferenziertheit und den Zufällen ausgesetzt; 

- sehr bald ergeben sich Fronten gegen den Lehrer, die Schüler werden zu ei-

ner Gruppe, werden zu Gleichen; 

- der Prozess der Leistungsbewertung ist sehr komplex und es fließen hier 

auch viele Verwirklichungsmöglichkeiten der Schüler mit ein (vgl. Ulich 

1977, 38). 

Ulich bezweifelt diese Punkte und führt als Beispiel die mangelnden Möglichkeiten 

zu einer gerechten Benotung an. Davon abgesehen sei längst erwiesen, dass be-

stimmte schichtspezifische Nachteile durch die Schule nicht ausgeglichen werden 

(vgl. ebd. 39). Er wirft dem Ansatz von Parsons vor, voller Widersprüche zu ste-

cken, die zum Einen aus einem unklaren Verhältnis von Familie und Schule und 

zum Anderen aus dem Versuch resultieren, die Chancengleichheit der Schule zu 

rechtfertigen. Das Bild der Gesellschaft sei ebenfalls verstellt, es werde hier ledig-

lich aus einer Perspektive gespeist, nämlich aus der Perspektive der Einflussrei-

chen. Daraus resultieren dann weitere Egalisierungen. Der heftigste Vorwurf an 
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den Parsonsschen Ansatz aber begründet sich durch die Tatsache, dass hier die 

gesellschaftlichen Forderungen unhinterfragt bleiben. Schule ist hier nur ausfüh-

rendes Organ eines Staates, das keine eigene Perspektive hat und demzufolge auch 

keine Möglichkeiten eigener Zielvorstellungen. Es gibt hier schlicht keine pädago-

gischen Zielsetzungen. Schulklasse wird hier zu dem Anpassungsorgan der Gesell-

schaft (vgl. ebd.)Ȣ $ÉÅ 3ÃÈÕÌËÌÁÓÓÅ ÁÌÓ 'ÒÕÐÐÅ ÉÓÔ ÂÅÉ 0ÁÒÓÏÎÓ ÅÉÎ ȵÓÔÁÂÉÌÅÓ 'ÌÅÉÃÈÇe-

wichtssystem, in dem [...] allzu individuelle und unkonventionelle Regungen auto-

matisch dem Anpassungsdruck zum Opfer ÆÁÌÌÅÎȢȰ 3ÃÈÕÌÅ ÉÓÔ ÅÉÎÚÉÇ ÄÅÍ ȵȴ'ÅÓÃÈßÆÔȭ 

ÄÅÒ ÆÏÒÍÁÌÅÎ "ÉÌÄÕÎÇȰ (ebd., 40) verpflichtet. 

Mit Hurrelmann lässt sich sagen, dass am Anfang der Systemtheorie die Systeme 

noch etwas unterkomplex erfasst wurden71. Bei Parsons wird einerseits der Ge-

sellschaft eine Uniformität unterstellt, was Strukturen und Normen anbelangt, die 

sich in der Realität so nicht abbildet. Dazu wird das Individuum in die Rolle passi-

ver Anpassung gedrängt und die Perspektive auf den Akteur und Gestalter seiner 

Umwelt übersehen (vgl. Hurrelmann 2006, 87f.). Auch fehlt hier offenbar noch ein 

Konzept von der Rollendistanz (vgl. Abels 2007, 167), das sich hier in individuellen 

Interpretationen von Lehrpersonen zeigen würde. 

1.2.2 Die Systemerweiterung bei Gordon 

Ulich wendet sich dann mit Gordon einem anderen Zugriff zu, der die Schulklasse 

aus zwei ineinandergreifenden Systemen begreift. Es werden hier das äußere ɀ 

formelle ɀ System, das dem Leistungsbegriff folgt und der Gesellschaft als das grö-

ßere System gegenüber verpflichtet bestimmte Rollenanforderungen formuliert 

und das innere ɀ informelle ɀ System, das auf sozialen Beziehungen basiert, unter-

schieden. In diesem Verständnis ist das äußere System starr, eine Soll-

Organisation und das innere System flexibel und wird als Abwehr, Ulich spricht 

ÁÕÃÈ ÖÏÎ ȵ.ÏÔ×ÅÈÒȰȟ ÄÅÒ 'ÒÕÐÐÅÎÍÉÔÇÌÉÅÄÅÒ ÇÅÇÅÎ ÄÉÅ ÒÁÔÉÏÎÁÌÅ :×ÅÃËÓÅÔÚÕÎÇ ÄÅÓ 

ÆÏÒÍÅÌÌÅÎ 3ÙÓÔÅÍÓ ÂÅÔÒÁÃÈÔÅÔȢ !ÕÓ ÄÅÍ ÉÎÆÏÒÍÅÌÌÅÎ 3ÙÓÔÅÍ ÅÎÔÓÔÅÈÔ ÎÕÎ ÅÉÎ ȵ+Ïn-

                                                        
71

 Hurrelmann wirft der Systemtheorie der frühen 1970er Jahre insgesamt vor, er bezieht sich hier konkret 

auf Luhmann, diese sei zu grobmaschig und wäre dadurch zwar einerseits auf viele Bereiche anwendbar, 

andererseits aber bleibe Ădieses konzeptionelle Raster unfähig, reale gesellschaftliche Macht-, Herr-

schafts- und Sozialstrukturen zu erkennen und zu benennen und ihre Auswirkungen auf die inter- und 

intrasystemischen Prozesse und Strukturen (etwa des Erziehungssystems) und die Einstellungs- und Be-

wusstseinsstrukturen der in diesen Systemen handelnden Subjekte konkret-inhaltlich zu beschreiben. [...] 

Die mittels der Systemtheorie möglichen universalistischen Generalaussagen werden immer erst dann für 

eine realsoziologische Analyse relevant, wenn sie im Bezugspunkt einer kritisch verstandenen Theorie 

der historisch und ºkonomisch spezifischen Gesellschaftsformationen eingesetzt werden.ñ (Hurrelmann 

1975, 33) 
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ÇÌÏÍÅÒÁÔ ÉÎÆÏÒÍÅÌÌÅÒ 'ÒÕÐÐÅÎȰ ÓÏ×ÉÅ ÅÉÎ ȵÓÔÒÕËÔÕÒÅÌÌÅÓ .ÏÒÍÅÎÓÙÓÔÅÍȟ ÄÁÓ ÖÏÒ 

allem eine hierarchisÃÈÅ /ÒÄÎÕÎÇ ÄÅÒ 'ÒÕÐÐÅÎÍÉÔÇÌÉÅÄÅÒ ɍȢȢȢɎ ÅÎÔÈßÌÔȰ (Ulich 1977, 

41)Ȣ "ÅÓÔÉÍÍÔ ×ÉÒÄ ÄÁÓ ÄÕÒÃÈ ȵ!ÌÔÅÒÓ- und Geschlechtsunterschiede, Freund-

schafts- und Cliquenbeziehungen, rassische, ethnische und religiöse Differenzie-

ÒÕÎÇÅÎȰȟ ÄÅÍ )ÓÏÌÉÅÒÔÈÅÉÔÓÇÒÁÄ ÕÎÄ ÄÅÍ 2ÁÎgsystem das diesen Differenzierungen 

folgt. 

In der Schulklasse ist das innere System durch eine starke Abhängigkeit vom äuße-

ren System gekennzeichnet, welches großen Einfluss auf die sozialen Beziehungen 

hat. Dies ist bei der Freizeitclique so nicht gegeben. Besonders deutlich wird das 

bei sehr leistungsorientierten Klassen, in denen sich ein enger Zusammenhang 

zwischen dem Ansehen der Schülerinnen und Schüler mit der Erfüllung der Leis-

tungsanforderungen zeigt. Außerdem liegt dem inneren System ebenfalls eine 

normative Ordnung zugrunde, die sich mit der Zeit immer stärker etabliert und 

mindestens ebenso viel Druck auf ihre Mitglieder ausübt, wie die des äußeren Sys-

tems. Kritisch merkt Ulich hier an, dass beide Systeme als Gegensätze dargestellt 

werden und das soziale innere System lediglich als sozialer Freiraum verstanden 

wird, mit dem Zweck, die Anforderungen des äußeren Systems ertragbar zu halten 

und diesem letztlich zuarbeitet. Diese rein funktionalistische Perspektive übersehe 

den Eigenwert des inneren 3ÙÓÔÅÍÓȟ ÉÎ ÄÅÍ ÓÉÃÈ ÅÉÇÅÎÓÔßÎÄÉÇÅ ȵ0ÅÒÓĘÎÌÉÃÈËÅÉÔÅÎ 

ÉÎ ÓÔßÎÄÉÇÅÒ )ÎÔÅÒÁËÔÉÏÎ ÕÎÄ ÓÏÚÉÁÌÅÒ !ÕÓÅÉÎÁÎÄÅÒÓÅÔÚÕÎÇȰ (Ulich 1977, 43) entwi-

ckelten. 

Auch Fend diskutiert diese beiden Ansätze von Parsons und Gordon unter dem 

Aspekt kompensatorischer Funktionen der Altersgruppe (vgl. Fend 1980, 194). 

1.2.3 Die dynamische Struktur bei Getzels/Thelen 

Die dritte Perspektive, die Ulich einholt, ist die auf die Schulklasse als dynamische 

Struktur nach Getzels und Thelen. Hier wird der Ansatz um zwei Aspekte erwei-

tert. Zum einen wird hier ein eigenständiges Verhalten in der Schulklasse ange-

nommen. Dieses ist zwar nicht losgelöst von den Bedingungen der Institution, wird 

aber auch nicht ausschließlich als Reaktion verstanden. Das Gruppenverhalten 

wird als eine Vermengung miteinander in Beziehung stehender Einflüsse und Be-

dingungen dargestellt. Dabei bedingt die institutionelle Seite die der sozialen Be-

ziehungen, es bleibt also umso mehr Raum für individuelle Bedürfnisse, wenn die 

institutionelle Seite diesen Raum auch zulässt (vgl. Ulich 1977, 46). Es werden ins-
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besondere zwei unterschiedliche Ausprägungen auseinandergehalten: (1)  die An-

passung der individuellen an die institutionell-normative Dimension, wobei sich 

das Verhältnis hier ungefähr vergleichbar zum Parsonsschen und Gordonschen 

Ansatz abzeichnet ɀ die sozialen Beziehungen stehen hier der Anpassungsfunktion 

der Schulklasse nach ɀ und (2) die Anpassung der institutionell-normativen an die 

individuelle Dimension, wobei hier die Interpretation der einzelnen Rolle im Rah-

men der gegebenen Möglichkeiten im Vordergrund steht. Ulich hebt heraus, dass 

hier ein Modell vorliegt, das viele Anknüpfungsmöglichkeiten bietet und durchaus 

mehrere Perspektiven zulässt. Allerdings weist er noch auf drei Leerstellen in die-

sem Modell hin: 1) nicht nur die Bedürfnisse der Individuen fließen in die Gruppe 

ein, sondern auch deren intellektuelle Fähigkeiten, 2) Wirkungen der Interaktio-

nen unter den Gruppenmitgliedern sind überhaupt nicht bedacht, 3) der Einfluss 

der Situation scheint nicht bedacht zu sein, denn ein Verhalten wird immer als eine 

Funktion der Person und der Situation verstanden (vgl. Ulich 1977, 48). 

1.2.4 Ulichs Konflikt-Theorie der Schulklasse 

Vor dem Hintergrund eines unbefriedigenden Forschungs- und Theoriestandes zur 

Schulklasse setzt Ulich an, eine eigene Theorie zu formulieren. Zunächst definiert 

er selbst die Schulklasse als Gruppe und begründet dies, ausgehend von den 

Zwangsaggregaten nach Weiß, folgendermaßen: Zu Schulbeginn ist eine Schulklas-

se eine unverbundene Menge an Einzelwesen, spezifischer bestimmt durch das 

Zusammensein im gleichen Raum, durch das Gerichtetsein auf die Lehrperson und 

den Unterricht und durch die von außen angelegten Normen (vgl. Ulich 1977, 59). 

Aus dem Zwangsaggregat entwickelt sich mit der Zeit eine Gruppe durch die Kon-

taktaufnahme, die Erweiterung kleiner Beziehungsgeflechte und die Fixierung ge-

meinsamer Vorstellungen und Verhaltensweisen. Vorläufig wird die Gruppengene-

se durch zwei Merkmale abgeschlossen: 1) die Gruppe ist für den Einzelnen ein 

Bezugssystem, das sein Handeln bestimmt, das Gefühl der Zugehörigkeit bestimmt 

sein Identitätsbewusstsein, es gibt ein Wir-Gefühl; 2) die Struktur der Gruppe hat 

einen gewissen Grad an Stabilität, es gibt eine selbstverständliche Aufgabenteilung 

und wirksame Normen. Die Schulklasse als Gruppe zeichnet aber aus, dass es in ihr 

eine Gleichzeitigkeit und vielfältige Verflechtungen von miteinander, nebeneinan-

der und gegeneinander gibt (vgl. Ulich 1977, 63).  



 154 

Insgesamt kommt Ulich am Ende zu einer neuen Theorie der Schulklasse ɀ aller-

dings zu einer Konflikt-Theorie, da es hier um Wettbewerb vor Kooperation und 

um Konkurrenz vor Solidarität geht. Hier findet sich also wiederum keine Grundla-

ge für einen Gemeingeist.  

Um wieder bei Ingenkamp, bzw. Geißler anzuknüpfen würde das bedeuten, dass 

Schule in der Perspektive von Schulklasse als soziales System in erster Linie Inter-

aktion und Kooperation zum Zwecke der Konkurrenz und des Wettbewerbs be-

deutet (vgl. Ulich 1977, 89ff.). 

1.3 Zu Funktionen von Schule bei Fend 

Im Hinblick auf die gesellschaftlichen Funktionen und Aufgaben von Schule hat 

Fend 1980 eine umfassende Analyse vorgelegt. An die Struktur seiner Theorie der 

Schule angelehnt, lässt sich eine Erhellung des Sachverhalts unter dem Aspekt der 

sozialisatorischen Funktion der Altersgruppe vornehmen.  

1.3.1 Die Altersgruppe in der Schule als Sozialisationsinstanz 

Fend blickt zunächst auf die Altersgruppe und auf folgende Fragen: Wie lässt sich 

die Beteiligung der Peers an der Sozialisation einordnen? Und: Lässt sich dabei 

eine Einübung von Rollen feststellen, die ɀ um sich an Parsons anzulehnen ɀ im 

Sinne der bestehenden Gesellschaft richtig und verantwortungsvoll angewendet 

werden können? Fend weist auf eine Untersuchung von Bronfenbrenner hin, die 

1977 veröffentlicht wurde und gezeigt hat, dass Jugendliche in der UdSSR weitaus 

stärker erwachsenenorientiert agieren und dieses Verhalten auch durch die 

Gleichaltrigen gestützt wird. Bronfenbrenner geht dabei davon aus, dass in westli-

chen Ländern wichtige Erziehungspotentiale verschenkt werden, weil seiner Mei-

nung nach die Altersgruppe in den westlichen Ländern nicht systematisch einbe-

zogen wird, obwohl diese nachgewiesenermaßen einen so großen Einfluss ausübt 

(vgl. Fend 1980, 195f.).  

Fend verweist auf eigene Untersuchungen zu diesem Bereich. Dabei stehen die 

Inhalte von Altersgruppen-Normen im Verhältnis zur Institution Schule im Zent-

rum des Interesses. Fend gibt zu bedenken, dass zunächst zu fragen sei, wie der 

Einfluss von Schule einzuordnen sei, die ja bereits selber Interaktionsinhalte vor-

gibt und normativ bewertet, also bestimmte Interaktionen belohnt und andere 

sanktioniert (vgl. Fend 1980, 199f.). Eine Zuspitzung erfährt das Interesse hin-

sichtlich der ɀ auch im Anschluss an Bronfenbrenner zu stellende ɀ Frage, ob sich 
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Gruppen institutionskonform oder entgegengesetzt orientieren. Bekanntermaßen 

werden ja häufig etwa Streber in der sozialen Gruppe abgestraft und es wird ver-

mutet, dass dies geschieht, um die Leistungsanforderungen nicht allzu sehr steigen 

zu lassen und im erträglichen Maß zu halten (vgl. ebd., 207). Dabei sei bislang un-

geklärt, ob Schulleistungen überhaupt das soziale Ansehen beeinflussen. Es könnte 

nämlich sein und eine Studie von Coleman lässt das vermuten, dass es bei der sozi-

alen Sanktionierung des Strebers gar nicht um die Schulleistungen geht, sondern 

vielmehr um das lehrerkonforme Verhalten der Streber (vgl. ebd., 207f.).  

Mit Ausnahme der männlichen Hauptschüler stellte sich in der Untersuchung von 

Fend heraus, dass gute Leistungen das Ansehen in der Gruppe unter bestimmten 

Bedingungen tatsächlich deutlich beeinflussen, allerdings nur dann, wenn sie ohne 

große Anstrengungen erbracht werden. Dieses gilt insbesondere für das Gymnasi-

um. An Haupt- und Realschulen ist es vor allem wichtig, sich nicht zu angepasst zu 

verhalten. Die Leistungen sind hier nicht so bedeutend. Fend hatte, um das Schul-

klima zu erfassen, vor allem die Schülerinnen und Schüler im Blick, die in der eige-

nen Gruppe einflussreich sind und demnach als Meinungsführer gelten können. 

Fend grenzt insgesamt vier Typen von Altersgruppen voneinander ab, wobei Ein-

stellungen und Verhalten der Schülerinnen und Schüler eine zentrale Rolle ein-

nehmen. (1) Die schulkonvergente Altersgruppe ist vor allem in Gesamtschulen 

anzutreffen und zeichnet sich durch eine hohe Identifikation mit der Schule und 

entsprechend geringe Einbußen im Einfluss auf die Gruppe bei offen bezeugtem 

Wohlbefinden oder bei geringer Nonkonformität aus. (2) Die konforme Alters-

gruppe zeigt sich vor allem bei Mädchen an Real- und Hauptschulen mit hoher 

Leistungsbereitschaft und -fähigkeit, die sich den Meinungen der Lehrer gegen-

über neutral verhalten. (3) Die ambivalent-oppositionelle Gruppe findet sich an 

Gymnasien oder Realschulen. Beliebte Schüler sind hier oft gute Schüler, die dabei 

aber offen verkünden, schlecht vorbereitet zu sein und sich nicht anzustrengen. In 

erster Linie aus männlichen Hauptschülern setzt sich die (4) schulentfremdete 

Altersgruppe zusammen. Hier haben schulische Einflüsse so gut wie keine Rele-

vanz. Opposition erscheint hier nicht reflektiert und zeichnet sich allein durch ab-

weichendes Verhalten aus (vgl. Fend 1980, 214ff.).  

Im Weiteren geht Fend der Frage nach, ob die großen Unterschiede zwischen den 

Altersgruppentypen rein zufällig bestimmt sind oder ob sich hierfür ȵÉÄÅÎÔÉÆÉÚÉÅr-

ÂÁÒÅ "ÅÄÉÎÇÕÎÇÅÎȰ ÚÅÉÇÅÎ (vgl. Fend 1980, 217f.). Es ließen sich integrierende wie 
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desintegrierende Bedingungen ermitteln. Umso größer die Leistungsstreuung in 

einer Schulklasse ist, umso eher finden sich Schülerinnen und Schüler in leistungs-

homogenen Geflechten zusammen. Sympathie- und Kontaktwahlen sind durch so-

ziale Herkunft beeinflusst. Das Bemühen der Lehrer um ein positives soziales Kli-

ma an der Schule geht auch mit einem positiveren Klima unter den Schülerinnen 

und Schülern einher. Auch scheint es Zusammenhänge zwischen der Organisati-

onsform und dem sozialen Klima zu geben. Wenn Lehrer sich beispielsweise um 

eine Kompensation besonders stark differenzierender Organisationsstrukturen 

bemühen, führt das offenbar zu integrierenden Verhältnissen unter den Schülerin-

nen und Schülern. 

Während Ulichs Perspektive auf die Schulklasse die enorme Bedeutung von Wett-

bewerb und Konkurrenz hervorhebt, erhellt Fend diesen Blickwinkel durch das 

Herausarbeiten bestimmter Bedingungen, die diese Verhältnisse beeinflussen. Da-

bei scheinen sowohl die unterschiedlich ausgeprägten heterogen zusammenge-

setzten Bedingungen eine Rolle zu spielen, und zwar in Bezug auf verschiedene 

Merkmale, wie Leistung, soziale Herkunft, als auch ein Bemühen der Schule durch 

integrierende Organisationsformen und Lehrerinnen und Lehrer, die ein positives 

soziales Klima im Blick haben.  

1.3.2 Die Sozialisationsfunktion von Schule 

Wenn nun die Aufgabe von Schule als gemeinsame Schule in der Sozialisation zu 

sehen ist und darin, dass Schule durch ÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅÎ 5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔ ȵÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅ 

'ÒÕÎÄÌÁÇÅÎ ÆİÒ ÄÉÅ :ÕÓÁÍÍÅÎÁÒÂÅÉÔ ÕÎÄ ÄÁÓ :ÕÓÁÍÍÅÎÌÅÂÅÎȰ ÓÃÈÁÆÆÅÎ ÓÏÌÌ (Geiß-

ler 1960, 65), dann stimmen die Ergebnisse doch nachdenklich. Schließlich finden 

sich bei Fend einerseits schulformspezifische Ausprägungen von Meinungen und 

Normen (vgl. Fend 1980, 223f.), die gesellschaftlich desintegrierend wirken kön-

nen.  

ĂWenn wir unterstellen, dass die Schule zentrale Trªgerin kultureller Traditionen 

ist und dass sich in ihren Bemühungen die offizielle Konzeption der freiheitlich-

demokratischen Grundordnung spiegelt, so kann dieses Kontrastprogramm ge-

rade im politischen Bereich zu einer Gefahr für die Stabilität eines freiheitlichen 

Rechtsstaates werden.ñ (Fend 1980, 224) 

 Zum Anderen zeigen sich ebenfalls bei Fend die sozialisatorischen Bedingungen in 

der Institution Schule in hohem Maße abhängig davon, inwiefern diese Funktion 

an der einzelnen Schule bewusst wahrgenommen wird. Dieser Befund würde aber 
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der gesellschaftlichen Aufgabe einer Institution zuwider laufen, da Schule diese 

Aufgabe für die gesamte Gesellschaft in vergleichbarer Weise übernehmen müsste. 

Blicken wir in diesem Zusammenhang auf die Sozialisationsfunktion von Schule, 

die ebenfalls bei Fend unter dem Stichwort der Legitimation ausführlich bearbeitet 

wird. BeÉ 0ÁÒÓÏÎÓ ÆÉÎÄÅÔ ÓÉÃÈ ÚÕ 3ÃÈÕÌÅȡ ȵÅÓ ÈÁÎÄÅÌÔ ÓÉÃÈ ÕÍ ÅÉÎÅ )ÎÓÔÁÎÚȟ ÄÕÒÃÈ ÄÉÅ 

einzelne Persönlichkeiten ausgebildet werden, um der Erfüllung von Erwachse-

ÎÅÎÒÏÌÌÅÎ ÍÏÔÉÖÁÔÉÏÎÓÍßħÉÇ ÕÎÄ ÔÅÃÈÎÉÓÃÈ ÇÅ×ÁÃÈÓÅÎ ÚÕ ÓÅÉÎȢȰ(Parsons 

1968/2008, 99)  

Fend beginnt mit seinen Überlegungen bei Durkheim, der wiederum konstatiert, 

dass nur der Staat zur Wiederherstellung des moralischen Konsens in der nach-

kommenden Generation in der Lage ist, und zwar vor allem durch das Erziehungs-

system. Wesentliche Bestandteile dieses Konsenses wären Respektierung der mo-

ralischen Autorität und Loyalität zum Staat. Während Durkheim einen normativen 

Konsens in der Gesellschaft sieht72, spricht Max Weber davon, dass Schule dazu 

diene, die Herrschaftsstrukturen in der Gesellschaft zu stabilisieren73 (vgl. Fend 

1980, 41). Beide Überlegungen kommen zu dem Schluss, dass Schule im Staat eine 

wichtige Aufgabe übernimmt, nämlich die Einstellungen und Haltungen zu erzeu-

gen, die für Erhaltung und Unterstützung gesellschaftlicher Verhältnisse wichtig 

sind. Fend fasst zusammen, dass der Haupteffekt von Schule sei, adäquate Haltun-

gen und Einstellungen für industrielle und kapitalistische Produktionsbedingun-

gen zu garantieren (vgl. ebd., 42). Dabei stehen nicht die beruflichen Qualifikatio-

nen im Vordergrund, sondern eher allgemeine Arbeitstugenden und industrielle 

Loyalitäten. Blömeke und Herzig stellen dies ebenfalls heraus, stellen aber in ihrer 

0ÅÒÓÐÅËÔÉÖÅ ÁÕÆ ÄÉÅ !ÍÂÉÖÁÌÅÎÚ ÄÅÒ 3ÏÚÉÁÌÉÓÁÔÉÏÎÓÆÕÎËÔÉÏÎ ÎÅÂÅÎ ÄÅÒ ȵ2ÅÐÒÏÄÕËÔi-

on des Berufs- und BeschäftigungswesenÓȰȟ ÄÉÅ ÚÉÅÌÇÅÒÉÃÈÔÅÔ ÅØÐÌÉÚÉÔ ÄÕÒÃÈ ÄÅÎ 

5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔ ÇÅÓÉÃÈÅÒÔ ×ÅÒÄÅÎ ÓÏÌÌȟ ÇÌÅÉÃÈÆÁÌÌÓ ÄÉÅ ȵ2ÅÐÒÏÄÕËÔÉÏÎ ÄÅÓ ÐÏÌÉÔÉÓÃÈÅÎ 3Ùs-

ÔÅÍÓȰ ÈÅÒÁÕÓȟ ÄÉÅ ÉÍÐÌÉÚÉÔ İÂÅÒ ÄÉÅ 6ÅÒÍÉÔÔÌÕÎÇ ÇÒÕÎÄÌÅÇÅÎÄÅÒ .ÏÒÍÅÎ ÚÕÍ :×e-

                                                        
72

 Gesellschaft ist bei Durkheim arbeitsteilige Gesellschaft und in hohem Maße moralische Institution. 

Gesellschaft besteht durch einen Respekt gegenüber der moralischen Autorität und der ihr entgegenge-

brachten Loyalität. So soll hier Gesellschaft vor allem reproduziert werden, der Konsens unterstellt eine 

herbeigeführte Einigung, die dann eine Reproduktion legitimiert (vgl. Durkheim 1902/2008, 45ff.).  
73

 Im Gegensatz zu Durkheim geht es bei Max Weber nicht um eine inhaltliche Ausrichtung der Gesell-

schaft, sondern um das strukturale Moment der Herrschaftsordnung. Dabei unterscheidet er etwa die 

traditionale und die bürokratische Gesellschaft. In der traditionalen wird die Gesellschaft durch eine klei-

ne Gruppe beherrscht, Schule dient hier vor Allem dazu, dieses System zu erhalten. In einer bürokrati-

schen Gesellschaft gewinnt Rationalität über Technologie und Wissenschaft an Bedeutung. Schule soll 

hier unabhängig von der sozialen Stellung Experten hervorbringen. 
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cke der Akzeptanz bestehender Hierarchiestrukturen erfolge (vgl. Blömeke/Herzig 

2009, 18). 

Die gesellschaftlichen Aufgaben von Schule sind selbstredend stark davon abhän-

gig, wie eine Gesellschaft strukturiert ist.74 Klar ist aber, dass der Staat gegenüber 

der Schule bestimmte Ansprüche formuliert75. Schule hat dem Staat gegenüber 

einen Auftrag zu erfüllen und dieser liegt sicher auch darin, Kinder auf ihre Rolle in 

der Gesellschaft vorzubereiten. Ob diese nun darin zu sehen ist, ob etwa eher be-

stehende Herrschaftsstrukturen legitimiert werden oder Schule im Sinne einer 

Weiterentwicklung der Gesellschaft quer zu bestehenden Strukturen Experten 

hervorzubringen hat, wird meine Arbeit nicht einholen können. 

Dennoch sind aktuell Entwicklungen im Gang, die nicht übersehen werden können. 

Hurrelmann weist auf aktuelle Veränderungsprozesse im Bereich des Erziehungs- 

und Bildungssystems hin, die sich auch auf die sozialisatorische Funktion auswir-

ËÅÎȢ :ÕÎÅÈÍÅÎÄ ÁÎ "ÅÄÅÕÔÕÎÇ ÇÅ×ÉÎÎÅÎ ÎÁÃÈ ÓÅÉÎÅÒ !ÎÓÉÃÈÔȟ ȵÅÉÎÅÎ +ÏÎÓÅÎÓ ÁÎ 

Grundwerten und gemeinsamen sozialen Umgangsformen in der [pluralistischen] 

'ÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔ ÓÉÃÈÅÒÚÕÓÔÅÌÌÅÎȰ ÕÎÄ ÖÅÒÓÔßÒËÔ +ÏÍÐÅÔÅÎÚÅÎ ÉÍ "ÅÒÅÉÃÈ ÄÅÒ ȵ3ÅÌÂÓt-

ÏÒÇÁÎÉÓÁÔÉÏÎȰ ÈÅÒÁÕÓÚÕÂÉÌÄÅÎȟ ÕÍ ÅÉÎÅÒÓÅÉÔÓ ÄÅÎ ȵ"ÅÓÔÒÅÂÕÎÇÅÎ ÎÁÃÈ ÐÅÒÓĘÎÌÉÃÈÅÒ 

Selbstverwirklichung [...] bis zu den individualisierten Konzepten für die Lebens-

ÆİÈÒÕÎÇȟ ÄÉÅ ÈÅÕÔÅ ÃÈÁÒÁËÔÅÒÉÓÔÉÓÃÈ ÓÉÎÄȰ ÕÎÄ ÁÎÄÅÒÅÒÓÅÉÔÓ ÄÅÎ ÓÃÈÎÅÌÌÅÒ ÁÂÌÁÕÆÅn-

den Prozessen gesellschaftlicher Veränderungen gerecht zu werden (Hurrelmann 

2006, 214ff.). Auch Preuss-Lausitz postuliert veränderte Schlüsselkompetenzen 

für demokratisch-pluralistische Gesellschaften und beruft sich dabei auf die UNE-

SCO:  

Ălearn to know (lernen wie man lernt); learn to do (handlungsfähig zu werden); 

learn to be (Ich-Identität zu erwerben); learn to live together (demokratisches 

und tolerantes verhalten zu praktizieren).ñ (Preuss-Lausitz 2009, 95f.)  

Im Zusammenhang mit weitreichenden Veränderungen von Schule, etwa einer 

Abschaffung von Ziffernnoten, einer Abstimmung von Lerninhalten mit Schülerin-

nen und Schülern, einem veränderten Verständnis von Fehlern, insgesamt einer 

Öffnung von Schule und ähnlichem mehr stellt Fölling-Albers eine Entscholarisie-

                                                        
74

 Das gesellschaftliche System soll und kann an dieser Stelle nicht analysiert werden. Dazu sei, zumin-

dest zum Verständnis der Fendschen Ausführungen auf die Idee des Spätkapitalismus von Habermas 

verwiesen (vgl. Habermaß 1973). 
75

 Dazu sei ebenfalls verwiesen auf die Ausführungen von Giesecke, der darlegt, dass die Gesellschaft, 

die Schule mit erheblichen finanziellen Mitteln bereitstellt, auch durchaus legitimiert ist, bestimmte An-

forderungen an Schule zu formulieren (vgl. Giesecke 1996, 200ff.). 
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rung der Schule fest, allerdings gewissermaßen als Gegenbewegung auch eine 

Scholarisierung der Freizeit (vgl. Fölling-Albers 2000, 121ff.). 

1.3.3 Zu sozialisatorischen Bedingungen in Sozialisationsinstanzen 

Wenn nun Gesellschaft mit der Schule eine Sozialisationsinstanz einrichtet, sind 

auch die Strukturen der Institution sozialisationsrelevant, stellt Zeins sehr deutlich 

heraus (vgl. Zeins 2009, 89). Dies beginnt bei der Frage, ob und wie Schülerinnen 

und Schülern eigene Rechte und Möglichkeiten in Bezug zu ihrem Bildungsprozess, 

ÅÔ×Á İÂÅÒ 0ÁÒÔÉÚÉÐÁÔÉÏÎȟ ÚÕÇÅÓÐÒÏÃÈÅÎ ×ÅÒÄÅÎ ÕÎÄ ÒÅÉÃÈÔ İÂÅÒ ÄÉÅ ȵ)ÎÈÁÌÔÅ ɍȢȢȢɎȟ ÄÉÅ 

Methoden [... sowie] alle verbalen und nonverbalen Handlungen zwischen Lehr-

ËÒßÆÔÅÎ ÕÎÄ (ÅÒÁÎ×ÁÃÈÓÅÎÄÅÎ ÓÏ×ÉÅ ÉÎÎÅÒÈÁÌÂ ÄÅÒ 3ÃÈİÌÅÒÇÒÕÐÐÅȰ (ebd.) bis zur 

Organisation von Lerngruppen. Dass die Jahrgangsklasse ganz andere sozialisato-

rische Bedingungen liefert als eine jahrgangsübergreifende Schulklasse ɀ und diese 

sich wiederum je nach der Form der Jahrgangsmischung ebenfalls unterscheiden ɀ 

scheint selbstverständlich. Mischo stützt diese Anmerkungen unter Berufung auf 

den ökosystemischen Ansatz76 von Bronfenbrenner (vgl. Mischo 2009, 433ff.).  

Dabei müssten die mittlerweile sehr unterschiedlichen Formen der Organisation 

entsprechend analysiert werden. Interessant mag aber auch die Frage danach sein, 

welche Bedingungen die Gesellschaft/der Staat über die jeweils geltenden Schul-

gesetze überhaupt zulässt. Es wäre und bleibt ebenfalls zu fragen, inwieweit sich 

die Situation seit den Arbeiten von Fend und Ulich, seit der in den letzten Jahren 

zunehmenden Diversifizierung der schulischen Bedingungen und seit der Einrich-

tung der Schuleingangsstufe verändert haben. Hier liegt offenbar eine große und 

wichtige Aufgabe brach, die in den letzten Jahren aufgrund einer verstärkten Kom-

petenz- und Effizienzorientierung aus den Augen verloren wurde. Fend hat in sei-

ner Neuen Theorie der Schule aus dem Jahr 2006 seine Perspektive auf das Ver-

hältnis von Bildungs- und politischem System deutlich verändert. Heute steht für 

ihn Schule als Gesellschaftsvertrag, als Übungsstätte demokratischen Handelns 

und Ort reflektierter politischer Bildung im Mittelpunkt. Die Beziehungen von 

Schule und Herrschaft würden aktuell klarer und gelassener betrachtet, als noch 

1980 (vgl. Fend 2006, 46f.)Ȣ ȵ3ÃÈİÌÅÒÉÎÎÅÎ ÕÎÄ 3ÃÈİÌÅÒ ×ÅÒÄÅÎ ÁÎ ÅÉÎÅÎ ÅØÐÌÉÚÉÔ 

                                                        
76

 Der ökosystemische Ansatz sieht ein System aus unterschiedlichen konzentrischen Ebenen vor, die 

miteinander in Beziehung stehen. Dabei wirkt sich eine Veränderung auf der Makroebene (z.B. Verände-

rung des Lehrplans) über Effekte der anderen Ebenen (institutionelle Veränderungen, um die Verände-

rungen im Lehrplan umsetzen zu können) auf das Individuum aus. 
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gerechtfertigten Rechtsrahmen gewöhnt und sie wissen, dass sie bei entsprechen-

der Leistung und eigenem VerhalteÎ ÁÕÃÈ ÒÅÃÈÔ ÂÅËÏÍÍÅÎȰ (vgl. ebd., 47), so 

Fend. Es wäre aber zu fragen, ob hier nicht ausgeblendet wird, dass der Rechts-

rahmen die Leistungsfähigkeit von Schülerinnen und Schülern massiv beeinflusst 

(etwa über die Mechanismen der schulischen Selektion, die immer noch stark mit 

der sozialen Herkunft korreliert oder über das Konzept institutioneller Diskrimi-

nierung). Fend gibt immerhin an, dass es sich bei dieser Darstellung um ein Ideal 

handelt, das noch empirischer geprüft werden müsse. 

Einen durchaus erhellenden Beitrag liefert Röbe in einer Ausgabe der Grundschul-

zeitschrift. Sie hebt ebenfalls darauf ab, dass gesellschaftliche Bedingungen für so 

etwas wie eine Klassengemeinschaft grundlegend sind und verweist dabei auf 

Heinrich Roth, der klarstellt, dass ÉÎ ÓÅÉÎÅÍ 6ÅÒÓÔßÎÄÎÉÓ ȵ,ÅÒÎÅÎ ɍȢȢȢɎ ÄÅÒ ÆİÒ ÄÉÅ 

ȴ-ÅÎÓÃÈ×ÅÒÄÕÎÇȭ ÄÅÓ -ÅÎÓÃÈÅÎ ÅÎÔÓÃÈÅÉÄÅÎÄÅ 0ÒÏÚÅÓÓȰ ÉÓÔ ÕÎÄ ȵÁÕÃÈ ÄÉÅ ÆÒÅÉÈÅÉt-

lichen und zugleich verbindlichen Kooperationsformen in einer modernen Gesell-

schaft [...] nicht das Produkt glücklicher Instinkte rassisch oder ethnologisch be-

ÖÏÒÚÕÇÔÅÒ 'ÒÕÐÐÅÎȟ ÓÏÎÄÅÒÎ ÄÁÓ %ÒÇÅÂÎÉÓ ÖÏÎ ÓÏÚÉÁÌÅÎ ,ÅÒÎÐÒÏÚÅÓÓÅÎȰ (Roth, zit.n. 

Röbe 2005, 10) ÓÉÎÄȢ !Î ÁÎÄÅÒÅÒ 3ÔÅÌÌÅ ÆÏÒÄÅÒÔ 2ÏÔÈ ÅÎÅÒÇÉÓÃÈȟ ÄÁÓÓ ÄÉÅ ȵ%ÎÔ×ÉÃk-

lung der Sozialeinsichten durch Erziehung [...] zum Erziehungsauftrag aller Men-

ÓÃÈÅÎ ×ÉÒÄȰ (Roth, zit.n. ebd.). Roth spricht in diesem Zusammenhang auch von 

der Bedeutung einer Solidaritätsfähigkeit für die Gesellschaft, was darauf hinweist, 

was die Bedeutung ethisch/moralischer Wertmaßstäbe in der Erziehung ɀ aber 

dann ja eben auch in der Sozialisationsinstanz Schule ɀ hervorhebt. Röbe bezieht 

ÄÉÅÓ ÎÕÎ ÁÕÆ 7ÅÉÎÅÒÔ ÕÎÄ ÄÉÅ %ÒËÅÎÎÔÎÉÓȟ ÄÁÓÓ -ÅÎÓÃÈÅÎ ȵÎÕÒ ÄÁÓ ÌÅÒÎÅÎȟ ×ÏÒÁÕÆ 

ÓÉÃÈ ÉÈÒÅ !ÕÆÍÅÒËÓÁÍËÅÉÔ ÂÅ×ÕÓÓÔ ÏÄÅÒ ÕÎÂÅ×ÕÓÓÔ ÒÉÃÈÔÅÔȰ (Röbe ebd.). Dies wie-

derum bringt mit sich, dass die Aufmerksamkeit der Schulklasse auf die Klassen-

gemeinschaft gerichtet werden müsste um Klassengemeinschaft als Produkt von 

Lernprozessen überhaupt zu ermöglichen, wenn eine Klassengemeinschaft gewollt 

ist (vgl. Röbe ebd., 9).  

1.4 Erziehung zur Mündigkeit? 

Die bislang zusammengetragenen theoretischen Bezüge zur Schulklasse stimmen 

nicht besonders optimistisch in Bezug auf die Aufgabe der Schule zur Schaffung 

gemeinsamer Grundlagen für die Zusammenarbeit und das Zusammenleben. Sie 
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weisen mehr darauf hin, dass die Schulklasse77 einen Sozialverband darstellt, der 

geprägt ist von Konkurrenz und Wettbewerb, in Abhängigkeit von den gegebenen 

vorliegenden Bedingungen der Einzelschule.78  

Nun hat Schule neben der Sozialisationsfunktion gleichfalls eine Selektions- oder 

Allokationsfunktion. Die Zuweisung von Lebenschancen folgt eben genau den Aus-

prägungen der jeweils vorliegenden Legitimierungsnotwendigkeit. Soll Schule die 

nachkommende Generation auf ihre Rollen in der Gesellschaft vorbereiten, vergibt 

sie die besten Chancen an diejenigen, die den jeweils vorherrschenden gesell-

schaftlichen Anforderungen am ehesten gerecht werden. Neuere Untersuchungen 

kommen wie wir wissen zu Ergebnissen, die der Schule sowohl eine Vergabe von 

Chancen nach Kriterien der Leistung (Expertentum) wie nach sozialen Kriterien 

(bestehende Herrschaftsstrukturen) bescheinigen (vgl. Sacher 2004, 17f.). Da es 

keinen erkennbaren gesellschaftlichen Diskurs über die Vorstellungen gesell-

schaftlicher Reproduktion, über die Aufgaben und Funktionen von Schule gibt, 

lässt sich die Situation der Gesellschaft vielleicht am ehesten daran ablesen, welche 

Prozesse der Reproduktion in ihrem staatlich institutionalisierten Erziehungssys-

tem ablaufen. Erziehung zur Brauchbarkeit und Erziehung zur Mündigkeit ɀ in un-

seren Schulen wird offenbar beides bedient. Das ist allerdings genau so wenig neu 

wie erstaunlich. Das ist auch legitim, es wäre aber zu fragen, ob nicht eine Fokus-

sierung auf eine Erziehung zur Mündigkeit eine Erziehung zur Brauchbarkeit unter 

dann ganz anderen Bedingungen implizieren würde und ob nicht eine Betrach-

tung, die diese Erziehungsziele als sich ergänzende Gegensätze aufgreift, zu kurz 

greift.79  

Die daraus erwachsenen Schwierigkeiten werden bei unterschiedlichen Autoren 

auf verschiedenen Ebenen aufgegriffen.80 In einem Gespräch im Frankfurter Funk-

                                                        
77

 und hier eben als Jahrgangsklasse bei Ulich und bei Fend 
78

 Möglicherweise ist darin auch das Gemeinsame zu sehen, wenn dies auch kaum mit Schleiermachers 

Gemeingeist in Einklang zu bringen ist, der ja gerade die zersetzenden Tendenzen nicht durch das Erzie-

hungssystem forciert wissen will. 
79

 Man kann übrigens durchaus der Auffassung sein, dass sich bei Herbart mit seiner Vorstellung von 

Unterricht und Zucht genau dieser Gedanke wiederfindet (natürlich muss Herbart hier auch in seiner 

Historizität gelesen werden) (vgl. v. Hentig 2004, 49). 
80

 So korrespondiert diese Problematik in hohem Maß mit unterschiedlichen Verständnissen des Bil-

dungsbegriffs, der eine Auseinandersetzung von Ich und Welt ins Zentrum stellt. Zwei exponierte Bei-

spiele wären die Allgemeinbildung nach Klafki, die mit der Selbstbestimmungs-, der Mitbestimmungs- 

und der Solidaritätsfähigkeit drei Grundfähigkeiten umfasst, die eine gesellschaftliche Perspektive mit 

einschließen, und der Bildungsbegriff Hentig´scher Prägung. Beiden Bildungsbegriffen ist ein normatives 

Verständnis von Schule und Gesellschaft eingeschrieben. Das Verständnis der Allgemeinbildung bei 

Klafki bezieht sich zudem unter anderem auf epochaltypische Schlüsselprobleme, was den Bildungsbe-

griff flexibilisiert. 
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haus, das als Radiosendung ausgestrahlt wurde, monieren Adorno und Becker ein-

dringlich die durch das deutsche Bildungssystem reproduzierte Unmündigkeit. 

Gleichwohl stellen sie mit Bezug auf Kant auch fest, dass diese Unmündigkeit 

ÓÅÌÂÓÔÖÅÒÓÃÈÕÌÄÅÔ ÓÅÉȟ ×ÅÎÎ ÉÈÒÅ 5ÒÓÁÃÈÅÎ ÁÍ -ÁÎÇÅÌ ȵÄÅÒ %ÎÔÓÃÈÌÉÅħÕÎÇ ÕÎÄ ÄÅÓ 

-ÕÔÅÓ ÌÉÅÇÅÎȟ ÓÉÃÈ ÓÅÉÎÅÒ ÏÈÎÅ ,ÅÉÔÕÎÇ ÅÉÎÅÓ ÁÎÄÅÒÅÎ ÚÕ ÂÅÄÉÅÎÅÎȰ (Adorno 1971, 

33). In einer aktuellen Veröffentlichung befasst sich Wiater mit Funktionen und 

Aufgaben der Schule und sieht Schule mit ambivalenten Aufgaben konfrontiert. 

Einerseits ist sie ein gesellschaftliches  

ĂSubsystem und steht neben und in Beziehung zu anderen Subsystemen wie 

etwa dem Politischen System, dem Wirtschafts- und Beschäftigungssystem, 

dem Freizeitsystem, dem Wissenschafts- und Forschungssystem, dem kultu-

rell-ästhetischen System, dem weltanschaulichen System. Die Subsysteme bil-

den zusammen das Sozialsystem Gesellschaft.ñ (Wiater 2009, 66)  

In diese Struktur eingebunden übernimmt die Schule wichtige Aufgaben in Bezug 

auf Ausbildung und Vermittlung von Grundwerten und Grundverhaltensweisen, im 

Sinne gesellschaftlicher Reproduktion. Andererseits ist Schule aber auch eine pä-

dagogische Institution, die Schülerinnen und Schüler zur Mündigkeit erziehen soll 

und entsprechend emanzipativ zur Gesellschaft steht. Wiater:  

ĂIn der demokratischen Gesellschaft ist die Schule daher funktional und zu-

gleich dysfunktional zum jeweils Bestehenden, weil es ihre Aufgabe ist, Kindern 

und Jugendlichen zur Selbstbestimmung, Eigenverantwortlichkeit und Reflexivi-

tät zu verhelfen. Unterrichten und Lernen, Schulorganisation, Schuladministra-

tion und Schulrecht müssen sich daher befragen lassen, ob sie in Funktionen 

und Aufgaben dieses Ziel der Schule realisieren helfen oder ob sie es eher be-

hindern, welche Personalisationseffekte von den äußeren Rahmenbedingungen 

und den inneren Prozessen der Schule ausgehen. Denn organisationssoziolo-

gisch betrachtet bringt die Schule eine bestimmte Autoritäts-, Kommunikations- 

und Rollenstruktur mit sich, ist bürokratisiert mit einer Tendenz zur Entpersönli-

chung, Beharrung, Verrechtlichung und Formalisierung. Unter erziehlichem Ge-

sichtspunkt sollte die Schule aber als eine relativ selbständig funktionierende 

Institution Gestaltungs- und Handlungsfreiräume für die Entwicklung autono-

men und kreativen Verhaltens von Kindern und Jugendlichen nutzen kºnnen.ñ 

(ebd., 67)
81

 

                                                        
81

 Hier sind auch Parallelen zu den Antinomien des Lehrerhandelns von Helsper auszumachen, in denen 

etwa der Widerspruch von Fördern und Auslesen als spezifische Ausformung für die konstitutiven Anti-

nomien verstanden wird (vgl. Helsper 2000, 152). Die Parallele tritt insbesondere in den Vordergrund, 

wenn Fördern in einem Sinne verwendet wird, wie dies im Kapitel zur Schuleingangsstufe skizziert wird 

(vgl. Kap. C.2.3.1) . 
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1.5 Fazit 

Ausgeblendet wurde in diesem Kapitel das Feld aktueller Zugänge an Schulklassen, 

die sich sehr stark der Gleichaltrigenkultur oder ritueller Praxen in der Schule (vgl. 

Breidenstein/Kelle 1998; Breidenstein 2006; Wagner-Willi 2005; Kellermann 

2008) zuwenden. Diese Studien erhellen zwar den Blick auf die soziale Struktu-

riertheit von Schulklassen immens, blenden aber andererseits die Funktionen von 

Schule bewusst aus.82 Genau diese aber setzen die Kinder in Schule selbst voraus, 

wie sich in meiner Untersuchung gezeigt hat. 

In unterschiedlichen Betrachtungsweisen auf Schule und die Schulklasse konnten 

keine klaren Hinweise auf die Herausbildung einer Klassengemeinschaft gefunden 

werden. Mit dem Blick auf die sozialen Interaktionsformen zeigt sich, dass für 

Schülerinnen und Schüler die Mitschüler und Mitschülerinnen bedeutsame Be-

zugspersonen darstellen, allerdings nicht in der Form, dass sich eine Gruppe for-

mieren würde, die durchgängig gemeinsame Normen und Werthaltungen teilt, was 

dann evtl. als Klassengeist zu bezeichnen wäre. Vielmehr zeigt sich aus dieser Per-

spektive, dass sich in Schulklassen ɀ so auch in Grundschulen ɀ kleinere soziale 

Geflechte und Cliquen herausbilden und zentrale Figuren sowie Außenseiter aus-

zumachen sind. Schulklassen stellen immer noch Zwangsaggregate dar, in denen ɀ 

um die Perspektive auf Schule als Subsystem der Gesellschaft einzuholen ɀ , be-

dingt durch unterschiedliche Mechanismen, unter die auch die Legitimations- oder 

Sozialisationsfunktion und die Selektionsfunktion der Schule fallen, Konkurrenz 

und Wettbewerb vor Interaktion und Kooperation gehen. Die Schulklasse als 

Zwangsaggregat erfüllt sicher auch die Funktion, sich in Zwangsaggregaten zu ar-

rangieren und soziale Beziehungen herauszubilden.  

$ÉÅ !ÕÆÇÁÂÅ ÖÏÎ 3ÃÈÕÌÅȟ ȵÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅ 'ÒÕÎÄÌÁÇÅÎ ÆİÒ ÄÉÅ :ÕÓÁÍÍÅÎÁÒÂÅÉÔ ÕÎÄ 

ÄÁÓ :ÕÓÁÍÍÅÎÌÅÂÅÎ ÚÕ ÓÃÈÁÆÆÅÎȰ (Geißler 1960, 65), kann durchaus auch in Be-

ziehung gesehen werden zur Legitimations- und Sozialisationsfunktion der Schule. 

Hier zeigen sich ambivalente Strukturen, die einerseits emanzipativ auf eine kriti-

sche Reflektion und Weiterentwicklung der Gesellschaft, andererseits auf tradie-

rende Reproduktion der gesellschaftlichen Strukturen gerichtet sind. Dies ist aller-

                                                        
82 

Auf einen Teil dieser Studien wird in anderen Zusammenhängen zurückzukommen sein, etwa im Kapi-

tel zum Übergang in die Grundschule, bei dem die Perspektive der Kinder in der theoretischen Auseinan-

dersetzung stärker eingeholt wird oder im Kapitel zur Rückbindung meiner eigenen Ergebnisse an die 

Theorie. 
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dings dem Bildungssystem immanent und läuft gemeinsamen Grundlagen zu-

nächst nicht zuwider. Unter Einbeziehung älterer Forschungsergebnisse, die die 

Bedeutung der Schulform und der Einzelschule in Bezug auf diese Funktion her-

ausstellen und andererseits die Problematik der Beziehung von Bildungskarrieren 

und sozialer Herkunft herausstellen sowie der Tatsache, dass sich keine aktuelle-

ren Ergebnisse finden lassen, die das entkräften, müssen gemeinsame Grundlagen 

angezweifelt werden, wenn sich gemeinsam nicht nur auf eine Schulklasse, son-

dern auf das gesellschaftliche Subsystem der nachkommenden Generation bezieht. 

Schule müsste dann in Bezug auf die heterogene Gesellschaft ein schlüssiges Ange-

bot machen können, das gemeinsame Grundlagen schafft.  

Auf das Herausbilden gemeinsamer Grundlagen für das Zusammenleben und Zu-

sammenarbeiten hat allerdings nicht die Jahrgangsklasse das Monopol. Im Gegen-

teil stellt gerade mit Ingenkamps Argumentation die jahrgangsübergreifende 

Lerngruppe die in dieser Perspektive bessere Alternative dar, wenn es darum geht, 

zu lernen, sich mit Verschiedenen zu arrangieren, da hier die Verschiedenheit zum 

0ÒÉÎÚÉÐ ÅÒËÌßÒÔ ×ÉÒÄ ÕÎÄ ȵÚÕÍ -ÏÔÏÒ ÖÉÅÌÅÒ ,ÅÒÎÐÒÏÚÅÓÓÅȰ (Laging 2003a, 22). Das 

gilt umso mehr für das Konzept einer jahrgangsübergreifenden Schuleingangsstu-

fe, die ohne Zurückstellungen alle schulpflichtigen Kinder aufnimmt und allen Kin-

dern ein schlüssiges Angebot machen muss. Um diese Überlegungen zu vertiefen 

soll im nächsten Kapitel der Fokus auf der Verschiedenheit der Kinder, auf der He-

terogenität in Schulklassen, gelegt werden. 

2 Die Schulklasse als Ort für verschiedene Kinder 

 

Die Auseinandersetzung mit der Heterogenität innerhalb von Lerngruppen hat seit 

einiger Zeit Konjunktur in der Schulpädagogik. Wischer bezeichnet den Diskurs als 

ȵÓÃÈÕÌÐßÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅÎ ȴ$ÁÕÅÒÂÒÅÎÎÅÒȭȰȟ ÄÅÒ ȵÚÕÎßÃÈÓÔ ÅÉÎÍÁÌ ÅÉÎ ËÏÎÓÔÉÔÕÔÉÖÅÓ 

ProbÌÅÍ ÄÅÒ ÍÏÄÅÒÎÅÎ 3ÃÈÕÌÅȰ ÄÁÒÓÔÅÌÌÔ ÕÎÄ ÉÎ ÊİÎÇÅÒÅÒ 6ÅÒÇÁÎÇÅÎÈÅÉÔ ȵÖÏÒ ÁÌÌÅÍ 

in den 1970er Jahren außerordentlich hohe Priorität besaß. [...] Eine neue, mit den 

1970er Jahren durchaus vergleichbare schulpädagogische Relevanz zeichnet sich 

ÎÕÎ ÆİÒ ÄÉÅ ςπππÅÒ *ÁÈÒÅ ÁÂȰ (2009, 70). Als ein konstitutives Merkmal von Schul-

klassen findet die Auseinandersetzung um die Verschiedenheit in der Lerngruppe 
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mit Comenius83, Trapp oder Herbart in der Geschichte der Schule bekannte Vertre-

ter (vgl. Tillmann 2007b, 25; s.o. Kap. B.1). 

2.1 Komparative Kriterien 

 

In der Schulpädagogik lassen sich unterschiedliche Zugänge an Heterogenität 

ausmachen. In mehreren Texten hat Prengel mittlerweile mit der Veränderlichkeit, 

der Unbestimmtheit und der Verschiedenheit drei Bedeutungsebenen des Begriffs 

näher bestimmt84. Für die Verschiedenheit, so Prengel, sei immer ein komparatives 

Kriterium zu bestimmen, an dem die Unterschiede festgemacht werden können 

(vgl. Prengel 2005, 21).  

In einer Vielzahl von Texten zur Heterogenität von Schülerinnen und Schülern ge-

schieht der Zugriff über eine Operationalisierung des Begriffs in Bezug auf einzelne 

Schülermerkmale. Um eine Aussage über Verschiedenheit treffen zu können, muss 

der unbestimmte Begriff an bestimmten Merkmalen festgemacht werden. Ross-

ÂÁÃÈ ÂÅÓÃÈÒÅÉÂÔ ȵËÏÎËÒÅÔ ÇÅÇÅÂÅÎÅ (ÅÔÅÒÏÇÅÎÉÔßÔ ÁÕÆ ÄÅÒ "ÁÓÉÓ ÅÍÐÉÒÉÓÃÈÅÎ &Ïr-

ÓÃÈÕÎÇÓ×ÉÓÓÅÎÓȰ (Rossbach 2005, S. 176) und findet diese in den Indikatoren Leis-

tung, Alter, familiale Merkmale und Herkunft. Opp/Speck-Hamdan betrachten 

(2001) Merkmale aus dem Kontext der Entwicklungspsychologie, allgemeine Ent-

wicklungsrisiken (Armut, Geschlecht, Migrationshintergrund)  und spezielle Stö-

rungsbilder (Gefühls- und Verhaltensstörungen, Aufmerksamkeitsstörungen und 

weitergehende Störungsbilder) (vgl. Opp/Speck-Hamdan 2001, S. 175ff.). Es lassen 

sich zahlreiche weitere Beispiele für diese Methode wissenschaftlicher bzw. erzie-

hungswissenschaftlicher Herangehensweise an Verschiedenheit von Kindern fin-

den. Es werden bestimmte Merkmale festgelegt, in Bezug auf die sich Verschieden-

heit zeigt und quantifizieren lässt.  

                                                        
83

 Comenius Ziel war es, Alle alles zu lehren, Ăso sehr sie sich auch in ihren Anlagen unterscheidenñ 

(Comenius 1657/1992, 70f.). In Comenius Perspektive stellte die Verschiedenheit Ăder geistigen Anlagen 

[...] eine Anomalieñ dar, Ăebenso wie die Krankheiten eines Kºrpers Anomalien [...] sindñ (ebd.), die 

durch eine Methode auszugleichen ist. 
84

 Heterogen wird von Prengel mit dem Verweis auf die Kategorienlehre des Aristoteles in drei Bedeu-

tungen aufgefächert: (1) Verschiedenheit meint anders oder inkommensurabel. Letzterer ist ein Begriff 

aus der Mathematik, der von Prengel im Bezug auf die Pädagogik der Vielfalt ausführlich erläutert wird 

(vgl. Prengel 1995, 31f.). Verschiedenheit benötigt eine Gleichheitsaussage (verschiedene Sprachen ha-

ben zum Beispiel gemein, dass es sich um Sprachen handelt). (2) Veränderlichkeit beschreibt Heterogeni-

tät als prozesshaft, dynamisch. Veränderlichkeit beschreibt etwa Veränderungen während der Lebens-

spanne oder entwicklungsbezogene Diagnostik, die nur vorläufig gültige Hypothesen formuliert. (3) Un-

bestimmtheit meint auch unsagbar, unbegreiflich und stellt heraus, dass Realität nicht abgebildet werden 

kann. (vgl. Prengel 2005, 21)  
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Roßbach fasst dankenswerterweise in mehreren Aufsätzen den Stand der For-

schung zusammen. Ich lehne mich hier an seine Systematik an und ergänze um 

wenige weitere Punkte, die relevant erscheinen (vgl. Roßbach 2005; 1996; auch 

2003). 

2.1.1 Schulleistungen 

 

Fölling-Albers berichtet 1995 über die subjektive Zunahme von Heterogenität aus 

der Perspektive von Lehrerinnen und Lehrern in den Bereichen intellektueller, 

sozialer und emotionaler Entwicklung unter dem Begriff der Entwicklungsschere 

(vgl. 1995, 43f.).  

In der SCHOLASTIK Studie zeigen sich auf interindividueller Ebene erhebliche Un-

terschiede in den Leistungen, vor allem im Lesen und Rechtschreiben (vgl. Schnei-

der/Stefanek/Dotzler 1997, 117f.; Stern 1997, 170). Die Studie belegt für die un-

tersuchten 54 Klassen aber darüber hinaus einen umgekehrten Schereneffekt, das 

heißt die Unterschiede zwischen den leistungsstärkeren und leistungsschwäche-

ren Kindern einer Klasse nehmen im Laufe der Grundschulzeit ab (vgl. Schnei-

der/Stefanek/Dotzler 1997, 122). Prengel interpretiert dieses Ergebnis als einen 

Beleg dafür, dass die Grundschulen ihrem Auftrag allen Kindern eine grundlegende 

Bildung zu vermitteln, nachkommen (vgl. Prengel 1999, 21).  

Rabenstein, Schorch und Treinies haben Schulleistungen im Anfangsunterricht 

erhoben. Auch hier zeigen sich sehr divergente Leistungsbilder. Die Autoren ver-

ÁÎÓÃÈÁÕÌÉÃÈÅÎ ÄÅÎ "ÅÆÕÎÄ ×ÉÅ ÆÏÌÇÔȡ ȵ$ÉÅ ÓÃÈ×ÁÃÈÅÎ 3ÃÈİÌÅÒ ÇÅÒÁÔÅÎ ÓÃÈÏÎ ÂÅÉÍ 

"ÁÓÉÓÌÅÒÎÓÔÏÆÆ ÁÎ ÉÈÒÅ ,ÅÉÓÔÕÎÇÓÇÒÅÎÚÅÎȟ ×ßÈÒÅÎÄ +ÉÎÄÅÒ ÄÅÒ ȴ3ÐÉÔÚÅÎÇÒÕÐÐÅȭ ÉÎ 

ÅÒÓÔÁÕÎÌÉÃÈ ÈÏÈÅÍ 'ÒÁÄ ÁÕÃÈ :ÕÓÁÔÚÁÎÆÏÒÄÅÒÕÎÇÅÎ ÂÅ×ßÌÔÉÇÅÎ ËĘÎÎÅÎȰ (1989, 

12). Auch zeigt sich in der Stichprobe, dass insgesamt leistungsschwächere Klassen 

heterogener seien, als insgesamt leistungsstarke. 

Im Bereich sprachlicher Bildung weisen Martschinke und Kammermeyer ebenfalls 

auf große Unterschiede bei der phonologischen Bewusstheit hin (vgl. Martschin-

ke/Kammermeyer 2003, 266ff.). Auch hier finden sich sowohl leistungsstarke wie 

leistungsschwache Klassen sowie Klassen mit mehr oder weniger großer Streuung. 

Bei einer maximal möglichen Punktzahl von 48 liegt in der Stichprobe die Klasse 

mit dem niedrigsten Mittelwert bei 21,5 und die mit dem höchsten Mittelwert bei 

31,1 (vgl. Martschinke/Kammermeyer 2003, 267).  
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Brügelmann trägt zu Schrifterfahrungen vor der Schule folgende Ergebnisse zu-

sammen:  

ĂJe nach Region kommen 3-8 Prozent der Schulanfänger, also ein bis zwei 

Kinder pro Klasse, als LeserIn in die Schule, weitere 5-10 Prozent kennen mehr 

als 20 Buchstaben und können erste Wörter ohne Hilfe erlesen. Auf der ande-

ren Seite kann fast die Hälfte der Schulanfänger kein Wort erle-

sen/wiedererkennen und hºchstens 5 Buchstaben richtig benennen.ñ (Brügel-

mann 1998a, 41) 

Neuhaus-Siemon hat Anfang der 90er Jahre Kinder untersucht, die bereits bei 

Schulbeginn lesen können. Die Leseleistung der Frühleser erweist sich als sehr 

unterschÉÅÄÌÉÃÈ ÕÎÄ ÅÓ ÚÅÉÇÔ ÓÉÃÈȟ ÄÁÓÓ ȵÄÉÅ 3ÔÒÅÕÂÒÅÉÔÅ Ú×ÉÓÃÈÅÎ ÄÅÍ ÂÅÓÔÅÎ ÕÎÄ 

ÄÅÍ ÓÃÈÌÅÃÈÔÅÓÔÅÎ ,ÅÓÅÒ ÓÅÈÒ ÇÒÏħ ÉÓÔȰ (Neuhaus-Siemon 1993, 66). Für die Auto-

rin ist dies ein Zeichen dafür, dass auch Kinder, die bereits als Leser in die Schule 

kommen, im Anfangsunterricht individuell betreut werden müssen.  

ĂDa Fr¿hleser aufgrund ihrer interindividuell hºchst unterschiedlichen Lesefer-

tigkeit keine homogene Gruppe bilden, verbietet sich eine derartige Form äuße-

rer Differenzierung, zumal weitere Kinder, die schon bald nach Schulbeginn ei-

ne den Frühlesern ebenbürtige Leseleistung aufweisen, bei einer solchen Lö-

sung ausgeklammert blieben. Die jahrgangsgemischte Klasse ist eher geeignet, 

dem unterschiedlichen Lernstand der Frühleser wie insgesamt der Kinder eines 

Klassenverbandes gerecht zu werden, da hier eine innere Differenzierung des 

Unterrichts unumgªnglich ist.ñ (ebd., 153f.)  

Für das Fach Mathematik lassen sich Hasemann, Schipper und Spiegel zitieren. 

Hasemann berichtet über große Unterschiede bei der Zahlbegriffsentwicklung. 

Während einige Kinder alle 40 Aufgaben des von ihm durchgeführten Tests richtig 

lösen konnten, können andere nur 5 Aufgaben korrekt bearbeiten (vgl. Hasemann 

2007, 29). Auch Unterschiede zwischen Kindern aus Deutschland und den Nieder-

landen wurden von Hasemann festgestellt. Während es Kindern aus Deutschland 

sehr leicht fiel, einfache geometrische Figuren zu unterscheiden, fiel es Kindern 

ÁÕÓ ÄÅÎ .ÉÅÄÅÒÌÁÎÄÅÎ ÌÅÉÃÈÔÅÒȟ ȵ'ÅÇÅÎÓÔßÎÄÅ ÁÕÓ ÉÈÒÅÒ ÔßÇÌÉÃÈÅÎ 5Í×ÅÌÔ ɍÚÕȠ -+Ɏ 

ËÌÁÓÓÉÆÉÚÉÅÒÅÎȰ (Hasemann 2007, 14).  

ĂBeim Vergleich zweier Reihen [...] waren die deutschen Kinder im Durchschnitt 

deutlich besser als die niederländischen. Genau umgekehrt war das Ergebnis 

jedoch bei einer Aufgabe, in der die Kinder mehrere Stapel mit Brotscheiben in 

die richtige Reihenfolge bringen sollten. Diese Aufgabe war für fast alle deut-

schen Kinder unlºsbar, wªhrend viele niederlªndische sie bewªltigten.ñ (ebd.)  
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3ÃÈÉÐÐÅÒ ×ÅÉÓÔ ÅÂÅÎÆÁÌÌÓ ÁÕÆ ÅÉÎÅ ȵÅØÔÒÅÍ ÇÒÏħÅ ,ÅÉÓÔÕÎÇÓÈÅÔÅÒÏÇÅÎÉÔßÔȰ ÂÅÉ 3ÃÈÕl-

anfängern im Bereich Mathematik hin und weist in einer Untersuchung einen Un-

terschied auf zwischen den Kindern einer Klasse, wie auch zwischen ganzen Klas-

sen nach. Es wurden Klassen getestet, in denen alle Kinder alle Aufgaben eines 

arithmetischen Grundkompetenztests beantworten konnten und andere, in denen 

das maximal einem Drittel gelang (vgl. Schipper 1998, 128ff.). Spiegel interviewte 

für seine Untersuchung 1992 neunzehn Kinder. Er kam zu dem Schluss, dass bei 

fünfzehn dieser Kinder ein Arbeiten im Zahlenraum bis 20 angemessen erscheint 

(vgl. Spiegel 1992, 23)Ȣ (ÁÎËÅ ËÏÍÍÔ ÉÎ ÉÈÒÅÒ ÂÅÒÓÉÃÈÔ ÚÕ ÄÅÍ %ÒÇÅÂÎÉÓȟ ȵÄÁÓÓ 

sowohl große Unterschiede zwischen einzelnen Schülerinnen und Schülern in ei-

ÎÅÒ +ÌÁÓÓÅ ÁÂÅÒ ÁÕÃÈ Ú×ÉÓÃÈÅÎ 3ÃÈÕÌËÌÁÓÓÅÎ ÂÅÓÔÅÈÅÎ ËĘÎÎÅÎȰ (2007a, 93). 

In der LAU-Studie von 1997 wurden die Leistungen von etwa 13.000 Schülerinnen 

und Schülern zu Beginn des fünften Schuljahres getestet. Überprüft wurden das 

Sprachverständnis, das Leseverständnis, passives Rechtschreibwissen, die Infor-

mationsentnahme aus Karten, Diagrammen und Tabellen, Mathematik, aktives 

Rechtschreibkönnen, Bildgestaltung und freies Schreiben und die schulbezogenen 

Einstellungen. Die Ergebnisse im einzelnen darzustellen würde den Rahmen an 

dieser Stelle sprengen. In allen Bereichen finden die Autoren recht breite Leis-

tungsstreuungen. Am deutlichsten ist diese im Bereich Sprachverständnis, Infoma-

tionsentnahme aus Karten, Diagrammen und Tabellen und Mathematik ausgeprägt 

(vgl. Lehmann/Peek 1997, 49). Zu den Bereichen des kombinierten Schulleistungs-

test Hamburg (KS HAM 4/5)  (Sprachverständnis, Leseverständnis, passives Recht-

schreibwissen, Informationen aus Karten, Diagrammen und Tabellen entnehmen 

und Mathematik) ÔÅÉÌÅÎ ÄÉÅ !ÕÔÏÒÅÎ ÚÕ ÄÅÎ %ÒÇÅÂÎÉÓÓÅÎ ÍÉÔȡ ȵ$ÉÅ ÆÅÓÔÇÅÓÔÅÌÌÔÅ 

Streuung ist sehr groß: Das leistungsschwächste Quartil hat von 130 Aufgaben 47 

oder weniger richtig gelöst, das leistungsstärkste 84 oder mehr (Lehmann/Peek 

1997, 37)Ȣ !ÕÃÈ Ú×ÉÓÃÈÅÎ ÄÅÎ ȵÒÅËÏÍÂÉÎÉÅÒÔÅÎ τψυ 'ÒÕÎÄÓÃÈÕÌËÌÁÓÓÅÎȰ (ebd., 60) 

zeigt sich erhebliche Varianz. Der Untersuchung lässt sich entnehmen, dass die 

schwächsten Schülerinnen und Schüler aus den leistungsstärksten Klassen noch 

bessere Leistungen zeigten als die besten Schülerinnen und Schüler aus den leis-

tungsschwächsten Klassen (vgl. ebd., 57).  

Roßbach und Tietze zeigen in ihrer Untersuchung in der Grundschule, dass  
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ĂSchulleistungen von Anfang bis Ende der untersuchten Schuljahre
85

 weitge-

hend stabil bleiben. Dies gilt für die Individualebene ebenso wie für die Klas-

senebene [...]. Bezogen auf die gesamte Schülerschaft zeigen sich nur wenig 

Veränderungen in den relativen Positionen der Schüler während des Schuljah-

res. Ebenso sind in der Hierarchie am Schuljahresbeginn weiter oben stehende 

Klassen auch am Schuljahresende unter den Spitzenreitern zu finden.ñ (Roß-

bach/Tietze 1996, 229)  

Ein großer Teil dieser Ergebnisse wird auch bei Roßbach referiert, der den sich 

insgesamt abzeichnenden Befund als international unauffällig bezeichnet, da man 

der Internationalen Grundschul-Lese-Untersuchung entnehmen kann, dass sich 

auch in anderen Ländern ähnliche Leistungsstreuungen zeigen (vgl. Roßbach 

2005, 178). 

2.1.2 Lebensalter 

Das zweite Merkmal, das bei Roßbach betrachtet wird, ist das Lebensalter. Er führt 

aus, dass es alleine durch die Einschulungsregelungen bei den planmäßig einge-

schulten Kindern bereits eine Streuung von etwa einem Jahr gibt. Diese wird durch 

Abweichungen, etwa vorzeitige Einschulungen und Zurückstellungen erweitert 

(vgl. 2005, 178f.). In einer eigenen Untersuchung finden Roßbach und Tietze in 

zweiten und vierten Jahrgangsstufen in NRW Standardabweichungen im Alter von 

ÅÔ×Á ÅÉÎÅÍ ÈÁÌÂÅÎ *ÁÈÒ ÉÍ -ÉÔÔÅÌȟ ȵÄȢÈȢȟ ÅÉÎ $ÒÉÔÔÅÌ ÄÅÒ +ÉÎÄÅÒ ÉÓÔ ÂÉÓ ÚÕ ÓÅÃÈÓ -o-

nate älter, ein anderes bis zu sechs Monate jünger als der Durchschnitt, und das 

ÖÅÒÂÌÅÉÂÅÎÄÅ $ÒÉÔÔÅÌ ×ÅÉÃÈÔ ÎÏÃÈ ÓÔßÒËÅÒ ÁÂȰ (1996, 231). Exakte Angaben zur in-

dividuellen Altersverteilung in der Stichprobe oder in den einzelnen Klassen fin-

den sich in der Veröffentlichung leider nicht. 

In der älteren Untersuchung von Ingenkamp ergibt sich dagegen für die 6. Klasse 

bei einer Stichprobengröße von 1277 eine Altersstreuung über fünf Jahrgänge (vgl. 

Ingenkamp 1969, 83f.). 

Aus den aktuellen Daten des statistischen Landesamtes Information und Technik 

NRW lassen sich für die erste Jahrgangsstufe an Grundschulen Kinder aus den Ge-

burtsjahren 2000 bis 2004 nachweisen, wobei der weitaus überwiegende Teil der 

Kinder in den Jahren 2002 (35,8%) und 2003 (62,6%) geboren wurde (vgl. Infor-

mation und Technik 2010, 239).  

                                                        
85

 Die Untersuchung wurde mit 459 Schülerinnen und Schüler des 2. Schuljahres und 452 des 4. Schul-

jahres durchgeführt.  
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Für den Zeitpunkt der Einschulung ergibt sich bei der derzeitigen Einschulungs-

praxis nach Einrichtung der Schuleingangsstufe eine Streuung von einem Jahr bei 

der Regeleinschulung. Hinzu kommen dann die vorzeitig eingeschulten Kinder. Für 

NRW gibt es keinen festgelegten frühestmöglichen Zeitpunkt. Dabei sind Zurück-

stellungen nur noch in Ausnahmefällen möglich.  

Relativ einig ist man sich bei der Beurteilung dieser Sachlage. Zum einen ist bereits 

der Begriff der Jahrgangsklasse in Frage zu stellen, da dieser eine altershomogene 

Lerngruppe unterstellt. Zum anderen ist davon auszugehen, dass die Unterschiede 

im Alter der Kinder entsprechend schulrelevante Entwicklungs- und Interessens-

unterschiede mit sich bringen (vgl. Roßbach 2005, 178f.; Prengel 1999, 23; Ingen-

kamp 1969, 30ff.; Weinert 1998, 20ff.). 

2.1.3 Familiale Merkmale und sozioökonomischer Hintergrund 

 

Roßbach und Tietze unterscheiden in diesem Segment vollständige und unvoll-

ständige Familien, den Bildungsabschluss der Mutter, den für das Kind angestreb-

ten Schulabschluss und die Sozialschichtzugehörigkeit der Familie. In sämtlichen 

Bereichen weisen sie beträchtliche Streuungen aus. Bei der Sozialschichtzugehö-

ÒÉÇËÅÉÔ ÚÅÉÇÔ ÓÉÃÈ ÅÉÎÅ ȵ3ÐÁÎÎÂÒÅÉÔÅ ÖÏÎ ÍÅÈÒ ÁÌÓ Ú×ÅÉ 3ÔÁÎÄÁÒÄÁÂ×ÅÉÃÈÕÎÇÅÎ ÕÎÄ 

ÄÁÍÉÔ ÅÉÎÅ ÁÕÓÇÅÐÒßÇÔÅ ÓÏÚÉÁÌÅ (ÅÔÅÒÏÇÅÎÉÔßÔ Ú×ÉÓÃÈÅÎ ÄÅÎ +ÌÁÓÓÅÎȰ (1996, 238). 

Allerdings bleiben die restlichen Daten Erläuterungen und konkrete Ausführungen 

schuldig. Es erschließt sich nicht, warum (und wie) Abwesenheitszeiten der Mütter 

(und nicht (auch) der Väter) erfasst werden und was genau unter einer vollständi-

gen oder unvollständigen Familie zu verstehen ist. Es wird aber auf große Unter-

schiede in den untersuchten Klassen bei der Vollständigkeit von Familien hinge-

wiesen. So gibt es Klassen, in denen alle Kinder aus vollständigen Herkunftsfami-

lien stammen und Klassen, in denen dies bei über einem Viertel der Kinder nicht 

der Fall ist (vgl. ebd., 233ff.).  

Dem Bildungsbericht 2010 lässt sich in dem Zusammenhang übrigens entnehmen, 

ÄÁÓÓ ÓÅÉÔ ρωωφ ÄÉÅ 1ÕÏÔÅ ÅÒ×ÅÒÂÓÔßÔÉÇÅÒ &ÒÁÕÅÎ ÕÍ φϷ ÚÕÇÅÎÏÍÍÅÎ ÈÁÔȢ ȵ&ÒÁÕÅÎ 

ÍÉÔ +ÉÎÄÅÒÎ ÓÉÎÄ ÚÕ υψϷ ÅÒ×ÅÒÂÓÔßÔÉÇȢȰ (Autorengruppe Bildungsberichterstat-

tung 2010, 25) 

Allerdings sagt eine oberflächliche Betrachtung der Zusammensetzung von Fami-

lien oder die Erfassung des Status der Erwerbstätigkeit von Müttern über die (pä-
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dagogische) Qualität des Familiensettings nichts aus. Gerade aber die pädagogi-

sche Qualität erweist sich nach Tietze, Roßbach und Grenner als sehr bedeutsam 

für die Entwicklung von Kindern im Vorschulalter und für den Schulerfolg im zwei-

ten Schuljahr (vgl. 2005, 258ff.).  

!ÓÂÒÁÎÄ ×ÅÉÓÔ ÄÁÒÁÕÆ ÈÉÎȟ ÄÁÓÓ ÖÉÅÌÅ ÄÅÒ ȵ1ÕÁÌÉÔßÔÓÍerkmale [...] direkt oder indi-

ÒÅËÔ ÍÉÔ ÄÅÎ ÓÏÚÉÏĘËÏÎÏÍÉÓÃÈÅÎ 2ÅÓÓÏÕÒÃÅÎ ÄÅÒ &ÁÍÉÌÉÅ ÖÅÒËÏÐÐÅÌÔȰ (Asbrand 

2009a, 271) sind. 

Auch Prengel zeigt heterogene Familienformen bei Kindern zu Beginn der Schul-

laufbahn auf. Dabei bezieht sie sich auf die Untersuchung von Fölling-Albers, die 

ÕÎÔÅÒ ÄÅÍ 4ÉÔÅÌ ȵ3ÃÈÕÌËÉÎÄÅÒ ÈÅÕÔÅȰ !ÎÆÁÎÇ ÄÅÒ ωπÅÒ *ÁÈÒÅ ÖÅÒĘÆÆÅÎÔÌÉÃÈÔ ×ÕÒÄÅ 

ÕÎÄ ÚÉÅÈÔ ÆÏÌÇÅÎÄÅÓ 2ÅÓİÍÅÅȡ ȵ/Â×ÏÈÌ ɀ mit starken regionalen Schwankungen ɀ 

die Mehrzahl der Kinder in klassischen Familienkonstellationen aufwächst, An-

ÆÁÎÇÓÕÎÔÅÒÒÉÃÈÔ ÄÁÒÆ ÅÉÎ ÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅÓ -ÏÄÅÌÌ ȴÎÏÒÍÁÌÅÎ &ÁÍÉÌÉÅÎÌÅÂÅÎÓȭ ÎÉÃÈÔ 

mehr voraussetzen, wenn nicht eine Minderheit schmerzlichen Diskriminierungen 

ÁÕÓÇÅÓÅÔÚÔ ×ÅÒÄÅÎ ÓÏÌÌȢȰ (Prengel 1999, 25) 

Mit dem Verweis auf das Statistische Bundesamt führt Prengel aus, dass das Ar-

ÍÕÔÓÒÉÓÉËÏ ÖÏÎ +ÉÎÄÅÒÎ ȵİÂÅÒ ÄÅÍ 'ÅÓÁÍÔÄÕÒÃÈÓÃÈÎÉÔÔ ÌÉÅÇÔȰȟ ÄÁÓÓ ÅÓ ÕÍ ÓÏ ÈĘÈÅÒ 

ÉÓÔȟ ÊÅ ÊİÎÇÅÒ ÄÉÅ +ÉÎÄÅÒ ÓÉÎÄȰ ÕÎÄ ÍÉÔ ÄÅÎ *ÁÈÒÅÎ ÚÕÇÅÎÏÍÍÅÎ ÈÁÔ (Prengel 1999, 

24).  

Aktuelle und umfangreiche Informationen zu diesem Aspekt lassen sich auch dem 

Bildungsbericht 2010 der Bundesregierung entnehmen. Dieser beschreibt drei 

2ÉÓÉËÏÌÁÇÅÎȟ ȵdurch die die Bildungschancen der Kinder beeinträchtigt sein kön-

nen: wenn die Eltern nicht in das Erwerbsleben integriert sind (soziales Risiko), 

ein geringes Einkommen haben (finanzielles Risiko) oder über eine geringe Aus-

bildung verfügen (Risiko der Bildungsferne)Ȱ (Autorengruppe Bildungsberichter-

stattung 2010, 27)Ȣ )Í *ÁÈÒ ςππψ ȵ×ÕÃÈÓÅÎ ςωϷ ÄÅÒ ρσȟφ -ÉÌÌÉÏÎÅÎ Kinder unter 

18 Jahren mit mindestens einer Risikolage auf. Darunter waren 1,1 Millionen Kin-

der, die bei Alleinerziehenden lebten, d.h. in dieser Lebensform fast jedes zweite 

Kind. In Familien mit Migrationshintergrund  waren es 1,7 Millionen Kinder 

(42,2%).Ȱ (ebd.) Knapp 11% waren bedingt durch Erwerbslosigkeit der Eltern von 

einem sozialen Risiko betroffen, 25% der Kinder von einem finanziellen Risiko und 

13% vom Risiko der Bildungsferne. Im Mittel 3,5% der Kinder ɀ bei starken regio-

nalen Schwankungen ɀ waren gleichzeitig von allen drei Risiken betroffen, für 

NRW wird der Wert mit >9% lediglich in einer Grafik angezeigt (vgl. ebd.). 
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2.1.4 Kinder mit Zuwanderungsgeschichte 

 

In der IGLU-Studie von 2003 wurde für Deutschland ein Anteil von 20% Kindern 

mit Migrationshintergrund ermittelt. 75% dieser Kinder wurden in Deutschland 

ÇÅÂÏÒÅÎȟ ÆÁÓÔ ωυϷ ÈÁÂÅÎ ȵÁÌÓ ÓÉÅ ËÌÅÉÎ ×ÁÒÅÎȰ $ÅÕÔÓÃÈ ÇÅÌÅÒÎÔ (vgl. Schwip-

pert/Bos/Lankes 2003, 278).  

In einer Untersuchung von 1998 hat Roßbach noch 15,2% Ausländer in zweiten 

Klassen gefunden. Die Schwankungen zwischen einzelnen Klassen sind dabei be-

trächtlich. In 25% der Klassen gab es keine ausländischen Schüler, in 15% der 

Klassen einen Anteil von mindestens 33% ausländischer Schüler. Im Mittel erge-

ben sich 2,5 Nationen pro Klasse, in 9% der Klassen sind es 5 und mehr Nationen 

(vgl. Roßbach 2005, 179f.).  

Die Frage nach dem Anteil von Kindern mit Zuwanderungsgeschichte ist in Bezug 

auf Schule vor allem im Zusammenhang mit darüber hinausgehenden Fragen von 

Bedeutung, etwa der nach den Deutschkenntnissen der Schülerinnen und Schüler 

(vgl. Martschinke/Kammermeyer 2003, 269). Roßbach beziffert den Anteil aus-

ländischer Schüler, denen es aufgrund unzureichender Deutschkenntnisse schwer 

fällt, dem Unterricht zu folgen, mit 3,8%. Dabei gibt es in 55% der Klassen keine 

SchülerInnen in dieser Problemsituation, in jeder 12. Klasse beträgt deren Anteil 

aber 10% (vgl. Roßbach 2005, 180). Kammermeyer und Martschinke geben für 

ihre Untersuchung an, dass in 12 von 32 Klassen sehr viele Schülerinnen und Schü-

ler mit großen Sprachschwierigkeiten sitzen, aber in 13 Klassen wiederum keine 

(vgl. Martschinke/Kammermeyer 2003, 269). 

Es ist sicher wichtig darauf hinzuweisen, dass die komplexen Problemlagen von 

Kindern mit Zuwanderungsgeschichte sich nicht in Sprachschwierigkeiten im Un-

terricht erschöpfen. Dazu kommen häufig die Zugehörigkeit zu einer Minderhei-

tengruppe mit den möglichen Auswirkungen von Marginalisierung und Diskrimi-

nierung, mögliche biographiebezogene Brüche (vgl. Opp/Speck-Hamdan 2001, 

181; Asbrand 2009a, 272ff.).  

2.1.5 Geschlechtsheterogenität 

 

Unterschiede zwischen den Geschlechtern werden in vielen Arbeiten herausge-

stellt. So konstatiert Asbrand:  
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ĂJungen gelten heute als Risikogruppe in der Schule. Sie schneiden als 

15jährige im Lesen tatsächlich schlechter ab als die gleichaltrigen Mädchen. 

Sie sind sowohl bei den Schulabbrechern als auch bei den Sitzenbleibern und 

den Sonderschülern überproportional hoch vertreten. Allerdings dominieren sie 

auch in der Spitzengruppe.ñ (Asbrand 2009a, 265)  

Diesem Abschnitt schließt sich nahtlos eine Passage von Prengel an. Sie bezieht 

sich auf Ergebnisse von Richter und Brügelmann ɀ die Unterschiede in den Lese- 

und Rechtschreibkenntnissen untersucht haben ɀ ÕÎÄ ÈßÌÔ ÆÅÓÔȟ ÄÁÓÓ ȵÄÉÅ 5ÎÔÅr-

schiede innerhalb eines Geschlechts größer sind als die Unterschiede zwischen 

beiden Geschlechtern ɀ ein Gedanke der bei der Interpretation aller Daten über 

Mädchen und Jungen zu berücksichtigen isÔȰ (Prengel 1999, 26). 

2.1.6 Zusammenfassung 

 

Zusammenfassend betont Roßbach, dass zwar in Lerngruppen eine große Hetero-

genität festzustellen ist, das Thema aber auch differenzierend zu betrachten sei. Es 

sei zwar unstrittig, dass der Heterogenität in Lerngruppen mit Differenzierung und 

Individualisierung zu begegnen sei86, allerdings beurteilt er die Lernförderlichkeit 

von heterogenen Lerngruppen skeptisch (vgl. Roßbach 2005, 180). Er bezieht sich 

dabei auf eine kanadische Studie, die 1996 veröffentlicht wurde87.  

Mit der Betonung der Problematik zur Lernförderlichkeit von heterogenen Lern-

gruppen spielt Roßbach auf den Umstand an, dass heterogene Lerngruppen in den 

letzten Jahren zunehmend positiver beurteilt werden, hält aber offenbar noch an 

ÄÅÒ ȵ(ÏÍÏÇÅÎÉÔßÔÓ-SehÎÓÕÃÈÔȰ (Tillmann 2007b, 25) fest. Denn es scheint offen-

sichtlich: so wenig lernförderlich heterogene Lerngruppen auch sein mögen, die 

homogene Lerngruppe jedenfalls gibt es nicht. Es stellt sich nämlich primär gar 

nicht die Frage, ob homogene oder heterogene Lerngruppen förderlicher sind, da 

                                                        
86

 Auf diesen Punkt ist in Kap. C.2.5 noch einmal zurückzukommen. 
87

 Diese Studie war als Meta-Analyse angelegt, es wurden zahlreiche Studien und kleinere Meta-

Analysen berücksichtigt. Die Autoren selbst postulieren ebenfalls kleine Vorteile für homogene Lern-

gruppen und differenzieren diesen Befund in der Folge aus. Dabei relativieren sie auch das bei Roßbach 

referierte Ergebnis. Lou u.a. betonen, dass in erster Linie Schülerinnen und Schüler aus dem mittleren 

Leistungssegment von homogenen Lerngruppen profitieren. Schwache Schülerinnen und Schüler dage-

gen profitieren eher von heterogenen Lerngruppen und bei den Leistungsträgern zeigen sich weder bei 

homogenen noch bei heterogenen Lerngruppen signifikante Unterschiede (vgl. Lou u.a. 1996, 445f.). In 

der Studie von Lou u.a. geht es also gar nicht um homogene Klassen, sondern um die zeitweise Einrich-

tung von homogenen Subgruppen. Dafür werden unterschiedliche organisatorische Umsetzungen, diver-

gierende Motive und didaktische Umgangsweisen angesprochen. In die Analyse gehen diese Unterschie-

de dann aber nicht mehr mit ein, sie beschränkt sich auf die Schaffung von heterogenen oder homogenen 

Lerngruppen. 
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die Möglichkeit für homogene Lerngruppen gar nicht gegeben ist. Jede Untersu-

chung in diesem Bereich betont nur immer wieder aufs Neue, wie heterogen in 

Bezug auf beliebige Aspekte Schulklassen sind.  

Insgesamt muss wohl der Stand der Forschung zu heterogenen Lerngruppen um 

die Ergebnisse aus den Untersuchungen zur Schuleingangsstufe erweitert werden 

(siehe hierzu Kapitel B.2.2.4). Diese bieten einen recht vielschichtigen Eindruck 

sowie durchaus positive Befunde zu Schulleistungen und Lernentwicklungen in 

heterogenen Lerngruppen.  

2.2 Konjunktur der Verschiedenheitsdebatte 

 

Es zeichnet sich ab, was mit dem Verweis auf Wischer bereits angedeutete wurde: 

die Debatte um Heterogenität in der Schule hat Konjunktur in der Schulpädago-

gik88. Auch lässt sich feststellen, dass die Auseinandersetzung um Heterogenität 

durch Reflexionsgewinne gekennzeichnet ist (vgl. Wischer 2009, 73ff.). Wischer 

beschreibt die Auseinandersetzung um die Verschiedenheit von Schülerinnen und 

Schülern als konstitutives Merkmal der modernen Schule. Insofern ist eine lange 

Tradition um die Auseinandersetzung um diese Frage zu verzeichnen89. Auffällig 

ÉÓÔ ÁÕÃÈȟ ÄÁÓÓ ȵÄÉÅ $ÅÂÁÔÔÅ ÕÍ (ÅÔÅÒÏÇÅÎÉÔßÔ ÕÎÄ $ÉÆÆÅÒÅÎÚÉÅÒÕÎÇ ÚÕÍÅÉÓÔ İÂÅÒÁÕÓ 

engagiert und kontrovers geführt wÉÒÄȰ (Wischer 2009, 71). War die Heterogenität 

von Lerngruppen bis in die 90er Jahre hinein noch als Problem der Schule wahrge-

nommen worden90, wird sie heute ɀ insbesondere in der Grundschule ɀ zuneh-

mend als Ressource oder Bereicherung verstanden (vgl. Prengel 2005, 21). Ent-

sprechend ist zunächst einmal die Heterogenität von Lerngruppen als gegeben 

anzuerkennen und im nächsten Schritt sind die Chancen dieses Umstands hervor-

zuheben.  

                                                        
88

 Das gilt insbesondere auch für die Grundschulpädagogik. Alleine das Jahrbuch Grundschulpädagogik, 

als Publikation zu den jährlich stattfindenden Tagungen der Kommission Grundschulforschung und Pä-

dagogik der Primarstufe in der DGfE, weist in den letzten Jahren Heterogenität als Tagungsthema (Hein-

zel/Prengel 2002) oder als einen von mehreren Schwerpunkten innerhalb der Tagung aus (Götz/Müller 

2005; Ramseger/Wagener 2008).  
89

 Wie die Darstellung um die Entwicklung von Organisationsformen von Lerngruppen zeigt, gibt es 

starke Homogenisierungstendenzen erst mit der Einführung der Jahrgangsklassen im 18./19. Jahrhundert. 

Im Einzelunterricht und auch im kollektiven Einzelunterricht ist die Verschiedenheit in der Schule kein 

Thema. Die Ausführungen zeigen, dass die Organisationsformen von Lerngruppen abgesehen von der 

Jahrgangsklasse stets ein individuelles Vorgehen anstrebten (vgl. Kapitel 1).  
90

 Im Studienbuch Grundschulpädagogik wird das Kapitel um Heterogenität auch in der dritten Auflage 

von 2007 noch mit ĂDas Problem der Heterogenitªtñ ¿berschrieben (vgl. Schorch 2007).  
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2.3 Zur Kritik an der inflationären Verwendung des Begriffs der Heterogeni-

tät 

 

In mehreren Arbeiten zur Heterogenität von Lerngruppen werden weitere Aspekte 

von Verschiedenheit betont. Asbrand weist über das hier Angesprochene hinaus 

noch die Aspekte der Ethnizität und Kulturalität, der Sprache, der Religiösität und 

Weltanschauung sowie spezielle Bedürfnisse aus (vgl. 2009a, 272ff.). Opp und 

Speck-Hamdan listen spezifische Störungsbilder auf, etwa Verhaltensstörungen, 

Aufmerksamkeitsstörungen und die Verknüpfung von verschiedenen Störungsbil-

dern, bezeichnet als Ko-Morbidität (2001, 182ff.).  

Betrachtet man weitere Veröffentlichungen, findet man auch weitere Auflistungen 

von Aspekten der Verschiedenheit. Somit stellt sich die Frage nach der Vollstän-

digkeit der unterschiedlichen Darstellungen. Die vorliegenden Texte zur Hetero-

genität sind in unterschiedlicher Weise vielfältig. Sie knüpfen an verschiedenen 

Punkten an, in der Regel werden hier unterschiedliche Bedingungen des Aufwach-

sens von Kindern und/oder unterschiedliche Aspekte von Lernvoraussetzungen 

auf der Individualebene betrachtet und in Gruppen zusammengefasst. Prengel 

weist darauf hin, dass die unterschiedlichen persönlichen Erfahrungen von Kin-

dern einzigartige Erfahrungen sind, bei denen es sich im Grunde verbiete, diese als 

Gruppenerfahrungen zusammenzufassen (vgl. Prengel 1999, 28f.).  

 

Wischer bescheinigt dem Diskurs um Heterogenität einen enormen Reflexionsge-

winn. Dieser geht aber mit einer zunehmenden Unsicherheit und Uneindeutigkeit 

ÅÉÎÈÅÒȢ 3Ï ËÏÎÓÔÁÔÉÅÒÔ ÓÉÅȟ ÄÁÓÓ ÍÁÎ ÁÕÆ ÄÉÅ ȵÅÉÎÆÁÃÈÅ ÕÎÄ ÆİÒ ÄÅÎ !ËÔÅÕÒ ÉÎ ÄÅÒ 

Praxis doch so entscheidende Frage, welche Merkmale nun eigentlich in den Blick 

zu nehmen sind (bzw. in den Blick genommen werden dürfen!), um heterogenen 

Ausgangslagen im Klassenzimmer gerecht zu werden, kaum noch eine eindeutige 

!ÎÔ×ÏÒÔ ÆÉÎÄÅÎ ×ÉÒÄȰ (Wischer 2009, 82).  

 

$ÉÅ %ÒÆÁÓÓÕÎÇ ÄÅÒ 6ÉÅÌÆÁÌÔ ÄÅÒ 6ÅÒÓÃÈÉÅÄÅÎÈÅÉÔ ÂÅÒÅÉÔÅÔ 3ÃÈ×ÉÅÒÉÇËÅÉÔÅÎȢ ȵ)ÍÍÅÒ 

wenn man meint, im Besitz der Vielfalt zu sein, hat man sich schon getäuscht. Wir 

sind zwar fähig uns durch viele Perspektiven zu bewegen ɀ das aber nicht unbe-

ÇÒÅÎÚÔȢȰ (Prengel 2005, 25) Diese These trifft sicher auch auf die Darstellungen zur 
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Heterogenität in Lerngruppen zu. In der Regel wird hier nämlich nicht die Ver-

schiedenheit von Schülerinnen und Schülern betrachtet, sondern es werden ledig-

lich ausschnitthaft einzelne Aspekte herausgestellt und in den Betrachtungen wie-

derum kleinere vermeintlich homogene Gruppen gebildet. Dies gilt umso mehr, als 

die Darstellungen auf vorliegende Daten Bezug nehmen, die in der Regel relativ 

großen quantitativen Studien entstammen, die aus methodischen Gründen in ihrer 

Systematik genau das zum Ziel haben, was hier inhaltlich problematisch ist ɀ große 

Gruppen anhand von verschiedenen Aspekten in kleinere Gruppen aufzuteilen und 

dadurch eben wieder zu Homogenisieren.  

 

Ein weiteres Problem stellt die Darstellung von Einzelaspekten unter der Etikette 

der Heterogenität dar. Dies zeigt sich insbesondere im Bereich der Leistungshe-

terogenität, zu der in der Regel keine fächerübergreifenden Daten vorliegen, son-

dern lediglich zu spezifischen Bereichen von Schulleistungen, etwa zur Recht-

schreibung in bestimmten Klassenstufen. Eine solche Betrachtung lässt aber nur 

bedingt die Perspektive auf die gesamte Breite des Deutschunterrichts zu, ge-

schweige denn auf die Leistungen in allen Fächern. Die dabei implizierte Forde-

rung nach leistungshomogenen Gruppen muss sich aber der Frage stellen, wie 

denn eine leistungshomogene Gruppe aussehen soll, wenn Leistungen in einzelnen 

Fächern und in einzelnen Teilbereichen von Fächern höchst unterschiedlich sind. 

Zumal damit immer noch nur sehr eingeschränkt die Verschiedenheit von Kindern 

in Lerngruppen betrachtet wird.  

 

Gerade in Bezug auf die Forschung zu den Unterschieden im Bereich von Schulleis-

tungen besteht die Gefahr der Einseitigkeit. Die große Mehrzahl der Untersuchun-

gen bezieht sich auf Leistungen im Fach Deutsch oder auf entsprechende Vorläu-

ferfähigkeiten.  

Darüber hinaus lassen sich noch zahlreiche Befunde aus dem Fach Mathematik 

anführen. Aus anderen Fachbereichen liegen für die Grundschule kaum Daten vor. 

Unbestritten ist die zentrale Rolle dieser Hauptfächer in der Schule, unbestritten 

auch in Bezug auf das, was die Kinder selbst vom Lernen in der Schule erwarten91. 

                                                        
91

 In der Schule lernt man Lesen, Schreiben und Rechnen, erklärten die von Beutel und Hinz befragten 

Kinder auf die Frage, was sie wohl in der Schule lernen würden (vgl. Beutel/Hinz 2007, 148). Ebenso 

äußern sich die Kinder auch in der von Scholz und Combe interpretierten Begrüßungsrede der Klassen-

lehrerin zum Schulanfang 1990 (vgl. Combe/Helsper 1994, 12f.; vgl. Scholz 1994, 190f.). 
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Damit werden aber die Untersuchungen weder den individuellen Zugängen der 

Kinder gerecht92, noch dem Auftrag der Grundschule, eine grundlegende Bildung 

zu ermöglichen. Grundlegende Bildung zeigt sich nach Einsiedler in zumindest vier 

Grundlegungsaufgaben, der gemeinsamen Bildung für alle, einem gemeinsamen 

Grundstock, einem Beginn der Allgemeinbildung und einer Stärkung der Persön-

lichkeit (vgl. Einsiedler 2005, 222ff.). Keine dieser Aufgaben erschöpft sich in einer 

Beschränkung oder auch nur Heraushebung der Kulturtechniken. Zwar soll durch 

grundlegende Bildung auch ein Fundament für weiterführende Bildung (vgl. ebd., 

222) gelegt werden, allerdings ohne frühzeitige Spezialisierung in allen Fächern 

(vgl. ebd., 224f.), so dass sich eine einseitige Betrachtung von Schülerleistungen in 

der Grundschule in den Fächern Deutsch und Mathematik dem Leistungsspektrum 

in anderen Fächern (oder fächerübergreifenden Konzepten) verschließt93. Die Pa-

rallelen zur Jahrgangsklasse und der Praxis des Sitzenbleibens drängen sich förm-

lich auf94. Dazu kommt noch, dass Forschung zu Schulleistungen oftmals an einer 

sozialen Bezugsnorm orientiert ist95 (vgl. Sacher 2004, 199; vgl. Klemm 2009, 7). 

Es werden die Leistungen von Schülerinnen und Schülern bestimmter Altersgrup-

pen miteinander in Beziehung gesetzt. Die beste Leistung markiert die Spitze und 

daran orientiert sich die Rangfolge der anderen. In günstigen Fällen finden wir 

eine Kombination von sozialer und kategorialer Bezugsnormierung, wenn die An-

forderungen vorher geklärt werden. Was fast gänzlich fehlt ist eine an individuel-

len Maßstäben orientierte Forschung zu Schulleistungen (vgl. Klemm 2009, 7).  

 

                                                        
92

 Brügelmann erläutert sehr anschaulich, wie Kinder auf dem Weg zur Schriftsprache eine Entwicklung 

durchlaufen, die Parallelen zur Entwicklung von Schrift aufzeigen. Orthografische Falschschreibungen 

können dabei als kreative Leistungen verstanden und gewürdigt werden (vgl. Brügelmann 1998b, 45ff.). 
93

 Köller argumentiert in Bezug auf internationale Schulleistungsstudien unter Berufung auf die Neube-

stimmung moderner Allgemein- und Grundbildung in Kontinentaleuropa, dass Ăim Sinne des Grundbil-

dungskonzepts [...] die Beherrschung der Muttersprache in Wort und Schrift sowie ein hinreichend siche-

rer Umgang mit mathematischen Symbolen und Modellen zum Kernbestand kultureller Literalität [gehö-

ren]ñ (Köller 2009b, 145). 
94

 Die Praxis des Sitzenbleibens rekurriert auf die Voraussetzung des gleichmäßigen Lernfortschritts in 

allen Fächern. Ingenkamp erläutert 1969 ausführlich den Zusammenhang und dass nur dadurch zu erklä-

ren ist, warum Schülerinnen und Schüler in allen Fächern den Stoff des letzten Schuljahres wiederholen 

müssen, wenn sie in 2 Fächern versagten (vgl. Ingenkamp 1969, 34ff.). 
95

 Sacher führt in seinen Überlegungen zur Neuen Lern- und Prüfungskultur Argumente aus, die zeigen, 

warum eine Prüfungskultur, die sich an ländervergleichenden Leistungserhebungen wie PISA orientieren, 

mit einer neuen Lernkultur, in der das Lernen gekennzeichnet ist durch Selbststeuerung, Situiertheit, 

variierende Kontexte, Vernetzung, soziale Einbettung und vielfältige Anschlussmöglichkeiten, nicht 

gerecht wird. Beispielhaft sollen einige genannt werden, ausführlich dargelegt wird die Argumentation 

bei (Sacher 2004, 198ff.): Eingrenzung auf einzelne Fächer, Eingrenzung auf schriftliche Leistungen, 

keine Lernprozesse, pädagogisch bedenkliche soziale Bezugsnorm. 
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Brügelmann äußert sich kritisch zur vorliegenden empirisch-wissenschaftlichen 

Auseinandersetzung mit Heterogenität (vgl. Brügelmann 2002, 36ff.). So seien et-

wa die Befunde von Roßbach u.a. zu Erträgen von jahrgangsübergreifenden Lern-

gruppen zu hinterfragen. Zwar liefern die dort herangezogenen Untersuchungen in 

der Tat wenig eindeutige Vor- oder Nachteile von Organisationsformen, anderer-

ÓÅÉÔÓ ÓÔÅÈÅÎ ÄÉÅÓÅ "ÅÆÕÎÄÅ ÉÍ 'ÅÇÅÎÓÁÔÚ ÚÕ ȵÉÎÆÏÒÍÅÌÌÅÎ "ÅÏÂÁÃÈÔÕÎÇÅÎȟ ÄÉÅ ÁÕÓ 

ÖÉÅÌÅÎ +ÌÁÓÓÅÎ ÉÎ 2ÅÆÏÒÍÓÃÈÕÌÅÎ ÐÏÓÉÔÉÖÅ %ÒÆÁÈÒÕÎÇÅÎ ÂÅÒÉÃÈÔÅÎȰ (Brügelmann 

2002, 37). Die Bedingungen der Heterogenität seien auch für die Forschung selbst 

konstitutiv. Entsprechend mahnt er zu einer größeren Vielfalt in der Forschung. 

$ÉÅÓÅ ÕÎÔÅÒÓÕÃÈÅ ÉÎ ÄÅÒ 2ÅÇÅÌ ÉÎ &ÏÒÍ ÖÏÎ %ÖÁÌÕÁÔÉÏÎÓÆÏÒÓÃÈÕÎÇ ȵÍĘÇÌÉÃÈÅ 2e-

formvarianten fast immer unter den Bedingungen des status quo, so dass deren 

0ÏÔÅÎÔÉÁÌ ÏÆÔ ÇÁÒ ÎÉÃÈÔ ÚÕÍ 4ÒÁÇÅÎ ËÏÍÍÔȰ (Brügelmann 2002, 37). Sie solle weni-

ÇÅÒ ÎÁÃÈ ÁÌÌÇÅÍÅÉÎÅÎ 'ÅÓÅÔÚÍßħÉÇËÅÉÔÅÎ ÓÕÃÈÅÎȟ ÓÏÎÄÅÒÎ ȵÂÅÓÃÈÅÉÄÅÎÅÒ ÄÁÓ ËÏn-

zept- ÕÎÄ ËÏÎÔÅØÔÓÐÅÚÉÆÉÓÃÈÅ ȴ0ÏÔÅÎÔÉÁÌȭ ÖÏÎ -ÁħÎÁÈÍÅÎ ÅÒËÕÎÄÅÎȰ (ebd.). 

 

Zwar lassen sich mit Wischer Reflexionsgewinne in Bezug auf Heterogenität ver-

zeichnen, gleichwohl zeichnet sich aber auch ab, dass sich gerade in Bezug auf 

schulische Entgegnungen durch Möglichkeiten der Differenzierung und Individua-

lisierung keine eindeutigen deterministisch oder monokausal interpretierbare 

Konsequenzen und Ursachen ableiten lassen (vgl. Wischer 2009, 80). Wischer 

ÆİÈÒÔ ÁÕÓȟ ÄÁÓÓ ÓÉÃÈ ÈÅÕÔÅ ȵ ɀ und zwar methodologisch gut begründbar ɀ durchaus 

ganz grundsätzlich bezweifeln [lässt; MK], dass sich solche Prozesse und speziell 

ÄÅÒÅÎ 7ÉÒËÕÎÇÅÎ İÂÅÒÈÁÕÐÔ ÅÍÐÉÒÉÓÃÈ ÒÉÃÈÔÉÇ ȴÁÂÂÉÌÄÅÎȭ ÌÁÓÓÅÎȰ (ebd., 81). 

2.4 Die Theorie der Pädagogik der Vielfalt 

 

In ihren zahlreichen Arbeiten zu einer Pädagogik der Vielfalt hat Prengel Hetero-

genität96 theoretisch elaboriert. Ihr Ansatz aus der grundlegenden Arbeit soll hier 

den theoretischen Rahmen der Betrachtung liefern.  

Prengel hat nicht nur durch die Auseinandersetzung um die Fragen zu Gleichheit 

und Verschiedenheit Wege für eine Pädagogik der Vielfalt aufgezeigt, sondern auch 

deutlich herausgearbeitet, dass die Diskussion um Verschiedenheit durch drei pä-

dagogische Bewegungen in Gang gesetzt wurde, die jeweils eine inferiorisierte 

                                                        
96

 Zu den Bedeutungen von heterogen, s.o. (Komparative Kriterien). 
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Gruppe von Benachteiligten im Blick haben: die Interkulturelle Pädagogik, die Fe-

ministische Pädagogik und die Integrative Pädagogik (vgl. Prengel 1995, 12). Dabei 

sind diese Ansätze unabhängig voneinander entwickelt worden. Prengel arbeitet 

den Zusammenhang heraus und blickt auf die Stärken und Gemeinsamkeiten 

ebenso, wie auf die jeweiligen Schwächen. Allen gemeinsam ist zunächst die Erfah-

rung der Etikettierung als Andere (vgl. ebd., 13f.). Das Andere kennzeichnet die 

Abweichung von der Norm und damit die Vorstellung von einer Normalität von 

Lebensformen. Prengel arbeitet diesen Gruppen in der Folge das gemeinsame An-

liegen der Anerkennung heraus97 (vgl. 60f.).  

 

Gleichheit und Verschiedenheit  

Um eine grundsätzliche Bestimmung von Gleichheit und Verschiedenheit vorzu-

ÎÅÈÍÅÎȟ ÂÅÚÉÅÈÔ ÓÉÃÈ 0ÒÅÎÇÅÌ ÁÕÆ 7ÉÌÈÅÌÍ 7ÉÎÄÅÌÂÁÎÄȡ ȵ'ÌÅÉÃÈÈÅÉÔ ÉÓÔ ein Verhält-

ÎÉÓ ×ÏÒÉÎ 6ÅÒÓÃÈÉÅÄÅÎÅÓ ÚÕÅÉÎÁÎÄÅÒ ÓÔÅÈÔȰ (Windelband 1910, zit.n. Prengel 1995, 

29). Dieser Satz zeigt die Abhängigkeit der Begriffe voneinander auf: Gleichheit 

braucht Verschiedenheit, Gleichheit ohne Verschiedenheit wäre Identität. Genauer 

ausgeführt wird das Verhältnis in drei Punkten: 

(1)  Gleichheit kann nicht für einen Gegenstand/eine Person gedacht werden, 

sondern beschreibt eine Beziehung von mehreren. Diese sind nie dieselben. 

Sie gleichen sich in verschiedener Hinsicht, unterscheiden sich aber in an-

deren. Dinge die sich gleichen, unterscheiden sich auch in bestimmten 

Punkten (vgl. Prengel 1995, 30). 

(2)  Verschiedenheit impliziert Vergleichbarkeit. Es gibt immer zumindest ein 

Merkmal, dass beiden gegeben ist. Verschiedenheit ist also ohne Gleichheit 

nicht zu denken (vgl. Prengel 1995, 31). Prengel führt dies am Beispiel der 

Inkommensurabilität weiter aus. Diese beschreibt in der Mathematik die 

Ungleichheit in Bezug auf die Länge von Strecken. Das Verhältnis dieser 

Strecken wäre eine irrationale Zahl. Es geht aber nicht um völlige Ungleich-

heit, sondern um ein Verhältnis zueinander und um das gleiche Merkmal: 

Strecke, Länge, Lage. Sie sind also nicht unvergleichbar, sondern gerade 

                                                        
97

 Das gemeinsame Anliegen der Anerkennung wird hier weniger als Merkmal der herausgehobenen 

Gruppen aufgezeigt, als vielmehr als grundsätzliches Bedürfnis eines jeden Menschen, in seiner Einzigar-

tigkeit anerkannt zu werden (vgl. Prengel 1995, 59f.). 
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vergleichbar. Alles was Strecken ausmacht, weisen sie gemeinsam auf (vgl. 

ebd., 32).  

(3)  Verschiedenheit meint also qualitative Differenzen und richtet sich gegen 

eine Hierarchisierung dieser Differenzen und im Sinne einer monistischen 

Denkweise (vgl. ebd., 32f.). Für den Vergleich benötigt wird ein komparati-

ves Kriterium als Maßstab, um bestimmen zu können, in welcher Hinsicht 

sich zwei Dinge gleichen oder unterscheiden (vgl. ebd., 33).  

 

Historische Betrachtung von Gleichheit und Verschiedenheit  

$ÉÅ ȵ0ßÄÁÇÏÇÉË ÄÅÒ 6ÉÅÌÆÁÌÔ ÉÓÔ ÚÕÁÌÌÅÒÅÒÓÔ ÄÅÒ $ÅÍÏËÒÁÔÉÅ ÕÎÄ ÄÅÍ ÅÍÁÎÚÉÐÁÔÏÒi-

scÈÅÎ "ÉÌÄÕÎÇÓÉÄÅÁÌ ÄÅÒ -İÎÄÉÇËÅÉÔ ÖÅÒÐÆÌÉÃÈÔÅÔȢȰ (Prengel 1995, 16) In der Ver-

gangenheit, so zeigt Prengel eindrücklich, wurde oftmals der Versuch unternom-

men, Gleichheit undemokratisch zu denken. Die Entwicklung der Begriffe Gleich-

heit und Verschiedenheit ist vor allem eine politische Entwicklung. Es geht um Un-

terdrückung und Hierarchie, um Emanzipation und Beteiligung. Auch um Selbstbe-

stimmtheit und Gerechtigkeit. Unterschiede begründen hierarchische Strukturen, 

die Gleichheit bezieht sich dann nur auf eine bestimmte Gruppe (vgl. Prengel 1995, 

34f.). In der Demokratie wurde dagegen angegangen und oftmals eine universelle 

Gleichheit gedacht, die Unterschiede ausblendet (vgl. ebd.). Gleichzeitig findet sich 

eine Betonung von Unterschieden im konservativen Denken, dagegen aber kaum 

eine emanzipatorische Konzeption in der Demokratie (vgl. Prengel 1995, 35). Auch 

die emanzipatorischen Bewegungen sind begrenzt und haben letztlich nur den 

Ausschnitt im Blick, der sie unmittelbar betrifft, wodurch wieder andere ausge-

schlossen werden (ebd.).  

 

Die unterschiedlichen Gleichheitsbegriffe bringen Prengel dazu, diese auszufüh-

ren: einem konservativen Gleichheitsbegriff, der hierarchielegitimierend ist und 

sich nur auf eine bestimmte Gruppe bezieht, stellt sie den demokratischen Gleich-

heitsbegriff als hierarchieauflösenden und universellen Gleichheitsbegriff entge-

gen98. In der Geschichte zeigt sich auch eine Mischform, insbesondere wenn eine 

Gruppe versucht, sich gegen ihre Unterdrückung aufzulehnen und Gleichheit in 

                                                        
98

 Biewer weist es als besondere Stärke der Arbeit aus, die Lücke zu füllen, die dadurch entsteht, dass im 

Gegensatz zum konservativen Denken in der demokratischen Denktradition im Grunde gar Ăkein emanzi-

patorisches Konzept von Verschiedenheit ausgebildet wurdeñ (Biewer 2009, 191).  
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ihre Richtung ausdehnt, dabei aber gegen andere Gruppen verwendet (vgl. Prengel 

1995, 35). 

 

Die historische Betrachtung führt Prengel zu der Schlussfolgerung, dass es auch in 

demokratischen Gesellschaften eine Tradition von eingeschränkter Gleichheit gibt. 

Vielmehr gibt es nur wenige Gleichheitsvorstellungen, die Gleichheit als Gleichwer-

tigkeit der Verschiedenen sehen (vgl. Prengel 1995, 47). 

 

Radikale Pluralität  

Zur Ausführung des Heterogenitätsverständnisses der Pädagogik der Vielfalt fo-

kussiert Prengel auf verschiedene theoretische Ansätze, die einzelne Akzente des 

Verständnisses ausleuchten und präzisieren. Zunächst geht sie mit der radikalen 

Pluralität auf eine Konzeption aus der Philosophie ein. Die radikale Pluralität 

ÍÅÉÎÔ ÄÉÅ ȵÕÎÈÉntergehbare[.] Eigenart differenter Lebensweisen und Wissens- 

ÕÎÄ $ÅÎËÆÏÒÍÅÎȰ (Prengel 1995, 49), die jede hohe Wertschätzung genießen. Die 

Anerkennung der Verschiedenheit ist demnach unbedingte Voraussetzung. Radika-

le Pluralität geht von prinzipiell verschiedenen und unverbundenen Andersartig-

keiten aus, ist ethisch motiviert und demokratisch verpflichtet. Sie richtet sich ge-

gen jede monistische Sichtweise und ist entstanden aus der Erkenntnis um die 

Unmöglichkeit das Ganze zu denken (vgl. ebd.). Auf der Grundlage dieses Ansatzes 

kann niemand das Ganze überblicken und auch der Prozess der Anerkennung nie-

mals abgeschlossen werden. Mit Bezug zu Lyotard wird das Konzept des Ganzen 

durch die Idee eines prinzipiell offenen Ganzen erweitert. Das offene Ganze 

schließt das Bewusstsein um die Begrenztheit (vgl. ebd., 50)ȟ ÄÉÅ ȵ"Å×ÕÓÓÔÈÅÉÔ ÄÅÒ 

5ÎÖÏÌÌÓÔßÎÄÉÇËÅÉÔ ÕÎÄ 6ÏÒÌßÕÆÉÇËÅÉÔȰ ÅÉÎ (ebd., 51)Ȣ 3Ï ËÁÎÎ ÁÕÃÈ ȵ!ÎÅÒËÅÎÎÕÎÇ 

ÄÅÒ 6ÅÒÓÃÈÉÅÄÅÎÈÅÉÔ ÁÕÆ ÄÅÒ "ÁÓÉÓ ÇÌÅÉÃÈÅÒ 2ÅÃÈÔÅ ɍȢȢȢɎ ÎÉÅ ÁÂÇÅÓÃÈÌÏÓÓÅÎȰ ×ÅÒÄÅÎ 

(ebd.).  

Eine weitere Konkretisierung der Anerkennung erfährt die Pädagogik der Vielfalt 

durch den Verweis auf Luce Irigaray und die Fokussierung auf die Heterogenität 

der Geschlechter. Irigaray macht deutlich, dass schon alle Theorien zur Heteroge-

nität letztlich männliche Theorien seien und deshalb Weiblichkeit nicht nur nicht 

anerkennen sondern letztlich aberkennen (vgl. ebd., 54). Dieses wiederum er-

schließt eine wesentliche Erkenntnis für Heterogenität, weil jede Anerkennung 

von Verschiedenheit auf dem Standpunkt des Anerkennenden basiert und das An-
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zuerkennende nur aus diesem notwendig eingeschränkten Blickwinkel kennt (vgl. 

ebd., 55). Schon die Bestimmung des Weiblichen durch Frauen in einer männlichen 

Welt ist bei Irigaray nicht möglich, weil die Terminologie eine männliche ist, weil 

die Kultur bestimmt wird durch männliche Normen und Begriffe und Sprache. Aus 

diesem Grund weigert sich Irigaray auch über viele Jahre, das zu tun (vgl. ebd., 55). 

Was fehlt ist eine Sprache der nicht-herrschenden Gruppe, eine Begrifflichkeit, die 

nicht dem herrschenden System entstammt. 

Weiter wendet sich Prengel Ute Guzzoni zu und deren Begriff der Nicht-Identität. 

Nicht-Identität meint, das jedes einzelne nur ein bestimmtes Dieses ist und nur im 

Hier und Jetzt. Jedes andere ist dann nicht identifizierbar, sondern nur aspekthaft 

und perspektivisch erfassbar. Bei Guzzoni erwächst diesem Anderssein ein 

Wunsch nach Kommunikation und nach Austausch und Miteinander. Hier findet 

sich die Idee eines Gemeinsamen im Anders-Sein (vgl. Prengel 1995, 56). Der Aus-

tausch verändert wiederum alles miteinander in Beziehung stehende. Dadurch 

entsteht ein WIR.  

Das Konzept des Miteinanders der Verschiedenen findet sich bei Prengel im Begriff 

der egalitären Differenz99, der Entfaltung des Verschiedenen auf der Basis gleicher 

Rechte. 

 

Anerkennung  

In der dialogisch angelegten Konzeption des Umgangs mit Heterogenität kommt 

Prengel schließlich auf die Anerkennung, die bei Guzzoni schon elementarer Be-

standteil ist. Prengel erweitert ihre Perspektive um die Anerkennungstheorie Axel 

Honneths. Nach Honneth sind handlungsfähige Subjekte gekennzeichnet durch 

Erfahrungen wechselseitiger Anerkennung, zur Herausbildung einer positiven 

Selbst-Beziehung (vgl. Prengel 1995, 60). Bleibt soziale Zustimmung aus, reißt das 

in der PersĘÎÌÉÃÈËÅÉÔ ÅÉÎÅ ,İÃËÅȟ ȵÄÉÅ ÉÎ ÄÅÎ ÎÅÇÁÔÉÖÅÎ 'ÅÆİÈÌÓÒÅÁËÔÉÏÎÅÎ ÄÅÒ 

3ÃÈÁÍ ÏÄÅÒ ÄÅÒ 7ÕÔȟ ÄÅÒ +ÒßÎËÕÎÇ ÏÄÅÒ ÄÅÒ 6ÅÒÁÃÈÔÕÎÇ ÎÁÃÈ !ÕÓÄÒÕÃË ÓÕÃÈÔȰ 

(Honneth, zit.n. Prengel 1995, 60). Bei Honneth finden sich mit Liebe, Recht und 

Solidarität drei Formen der Anerkennung. Prengel hebt insbesondere die Solidari-

ÔßÔ ÈÅÒÁÕÓȟ ÄÉÅ ÁÌÓ ÅÇÁÌÉÔßÒÅ $ÉÆÆÅÒÅÎÚ ÂÅÚÅÉÃÈÎÅÔÅ ȵ×ÅÃÈÓÅÌÓÅÉÔÉÇÅ !ÎÅÒËÅÎÎÕÎÇ100 

                                                        
99

 siehe zu ausführlichen ergänzenden Darlegungen zur egalitären Differenz in der Bildung: Prengel 2002. 
100

 Anerkennung nicht als Gleichartige, sondern als Gleichwertige (vgl. Prengel 1995, 62; Prengel 1999, 

49f.). 
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Ú×ÉÓÃÈÅÎ ÓÏÚÉÏËÕÌÔÕÒÅÌÌ ÕÎÔÅÒÓÃÈÉÅÄÌÉÃÈ ÉÎÄÉÖÉÄÕÉÅÒÔÅÎ 0ÅÒÓÏÎÅÎȰ (Prengel 1993, 

61). Nach Prengel hat demokratische Gesellschaft in der Schule ein Instrument, 

dass einer Form der Anerkennung verpflichtet ist und diese Anerkennung auch 

ÂÅÒÅÉÔÓÔÅÌÌÅÎ ÕÎÄ ÓÏ ÇÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔÌÉÃÈÅ 6ÅÒÁÎÔ×ÏÒÔÕÎÇ İÂÅÒÎÅÈÍÅÎ ËÁÎÎȢ ȵDas ge-

sellschaftlich wertvolle Gut, dass Schulen und andere pädagogische Einrichtungen 

aus eigener Machtbefugnis ÕÎÄ ÅÉÇÅÎÅÎ 2ÅÓÓÏÕÒÃÅÎ ÚÕ ÖÅÒÔÅÉÌÅÎ ÈÁÂÅÎȟ ÈÅÉħÔ ȴÉn-

ÔÅÒÓÕÂÊÅËÔÉÖÅ !ÎÅÒËÅÎÎÕÎÇȭ ÊÅÄÅÒ ÅÉÎÚÅÌÎÅÎ 0ÅÒÓÏÎ ÉÎ ÉÈÒÅÒ ÊÅ ÅÉÎÍÁÌÉÇÅÎ ,ÅÂÅÎs-

ÌÁÇÅȢȰ (Prengel 1995, 61) 

Blickt man mit dem Verweis auf soziale Disparitäten im Bereich institutionalisie r-

ter Bildung (vgl. Watermann/Maaz/Szczesny 2009, 94ff.), auf die Konstruktion 

ethnischer Differenz durch Schule (vgl. Fürstenau 2009, 105f.), auf die Selektions-

funktion der Schule (vgl. Fend 1980, 29ff.), auf die Homogenitätstendenz der Jahr-

gangsklasse (vgl. Ingenkamp 1969, 273ff.) auf die Schule, so wird deutlich, dass 

3ÃÈÕÌÅ ÇÅÎÁÕ ÄÁÓ ÏÆÔ ÇÅÎÕÇ ÎÉÃÈÔ ÔÕÔȢ $ÅÍÇÅÇÅÎİÂÅÒ ËÏÎÓÔÁÔÉÅÒÔ 0ÒÅÎÇÅÌȡ ȵ3ÃÈÕÌÅ 

ist in der gegenwärtigen gesellschaftspolitischen Situation dazu herausgefordert, 

die vorherrschende Pädagogik der Missachtung dem leistungsschwächeren Drittel 

ihrer Klientel gegenüber aufzuheben und eine anerkennende Pädagogik für alle zu 

ÅÎÔ×ÉÃËÅÌÎȢȰ (Prengel 1995, 61) Sicher ist hier die Frage nach dem Auftrag der 

Schule zu stellen. Spätestens aber seit der Gewährleistung einer individuellen För-

derung für alle Schülerinnen und Schüler ist Schule aus dieser Verantwortung 

nicht mehr freizusprechen (vgl. Kap. B.2.2). Sicher ist in einer demokratischen Ge-

sellschaft auch nach der demokratischen Schule zu fragen. Dazu reicht es sicher 

nicht, dass ihre Statuten, Bedingungen, Richtlinien und Lehrpläne in der parlamen-

tarischen Demokratie durch demokratische Verfahren abgesichert sind. Auch im 

konkreten Umgang mit den konkreten Schülerinnen und Schülern ist nach den 

demokratischen Prinzipien der Anerkennung zu fragen101.  

2.5 Vielfalt und gute Ordnung in der Grundschule 

 

                                                        
101

 Nun steht Schule als hierarchisch strukturierte Institution und auch als häufig hierarchisch ausgestalte-

ter Ort in einem Spannungsverhältnis zur demokratischen Sozialisation (vgl. Preuss-Lausitz 2003, 30ff.). 

Einerseits fªllt ihr die Aufgabe politischer Bildung zu, andererseits kann die Frage gestellt werden: ĂIst 

Schule ein rechtsfreier Raum, in dem das Grundgesetz nicht gilt? Es gibt beispielsweise keine Versamm-

lungsfreiheit oder keine Freiheit, die eigene politische Meinung auszudr¿cken.ñ (Wegener-Spöhring 

2007, 171)  
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Die Grundschule steht nun immer schon in besonderer Weise zu Heterogenität. 

Schon durch ihre Konstituierung als erste gemeinsame Schule für alle Kinder ist 

Grundschule die Schule für heterogene Lerngruppen. Wie steht nun Grundschul-

pädagogik zur Verschiedenheit? 

Im Handbuch Grundschulpädagogik und Grundschuldidaktik wird das Stichwort 

Heterogenität lediglich für den Aufsatz von Einsiedler zur grundlegenden Bildung 

ausgewiesen (und merkwürdigerweise nicht für den Aufsatz, der mit heterogene 

Lerngruppen überschrieben ist). Einsiedler verweist darauf, dass einige Gruppen in 

der Heterogenität in der Grundschule eine Bereicherung sehen, andere wiederum 

ȵÁÕÆ ÄÉÅ ÍÁÎÇÅÌÎÄÅ %ÒÒÅÉÃÈÕÎÇ ÄÅÒ -ÉÎÄÅÓÔÚÉÅÌÅ ÉÍ ËÏÇÎÉÔÉÖÅÎ "ÅÒÅÉÃÈ ÖÅÒ×ÅÉÓÅÎȰ 

(Einsiedler 2005, 223). 

Knörzer, Grass und Schumacher widmen der Heterogenität in Grundschulklassen 

ein Kapitel. Darin besprechen sie zu den im Bereich der Pädagogik der Vielfalt be-

arbeiteten Aspekten, geschlechtsspezifische Unterschiede, Kinder deutscher und 

nicht deutscher Herkunft und Kinder mit und ohne sonderpädagogischem Förder-

bedarf, Fragen von Hochbegabung und sozialer Ungleichheit. Einführend wird die 

Frage diskutiert, ob heterogene Lerngruppen in der Grundschule eher als Chance 

zu sehen sind oder als Risiko. Dabei machen Sie auf folgenden Punkt aufmerksam: 

ȵ$ÅÒ ÄÅÍÏËÒÁÔÉÓÃÈÅ !ÕÆÔÒÁÇȟ ÄÅÎ ÄÉÅ 3ÃÈÕÌÅ ÉÎ ÕÎÓÅÒÅÒ 'ÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔ ÚÕ ÅÒÆİÌÌÅÎ ÈÁÔȟ 

beinhaltet, dass Kinder und Jugendliche verschiedener nationaler Herkunft, unter-

schiedlichen Geschlechts, unterschiedlicher sozialer Herkunft, unterschiedlicher 

Religionszugehörigkeit sowie andersartiger divergenter persönlicher Vorausset-

zungen einander anerkennen. Anerkennen setzt aber Verstehen und Annäherung 

ÖÏÒÁÕÓȢ $ÉÅ ÈÅÔÅÒÏÇÅÎÅ 'ÒÕÎÄÓÃÈÕÌËÌÁÓÓÅ ÉÓÔ ÈÉÅÒÆİÒ ÅÉÎ ÅÎÔÓÃÈÅÉÄÅÎÄÅÓ ,ÅÒÎÆÅÌÄȢȰ 

(Knörzer/Grass/Schumacher 2007, 156) 

 

Einzigartigkeit als Verschiedenheit  

Im Einführungsband von Knauf überrascht, dass das Stichwort der Heterogenität 

hier nur am Rande genannt wird. Knauf erwähnt die Heterogenität der Kinder 

zwar, aber er erörtert sie nicht. Stattdessen verwendet er den Begriff der Individu-

alität (vgl. Knauf 2001, 32; 203ff.). Damit stellt auch er nicht die Verschiedenheit 

ins Zentrum der Betrachtung, sondern die Einzigartigkeit. Der Einzigartigkeit lässt 
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sich über Identität102 auf die Spur kommen. Diese Gedanken sollen hier nur ange-

rissen werden; eine ausführliche Auseinandersetzung mit dem Identitätsbegriff 

wäre an dieser Stelle sicher unverhältnismäßig.  

Ein Überblick zum Identitätsbegriff in erziehungswissenschaftlicher Perspektive 

lässt sich bei Gudjons finden. Dieser entfaltet Identität im Kontext der Entwick-

lungspsychologie und Soziologie. Nach Erikson etwa, einem entwicklungspsycho-

logischen Zugriff folgend, sei Entwicklung der Weg zur Identität, Identität die 

Summe der bislang gemachten Erfahrungen und der mehr oder weniger bewältig-

ten Krisen (vgl. Gudjons 2008, 114ff.). Der Bezug zur Soziologie lässt sich über 

Mead finden. Nach diesem und damit aus der Perspektive des symbolischen Inter-

aktionismus, setzt sich Identität aus dem I und dem Me zusammen, aus den bishe-

rigen Erfahrungen und Erinnerungen (I)  und der sozialen Komponente (Me)ȟ ȵ×Ål-

che die Vorstellung von dem Bild meint, das der andere von mir hat. [...] Weil ich 

aber mehreren bedeutsamen Bezugspersonen gegenübertrete, gewinne ich sozu-

ÓÁÇÅÎ ÍÅÈÒÅÒÅ ȴ-ÅȭÓȰ (ebd., 161). So verschieden diese Zugänge an Identität sind, 

gemeinsam ist ihnen die Auffassung von Identität als summativer Begriff, in dem 

sich die Einzigartigkeit gerade in der Zusammenschau der unterschiedlichen und 

vor allem unterschiedlich ausgeprägten Eigenschaften zeigt.  

 

Auch Brügelmann hebt die Einzigartigkeit heraus, wenn er gegen den Normalitäts-

gedanken vor allem auch in der Schule spricht. Wenn man sich an einer Norm ori-

entiert und diese Norm auf Häufigkeitsverteilungen oder einem gemessenen Mit-

telwert für eine große Gruppe beruht, dann orientiert sich Normalität an einem 

Wert, der zwangsläufig nur für eine bestimmte Gruppe zutrifft (vgl. Brügelmann 

2002, 31). Es wird unterstellt, die homogene Gruppe könne man unter der Norma-

lität zusammenfassen, die man als gegeben ansieht. Mit dem Verständnis von ho-

mogenen Lerngruppen werden Lerngruppen einer bestimmten Norm unterstellt 

ÕÎÄ ȵ(ÅÔÅÒÏÇÅÎÉÔßÔ ÁÌÓ 3ÔÒÅÕÕÎÇ ÕÍ ÏÄÅÒ ÁÌÓ $ÉÆÆÅÒÅÎÚ ÚÕȰ (ebd., 31f.) dieser Norm 

ÄÅÆÉÎÉÅÒÔȢ ȵ6ÅÒÓÔÅÈÅÎ ×ÉÒ ÕÎÔÅÒ ȴ.ÏÒÍÁÌÉÔßÔȭ ÄÁÇÅÇÅÎȟ ÄÁÓÓ ÊÅÄÅÒ -ÅÎÓÃÈ ÅÉÎÚÉÇÁÒÔÉÇ 

ɍȢȢȢɎ ÉÓÔȟ ÄÁÎÎ ÍÅÉÎÔ (ÅÔÅÒÏÇÅÎÉÔßÔ ÓÃÈÌÉÃÈÔ ȴ5ÎÔÅÒÓÃÈÉÅÄÌÉÃÈËÅÉÔȭȰ (Brügelmann 

2002, 32). Damit hebt Brügelmann auf die Person ab und wendet sich gegen ein 

Heterogenitätsverständnis, dass nur ein Merkmal in den Blick nimmt. Er postu-

                                                        
102

 Nach Oerter und Dreher ist Identitªt die Ăeinzigartige Persºnlichkeitsstruktur, verbunden mit dem 

Bild, das andere von dieser Persºnlichkeitsstruktur habenñ (1995, 346). 
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ÌÉÅÒÔȡ ȵ$ÅÆÉÎÉÅÒÅÎÄÅ -ÅÒËÍÁÌÅȾ5ÎÔÅÒÓÃÈÉÅÄÅ ×ÅÒÄÅÎ ÓÉÔÕÁÔÉÖ ËÏÎÓÔÒÕÉÅÒÔ ɀ mit Be-

zug auf individuelle KonzeÐÔÅ ÕÎÄ ÁÕÆ ËÕÌÔÕÒÅÌÌÅ .ÏÒÍÅÎȢȰ (ebd.) Der subjektiven 

Wahrnehmung von Lehrpersonen, dass etwa Gruppen heute viel heterogener sei-

en, als früher, hält er entgegen, dass vielmehr die Normen heterogener geworden 

seien und sich dadurch die Bedeutung von Unterschieden in Schulklassen verscho-

ÂÅÎ ÈÁÂÅȢ ȵ5ÎÓÅÒÅ ÐßÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅ 3ÅÎÓÉÂÉÌÉÔßÔ ÆİÒ "ÅÓÏÎÄÅÒÈÅÉÔ ÉÓÔ ÇÅ×ÁÃÈÓÅÎ ɀ und 

ÄÉÅÓÅÎ :Õ×ÁÃÈÓ ÓÏÌÌÔÅÎ ×ÉÒ ÁÌÓ 'Å×ÉÎÎ ÓÃÈßÔÚÅÎȢȰ (ebd.)  

 

Mit Blick auf den Diskurs um Heterogenität merkt Wischer an, dass in der Entwick-

lung der letzten 30 Jahre zunehmend nicht mehr nur einzelne Dimensionen wahr-

genommen, sondern ein generalisierter Blick auf das Problem geworfen werde. Sie 

ÈÅÂÔ ÈÅÒÁÕÓȟ ȵÄÉÅ &ÏËÕÓÓÉÅÒÕÎÇ ÅÉÎÚÅÌÎÅÒ (ÅÔÅÒÏÇÅÎÉÔßÔÓÄÉÍÅÎÓÉÏÎÅÎ ÈÁÔ ÒİÃËÂÌi-

ckend betrachtet die Sensibilität für einzelne Problemgruppen besonders schärfen 

ËĘÎÎÅÎȰ (2009, 75). Verstärkt werde nicht mehr nur auf einzelne Merkmale ge-

ÓÃÈÁÕÔȟ ȵÓÏÎÄÅÒÎ ÄÉÅ %ÉÎÚÉÇÁÒÔÉÇËÅÉÔ ÊÅÄÅÓ %ÉÎÚÅÌÎÅÎ ×ÉÒÄ ÉÎÓ :ÅÎÔÒÕÍ ÄÅÒ ÂÅÒÌe-

ÇÕÎÇÅÎ ÇÅÓÔÅÌÌÔȰ (ebd., 76). In der Zusammenschau mit pädagogischer Praxis wird 

diese Perspektive allerdings gebrochen durch konstitutive Dilemmata des schuli-

ÓÃÈÅÎ (ÁÎÄÌÕÎÇÓÆÅÌÄÅÓȡ ȵ&İÒ ÄÉÅ &ÒÁÇÅ ÄÅÓ ÁÎÇÅÍÅÓÓÅÎÅÎ 5ÍÇÁÎÇÓ ÍÉÔ (ÅÔÅÒÏÇe-

nität geht es dabei besonders um die institutionell notwendige Vereinheitlichung 

und Normierung des Lernens, die mit dem Anspruch des Kindes auf individuelle 

:Õ×ÅÎÄÕÎÇ ÕÎÄ &ĘÒÄÅÒÕÎÇ ËÏÎÆÌÉÇÉÅÒÔȢ ɍȢȢȢɎ !ÌÓ Ú×ÅÉÔÅ ÐßÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅ ȴ3ÔĘÒÇÒĘħÅȭ 

fungiert die Selektionsfunktion der Schule, die LehrerInnen entgegen allen Forde-

rungen nach individueller Förderung und nach Anerkennung von Differenz dazu 

verpflichtet, Berechtigungen zu erteilen, Auslese vorzunehmen und SchülerInnen 

ÉÎ ÅÉÎÅÒ ÓÏÚÉÁÌÅÎ (ÉÅÒÁÒÃÈÉÅ ÚÕ ÐÌÁÔÚÉÅÒÅÎȢȰ (Wischer 2009, 84) 

Darüber hinaus fand eine Entwicklung im Theorieverständnis statt, die verstärkt 

zu etwa konstruktivistischen Modellen greift, die nahelegen, dass bestimmte Phä-

nomene (etwa Lernbehinderung) gar nicht auf Merkmale im Kind zurückzuführen 

sind, sondern erst in der Interaktion konstruiert werden, bzw. als Kriterium über-

haupt in Frage zu stellen sind (vgl. 2009, 76f.). 

 

Vielfalt durch gute Ordnung  

Prengel selbst bezieht in die Auseinandersetzung um Heterogenität die grund-

schulpädagogische Perspektive ein und auch sie hebt auf die Einzigartigkeit ab. 
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Zunächst findet sich bei ihr aber auch eine Auflistung verschiedener Befunde zu 

Ausprägungen bestimmter komparativer Kriterien zu Schulbeginn: Leistung, Alter, 

soziokulturelle Herkunft, Familienformen, Geschlechterdifferenzen und Erfahrun-

gen einzelner Kinder. Die Unterschiede in allen Bereichen sind wie zu erwarten 

erheblich (vgl. Prengel 1999, 20ff.). Für Prengel referieren diese Ergebnisse aller-

dings nicht, wie unterschiedlich die Kinder in einer Grundschulklasse sind, son-

dern wie unterschiedlich Kinder sein können. Sie konstatiert, Lehrpersonen in der 

Grundschule sehen sich nicht mit einer statistischen Mittelgrößenklasse konfron-

tiert und ein solcher Überblick zeigt nur, mit welchen Fähigkeiten, bzw. Unter-

schieden grundsätzlich gerechnet werden muss. Sie schließt ÄÁÒÁÕÓȟ ÄÉÅ ȵ(ÅÔÅÒo-

genität der Erstklässler ist empirisch derart drastisch belegt, dass Pädagogik nicht 

ÕÍÈÉÎ ËÏÍÍÔȟ !ÎÔ×ÏÒÔÅÎ ÄÁÒÁÕÆ ÚÕ ÅÎÔ×ÉÃËÅÌÎȰ (ebd., 29).  

In den Versuchen, Heterogenität zu fassen wird deutlich, dass hier eine Gefahr be-

steht, Verschiedenheit eingeschränkt nur in bestimmten Kategorien zu beschrei-

ben und damit Homogenität nur auf einzelne Aspekte umzuschichten und die Ein-

zigartigkeit letztlich doch nicht in den Blick zu bekommen. Der Blick in die Institu-

tionen der Sonderpädagogik zeigt diese Gefahren deutlich auf: Selbst die 10 unter-

schiedlichen Formen von Sonderschulen reichen nicht aus, um den Unterschieden 

innerhalb dieser Kategorien, der Tatsache, dass manche Kinder mehreren Klassen 

angehören und der Kontextabhängigkeit von Behinderung gerecht zu werden (vgl. 

Prengel 1999, 44). Es wird aber, so Prengel, immer ein Problem geben, mit Begrif-

fen zu versehen, was eigentlich nicht auf den Punkt zu bringen ist. Was man hier 

mit einem Begriff versieht, wird immer einiges offen lassen und damit außerhalb 

ÄÅÒ 0ÅÒÓÐÅËÔÉÖÅ ÚÕ ÓÅÉÎ ÄÒÏÈÅÎȢ ȵ$ÁÒÕÍ ÍÕÓÓ ÅÉÎÅ ÆİÒ 6ÉÅÌÆßÌÔÉÇÅÓ ÏÆÆÅÎÅ ÇÕÔÅ /Òd-

ÎÕÎÇ ÉÈÒÅ ÓÔÅÔÓ ÁÕÃÈ ÖÏÒÈÁÎÄÅÎÅÎ ÎÉÃÈÔ ÏÆÆÅÎÅÎ !ÓÐÅËÔÅ ÏÆÆÅÎ ÌÅÇÅÎȢȰ (Prengel 

1999, 47) 

'ÕÔÅ /ÒÄÎÕÎÇÅÎ ÖÅÒÓÔÅÈÔ 0ÒÅÎÇÅÌ ÁÌÓ ȵÆÒÅÉÈÅÉÔÌÉÃÈÅȟ ÅÇÁÌÉÔßÒÅȟ ÄÙÎÁÍÉÓÃÈÅ und plu-

ral-offene ɀ kurz ɀ ÄÅÍÏËÒÁÔÉÓÃÈÅ /ÒÄÎÕÎÇÅÎȰ (Prengel 1999, 31). Sie können sich 

verändern und wieder vergehen und werden mit dem Verweis auf Deleuze und 

Guattari mit dem Bild von Rhizomen und Geflechten illustriert (vgl. ebd., 52). Da 

immer danach ÚÕ ÆÒÁÇÅÎ ÓÅÉȟ ȵ×ÅÌÃÈÅ 0ßÄÁÇÏÇÉË ÓÉÃÈ ÕÎÔÅÒ ÁËÔÕÅÌÌÅÎ "ÅÄÉÎÇÕÎÇÅÎ 

ÁÌÓ ÇÕÔ ÂÅ×ÅÒÔÅÎ ÌÉÅħÅȰ (Prengel 1999, 32), werden fragile, dynamische, nicht-

hierarchische Gebilde gewählt.  
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ĂSo erinnert die Art wie Rhizome und Gef¿ge skizziert werden an das Bild, das 

eine heterogene Lerngruppe bietet, wenn sie sich der freien Arbeit widmet. An 

zahlreichen Stellen im Raum, der auch zum Flur hin geöffnet sein kann, arbei-

ten Kinder in verschiedenen größeren oder kleineren Arrangements. Sie liegen 

auf dem Bauch auf kleinen Teppichen, sitzen an Tischen oder stehen an Rega-

len und arbeiten, indem sie gerade neue Lernmaterialien kennenlernen, mitten 

in einem größeren Vorhaben stecken oder auch eine Arbeit zu einem Ab-

schluss bringen. Das äußere Arrangement dient dem Aufbau innerer Ordnun-

gen, lernen wird u.a. auch als selbstgesteuerte Konstruktion verstanden. Dieses 

unregelmäßige Gefüge aus heterogenen Einheiten wirkt zugleich wohlgeordnet. 

Die Kindergruppe verbindet eine von Intensität getragene Atmosphäre und ein 

flexibles Regelsystem, das auch innehalten, aussteigen und ausruhen einzelner 

Kinder einschlieÇt.ñ (Prengel 1999, 53) 

Eine Zuspitzung erfährt Heterogenität nach Prengel in der Situation des Anfangs-

ÕÎÔÅÒÒÉÃÈÔÓ ÄÕÒÃÈ ÄÁÓ ȵ3ÃÈİÓÓÅÌÐÒÏÂÌÅÍ )ÎÄÉÖÉÄÕÁÌÉÓÉÅÒÕÎÇȰ (ebd., 50). Wir alle 

leben unser Leben als eigenes Leben, dem selbst eine Richtung gegeben und selbst 

Entscheidungen getroffen werden müssen. Integrative Pädagogik hat hierfür im 

Feld Schule Lösungsvorschläge gemacht, etwa zieldifferentes Lernen: nicht ein Ziel 

für alle, sondern für jeden das passende Ziel. Integrationspädagogik wirkt auch der 

Gefahr des gesellschaftlichen Zerfalls entgegen, denn sie lässt die Einzelnen in ver-

bindliche Beziehung zueinander treten. Integration und Individualisierung stehen 

hier in einem Zusammenhang und nicht gegeneinander. Gemeinsamkeit entsteht 

hier nicht dadurch, dass das Wir den Verschiedenen (Individuen)  übergeordnet 

wird, sondern auch durch die Anerkennung der Verschiedenheit (vgl. Prengel 

1999, 50).  

Prengel konstatiert, die angemessene Schule unserer Zeit wäre  

Ădie Schule, die von Anfang an alle Kinder in binnendifferenziert arbeitenden 

Lerngruppen integriert. Vielfalt durch gute Ordnung im Anfangsunterricht dieser 

Schule bedeutet, dass die institutionelle Ordnung der Schule sich den kogniti-

ven und psychosozialen Ordnungen der Kinderpersönlichkeiten öffnet und dass 

dauernd an der Balance zwischen beiden gearbeitet wird. Die Schulordnung 

der Pädagogik der Vielfalt beabsichtigt so zu berücksichtigen, dass die Angehö-

rigen der neuen Generation gezwungen sind, ihr eigenes Leben zu gestalten 

und dass Schule verpflichtet ist, den Kindern dazu eine Qualifikation zu ermög-

lichen, in der sich Kreativität und Können, Individualität und Gemeinsamkeit 

verbindenñ (vgl. ebd., 55).  

Wichtig sei, dass Schule in einer guten Ordnung transparent mit Zwängen umgin-

ge, wie etwa der Schulpflicht, der Selektionsfunktion, den Verhaltens- und Leis-
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tungsanforderungen. Diese Zwänge seien ambivalent, Schulpflicht bedeute Zwang 

und Recht auf Bildung für alle. Selektion bringt Ungleichheit, ermöglicht aber eine 

gerechtere Verteilung von Chancen, als eine ständische Zuweisung, Leistungs- und 

Verhaltensanforderungen ermöglichen Teilhabe an der hochtechnisierten Kultur 

(vgl. ebd., 55f.).  

2.6 Kritik am Konzept der Einzigartigkeit  

 

Kritik erfährt der Ansatz von Prengel wiederum aus der Sonderpädagogik. Im Zu-

sammenhang mit der wissenschaftlichen Begleitung eines Schulversuchs zur In-

tegration an Schulen in Hamburg setzt sich Katzenbach mit Prengels Entwurf einer 

Pädagogik der Vielfalt auseinander. Das Prinzip der egalitären Differenz, das in der 

Pädagogik der Vielfalt die Verschiedenheitsvorstellung vor normativen Zugriffen 

durch die herrschende Mehrheitskultur verwahrt, negiert alle allgemeingültigen 

ȵ%ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇÓ- und Sozialisationstheorien103, die, wie die Modelle Piagets, Haber-

mas´ und auch der Psychoanalyse, ja immer die Figur einer Normalentwicklung 

entwerfen, gegenüber der Kinder mit Entwicklungsproblemen dann nur als defizi-

ÔßÒ ÉÎ %ÒÓÃÈÅÉÎÕÎÇ ÔÒÅÔÅÎ ËĘÎÎÅÎȰ (Katzenbach 2000, 238). Zwar sei es durchaus 

korrekt, etwa Lernbehinderungen nicht nur als Defizite anzusehen, sondern auch 

ȵÁÌÓ ÓÕÂÊÅËÔÉÖ ÓÉÎÎÖÏÌÌÅ 6ÅÒÁÒÂÅÉÔÕÎÇÓÆÏÒÍ ÄÅÓ !ÕÆ×ÁÃÈÓÅÎÓ ÕÎÔÅÒ ÂÅÎÁÃÈÔÅÉÌÉÇÔÅÎ 

"ÅÄÉÎÇÕÎÇÅÎ ÁÎÚÕÅÒËÅÎÎÅÎȰ (ebd.). Dennoch stellt sich die Frage, ob Lern- und 

Entwicklungsprobleme lediglich als Ausdruck der Vielfalt anzusehen seien oder ob 

diese nicht auch als Verzögerungen oder noch nicht ausgeschöpfte Potenziale ge-

sehen werden müssten. Gegenüber was, fragt Katzenbach, sei die Entwicklung die-

ser Kinder dann überhaupt noch als problematisch einzuordnen. Allerdings wird 

darüber hinaus kein Argument genannt, dass dafür spräche, an dem Bild der Nor-

malität festzuhalten. Aus ähnlicher Perspektive steigt Steenbuck in die Kritik ein, 

                                                        
103

 Es sei darauf verwiesen, dass die Aussagekraft dieser Modelle als Bild der Normalität durch mehrere 

Punkte in Frage gestellt ist. In Bezug auf die Theorien zur geistigen Entwicklung nach Piaget formuliert 

Montada die Grenzen durch die Verschiebung der Strukturniveaus unter motivationalen, situationsbezo-

genen oder problemspezifischen Bedingungen, für die Piaget keine Theorie vorgelegt habe. Auch die 

interindividuelle Unterschiede hinsichtlich des Tempos der Entwicklung und hinsichtlich der Anwendung 

von Strukturen wird durch Piaget nicht erklärt (vgl. Montada 1995, 560). Zur Grundsätzlichen Kritik an 

Stufenkonzepten, siehe auch Trautner (1991, 57f.), der sich mit dieser Kritik auch an Piagets Theorien 

wendet. Dazu sei bei Piaget eine Ă¦bertypisierung der Entwicklungñ festzustellen, der innerhalb der Stu-

fen eine größere Homogenität suggeriere, als tatsächlich gegeben sei (ebd., 223). Insgesamt seien auch 

die Altersnormen anzuzweifeln und würden kulturelle und erfahrungsmäßige Faktoren bei der Entwick-

lung des Denkens vernachlässigt (ebd., 224). 
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für die er sich auf Oevermann bezieht. Steenbuck argumentiert, dass die bei Kat-

zenbach angeführten Lern- und Entwicklungstheorien mit Oevermann als Kompe-

tenztheorien zu sehen seien (vgl. Steenbuck 2002, 2)ȟ ÄÁ ÓÉÅ ȵÄÉÅ %ÂÅÎÅ ÄÅÒ ÕÎÉÖÅr-

salen Ausstattungen [des Subjekts; MK] und [dessen; MK] Bewusstseinsstrukturen 

und die (quasi-universellen) 0ÒÏÚÅÓÓÅ ÉÈÒÅÒ %ÎÔÆÁÌÔÕÎÇ ÁÂÄÅÃËÅÎȰ (Oevermann 

1976, 38). So gesehen sind Entwicklungstheorien ɀ wie etwa die Piagetsche ɀ, 

Kompetenztheorien, da sie mit den universellen Prozessen der Sozialisation aller 

Individuen die Handlungspotentiale kennzeichnen104. 

Da die Kompetenztheorien auf das epistemische Subjekt105 bezogen seien, liege 

hierin zwar naturgemäß Normativität, allerdings keine Hierarchisierung in Bezug 

auf die empirisch-konkrete Person, da in Bezug auf Kompetenztheorien nicht mit 

den Begriffen Gleichheit und Differenz, sondern Allgemeines und Besonderes zu 

arbeiten sei (vgl. Steenbuck 2002, 2).  

ĂEin Konflikt mit dem Anliegen einer ñhierarchiefreienò, akzeptierenden Form 

des pädagogischen Umgangs mit dem Subjekt folgt hieraus allerdings dann, 

wenn die Ebene des epistemischen Subjekts bzw. des allgemeinen sozialisier-

ten Gattungssubjekts, auf die sich Theorien dieses Typs beziehen, mit der 

Ebene der je historisch konkreten, sich in der Entwicklung befindlichen Subjek-

te, mit denen die Pªdagogik es zu tun hat, kategorial vermischt werden.ñ 

(Steenbuck 2002, 2)  

Bezüglich der Lerngruppe in der Schule stellt sich die Frage, ob es nicht verkürzt 

ist, allein die Einzigartigkeit der Schülerinnen und Schüler herauszuheben. Es ist in 

der Tat nicht ohne Bedeutung, ob hinter der Verschiedenheit nicht ein weiterer 

Orientierungsrahmen zur Verfügung stehen muss. Wesentlich erscheint er tatsäch-

lich schon deshalb, um nicht schon Potenziale unbefragt zu lassen, die mit dem 

Blick auf das Allgemeine im Besonderen freizusetzen wären. Da Schülerinnen und 

Schülern in der Schule in Lerngruppen zusammengefasst werden und dies nicht 

nur aus organisatorischen Gründen geschieht, ist auch nach dem Gemeinsamen zu 

fragen. Dagegen spricht sich aber auch die Pädagogik der Vielfalt gar nicht aus. 

Prengel selbst formuliert dazu, dass die individuelle Perspektive, auf das einzelne 

Kind etwa, sich nicht der kollektiven Perspektive, auf die Gruppe, verschließen 

darf (vgl. 2003, 33)Ȣ ȵ"ÅÇÒÉÆÆe, die Menschen zu Gruppierungen zusammenfassen, 

                                                        
104

 Im Gegensatz zu den Kompetenztheorien nehmen bei Oevermann die Performanztheorien die indivi-

duellen Abläufe der konkreten Lebensgeschichte in den Blick und markieren im Verhältnis mit den 

Kompetenztheorien die individuellen Differenzen (vgl. Oevermann 1976, 38). 
105

 Mit Preuss-Lausitz lässt sich sagen, dass das normative Bild vom Kind ein abstraktes Bild ist, dagegen 

aber auch das konkrete Kind in seinen Lebensumständen zu sehen ist (vgl. Preuss-Lausitz 1993, 34). 
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können Vorurteile produzieren und verbreiten, das ist unstrittig, darin liegt das 

große Risiko, wenn man sie verwendet. Aber [...] solche Begriffe können auch hel-

ÆÅÎ 7ÉÓÓÅÎ ×ÅÉÔÅÒÚÕÇÅÂÅÎ ÕÎÄ ÚÕ ÏÒÄÎÅÎȰ (ebd., 34). Sie bezieht sich dabei auf 

Oevermanns Theorie professionalisierten Handelns, die auf dem Zusammenspiel 

von generalisiertem Regelwissen und individualisiertem Fallverstehen basiert. 

2.7 Heterogenität und Grundschulpädagogik 

 

An mehreren Stellen deutete sich der Zusammenhang zwischen der Heterogenität 

von Lerngruppen und den didaktisch-methodischen Entgegnungen durch die 

Schule an. Dem Merkmal der Unterschiedlichkeit der Schülerinnen und Schüler 

begegnet Schule mit den Mitteln der Differenzierung und Individualisierung, die in 

diesem Kontext ebenfalls forschend in den Blick genommen werden. Dieser Zu-

sammenhang zeigt sich auch bei Wischer. Diese weist darauf hin, dass seit den 

70er Jahren verstärkt empirische Forschungen im Feld von Heterogenität und Dif-

ferenzierung durchgeführt worden sind, wodurch sich beträchtliche empirische 

Erträge verzeichnen lassen, allerdings kaum vergleichbare Ergebnisse, da etwa die 

isolierte Betrachtung der Differenzierungsvariable der Komplexität des Untersu-

chungsgegenstandes nicht annähernd gerecht wird (vgl. Wischer 2009, 80).  

 

Brügelmann wendet sich gegen die Sichtweise, dass Homogenität durch organisa-

torische Differenzierung möglich ist. Es macht in seinen Augen keinen Sinn, Diffe-

renzierung, Integration usw. als Mittel der Homogenisierung einzusetzen (vgl. 

Brügelmann 2002, 33). Nach seiner Einschätzung wird in der Schule die Verschie-

denheit einer Gruppe ohnehin maßgeblich unter Leistungsgesichtspunkten in den 

Blick genommen. Dies ändere sich aber auch nicht durch veränderte Gruppenzu-

sammensetzungen. Vielmehr bilden sich in neu zusammengesetzten Gruppen neue 

Statusordnungen heraus. Er verweist hier auf den Umstand, dass auch in Sonder-

schulen noch 10-20% der Kinder sitzenbleiben (vgl. ebd., 34). Aber auch unter 

Leistungsgesichtspunkten sei die homogene Lerngruppe nicht erstrebenswert, da 

sich etwa zeige, dass sich etwa die Leistungen von Kindern mit Lernbehinderungen 

in Regelschulen besser entwickeln, als in Sonderschulen (vgl. ebd., 36). 
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Prengel argumentiert vor dem Prinzip des Perspektivenwechsels gegen die dualis-

tische Reduktion im Spannungsfeld pädagogischer Widersprüche (vgl. Prengel 

1999, 87)Ȣ $ÉÅ ȵÄÕÁÌ ÅÎÔ×ÏÒÆÅÎÅÎ 0ÒÉÎÚÉÐÅÎȟ ×ÉÅ ÚÕÍ "ÅÉÓÐÉÅÌ /ÆÆÅÎÈÅÉÔ ÕÎÄ 3ÔÒÕk-

ÔÕÒȟ !ÎÌÅÉÔÕÎÇ ÄÕÒÃÈ ,ÅÈÒÅÒ ÕÎÄ 3ÅÌÂÓÔÔßÔÉÇËÅÉÔ ÄÅÒ 3ÃÈİÌÅÒȰ (ebd., 86) stehen in 

ihrer Sicht eher Möglichkeiten im Weg, die sich durch Balancierungen in auf-

schlussreiche Erkenntnisse überführen lassen (vgl. ebd., 87). So ist in der Schule 

Platz für etwa persönliche Kreativität und kulturelle Traditionen (vgl. ebd., 95), für 

Wohlbefinden und Anstrengungen (vgl. ebd., 97). Prengel sieht eine Möglichkeit 

ÄÁÒÉÎȟ ÆİÒ ÄÅÎ !ÎÆÁÎÇÓÕÎÔÅÒÒÉÃÈÔ ÂÅÉÄÅ ȵ0ÅÒÓÐÅËÔÉÖÅÎ ÚÕÓÁÍÍÅÎÚÕÄÅÎËÅÎ ÕÎÄ ÄÉÅ 

Emphase für die Einzigartigkeit jedes Kindes zu verbinden mit einer verantwortli-

chen humanen Nutzung des Wissens um seinen Entwicklungsstand im Verhältnis 

ÚÕÍ +ÏÎÓÔÒÕËÔ ÄÅÒ *ÁÈÒÇÁÎÇÓÎÏÒÍȰ (Prengel 1999, 91). Prengel will Klassifikati-

ÏÎÓÓÙÓÔÅÍÅ ÎÉÃÈÔ ÁÕÓÓÃÈÌÉÅħÅÎȟ ÓÏÎÄÅÒÎ ȵÓÉÅ ÁÌÓ /ÒÉÅÎÔÉÅÒÕÎÇÓ- und Verständi-

gungsmittel nutzen, aber auch: Um die Gefahren identifizierenden Denkens wissen 

ÕÎÄ ÓÉÅ ÒÅÆÌÅËÔÉÅÒÅÎȰ (Prengel 2005, 27). Für die Schule gilt stets, dass für die Ord-

nungen der Kinder (z.B. freie Wahl und Gestaltung von Lernaktivitäten durch die 

Schüler) und die Ordnungen der Schule (z.B. lenkendes Lehren durch die Lehrkräf-

te) ȵÎÁÃÈ ÅÉÎÅÒ ÁÎÇÅÍÅÓÓÅÎÅÎȟ ÁÕÓÇÅ×ÏÇÅÎÅÎ "ÅÚÉÅÈÕÎÇ ÇÅÓÕÃÈÔ ×ÉÒÄȰ (Prengel 

1999, 100). Dabei verpflichtet die gute Ordnung, dass alle Strukturen, Prozesse 

und Entscheidungen stets unabgeschlossen und offen für angemessene Anpassun-

gen bleiben. Die gute Ordnung ist dabei als Arbeitsbündnis im Sinne Oevermanns 

umzusetzen106 (vgl. Prengel 1999, 130f.).  

 

Damit erweist sich die Pädagogik der Vielfalt als überaus anschlussfähig an die 

inklusive Pädagogik, die durch ihre ebenfalls notwendig unabgeschlossene und 

offene Perspektive auf Kinder auf sehr ähnlichen Strukturen basiert (vgl. Hinz 

2004, 58ff.). Auch Biewer sieht eine deutliche Nähe der beiden Ansätze zueinan-

                                                        
106

 Nach Oevermann Ădeklariert sich das neugierige und wissensdurstige Kind auf der Folie dessen, was 

es über die Welt schon weiß, als ein Subjekt, das sehr vieles, was es wissen möchte und wissen sollte, 

noch nicht weiÇñ (Oevermann 1996, 153). Die Lehrperson ihrerseits ist dann dazu verpflichtet, dem Kind, 

auf der Grundlage der Anerkenntnis des Nicht-Wissens und der Ăschon vorliegende[n] Einsicht des Kin-

des in das, was aus ihm werden sollñ, ein Ăschl¿ssiges Angebot zu machenñ, wie es diese L¿cke schlieÇen 

kann (vgl. ebd.). Voraussetzung dafür ist, dass die Lehrperson die Folie des Kindes versteht, wofür er 

stellvertretende Deutungen vornehmen muss und Ăin detaillierter Beobachtung des Umgangs des Sch¿lers 

mit einer Problemkonstellationñ zur Rekonstruktion dessen aufgefordert ist, Ăvon welchen Konzepten und 

¦berzeugungen diese sich naturw¿chsig leiten lªsstñ (157). 
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der. Ausgehend vom Begriffsgebrauch der UNESCO, liefert Biewer eine Beschrei-

bung:  

ĂInklusive Pªdagogik bezeichnet Theorien zur Bildung, Erziehung und Entwick-

lung, die Etikettierungen und Klassifizierungen ablehnen, ihren Ausgang von 

den Rechten vulnerabler und marginalisierter Menschen nehmen, für deren 

Partizipation in allen Lebensbereichen plädieren und auf eine strukturelle Ver-

änderung der regulären Institutionen zielen, um der Verschiedenheit der Vo-

raussetzungen und Bed¿rfnisse aller Nutzer/innen gerecht zu werden.ñ (Biewer 

2009, 193)  

Die Pädagogik der Vielfalt hat einen wichtigen Rahmen abgesteckt für pädagogi-

sches Handeln, insbesondere für pädagogisches Handeln in Bezug auf Lerngrup-

pen. Auch liefert sie eine Begründung für bewusst heterogene Gruppen und für die 

Bereicherung, die in der heterogenen Gruppe zu sehen ist. Durch die Verknüpfung 

mit dem pädagogischen Arbeitsbündnis wird sie zum Rahmen für professionelles 

pädagogisches Handeln auf Basis von Anerkennung der Anderen. Ein Unterricht, 

der auf der guten Ordnung beruht, ist notwendig ambivalent. Er wird immer offen 

und geschlossen sein in Bezug auf zeitliche, räumliche, soziale und Fachstrukturen 

und er wird sich dieser Strukturen stets bewusst sein müssen. Ein Unterricht, der 

auf den Prinzipien der guten Ordnung beruht, hat die Chance, zu einem Unterricht 

auf Augenhöhe zu werden. Ein Unterricht, an dem auch die Kinder partizipieren 

und der sie schützt. Offen muss dabei die Frage bleiben, ob ein solcher Unterricht 

auch ein guter Unterricht ist. Dies ließe sich allerdings nur über eine Klärung der 

Vorstellung von gutem Unterricht beantworten, woran sich wiederum sofort die 

Frage nach den Aufgaben und Funktionen der Schule, bzw. nach den Vorstellungen 

von Schule überhaupt, anschließt (vgl. Helmke 2007, 46f.; vgl. Meyer 2004, 11ff.). 

3 Schuleingangsstufe als Ort des Übergangs in die Schule 

In Texten die schulische Übergänge im Allgemeinen oder den Übergang in die 

Grundschule im Speziellen thematisieren, findet sich oftmals ein Hinweis darauf, 

dass Übergangssituationen im Bereich der Schule theoretisch wie empirisch ver-

nachlässigt werden (vgl. Grotz 2005, 12; vgl. Faust 2008b, 225f.). Dabei ist hier in 

der Regel der deutschsprachige Raum im Blick, mit der Besonderheit, dass in 

Deutschland ein Schulsystem besteht, das besonders stark ausdifferenziert ist und 

das deshalb auch besonders viele Übergangssituationen provoziert. Dem Übergang 
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in die Grundschule, der hier thematisiert wird, wird dabei besondere Bedeutung 

beigemessen, da er als erster verbindlicher Übergang alle Kinder dem institutiona-

lisierten Bildungssystem zuführt.  

Andererseits wurden in den letzten Jahren verstärkt theoretische und empirische 

Arbeiten veröffentlicht, die sich mit schulischen Übergängen auseinandersetzen. 

Auch dies wird in mehreren Texten zur Kenntnis genommen (vgl. etwa Knör-

zer/Grass/Schumacher 2007, 72 oder Griebel/Niesel 2003, 136). Auch findet sich 

das Stichwort vermehrt in Handbüchern und Überblicksbänden (vgl. Blöme-

ke/Bohl/ Haag/Lang-Wojtasik/Sacher 2009; Bartnitz-

ky/Brügelmann/Hecker/Heinzel/ Schönknecht/Speck-Hamdan 2009; 

Keck/Sandfuchs/Feige 2004; Helsper/Böhme 2008). Umso mehr irritiert die Situa-

tion im breit wahrgenommenen Handbuch Grundschulpädagogik und Grundschul-

didaktik, in dem zwar ein Text zum Übergang in die weiterführende Schule veröf-

fentlicht ist, jedoch kein Text, der den Übergang in die Grundschule in den Blick 

nimmt. Thematisiert wird dieser Aspekt dann lediglich in einem Aufsatz zum An-

fangsunterricht und zur Anschlussfähigkeit der Institutionen Kindertagesstätte 

und Grundschule. Damit wird der Übergang hier primär mit Blick auf die Instituti-

onen aufgegriffen, obwohl Hacker im Handbuch selbst die biographische Bedeu-

ÔÕÎÇ ÄÅÓ ÂÅÒÇÁÎÇÓ ÉÎ ÄÅÎ 6ÏÒÄÅÒÇÒÕÎÄ ÒİÃËÔȡ ȵ$ÅÒ %ÉÎÔÒÉÔÔ ÉÎ ÄÉÅ 'ÒÕÎÄÓÃÈÕÌÅ ÉÓÔ 

als Übergangsphänomen in der Biografie eines Kindes ein Ereignis von besonderer 

Bedeutung. Welche tatsächlichen Entwicklungsschübe bzw. Entwicklungsrisiken 

Übergangssituationen bewirken können, ist in der empirischen Sozialforschung 

ÌÁÎÇÅ ÖÅÒÎÁÃÈÌßÓÓÉÇÔ ×ÏÒÄÅÎȰ (Hacker 2005, 286).  

3.1 Übergänge 

Nach Asbrand markieren Übergänge Entwicklung und sind gekennzeichnet durch 

die Spannung zwischen Kontinuität und Diskontinuität (2009b, 82f.). Heinzel stellt 

dem Begriff des Übergangs den der Transition gegenüber (vgl. Heinzel 2009, 298). 

Der Übergang stelÌÔ ÄÅÍÎÁÃÈ ÄÁÓ ȵ,ÅÂÅÎÓÅÒÅÉÇÎÉÓȰ ÉÎ ÄÅÎ -ÉÔÔÅÌÐÕÎËÔȟ ÄÉÅ 4ÒÁÎÓi-

tion dagegen die Übergangsbewältigung. Dabei entsteht der Eindruck, bei Über-

gängen handele es sich um punktuelle Ereignisse, was durch den Hinweis, das 

ȵ4ÒÁÎÓÉÔÉÏÎÓÍÏÄÅÌÌ ÖÅÒÓÔÅÈÔ ÂÅÒÇßÎÇÅ ÁÌÓ ÐÒÏÚÅÓÓÈÁÆÔÅÓ 'ÅÓÃÈÅÈÅÎȰ (ebd., 299), 

verschärft wird.  
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Versucht man, den Begriff zu fassen und bemüht dabei zunächst ein allgemeines 

Lexikon, findet man (zunächst gar nichts und mit einiger Mühe immerhin) einen 

Verweis auf den Begriff in den Naturwissenschaften107 (Meyers 1979, 70). In der 

Physik und in der Chemie etwa bezeichnen Übergänge den Prozess der Verände-

rung des Zustandes von Stoffen. Wenn etwa H2O durch Erhitzen vom flüssigen in 

den gasförmigen Zustand wechselt, definiert man die Phase zwischen den beiden 

Zuständen als Übergang. Der Übergang beginnt genau dann, wenn das H2O nicht 

mehr zu 100% flüssig ist und endet in dem Moment, da es vollständig gasförmig 

ist.  

Enthebt man diese Begriffsbetrachtung aus dem naturwissenschaftlichen Kontext, 

lassen sich Übergänge definieren als Phase der Veränderung zwischen zwei Zu-

ständen. In Analogie zu Übergängen im Bereich institutionalisierter Bildung erwei-

sen sich zwei Aspekte als bedeutsam. Zum einen erscheint wichtig, dass Übergänge 

Prozesse beschreiben und keine punktuellen Ereignisse. Zum anderen wird deut-

lich, dass es ausgesprochen schwer ist festzumachen, wann genau die Phase des 

Übergangs beginnt und wann diese endet.  

 

In der immer differenzierteren Betrachtung von schulischen Übergängen unter-

scheidet man auch vertikale von horizontalen Übergängen. Während horizontale 

Übergänge wechselnde Situationen im Tagesablauf thematisieren, werden bil-

dungsbiographische Übergänge als vertikale Übergänge bezeichnet (vgl. Griebel 

2004, 33), die hier im Vordergrund stehen. 

 

Der Prozess von Übergängen im Lebenslauf und deren soziale Struktur wurden 

schon Anfang des 20. Jahrhunderts aus einer soziologischen Perspektive in den 

Blick genommen. Der Ethnologe van Gennep befasste sich mit der grundlegenden 

Struktur von Übergangsriten (rites de passage) und arbeitete als Ergebnis heraus, 

dass Übergänge nicht isoliert zu betrachten sind, sondern lediglich in ihrer kultu-

rellen Eingebundenheit. Er differenzierte drei Segmente bei Übergangsriten, die 

rites de separation, rites de marges und die rites d`agrégation, also die Riten der 

                                                        
107

 Der Begriff Übergang wird in wenigen allgemeinen Lexika geführt. Der Verweis auf den Übergang 

von Aggregatzuständen findet sich in einer älteren Ausgabe von Meyers Enzyklopädisches Lexikon 

(1979, 70). Die Bedeutung des Begriffs hat sich dabei offenbar in den letzten Jahren etwas verschoben. 

Die aktuelle Ausgabe der Brockhaus Enzyklopädie führt unter Übergang den Verweis auf Eisenbahn-

übergänge und auf Änderungen von energetischen Zuständen in der atomaren Physik (2006). Übergänge 

von Aggregatzuständen werden hier unter dem Begriff der Phasenübergänge geführt (2006). 
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Loslösung, der Schwellen und der Anpassung. Damit wird neben der Prozesshaf-

tigkeit von Übergängen auch ihre Eingebundenheit in soziale Beziehungsstruktu-

ren betont. Übergänge bringen den Wechsel von einer sozialen Rolle in eine andere 

mit sich. Heinzel verweist darauf, dass sich diese Rituale auch beim Schuleintritt 

finden (vgl. Heinzel 2009, 299).  

Stauber und Walther merken an, dass durch die Arbeit van Genneps auf die Funk-

ÔÉÏÎ ÖÏÎ ÂÅÒÇßÎÇÅÎ ÁÌÓ ȵ6ÅÒÍÉÔÔÌÕÎg zwischen individuellem menschlichem Le-

ÂÅÎ ÕÎÄ ÇÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔÌÉÃÈÅÒ 3ÔÒÕËÔÕÒȰ (Stauber/Walther 2004, 47) verwiesen wird.  

Darauf verweisen auch Glaser und Strauß, die hierfür den Begriff der Statuspassa-

ÇÅ ÐÒßÇÅÎȢ 3ÔÁÔÕÓÐÁÓÓÁÇÅÎ ȵÓÉÎÄ ÂÅÓÔÉÍÍÔ ÖÏÎ ËÌÁÒÅÎ 2ÅÇeln bezüglich des Zeit-

punktes, zu dem der Statuswechsel vollzogen werden sollte, von wem und durch 

wessen Vermittlung. Darüber hinaus existieren vorgeschriebene Sequenzen ein-

ÚÅÌÎÅÒ 3ÃÈÒÉÔÔÅ ɍȢȢȢɎ ÓÏ×ÉÅ ÒÅÇÕÌÉÅÒÔÅ (ÁÎÄÌÕÎÇÅÎȰ (Glaser/Strauß 1971, 3). Nach 

Heinzel wird im Verständnis der Statuspassage sowohl die gesellschaftliche und 

institutionelle Dimension, wie auch die individuelle und biografische Dimension 

bedeutsam (vgl. Heinzel 2009, 298f.). Somit sind Übergänge durch ein Wechsel-

spiel von Objektivität und Subjektivität gekennzeichnet. Objektiv wären die forma-

len Regelungen, subjektiv das Erleben des Übergangs und die biografische Bedeu-

tung, die dem Übergang zugeschrieben wird. 

 

Demnach sind Übergänge prozesshafte Ereignisse, die sich in verschiedene Phasen 

unterteilen lassen. Sie vermitteln zwischen individuellem Leben und gesellschaftli-

chen Strukturen, haben biographische Bedeutung und sind institutionell struktu-

riert. Es lassen sich objektive und subjektive Merkmale differenzieren. Sie sind 

eingebunden in soziale Verhältnisse und es gehen Rollenwechsel damit einher. 

 

3.2 Der Übergang in die Grundschule 

In der theoretischen Auseinandersetzung um den Übergang in die Grundschule 

innerhalb der Grundschulpädagogik wird auf unterschiedliche Perspektiven zu-

rückgegriffen. In den letzten Jahren des 20. Jahrhunderts standen vor allem die 

Institutionen im Blickfeld, demnach die objektiven Merkmale des Übergangs. In 

erster Linie war es Hacker, der diesen Aspekt systematisch aufgearbeitet hat. Eng 
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angebunden an die institutionelle Perspektive war dabei stets die Debatte um 

Schulreife und Schulfähigkeit. 

Dabei stellt Hacker 1992 ɀ in der ersten Auflage seiner Arbeit zum Übergang ɀ 

ÈÅÒÁÕÓȟ ÄÁÓÓ ÄÅÒ ȵÂÅÒÇÁÎÇ ÁÌÓ 0ÒÏÂÌÅÍÚÏÎÅȰ ÅÒÓÔ ÁÌÓ ȵ&ÏÌÇÅÐÒÏÂÌÅÍ ÄÅÒ ÇÅÍÅÉn-

samen GrundschuÌÅȰ ÅÎÔÓÔÁÎÄÅÎ ÉÓÔȢ ȵ%ÒÓÔ ÄÉÅ "ÉÌÄÕÎÇÓÓÙÓÔÅÍÅ ÄÅÍÏËÒÁÔÉÓÃÈÅÒ 

Industriegesellschaften bringen mit ihrer demokratischen Leistungsorientierung 

einen Anforderungskatalog, der schon zum Schuleintritt zu Schwierigkeiten führen 

ËÁÎÎȰ (Hacker 1992, 11). Hier kommen zumindest zwei Problembereiche in den 

Blick. Einerseits ist es so, dass obwohl in Deutschland durch die Schulpflicht Kin-

der zum Schulbesuch verpflichtet sind, bestimmte Erwartungen im Hinblick auf 

Vorerfahrungen und Kompetenzen an Kinder herangetragen werden, um diese 

überhaupt zur Schule zuzulassen. Zum anderen hat die Grundschule durch ihre 

besondere Stellung im Bildungssystem immer auch den Charakter einer Vorberei-

tungsschule für die weiterführenden Schulen (Hacker 1992, 16) und ist als solche 

im besonderen Maße der Selektion verpflichtet.  

 

Während der Übergang vorher zunächst aus einer sozialisationstheoretischen Per-

spektive betrachtet wurde, so wurden hier die institutionsspezifischen Strukturen 

und Verhaltensanforderungen gegenüber gestellt (vgl. Hacker 1992, 35f.). Dabei 

wurden für den Übergang zunächst Brüche zwischen den Institutionen Familie, 

Kindergarten und Schule identifiziert. Während beispielsweise im Kindergarten 

das spielerische Lernen verortet wurde und affektive Verhaltensmuster als adä-

quat angesehen wurden, galten für die Grundschule systematisch wissenschafts-

orientiertes Lernen und affektive Kontrolle bzw. affektive Neutralität (ebd.; auch 

Grotz 2005, 36ff.). Hacker hebt insbesondere die Bedeutung der Anschlussfähig-

keit von im Bereich institutionalisierter Bildung durch vertikale Übergänge aufei-

nanderfolgen Institutionen hervor. Hackers Arbeit läuft hinaus auf eine Kooperati-

on zwischen den am Übergang beteiligten Institutionen Kindergarten und Grund-

schule, die in einer ökosystemischen Perspektive über ein enormes Potential ver-

fügen, Übergänge mitzugestalten. Bis heute bleibt auch die Frage nach der An-

schlussfähigkeit der im Bildungssystem aufeinanderfolgenden Institutionen wich-

tig (vgl. Hacker 2008).  
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3.2.1 Erwartungen im Bereich des Übergangs ς Schulreife und -fähigkeit 

Die angesprochenen Anforderungen kondensierten in der Nachkriegszeit der 

1950er Jahre in dem auf die Reifungstheorie zurückgehenden Konzept der Schul-

reife nach Artur Kern. Kern untersuchte die Ursachen für Schulversagen und fand 

diese in der Aufnahme noch nicht schulreifer Kinder in die Schule. Nach Kern sollte 

sich das Problem des Sitzenbleibens vermeiden lassen, indem Kinder erst in die 

Grundschule aufgenommen werden, wenn ihnen attestiert werden konnte, eine 

Entwicklungsphase ÅÒÒÅÉÃÈÔ ÚÕ ÈÁÂÅÎȟ ȵÄÅÒ ÊÅÎÅÓ ,ÅÉÓÔÕÎÇÓÇÅÆİÇÅ ÚÕÇÅÏÒÄÎÅÔ ÉÓÔȟ 

ÄÁÓ 6ÏÒÁÕÓÓÅÔÚÕÎÇ ÆİÒ ÅÉÎ ÅÒÆÏÌÇÒÅÉÃÈÅÓ $ÕÒÃÈÌÁÕÆÅÎ ÄÅÒ 3ÃÈÕÌÅ ÉÓÔȰ (Kern 1951, 

67). Damit wurde die Grundlage geschaffen für bestimmte Bedingungen, die über 

das Alter hinaus an die Aufnahme in die Schule geknüpft wurden. Insbesondere 

durch die Formulierung von Einschulungsvoraussetzungen im Zusammenhang mit 

der Debatte um Schulreife und Schulfähigkeit hat die Einschulung zu einer Hürde 

werden lassen. Im Zusammenhang mit einem statischen Begabungsbegriff, der 

eine entsprechende und zielgerichtete vorschulische Förderung noch nicht in Aus-

sicht stellte, blieb die Zurückstellung vom Schulbesuch die entsprechende Maß-

nahme108. Zurückgestellte Kinder wurden ein Jahr später in die Schule aufgenom-

men, es wurde gewartet bis sich die entsprechende Reife für den Schulbesuch ein-

gestellt hatte, ein Kind also in der Lage war, affektives Verhalten zu kontrollieren 

und sich dem systematischen Lernen zuzuwenden (vgl. Knör-

zer/Grass/Schumacher 2007, 177ff.; Kammermeyer 2000, 18f.). Damit hat man in 

Deutschland auch den besonderen Umstand geschaffen, Kinder einerseits zum Be-

such einer Schule zu verpflichten und andererseits bestimmte Bedingungen an 

eine Aufnahme in die Schule zu knüpfen. 

Ende der 60er Jahre wurde dann der dynamische Begabungsbegriff geprägt und 

die Reifungstheorie endgültig widerlegt (vgl. Roth 1970, 26ff.; Kemm-

ler/Heckhausen 1962). Etliche Untersuchungen haben gezeigt, dass Begabung 

nicht als angeborenes Merkmal anzusehen, sondern vielmehr durch entsprechen-

de Förderung trainierbar ist (vgl. etwa Aebli 1970, 151ff.). Für das deutsche Bil-

dungssystem wurde diese Erkenntnis in erster Linie durch Heinrich Roth und sei-

                                                        
108

 Kerns Konzept der Schulreife basiert auf der Reifungstheorie, die sich an Stufen- und Phasenmodellen 

kindlicher Entwicklung orientieren. Damit verkoppelt ist ein statischer Begabungsbegriff, Begabung lässt 

sich hier also nicht beeinflussen, genau so wenig wie Schulreife (vgl. Knauf 2001, 21). Da die Reifungs-

theorie von einer gleichschrittigen Entwicklung aller Kompetenzbereiche ausgeht, wurde zur Überprü-

fung der Schulreife nach Kern lediglich die visuelle Gliederungsfähigkeit getestet (vgl. Kern 1969). 
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ne Arbeit für den Deutschen Bildungsrat präsentiert. Hierdurch entwickelte sich 

unter anderem die Vorstellung von Schulfähigkeit auf der Grundlage der Lerntheo-

rie. Mit diesem Schritt wurde vorschulische Förderung ermöglicht, der Elementar-

bereich wurde gestärkt und diesem Kompetenzen der Förderung im vorschuli-

schen Bereich zugesprochen109.  

Wenngleich der Gutachtenband Begabung und Lernen zunächst die Lerntheorie 

stark machte, wurde hier die darauf folgende Stufe der Entwicklung im Grunde 

schon angedeutet. Nicht nur verändern sich Begabung und Intelligenz durch Ler-

nen, sie sind vielmehr abhängig von einer Reihe von Einflussfaktoren aus der Um-

welt des Subjekts, in unserem Falle des einzuschulenden Kindes (vgl. Aebli 1970, 

163; 166ff.). Diese Erkenntnis wurde in Deutschland in Bezug auf die Debatte um 

Schulreife und Schulfähigkeit erst in den 1980er Jahren durch die Arbeit Horst Ni-

ckels populär.  

Nickel übertrug den entwicklungsökologischen Ansatz, der in erster Linie auf eine 

Arbeit Bronfenbrenners aus den USA von Anfang der 1960er Jahre zurückgeht, auf 

den Schulanfang. Dabei zeigte sich Schulreife nÕÎ ÁÌÓ ȵÉÎÔÅÒÁËÔÉÏÎÉÓÔÉÓÃÈÅÓ ĘËÏÐÓy-

ÃÈÏÌÏÇÉÓÃÈÅÓ +ÏÎÓÔÒÕËÔȰ (Kammermeyer 2005, 298), in das umfassende Umwelt-

bedingungen einflossen110.  

In jüngerer Zeit stehen in der Debatte um Schulfähigkeit vor allem zwei unter-

schiedliche Vorstellungen gegenüber. Schulfähigkeit wird einerseits als Entwick-

lungsaufgabe verstanden. Dabei wird Schulfähigkeit durch die Tatsache, dass Kin-

der verpflichtet sind, sich institutionalisierter Erziehung auszusetzen, zur Anforde-

rung, die an das Kind herangetragen wird (vgl. Kammermeyer 2000, 21f.). Ande-

                                                        
109

 Vgl. Kap. 2.1. 
110

 Bronfenbrenner entwickelt das Modell der ¥kologie menschlicher Entwicklung, die Ăsich mit der 

fortschreitenden gegenseitigen Anpassung zwischen dem aktiven, sich entwickelnden Menschen und den 

wechselnden Eigenschaften seiner unmittelbaren Lebensbereiche [befasst]. Dieser Prozess wird fortlau-

fend von den Beziehungen dieser Lebensbereiche untereinander und von den größeren Kontexten beein-

flusst, in die sie eingebettet sind.ñ (Bronfenbrenner 1981, 37) Durch die aktive Auseinandersetzung des 

Individuums mit der Umwelt in Form transaktionaler Prozesse entwickelt sich nicht nur das Individuum, 

sondern ebenso auch die Umwelt. Als ökologische Systeme betrachtet er: das Mikrosystem, das sämtliche 

physische und psychische Aktivitäten, Tätigkeiten, Rollen und zwischenmenschliche Beziehungen des 

Individuums in einem gegebenen Lebensbereich umfasst (z.B.: Kindergartengruppe, Schulklasse, Familie 

(aber auch in der Familie etwa die Beziehung Mutter-Tochter)); das Mesosystem, das die Wechselwir-

kungen zwischen den Mikrosystemen, an denen ein Individuum aktiv beteiligt ist, kennzeichnet (z.B.: die 

Beziehung zwischen Elternhaus und Schule, Kindergarten und Schule, Elternhaus und Freundeskreis); 

das Exosystem, das Lebensbereiche umfasst, an denen das Individuum zwar nicht selbst aktiv beteiligt ist, 

die aber indirekt auf die Lebensbereiche des Individuums einwirken (z.B.: die Berufswelt der Eltern, 

Medien); das Makrosystem, das den gesellschaftlich-kulturellen Bezugsrahmen darstellt; das Chronosys-

tem, das wichtige Zeitpunkte der menschlichen Entwicklung kennzeichnet, etwa die ökologischen Über-

gänge. 
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rerseits wird Schulfähigkeit aber auch als soziokulturelles Konstrukt verstanden 

und damit der Person des Kindes enthoben. Schulfähigkeit ist nach diesem Ver-

ÓÔßÎÄÎÉÓ ÅÉÎÅ ȵÇÅÍÅÉÎÓÁÍ ɍÇÅÔÅÉÌÔÅȠ -+Ɏ ÓÕÂÊÅËÔÉÖÅ 4ÈÅÏÒÉÅ İÂÅÒ ÄÅÎ 3ÃÈÕÌÁÎÆÁÎÇȰ 

(Kammermeyer 2000, 26).  

Durch die entwicklungsökologische Perspektive hat sich auch die Vorstellung über 

die Rolle von Schule in Bezug zur Schulfähigkeit verändert. Durch die Hinzunahme 

von Schule zu den Faktoren, die auf Schulfähigkeit wirken, wird Schule selbst zu 

einer Stellschraube für Schulfähigkeit. Es kommt zur Idee der kindfähigen Schule, 

ÚÕÒ 'ÒÕÎÄÓÃÈÕÌÅ ÍÉÔ ÄÅÒ !ÕÆÇÁÂÅȟ ȵÄÉÅ ȴ3ÃÈÕÌÆßÈÉÇËÅÉÔȭ ÉÈÒÅÒ 3ÃÈİÌÅÒ ÍÉÔ ÄÅÎ +Én-

ÄÅÒÎ ÓÅÌÂÓÔ ÚÕ ÅÒÁÒÂÅÉÔÅÎȰ (Faust-Siehl u.a. 1996, 140; vgl. Richter 1999). 

Durch die Einführung der Schuleingangsstufe hat sich die Sachlage in diesem Be-

reich unterdessen stark verändert. So wird heute in einigen Bundesländern gar 

nicht mehr zurückgestellt, in anderen wurden die Möglichkeiten für Zurückstel-

lungen zumindest stark eingeschränkt (vgl. Faust 2006a, 328ff.). 

3.2.2 Der Transitionsansatz 

Aktuell wird in der erziehungswissenschaftlichen Diskussion zum Übergang beim 

Schuleintritt der Transitionsansatz sehr stark gemacht, den Griebel und Niesel als 

Strukturmodell des Übergangs vorgelegt haben. Der Transitionsansatz stellt zwar 

keine neue Theorie dar, wird aber durch zwei Merkmale bedeutsam. Zum einen 

verknüpft er die einzelnen Aspekte miteinander, die vorher in der Regel losgelöst 

voneinander betrachtet wurden111. Zum anderen fokussiert er auf die Akteure im 

Übergangsprozess ohne die Institution aus dem Blickfeld zu verlieren. Basierend 

auf dem entwicklungsökologischen Ansatz nimmt er Kind und Familie in den Blick. 

Die Bewältigung des Übergangs steht bei der Betrachtung im Zentrum und in Be-

zug darauf werden im Transitionsansatz drei Ebenen differenziert, für die Ent-

wicklungsaufgaben formuliert wurden.  

So sind auf der individuellen Ebene Aufgaben zu bewältigen, die die Statusverände-

rung des Kindergartenkindes zum Schulkind mit sich bringen, etwa verstärkte 

Selbständigkeit oder dass sich das Kind als Schulkind zunehmend über seine Kom-

petenzen definiert. Auf der interaktionalen Ebene sind Veränderungen in den Be-

ziehungen zentral. So wird sich das Kind von alten Beziehungen lösen müssen, 

                                                        
111

 Etwa der entwicklungsökologische Ansatz, die Entwicklungsaufgaben, die auf Oerter ï und bei die-

sem wieder auf Havighurst ï zurückgehen, der Stressansatz, die Theorie kritischer Lebensereignisse, die 

Familienentwicklung (vgl. Griebel/Niesel 2004, 45ff.). 
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neue Beziehungen aufbauen und fortgeführte Beziehungen werden sich teilweise 

verändern. Der Zusammenhang zur Organisation und Strukturiertheit der verän-

derten Umwelt wird auf der kontextuellen Ebene betrachtet. Schulkinder müssen 

bestimmte Pflichten erfüllen, Zeit und Raum sind neu strukturiert.  

Nach Griebel und Niesel wurde der Übergang durch das Kind erfolgreich bewältigt, 

ȵ×ÅÎÎ ɍÅÓɎ ÓÉÃÈ ÅÍÏÔÉÏÎÁÌȟ ÐÓÙÃÈÉÓÃÈȟ ÐÈÙÓÉÓÃÈ ÕÎÄ ÉÎÔÅÌÌÅËÔÕÅÌÌ ÁÎÇÅÍÅÓÓÅÎ ÉÎ ÄÅÒ 

Schule präsentiert112Ȱ (Griebel/Niesel 2003, 143). 

Im Sinne einer kritischen Auseinandersetzung betont Faust zwei Punkte, die am 

4ÒÁÎÓÉÔÉÏÎÓÁÎÓÁÔÚ ÅÒÇßÎÚÕÎÇÓÂÅÄİÒÆÔÉÇ ÅÒÓÃÈÅÉÎÅÎȡ ÓÏ ÉÓÔ ÅÒ ÁÕÆ ȵÖÅÒÓÃÈÉÅÄÅÎÁr-

ÔÉÇÓÔÅ ÂÅÒÇßÎÇÅ ÉÎÎÅÒÈÁÌÂ ÕÎÄ ÁÕħÅÒÈÁÌÂ ÄÅÓ "ÉÌÄÕÎÇÓÓÙÓÔÅÍÓȰ ÁÎÚÕ×ÅÎÄÅÎ ÕÎÄ 

ÓÏÍÉÔ ȵÕÎÓÐÅÚÉÆÉÓÃÈ ÆİÒ ÄÉÅ "ÉÌdungsbedeutung und die curricularen Anforderun-

gen des Übergangs vom Kindergarten in die Grundschule und vernachlässigt des-

ÓÅÎ ËÏÇÎÉÔÉÖÅ ÕÎÄ ÉÎÈÁÌÔÌÉÃÈÅ $ÉÍÅÎÓÉÏÎÅÎȰ (Faust 2008b, 227) und ist außerdem 

nicht hinreichend auf das Wechselspiel von individuellem Übergangserleben und 

ȵÇÒÕÐÐÅÎÂÅÚÏÇÅÎÅÎ 6ÅÒßÎÄÅÒÕÎÇÅÎȰ ÁÎÚÕ×ÅÎÄÅÎ (vgl. ebd., 227f.). Ein weiterer 

Aspekt erscheint unbefriedigend. Dadurch, dass der Transitionsansatz die Beglei-

tung von Übergängen unterstützen will, geht er von einem normativen Bild des 

gelungenen Übergangs aus, obwohl Übergänge individuell sehr unterschiedlich 

erlebt werden und für Übergänge angenommen wird, dass in ihnen sehr wohl 

Chancen liegen, selbst wenn sie zunächst als problematisch eingeschätzt werden. 

Der Transitionsansatz will auf den Prozess des Übergangs einwirken, was einer 

neutralen Betrachtung zuwider läuft. 

3.3 Zum Forschungsstand  

Obwohl einerseits zum Übergang immer wieder eine mangelnde Forschungslage 

angemerkt wird (vgl. etwa Liebers 2008a, 106), liegen andererseits aber auch 

zahlreiche Studien hierzu vor. Auch finden sich mehrere Aufsätze, in denen die 

Forschungsarbeiten überblicksartig zusammengefasst sind. Der Übergang wurde 

durch verschiedene Disziplinen aus sehr unterschiedlichen Perspektiven mit teil-
                                                        
112

 Konkrete Ausführungen dazu, wann die Präsentation eines Kindes als angemessen angesehen werden 

kann, bleiben Griebel und Niesel allerdings schuldig. ĂDas Kind ist dann ein kompetentes Schulkind, 

wenn es sich in der Schule wohlfühlt, die gestellten Anforderungen bewältigt und die Bildungsangebote 

f¿r sich optimal nutzt.ñ (Griebel/Niesel 2003, 143) Dar¿ber hinaus verweisen sie auf eine Übersicht von 

Yeboah (2002). Diese erschºpft sich aber im Wesentlichen in der Aussage ĂSuccessful transition has 

links to readiness for school, and is said to occur if the child is emotionally, psychologically physically 

and intellectually able to settle into primary school. A child who is ready for school [...] is most likely to 

experience successful transitionñ (Yeboah 2002, 52). Im weiteren werden zahlreiche Faktoren und Maß-

nahmen aufgeführt, die den Übergang beeinflussen.  
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weise kaum vergleichbaren Fragestellungen erforscht. An dieser Stelle soll ein 

Einblick in die Forschungslage gegeben werden und sich daraus ergebende 

Schlussfolgerungen benannt werden.  

Mit dem Ziel einer systematischen Darstellung, sollen hier die im Konzept des 

Transitionsansatzes differenzierten Ebenen zugrunde gelegt werden.  

3.3.1 Kontextuelle Ebene 

Im weitesten Sinne mit Blick auf die kontextuelle Ebene beschäftigt sich ein großer 

Teil der Arbeiten, eben mit institutionellen und organisatorischen Zusammenhän-

gen. Diehm konstatiert, die Strukturdifferenz zwischen den Institutionen sei in 

keiner Hinsicht hinreichend bearbeitet (vgl. Diehm 2004, 541). Liebers verweist 

auf einen Befund von Geiling, die strukturelle Barrieren im Zusammenhang mit der 

Statuspassage Schulanfang aufzeigt. Als Beispiele werden Schulaufnahmeverfah-

ren und Zurückstellungen oder selektive Strukturen wie Überweisungen in Son-

derschulen angeführt (vgl. Liebers 2008a, 104).  

Als bedeutenden Unterschied auf der kontextuellen Ebene ermittelt Germeten in 

einer norwegischen Studie den Umgang mit Zeit. Zeit als maßgebliches Instrument 

ÓÃÈÕÌÉÓÃÈÅÒ 3ÔÒÕËÔÕÒ ÚÉÅÈÔ ÄÅÒ 5ÎÔÅÒÓÕÃÈÕÎÇ ÚÕÆÏÌÇÅ ÄÉÅ ȵ"ÅÈÅÒÒÓÃÈÕÎÇ ÄÅÓ 5m-

ÇÁÎÇÓ ÍÉÔ :ÅÉÔ ÁÌÓ ÚÅÎÔÒÁÌÅÓ -ÁÃÈÔÍÉÔÔÅÌȰ ÎÁÃÈ ÓÉÃÈ (Germeten, zit.n. Griebel/Niesel 

2004, 96). 

Die Kooperationen zwischen den am Übergang beteiligten Institutionen werden 

derzeit in mehreren Forschungsansätzen in unterschiedlicher Weise bearbeitet. 

Einige Bände liefern hierzu einen Überblick und vermitteln einen Eindruck davon, 

wie stark die Thematik aktuell verfolgt wird (vgl. etwa Diller/Leu/Rauschenbach 

2010; Wenzel/Koeppel/Carle 2009; Faust/Götz/Hacker/Roßbach 2004). Es zeigt 

sich, dass hier immer noch regional sehr unterschiedliche Vorgaben und Realisie-

rungsformen zu verzeichnen sind und die Unterschiede zwischen den Institutio-

nen, in Bezug auf Personal, Ausstattung und verwaltungstechnische Zuordnung, 

eine vielfältige Praxis der Kooperation und Kooperationsformen provozieren (vgl. 

Strätz 2010, 63ff.). Eine Typisierung von Kooperationsgruppen in Bezug auf unter-

schiedlich ausgeprägte Milieus im städtischen und dörflichen Bereich hat bei-

spielsweise Emmerl in einer Evaluationsstudie vorgelegt (vgl. Emmerl 2008). Als 

eine gelungene Kooperation hemmend werden darin unter anderem die hierarchi-

schen Strukturen in unterschiedlichen Institutionen und zwischen Institutionen 
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und Eltern, sprengelbedingte Ausgrenzungstendenzen und stereotype Zuschrei-

bungen von Problemkindern ausgemacht (vgl. ebd., 323ff.). 

Im Rahmen des FiS-Projektes (Förderung der Bildungsprozesse von Kindern in der 

Schuleingangsphase) wurden unter anderem Kooperationsformen und Formen 

der Übergangsgestaltung untersucht (vgl. Hanke/Hein 2010). Dabei zeigt sich, dass 

Eltern und Kindern durch Kindertagesstätten und Grundschulen in unterschiedli-

cher Weise Informationen und Beratung zugänglich gemacht werden. Daneben 

gibt es für Eltern auch gemeinsame Angebote in Kooperation von KiTa und Grund-

schule, die allerdings Eltern weniger bekannt sind. Keine Angaben werden hier zur 

Verbreitung oder zu den Anteilen kooperativer Angebote gemacht (vgl. Han-

ke/Hein 2010, 102f.). 

Das Projekt TransKiGs hat Übergangsprozesse aus den Kindertagesstätten in die 

Grundschule im Fokus. Hier werden in fünf Bundesländern unterschiedliche Fra-

gestellungen und Aspekte des Übergangs in den Blick genommen (vgl. Lie-

bers/Schmidt 2009, 8ff.). Im Teilprojekt aus Nordrhein-Westfalen werden unter 

anderem Formen und Niveaus der Kooperation zwischen den am Übergang in die 

Grundschule beteiligten Institutionen untersucht. Erste Ergebnisse zeigen folgen-

des: ein Anteil von etwa 20% an Fachkräften aus KiTas und ein Anteil von etwa 

10% an Fachkräften aus Grundschulen gibt an, dass Kooperationen mit der jeweils 

anderen Institution kein Bestandteil ihres pädagogischen Konzeptes ist (vgl. Hanke 

u.a. 2009, 43). Überträgt man die Kooperationsformen auf die drei Stufen von Ko-

operationsniveaus nach Gräsel u.a. (vgl. Gräsel/Fußangel/Pröbstel 2006, 209ff.) 

lassen sich die Kooperationsformen im Rahmen des Übergangs, die fast aus-

schließlich der Weitergabe von Informationen an Eltern und Kinder dienen, zu-

meist lediglich der Niveaustufe 1 zuordnen. Höhere Niveaustufen wurden selten 

erreicht (vgl. Hanke u.a. 2009, 44). Auffällig war, dass die befragten Fachkräfte von 

Grundschulen ihre Arbeitsbeziehungen zu den und ihre Kenntnisse über die Kin-

dertagesstätten deutlich positiver einschätzten, als die Fachkräfte aus dem Ele-

mentarbereich in Bezug auf die Grundschulen. Insgesamt wurden aber in beiden 

Bereichen unzufriedenstellende Kenntnisse über die jeweils andere Institution 

festgestellt (vgl. ebd., 45). 

Der bereits angeführten dänischen Studie zufolge werden mit der Perspektive auf 

beteiligte Institutionen und Kooperationsformen die Widersprüche zwischen den 

Institutionen und die Unterschiede zwischen den Lernszenarien für Übergangs-
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schwierigkeiten von Kindern in die Verantwortung genommen (vgl. Broström 

2002, 2003). Aus Schweden wird berichtet, dass dort im Rahmen einer umfassen-

den Umstrukturierung auch Kooperationen zwischen den Institutionen gefestigt 

und verstetigt, Einrichtungen enger miteinander verkoppelt wurden (vgl. Johans-

son 2002). In einer Befragung zeigen sich die Eltern sehr zufrieden mit den Verän-

derungen, mit Ausnahme des Personalschlüssels. In einer anderen Studie wurde 

das Bild allerdings wieder relativiert. Hier zeigte sich, dass sich zwar die Vorschul-

klassen stärker an die Kindergärten, die Schulen aber kaum an die Vorschulklassen 

angepasst haben (vgl. Pramling 2004)Ȣ 3ÃÈÕÌÅÎ ÈÁÌÔÅÎ ÄÅÍÎÁÃÈ ȵÁÎ ÄÅÒ 4ÒÁÄÉÔÉÏÎ 

ÄÅÒ ÅÉÎÚÅÌÎÅÎ 5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔÓÆßÃÈÅÒ ÆÅÓÔȰȟ ×ßÈÒÅÎÄ ȵ6ÏÒÓÃÈÕÌËÌÁÓÓÅÎ ÄÉÅ 4ÒÁÄÉÔÉÏÎ ÄÅÒ 

ÇÁÎÚÈÅÉÔÌÉÃÈÅÎ &ĘÒÄÅÒÕÎÇ ÄÅÓ +ÉÎÄÅÓ ÆÏÒÔÆİÈÒÅÎȰ (Griebel/Niesel 2004, 97). Au-

ßerdem wurde der Schule Geringschätzung den anderen Institutionen gegenüber 

vorgeworfen (vgl. Pramling 2004).  

Die Ergebnisse und die sich daraus ergebenden Schwierigkeiten sind nicht neu. 

Bereits 1992 beschrieb Hacker die Umstände beim Übergang in ganz ähnlicher 

Weise. Die Institutionen sind zu wenig anschlussfähig und es gäbe eine zu einge-

schränkte Kooperationskultur zwischen den Institutionen (vgl. Hacker 1992, 87ff.). 

3.3.2 Interaktionale Ebene 

Beiträge im Zusammenhang zur interaktionalen Ebene lassen sich kaum finden. 

Hierzu muss immer noch auf Petillon verwiesen werden. Dieser hat in den 80er 

und 90er Jahren zahlreiche Studien zur sozialen Welt von Grundschulkindern ver-

ÆÁÓÓÔȢ 0ÅÔÉÌÌÏÎ ËÏÎÓÔÁÔÉÅÒÔ ÅÔ×Áȡ ȵ$ÁÓ ÚÅÎÔÒÁÌÅ ÓÏÚÉÁÌÅ 4ÈÅÍÁ ÚÕÍ 3ÃÈÕÌÁÎÆÁÎÇ ÉÓÔ 

ÄÁÓ +ÅÎÎÅÎÌÅÒÎÅÎ ÖÏÎ ÎÅÕÅÎ -ÉÔÓÃÈİÌÅÒÎȰ (1993, 72). Kinder starten mit Freund-

schaften, die sie aus der Vorschulzeit kennen in die Schule und legen diese teilwei-

se ab, bauen aber Freundschaftsbeziehungen insgesamt aus (vgl. ebd., 147f.). Die 

soziale Stellung in der Schulklasse hat sich als ausgesprochen stabil erwiesen, ins-

besondere in Bezug auf die extremen Positionen der Anführer und Außenseiter 

(vgl. ebd., 181). Dabei gibt es durchaus auch Zusammenhänge zwischen den sozia-

ÌÅÎ "ÅÚÉÅÈÕÎÇÅÎ ÕÎÄ ÄÅÍ 5ÎÔÅÒÒÉÃÈÔÓÇÅÓÃÈÅÈÅÎȢ 3Ï ×ÉÒÄ ÁÕÃÈ ȵÄÉÅ !ÕÓÅÉÎÁÎÄÅr-

setzung mit Unterrichtsinhalten zu einem großen Teil [...] auch von der Zugehörig-

ËÅÉÔ ÚÕÒ 'ÒÕÐÐÅ ÄÅÒ -ÉÔÓÃÈİÌÅÒ ÍÉÔÂÅÓÔÉÍÍÔȰ (Petillon 1987, zit.n. Beelmann 2006, 

53). 
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3.3.3 Individuelle Ebene 

Zur individuellen Ebene lässt sich wiederum aus einer Reihe von Untersuchungen 

berichten. )ÎÓÇÅÓÁÍÔ ÚÅÉÇÔ ÓÉÃÈȟ ÄÁÓÓ ÄÅÒ ÂÅÒÇÁÎÇ ÉÎ ÄÉÅ 'ÒÕÎÄÓÃÈÕÌÅ ÁÌÓ ȵ%ÉÎÔÒÉÔÔ 

des Kindes in das formale Schulsystem ein[en] bedeutende[n] Entwicklungsab-

ÓÃÈÎÉÔÔ ÆİÒ ÄÁÓ ÅÉÎÚÅÌÎÅ +ÉÎÄȰ ÄÁÒÓÔÅÌÌÔ (Griebel/Niesel 2003, 137). Prengel spricht 

von einer Initiierung in gesellschaftliche Lebensformen (vgl. Prengel 1999, 49).  

 

Bewältigung des Übergangs  

Die Frage danach, wie Kinder Übergänge bewältigen, ist der zentrale Aspekt vieler 

Untersuchungen. Übergangsbewältigung lässt sich nicht auf eine Ebene des Über-

gangs nach dem Transitionsansatz beziehen, sondern betrifft alle Ebenen.  

Eine dänische Studie berichtet davon, dass etwa 12% der Kinder Unsicherheit und 

Nervosität vor der Einschulung äußern (vgl. Broström 2002, 2003). Wenn man den 

bewältigten Übergang im Sinne des Transitionsansatzes als angemessene Präsen-

tation des Kindes in der Schule betrachtet, wäre, abgesehen von einer Klärung des-

sen, was als angemessen zu betrachten wäre, zu prüfen, ob und wie die Unsicher-

heit und Nervosität das Auftreten des Kindes in der Schule beeinflusst. 

Breuer und Weuffen konstatieren, dass je nach Maßstab 12-25% der Kinder 

Schwierigkeiten haben. Besonders häufig seien es Jungen, die Schwierigkeiten hät-

ten (Breuer/Weuffen 2006, 20).  

Grotz untersuchte 2003 die Bewältigung des Übergangs in die Grundschule. Den 

Übergang sieht sie als nicht bewältigt an, wenn etwa ein Jahr nach der Einschulung 

ÅÍÏÔÉÏÎÁÌÅȟ ÓÏÚÉÁÌÅȟ ËÏÇÎÉÔÉÖÅ ÏÄÅÒ ÓÏÍÁÔÉÓÃÈÅ ȵ!ÎÐÁÓÓÕÎÇÓÐÒÏÂÌÅÍÅ ÁÍ %ÎÄÅ ÄÅÓ 

Übergangs im Grenzbereich zum klinisch auffälligen Bereich oder darüber liegen 

ÏÄÅÒ ×ÅÎÎ ÄÅÒ ÂÅÇÏÎÎÅÎÅ 0ÒÏÚÅÓÓ ÁÂÇÅÂÒÏÃÈÅÎ ×ÉÒÄȰ (Grotz 2005, 97). In ihrer 

Stichprobe wurde bei 9,59% der Kinder massive Anpassungsprobleme festgestellt 

(vgl. ebd., 131). Insgesamt konnte sie zeigen, dass soziale Ressourcen, also familiä-

re und institutionelle Unterstützung, neben den individuellen Ressourcen im Kind 

selbst, bei einem großen Teil der Kinder zur Übergangsbewältigung beitragen (vgl. 

ebd., 171ff.).  

Beelmann ermittelt in einer Veröffentlichung aus dem Jahr 2000 etwa ein Drittel 

Risikokinder und ein Sechstel Übergangsverlierer. Genau so groß ist der Anteil an 

Kindern, die durch den Übergang keine Schwierigkeiten erwarten: ein Drittel der 

Kinder ist unauffällig und ein Drittel der Kinder wird als Übergangsgewinner be-
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zeichnet. Eine Untersuchung zur Bewältigung verschiedener Übergänge führte 

2005 wieder Beelmann durch. Für den Übergang in die Grundschule werden etwa 

95% unauffällige Kinder aus Eltern-, wie aus Pädagogensicht ermittelt (vgl. Beel-

mann 2006, 152). Nur ein geringer Teil von Verhaltensproblemen nach dem Über-

gang konnten auf den Übergang selbst zurückgeführt werden, ein großer Teil der 

Kinder zeigte diese Probleme schon vorher (vgl. ebd., 166). Insgesamt zieht Beel-

mann für den Übergang zur Grundschule folgende Schlüsse: Der Übergang in die 

Grundschule ist für die Familie von herausragender Bedeutung, Kinder werden 

dabei in vielfältiger Weise von ihren Familien und durch Institutionen auf den 

Übergang vorbereitet. Dabei scheint sich eine zu stark leistungsorientierte Vorbe-

reitung eher als problemfördernd herauszustellen. Je bestrafungsorientierter der 

Erziehungsstil der Mütter ist, desto weniger Übergangsprobleme werden beim 

Kind wahrgenommen.  

Wichtig scheint darüber hinaus, dass sich die Bewältigung von Übergängen relativ 

stabil zeigt. Kinder, die beim ersten Übergang Schwierigkeiten haben, sich der Si-

tuation anzupassen, haben häufig ebenfalls bei späteren Übergängen Schwierigkei-

ÔÅÎȢ ȵ$ÅÒ 0ÒÏÚÅÓÓ ÄÅÒ !ÎÐÁÓÓÕÎÇ ÁÎ ÎÏÒÍÁÔÉÖÅ ÂÅÒÇßÎÇÅ ÉÍ +ÉÎÄÅÓÁÌÔÅÒ ÚÅÉÃÈÎÅÔ 

sich durch hohe Stabilität iÍ (ÉÎÂÌÉÃË ÁÕÆ ËÉÎÄÌÉÃÈÅ 6ÅÒÈÁÌÔÅÎÓÐÒÏÂÌÅÍÅ ÁÕÓȢȰ (Be-

elmann 2006, 199)  

Kienig (2002, 29) hat in einer Längsschnittstudie mit einer kleinen Stichprobe 

(n=30) Anpassungsprobleme beim Übergang in die Grundschule bei der Hälfte der 

Kinder nachgewiesen; für den Übergang in den Kindergarten, der ebenfalls unter-

sucht wurde, war der Anteil erheblich größer. Auch wurde hier untersucht, wie 

hoch die prognostische Wirkung der Bewältigung des ersten Übergangs für den 

folgenden ist. Es zeigten sich große Zusammenhänge. Kinder, die beim Übergang in 

den Kindergarten Schwierigkeiten hatten, zeigten mit erhöhter Wahrscheinlichkeit 

auch Schwierigkeiten beim Eintritt in die Schule. Das bestätigt im übrigen die An-

sicht Bronfenbrenners, der die prognostische Bedeutung des ersten ökologischen 

Übergangs für die nachfolgenden Übergänge im Leben des Kindes herausstellt (vgl. 

Griebel/Niesel 2004, 98). 

 

Bei allen Ähnlichkeiten lassen sich die unterschiedlichen Studien kaum miteinan-

der vergleichen. Es wird deutlich, dass Schwierigkeiten und Bewältigung in jedem 

Ansatz unterschiedlich gefasst sind. Dabei finden sich Zusammenhänge mit Schul-
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leistungen, fachspezifischen Schulleistungen, emotionalen Schwierigkeiten, ange-

passtem Verhalten und dergleichen mehr. Offenbar kursieren höchst unterschied-

liche Vorstellungen von einem gelungenen oder misslungenen Übergang. 

Hier dürfte es auch enge Zusammenhänge mit den normativen Vorstellungen be-

züglich der Vorerfahrungen und bereits erworbener Kompetenzen von Kindern 

geben. Auch bezüglich der Vorstellungen zu den Anforderungen, die an die Kinder 

gestellt werden, gibt es bei den beteiligten Professionen deutliche Unterschiede. 

Eine Studie aus Österreich zeigt, dass die beteiligten Professionen sehr unter-

schiedliche Erwartungen bezüglich der Kompetenzen von Schulanfängern formu-

lieren (vgl. Hollerer 2002 a, b). Ähnliches zeigte sich auch bei der Erhebung subjek-

tiver Theorien von Kammermeyer (vgl. Kammermeyer 2000, 72ff.). Hollerer kon-

statiert in dem Zusammenhang auch eine unzureichende Kommunikation zwi-

schen den beteiligten Professionen sowie eine nachteilige Auswirkung auf die Be-

wältigung des Übergangs durch die Kinder (vgl. Hollerer 2002a). 

 

 

Die Perspektive  von Kindern im Übergang  

Aus Island berichtet Einarsdóttir, dass Kinder schon vor Eintritt in die Schule eine 

recht klare Vorstellung von der Schule haben. Sie erhalten vielfältige Informatio-

nen durch Besuche in der Schule und Berichte von Freunden und älteren Ge-

schwistern und gleichen diese mit ihren Erfahrungen aus vorschulischen Einrich-

tungen ab (Einarsdóttir 2003) .  

In Finnland wurden Eltern nach Veränderungen in der Rolle der Kinder befragt. 

ȵ$ÉÅ 2ÏÌÌÅ ÄÅÓ +ÉÎÄÅÓ ÖÅÒÓÃÈÏÂ ÓÉÃÈ ÖÏÎ ÄÅÒ ÅÉÎÅÓ ÓÐÉÅÌÅÎÄÅÎȟ freien Kindes zu der 

ÅÉÎÅÓ ,ÅÒÎÅÒÓȟ ÅÉÎÅÓ 3ÃÈÕÌËÉÎÄÅÓȟ ÄÁÓ ÇÅÂÉÌÄÅÔ ÕÎÄ ÂÅ×ÅÒÔÅÔ ×ÉÒÄȢȰ (Kess 2001, 

zit.n. Griebel/Niesel 2004, 97) 

Aus Deutschland sind mit Schneider (1996), Kellermann (2008) und Beck/Scholz 

(1995b) zumindest drei Studien zu nennen, die die individuelle Perspektive der 

Kinder im Übergang einholen, auch wenn sie formal nur den Schuleintritt im Blick 

haben. Dabei zeigt sich, dass die Fokussierung auf die Perspektive der Akteure we-

der die kontextuelle noch die interaktionale Ebene ausschließt.  

Schneider hat in ihrer biographischen Forschungsarbeit Personen nach der indivi-

duellen biographischen Bedeutung des Übergangs in die Grundschule befragt und 

greift dazu auf Erlebnisse und Erlebnissubstrate im Verständnis von Schütz sozia-



 208 

ler Lebenswelt zurück (vgl. Schneider 1996, 16). Einschulung betrachtet sie als 

gesellschaftlich gesetztes Ereignis (vgl. ebd., 258). In ihrer Erinnerung, zu der 

3ÃÈÎÅÉÄÅÒ ρυτ -ÅÎÓÃÈÅÎ ÉÎ ÓÔÒÕËÔÕÒÉÅÒÔÅÎ )ÎÔÅÒÖÉÅ×Ó ÂÅÆÒÁÇÔ ÈÁÔÔÅȟ ȵÒÅÐÒÏÄÕÚÉe-

ren [Menschen] in Abhängigkeit vom Hier und Jetzt ein für sie wohlumgrenztes 

Erlebnis, das sich vordem durch ihre subjektive Zuwendung als ein sinnhaftes au-

ÔÈÅÎÔÉÓÃÈÅÓ 3ÅÇÍÅÎÔ ÉÈÒÅÒ "ÉÏÇÒÁÐÈÉÅ ËÏÎÓÔÉÔÕÉÅÒÔ ÈÁÔȰ (vgl. Schneider 1996, 259). 

Dabei lassen sich in der Zusammenschau drei Strukturelemente aus den Daten 

differenzieren: Vorbereitung, Erwartung und Erfüllung (vgl. ebd., 258ff.). Schon 

aus dieser groben Struktur läst sich ablesen, wie sehr die Einschulung als Ein-

schnitt, der nach einer entsprechenden Rahmung verlangt, betrachtet wird. Der 

Moment der Einschulung wird in den einzelnen Interviews als herausragendes 

Ereignis dargestellt, auf das eine entsprechende Vorbereitung zuarbeitet (oder 

eben nicht) und das bezüglich starker Erwartungen (auch in Bezug auf die Schul-

zeit insgesamt) deutlich emotional aufgeladen ist. Zur Vorbereitung zählen in der 

Erinnerung die Auseinandersetzungen mit dem bevorstehenden Schuleintritt, vom 

Besorgen eines Schulranzens über das Schule-Spielen und Kommunikation über 

Schule bis zur Beschäftigung mit dem Statuswechsel. Es fällt dabei auf, wie einge-

schränkt der vorschulische Bereich hier zum Tragen kommt. Dabei muss darauf 

hingewiesen werden, dass die interviewten Personen zwischen 1909 und nach 

1990 eingeschult wurden und die Dekaden in der Stichprobe etwa im gleichen 

Maße berücksichtigt wurden. Demnach liegen hier in nicht unerheblichem Maß 

Erinnerungen von Generationen vor, in denen der Besuch einer vorschulischen 

Einrichtung als ungewöhnlich bezeichnet werden kann. 

 

Kellermann hebt in ihrer ethnographischen Studie auf die rituelle Gestaltung des 

Schulanfangs ab. In dieser Arbeit wird, wie in der von Schneider, der Übergang 

durch den Fokus auf die Perspektive der Akteure als Prozess ins Blickfeld gescho-

ben. Kellermann hat mit ihrer ethnographischen Studie einen völlig anderen Zu-

gang gewählt, fokussiert aber ebenfalls auf die Perspektive der Akteure. Ihre Daten 

sind durch dreimonatige Beobachtung und Videographierung im Feld entstanden 

und zielen auf die rituelle Gestaltung der Eingangsphase. Ihre Ergebnisse lassen 

sich teilweise auf die Ebenen des Transitionsansatzes beziehen. Die kontextuelle 

Ebene ist mit Raum und Zeit von großer Bedeutung. In Übereinstimmung mit Ger-

meten (vgl. C.3.3.1) berichtet auch Kellermann, dass Zeit ein wesentliches Struktu-
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relement von Schule ist und welche Bedeutung einem kompetentem Umgang mit 

Zeit zukommt (vgl. Kellermann 2008, 248f.). Darüber hinaus scheint vor allem der 

Stauswechsel, die Auseinandersetzung mit der Schülerinnen- und Schülerrolle für 

die Kinder von Bedeutung. Dabei werden auch Anpassungsprozesse deutlich, etwa 

wenn Kinder sich in schulische Sprachmuster oder den mimetischen Bezugsrah-

men einordnen. Es fällt auf, dass hier Freundschaftsbeziehungen zwischen Schüle-

rinnen und Schülern, trotz der expliziten Betrachtung von Interaktionsritualen 

nicht thematisiert werden (vgl. Kellermann 2008, 219ff.).  

 

Eine weitere Untersuchung kommt zu ähnlichen Befunden. Beck und Scholz haben 

eine Schulklasse vier Jahre lang begleitet und teilnehmend beobachtet. Blickt man 

hier auf die Ergebnisse, die den Schulanfang fokussieren, findet man auch hier 

6ÅÒ×ÅÉÓÅ ÁÕÆ ÄÉÅ ËÏÎÔÅØÔÕÅÌÌÅ %ÂÅÎÅȢ ȵ$ÉÅ ÉÎÓÔÉÔÕÔÉÏÎÅÌÌÅÎ :×ßÎÇÅ ÓÉÎÄ ÇÒĘħÅÒȟ ÄÉÅ 

Notwendigkeiten zur Anpassung weitreichender [als im KindÅÒÇÁÒÔÅÎȠ -+ɎȰ 

(Beck/Scholz 1995b, 19)Ȣ !ÕÃÈ ÈÉÅÒ ×ÉÒÄ ÖÅÒ×ÉÅÓÅÎ ÁÕÆ ÄÅÎ 3ÔÁÔÕÓ×ÅÃÈÓÅÌȡ ȵ3ÃÈÕÌÅ 

ÍÁÃÈÔ ÁÕÓ +ÉÎÄÅÒÎ ȴ3ÃÈİÌÅÒȭȟ 4ÒßÇÅÒ ÅÉÎÅÒ ÂÅÓÔÉÍÍÔÅÎ 2ÏÌÌÅȟ ÄÅÒÅÎ %ÉÎÚÅÌÈÅÉÔÅÎ 

ÅÒÓÔ ÇÅÌÅÒÎÔ ×ÅÒÄÅÎ ÍİÓÓÅÎȰ (ebd.). Auch Beck und Scholz konstatieren, dass die-

jenigen Kinder einen Vorteil haben, die sich in der Schule bereits räumlich zurecht-

finden. Eine Analogie zu Kellermann findet sich auch bezüglich des Themas 

Freundschaften. Während Beck und Scholz aus dem ersten Schuljahr zur Interakti-

onsebene zwischen den Schülerinnen und Schülern in erster Linie in Bezug auf 

angemessenes Rollenverhalten hin berichten (vgl. Beck/Scholz 1995b 34f., 52ff., 

78), kommt das Thema Freundschaften hier erst im zweiten Schuljahr zum Tragen 

(vgl. ebd., 101ff.)113.  

3.3.4 Zusammenfassend 

Betrachtet man nun, wie der Übergang in die Schule insgesamt eingeschätzt wird, 

finden sich höchst unterschiedliche Einschätzungen. Griebel/Niesel schreiben, der 

Übergang sei stressbelastet (vgl. 2004, 107), Faust dagegen hebt hervor, es sei un-

angemessen, beim Übergang von einer überfordernden Belastung oder gar Bedro-

                                                        
113

 Abgesehen von der Episode ĂNina liebt Lukasñ und dem Hinweis, dass Wohlbefinden in der Gruppe 

für die Kinder wichtig ist, scheinen die Beziehungen zwischen den Kindern vor allem schulische Bezie-

hungen zu sein, die dazu dienen, das eigene Verhalten zu prüfen und zu reflektieren. 

Dagegen berichtet Petillon, dass auch im ersten Schuljahr Freundschaftsbeziehungen zwischen Kindern 

bestehen und wichtig sind. Daran ist auch nicht zu zweifeln. Es scheint vielmehr so, als ob das Schüler-

Werden die Kinder im ersten Jahr in ihrer Selbst-Präsentation voll und ganz in Anspruch nimmt. 
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hung zu sprechen (2008b, 230). Mogel spricht von einem kritischen Lebensereig-

nis (1984, 150ff.), Martschinke, Kammermeyer und Frank halten dagegen, dass 

erst die individuelle Wahrnehmung und Einschätzung das Ereignis qualifizieren 

(vgl. 2005, 86).  

Insgesamt kann man zu dem Schluss kommen, dass der Übergang differenziert aus 

verschiedenen Perspektiven betrachtet werden muss. Einerseits kommt eine sozi-

ologische Perspektive zum Tragen der auf der anderen Seite immer auch eine indi-

ÖÉÄÕÅÌÌÅ ÇÅÇÅÎİÂÅÒ ÓÔÅÈÔȢ .ÁÃÈ 'ÒÉÅÂÅÌ ÕÎÄ .ÉÅÓÅÌ ÓÔÅÌÌÔ ÄÅÒ ȵ%ÉÎÔÒÉÔÔ ÉÎ ÄÁÓ ÆÏÒÍÁÌÅ 

3ÃÈÕÌÓÙÓÔÅÍ ÅÉÎɍÅÎɎ ÂÅÄÅÕÔÅÎÄÅɍÎɎ %ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇÓÁÂÓÃÈÎÉÔÔ ÆİÒ ÄÁÓ ÅÉÎÚÅÌÎÅ +ÉÎÄȰ 

(vgl. Griebel/Niesel 2004, 107) dar, in dem sowohl Chancen als auch Risiken liegen 

(vgl. ebd., 108). Auch Grotz (2005, 94ff.) und Kammermeyer, Martschinke und 

Drechsler (2006, 140ff.) betonen risikoerhöhende und risikomildernde Faktoren. 

Als biographischer Übergang erhält er für die Kinder besondere Bedeutung, die 

sich individuell über bestimmte Themenkomplexe auf verschiedenen Ebenen nie-

derschlagen. Dazu lassen sich in der individuellen Perspektive Anfang und Ende 

des Übergangs kaum bestimmen.  

 

Bislang ist es noch so, dass in Deutschland durch den Übergang in die Schule Kin-

der das erste Mal verbindlich einer Institution zugeführt werden und der Übergang 

in die Grundschule als institutioneller Übergang generell in besonderer Weise ge-

regelt ist. Dabei unterliegt er auch den Veränderungen, die im institutionellen Bil-

dungsbereich vorgenommen werden. Die engere Anbindung vorschulischer Ein-

richtungen an den Bildungsbereich, die Einrichtung von Schuleingangsstufen, die 

weitgehende Abschaffung von Zurückstellungen bringen Veränderungen im Über-

gang in die Grundschule gerade auf der kontextuellen Ebene mit sich, die ɀ wie in 

der Studie von Schneider deutlich wird ɀ auch auf der individuellen Ebene bedeut-

sam werden. 
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D Die jahrgangsgemischte Schuleingangsstufe im Erleben der 

Schülerinnen und Schüler 

Die vorgelegte Untersuchung soll die Perspektive der Kinder in den Diskurs um 

Schuleingangsstufe einbringen. Zunächst sollen die grundsätzlichen Überlegungen 

zur Untersuchung dargestellt werden um anschließend ihre Ergebnisse zu präsen-

tieren. 

1 Methodologische Diskussion und Reflexion  

1.1 ... der Fragestellung  

Aus den bisherigen Ausführungen wird deutlich, dass der Diskurs um die jahr-

gangsgemischte Schuleingangsstufe bislang einseitig von Erwachsenen geführt 

wird, die dabei teilweise angeben, in der Funktion eines Anwalts von Kindern auf-

zutreten und deren Interessen mit im Blick zu haben114. In der Kindheitsforschung 

ÇÉÂÔ ÅÓ ÄÁÓ +ÏÎÚÅÐÔ ÄÅÒ ÇÅÎÅÒÁÔÉÏÎÁÌÅÎ /ÒÄÎÕÎÇȟ ÄÅÍÚÕÆÏÌÇÅ ȵ+ÉÎÄÅÒ ÅÂÅÎÓÏ sehr 

Gesellschaftsmitglieder und in diesem Sinne soziale Akteure sind wie Erwachse-

ÎÅȢȰ ɉ(ÏÎÉÇ ρωωωȟ τρɊ Betrachtet man Kinder als Teil der Gesellschaft und hat 

Schule die Aufgabe, Kindern zu einer Teilhabe an Gesellschaft zu verhelfen, sollte 

der Versuch unternommen werden, die Perspektive von Kindern bei Kindern 

selbst einzuholen.  

Ziel dieser Untersuchung ist es, die Perspektive von Kindern in den Diskurs um 

Schuleingangsstufe einzubringen und neben die der Erwachsenen zu stellen. Ziel 

der Untersuchung ist die Rekonstruktion des Erlebens von Schülerinnen und Schü-

lern und ihrer Situation in der Schule in der jahrgangsgemischten Eingangsstufe.  

Wie erleben Schülerinnen und Schüler die jahrgangsgemischte Eingangsstufe? Da-

bei wird, insbesondere in Bezug auf methodologische Fragen, auf den Begriff des 

Erlebens näher einzugehen sein. Zuvor soll allerdings die Fragestellung noch wei-

ter eingeschränkt und präzisiert werden. Das Erlebte ist nicht direkt zugänglich. 

                                                        
114

 Dies zeigt sich beispielsweise in bildungsprogrammatischen Titeln, wie dem Modellprojekt ĂKindge-

rechter flexibler Schulanfangñ in Brandenburg (vgl. Liebers 2008, 94) aber auch in erziehungswissen-

schaftlichen Texten, wie etwa in der Schrift ĂSchulen f¿r Kinderñ, die herausstellt: ĂEine flexible Schu-

leingangsphase muss sich an ihren Vorteilen für die Kinder messen lassen. Es geht dabei um jedes einzel-

ne Kind.ñ (Prengel/Geiling/Carle 2001, 9) 
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Oelkers leitet sein Kapitel zum Zusammenspiel von Erlebnis und Erziehung ein mit 

ÄÅÍ 6ÅÒ×ÅÉÓ ÁÕÆ ÄÉÅ 4ÁÕÔÏÌÏÇÉÅ ÎÁÃÈ &ÒÉÔÚ -ÁÕÔÈÎÅÒȡ ȵ7ÁÓ ÉÒÇÅÎÄ ÌÅÂÔȟ ÅÒÌÅÂÔ Ér-

ÇÅÎÄ ÅÔ×ÁÓȰ (Mauthner, zit.n. Oelkers 1994, 107). So selbstverständlich das Erle-

ÂÅÎ ÁÕÃÈ ÓÅÉÎ ÍÁÇȟ ÄÁÓ %ÒÌÅÂÔÅ ÓÃÈÅÉÎÔ ÓÃÈ×ÅÒ ÚÕ ÇÒÅÉÆÅÎȟ ÄÅÎÎ ȵÓÃÈÏÎ ÄÅÎ /ÒÔ ÄÅÓ 

%ÒÌÅÂÅÎÓ ÚÕ ÂÅÓÔÉÍÍÅÎȟ ÓÔĘħÔ ÁÕÆ ÕÎİÂÅÒ×ÉÎÄÌÉÃÈÅ 3ÃÈ×ÉÅÒÉÇËÅÉÔÅÎȰ (ebd.). Oel-

kers führt hiermit ein in die Begründung der Unvereinbarkeit von Erlebnis und 

Pädagogik und hebt noch einmal die Schwierigkeit, das Erleben zu bestimmen, 

ÈÅÒÁÕÓȡ ȵ7ÁÓ ÉÍÍÅÒ ÄÉÅ %ÒÌÅÂÎÉÓÓÅ ÖÏÎ +ÉÎÄÅÒÎ ÕÎÄ *ÕÇÅÎÄÌÉÃÈÅÎ ÓÅÉÎ ÍĘÇÅÎ ɍȢȢȢɎȰ 

(ebd.).  

Das Erlebte verbleibt zwar nicht in der Situation, wird aber in der Situation zum 

Teil des Subjekts. Und nur das Subjekt kann in der Folge darüber verfügen. Es kann 

also nicht das Erleben selbst im Rahmen dieser Untersuchung in den Blick ge-

nommen werden, sondern lediglich ein Versuch unternommen werden, dasjenige, 

was die Kinder von ihrem Erleben in der Schule mitzuteilen bereit sind, zu rekon-

struieren. Es lassen sich gewissermaßen Splitter des Erlebens rekonstruieren. 

Dabei ist davon auszugehen, dass das Erlebte sowohl in Berichten, als auch im Um-

gang mit Schule oder hier: Sprechen über Schule, zum Tragen kommt. Damit findet 

sich das Erleben im Spiegel der Kommunikation über Schule wieder. Auf die unter-

schiedlichen Ebenen der Rekonstruktion wird später zurückzukommen sein. Es 

soll also das Erleben von Kindern in der jahrgangsgemischten Eingangsstufe an-

hand gemeinsamer Kommunikation über Schule rekonstruiert werden. Was aber 

ist nun unter dem Erleben zu verstehen? 

1.1.1 Zum Begriff des Erlebens: Erziehungswissenschaftliche und methodologische 

Annäherungen und Deutungen 

Der Begriff des Erlebens ist in der aktuellen Sozialforschung kein sehr geläufiger 

Begriff. Dies gilt auch für die Schul- und Kindheitsforschung. Allerdings ist er wie-

derum im methodologischen Zusammenhang von Lebenswelt und Gruppendiskus-

sion nicht unbedeutend. Zudem lässt sich mit der Erlebnispädagogik innerhalb der 

Erziehungswissenschaft eine Teildisziplin ausmachen, die sich auf eine Expertise 

zu einer theoretischen Perspektive auf Erlebnis und Erlebens berufen kann. Da der 

Begriff des Erlebens für diese Untersuchung ein zentraler Begriff ist, sollen diese 

Bereiche systematisch zu einer für diese Arbeit plausiblen und theoretisch be-

gründbaren Begriffsklärung befragt werden. 
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1.1.1.1 Erleben im Umfeld der Erziehungswissenschaft 

Der Begriff Erleben erhält in verschiedenen Kontexten unterschiedliche Bedeutun-

gen. In den letzten Jahren taucht er in schulpädagogischen Zusammenhängen ver-

mehrt auf, wird aber in der Regel nicht genauer bestimmt (vgl. etwa Hascher 2004; 

Kotthoff 2002), sondern eher als ein pragmatischer Begriff verwendet, der häufig 

in Titeln von Arbeiten auftaucht und dadurch Fragen aufwirft und Unschärfen in 

sich birgt. Allerdings erscheint der Begriff bei genauerer Betrachtung durchaus 

theoretisch anschlussfähig. 

Nähert man sich dem Begriff an, vermittelt sich das Bild, dass es sich um einen 

recht allgemeinen Begriff handelt, der bei aller Vielseitigkeit an Bedeutungen an 

keiner Stelle konkret wird. Der Begriff unterliegt auch einer Bedeutungsverschie-

bung. Umgangssprachlich wird mit Erleben 1968 die subjektive Verinnerlichung 

seelischer Geschehnisse mit starker Gefühlsbeteiligung und ausgeprägter persona-

ler Bedeutungshaltigkeit (vgl. Brockhaus 1968, 674) beschrieben. In der aktuellen 

!ÕÆÌÁÇÅ ×ÉÒÄ %ÒÌÅÂÎÉÓ ÉÍ 6ÅÒÓÔßÎÄÎÉÓ ÄÅÒ ȵ'ÅÓÁÍtheit aller im Bewusstsein der 

0ÅÒÓÏÎ ÒÅÐÒßÓÅÎÔÉÅÒÔÅÎ 6ÏÒÇßÎÇÅȰ ÁÎÇÅÇÅÂÅÎ (Brockhaus 2006). 

Versucht man den Begriff innerhalb der erziehungswissenschaftlichen Diskurse zu 

greifen, ist schon einiges an Aufwand erforderlich. Letztlich lassen sich mit der 

Erlebnispädagogik und der Wissenssoziologie zwei Bezugspunkte ausmachen, die 

für eine Auseinandersetzung in der Erziehungswissenschaft relevant erscheinen.  

Der Zugriff aus aktuellen schulpädagogischen Zusammenhängen auf das Erleben 

scheint zunächst auf umgangssprachliche Bedeutungsebenen zu rekurrieren. Schu-

le positiv erleben, so der Titel eines 2004 erschienen Sammelbandes (vgl. Hascher 

2004), spielt nicht nur einseitig auf Befindlichkeiten ab, hier fließen offenbar auch 

Fragen der Bewertung dieser Befindlichkeiten ein. 

Während der Begriff des Erlebens in den einschlägigen pädagogischen Wörterbü-

chern und Lexika nicht geführt wird, finden sich einige Ausführungen hierzu im 

Handbuch Erlebnispädagogik von Fischer und Ziegenspeck (2000). Weis führt da-

ÚÕ ÁÕÓ ȵ ×ßÈÒÅÎÄ ÆÒİÈÅÒ ÄÅÒ "ÅÇÒÉÆÆ ȴ%ÒÌÅÂÎÉÓȭ ÚÕÍ 3ÔÉÃÈ×ÏÒÔÓÃÈÁÔÚ ÁÕÃÈ ËÌÅÉÎÅÒÅÒ 

pädagogischer Wörterbücher zählte (etwa Hehlmann 1941, S.88f. [...]), wird dieses 

7ÏÒÔ ÉÎ ÄÅÎ ÅÎÔÓÐÒÅÃÈÅÎÄÅÎ ÈÅÕÔÉÇÅÎ ,ÅØÉËÁ ÎÉÃÈÔ ÍÅÈÒ ÇÅÆİÈÒÔȰ (Weis 1994, 62; 

Herv. i.O.). Für die Wissenschaft verfügbar gemacht wurde der Begriff durch Wil-

hem Dilthey, der in Bezug zur Ästhetik, genauer in Bezug zur Dichtung, Erleben als 

Begriff einführte und unterschiedliche Merkmale herausarbeitete.  
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Durch die Arbeit Wilhelm Diltheys, der Anfang des 19.Jhs. mit seinen Arbeiten zur 

Lebensphilosophie großen Einfluss auf die Geisteswissenschaft hatte, fand der Be-

griff des Erlebens Einzug in die Philosophie, Psychologie, Pädagogik und Soziolo-

gie.  

Die Psychologie verwendet ihn als Fachbegriff zur Beschreibung der Bewusstwer-

dung aller subjektiven Zustände (vgl. Clauß 1976, 155). Kannheiser hat in seiner 

Habilitationsschrift das Erleben und die Emotionen als Komplexe der Arbeits- und 

Emotionspsychologie bearbeitet (1992). Er verweist hier eingangs auf Rosenstiel 

(1987)ȟ ÄÅÒ ÄÉÅ 0ÓÙÃÈÏÌÏÇÉÅ ÁÌÓ ȵ7ÉÓÓÅÎÓÃÈÁÆÔ ÖÏÍ %ÒÌÅÂÅÎ ÕÎÄ 6ÅÒÈÁÌÔÅÎȰ Âe-

zeichnet und führt anschließend aus, dass insbesondere das Erleben und die Emo-

tionen aus seiner Sicht zu wenig im Bereich der Arbeitspsychologie beachtet wur-

den. Im Weiteren wird das Erleben allerdings auf den Bereich der Emotionen ein-

geschränkt und insofern verkürzt. Die Ausführungen Diltheys stellen durch das 

Merkmal der Totalität deutlich heraus, dass Erlebnisse u.a. dadurch gekennzeich-

ÎÅÔ ÓÉÎÄȟ ÄÁÓÓ ÓÉÅ ÁÌÌÅ ȵÇÅÉÓÔÉÇÅÎ 'ÒÕÎÄÒÉchtungen[, eben der] wollend-fühlend-

ÖÏÒÓÔÅÌÌÅÎÄÅɍȢɎ -ÅÎÓÃÈɍȢȢɎȰ (Fischer/Ziegenspeck 2000, 235) angesprochen wird.  

!ÕÃÈ ÉÎ ÄÅÒ 3ÏÚÉÏÌÏÇÉÅ ÆÉÎÄÅÔ ÄÅÒ "ÅÇÒÉÆÆ ÄÅÓ %ÒÌÅÂÅÎÓ 6ÅÒ×ÅÎÄÕÎÇȢ )Î ȵ$ÉÅ 7És-

ÓÅÎÓÃÈÁÆÔ ÄÅÒ 'ÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔȰ ÕÎÔÅÒÓÃÈÅÉÄÅÔ ,ÕÈÍÁÎÎ %ÒÌÅÂÅÎ ÕÎÄ (ÁÎÄÅÌÎȢ ȵ6ÏÎ 

Erleben soll immer dann die Rede sein, wenn die Zustandsänderung eines Systems 

(=Verhalten) dessen Umwelt zugerechnet wird. Von Handeln soll die Rede sein, 

×ÅÎÎ ÄÉÅ :ÕÓÔÁÎÄÓßÎÄÅÒÕÎÇ ÅÉÎÅÓ 3ÙÓÔÅÍÓ ÄÉÅÓÅÍ ÓÅÌÂÓÔ ÚÕÇÅÒÅÃÈÎÅÔ ×ÉÒÄȰ 

(Luhmann 1990, 140f.). Gerhard Schulze nimmt in der Erlebnisgesellschaft Bezug 

auf Luhmanns Erlebensbegriff. Dabei hebt er heraus, dass Luhmann deutlich 

ÍÁÃÈÔȟ ȵ%ÒÌÅÂÎÉÓÓÅ ÓÉÎÄ ÎÉÃÈÔ %ÉÎÄÒİÃËÅ ɍÅÉÎ 6ÅÒÓÔßÎÄÎÉÓȟ ×ÅÌÃÈÅÓ ÅÒ ÖÏÒÈÅÒ ÁÌÓ 

umgangssprachliche herausstellt; MK]ȟ ÓÏÎÄÅÒÎ 6ÏÒÇßÎÇÅ ÄÅÒ 6ÅÒÁÒÂÅÉÔÕÎÇȰ 

(Schulze 1992, 46). Somit könne also keine Rede davon sein, dass jemand ein Er-

lebnis hat, sondern eher, dass jemand ɀ zumindest teilweise - in Erlebnissen be-

stehe. Eindrücke können Erlebnisse schon allein deshalb nicht sein, weil es durch-

ÁÕÓ ÖÏÒËÏÍÍÔȟ ȵÄÁÓÓ Ú×ÅÉ 0ÅÒÓÏÎÅÎ ÄÉÅÓÅÌÂÅ 3ÉÔÕÁÔÉÏÎ ÕÎÔÅÒÓÃÈÉÅÄÌÉÃÈ ÅÒÌÅÂÅÎȰ 

(ebd., 43). Bei Schulze ist das Erlebnis gekennzeichnet durch Subjektbestimmtheit, 

Reflexion und Unwillkürlichkeit. Mit Subjektbestimmtheit meint Schulze, dass Er-

ÌÅÂÎÉÓÓÅ ȵÅÒÓÔ ÄÕÒÃÈ ÓÅÉÎÅ )ÎÔÅÇÒÁÔÉÏÎ ÉÎ ÅÉÎÅÎ ÓÃÈÏÎ ÖÏÒÈÁÎÄÅÎÅÎ ÓÕÂÊÅËÔÉÖÅÎ 

+ÏÎÔÅØÔȰ (ebd., 44) entstehen. Ereignisse werden in den subjektiven Kontext ein-

gebettet, die Situation interagiert mit dem Subjekt. Erlebnisse sind demnach erst 
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Erlebnisse, wenn sie erlebt werden. Auf das Erleben eines Erlebnisses folgt die Re-

flexion. Schulze legt zwar nahe, dass die Reflexion des Erlebnisses dieses erst zum 

Erlebnis macht, lässt dabei aber letztlich offen, ob Ereignisse erst reflektiert wer-

den müssen, bevor sie zum Erlebnis werden, oder ob Erlebnisse grundsätzlich re-

flektionsfähig sind und durch Reflektion eine festere Verankerung im subjektiven 

+ÏÎÔÅØÔ ÅÒÌÁÎÇÅÎ ËĘÎÎÅÎȢ ȵ'ÅÇÅÎ ÄÅÎ ÓÔßÎÄÉÇÅÎ 6ÅÒÌÕÓÔ ÖÏÎ %ÒÌÅÂÎÉÓÓÅÎ ÉÍ 6ÏÒÁn-

schreiten der Zeit setzt der Mensch RefÌÅØÉÏÎ ÁÌÓ 6ÅÒÆÁÈÒÅÎ ÄÅÒ !ÎÅÉÇÎÕÎÇȢȰ (ebd., 

45) Deutlich macht Schulze aber, dass durch die verarbeitende Reflexion aus dem 

%ÒÌÅÂÎÉÓ ÅÔ×ÁÓ .ÅÕÅÓ ÅÎÔÓÔÅÈÔȢ ȵ$ÕÒÃÈ %ÒÉÎÎÅÒÎȟ %ÒÚßÈÌÅÎȟ )ÎÔÅÒÐÒÅÔÉÅÒÅÎȟ "Å×År-

ÔÅÎ ÇÅ×ÉÎÎÅÎ 5ÒÓÐÒÕÎÇÓÅÒÌÅÂÎÉÓÓÅ ÆÅÓÔÅ &ÏÒÍÅÎȢȰ (ebd.) Das Ursprungserlebnis 

selbst ist aber durch Unwillkürlichkeit gekennzeichnet. Menschen versuchen 

durch Planungen die Unwillkürlichkeit zu unterlaufen. Sie suchen nach Erlebnis-

sen, die ihnen gefallen und versuchen solche zu vermeiden, die ihnen missfallen. 

$ÅÎÎÏÃÈ ÌÁÕÆÅÎ %ÒÌÅÂÎÉÓÓÅ ÁÕÆÇÒÕÎÄ ÄÅÒ ȵÂÅÇÒÅÎÚÔÅÎ +ÏÎÔÒÏÌÌÉÅÒÂÁÒËÅÉÔ ÄÅÒ 3ÉÔÕa-

ÔÉÏÎ ɍÕÎÄɎ ÄÅÒ 5ÎÖÏÒÈÅÒÓÅÈÂÁÒËÅÉÔ ÄÅÓ 3ÕÂÊÅËÔÓȰ (ebd., 46) oft anders ab als ge-

plant. 

1.1.1.2 Erleben in der Perspektive der Erziehungswissenschaft: Erlebnispädagogik 

Die Erziehungswissenschaft hat mit der Erlebnispädagogik eine Teildisziplin, die 

sich durch eine Expertise in Fragen zu einer Theorie von Erleben und Erlebnis in 

Anspruch nehmen kann. Der Erlebensbegriff wurde von Dilthey in die Geisteswis-

senschaft eingebracht und damit auch für die Erziehungswissenschaft fruchtbar 

gemacht. Neubert wiederum hat diese Vorlage rekonstruiert und für die Erlebnis-

pädagogik angeschlossen. Eine kritische Würdigung der Arbeit Neuberts hat in 

jüngerer Zeit bei Fischer und Ziegenspeck wie auch bei Oelkers stattgefunden. 

Letzterer hat dabei auch eigene Rekonstruktionen zum Erleben hinzugefügt. Alle-

samt orientieren sich stark am Verständnis von Dilthey, so dass sich hier zur Klä-

rung des Begriffs für diese Arbeit instruktive Impulse ergeben.  

Die Arbeit .ÅÕÂÅÒÔÓ ÎÉÍÍÔ ÉÈÒÅÎ !ÎÆÁÎÇ ÉÎ ÄÅÒ ȵ'ÒÕÎÄÓÔÅÌÌÕÎÇ ÖÏÎ 3ÔÕÒÍ ÕÎÄ 

Drang, [welche; MK] Goethe zum Ausdruck bringt, wenn er das Leben das Höchste 

nennt, was wir von Gott und der Natur erhalten haben, die zweite Gunst aber das 

Erlebte, das Gewahrwerden, aus dem sich als Drittes Handlung und Tun, Wort und 

3ÃÈÒÉÆÔ ÅÎÔ×ÉÃËÅÌÎȰ (Neubert 1930/1990, 19f.). Neubert listet weiterhin etliche 

Autoren und Werke in der Philosophie und Schulpädagogik auf, bei denen der Be-
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griff des Erlebens Verwendung findet (vgl. ebd., 18) und stellt den Bezug zur Le-

ÂÅÎÓÐÈÉÌÏÓÏÐÈÉÅ ÕÎÄ ÄÅÎ !ÒÂÅÉÔÅÎ $ÉÌÔÈÅÙÓ ÈÅÒÁÕÓȟ ÄÁ ÚÕÍ ÅÉÎÅÎ ȵ,ÅÂÅÎ ÕÎÄ %ÒÌe-

ben bei Dilthey [...] eine besonders zentrale und systematische Bedeutung gewin-

ÎÅÎȰ ÕÎÄ ÚÕÍ ÁÎÄÅÒÅÎ ÄÉÅ ÅÎÏÒÍÅ "ÅÄÅÕÔÕÎÇ ÄÅÒ !ÒÂÅÉÔÅÎ $ÉÌÔÈÅÙÓ ÆİÒ ȵÄÉÅ Neu-

begründung der Geisteswissenschaften [...] auf Erlebnis ɀ Ausdruck ɀ Verstehen, 

ÄÉÅ ÓÏ ÓÔÁÒË ÉÎ ÄÉÅ ÅÉÎÚÅÌÎÅÎ 3ÃÈÕÌÆßÃÈÅÒ ÈÉÎÅÉÎÇÅ×ÉÒËÔ ÈÁÔȰ (vgl. ebd., 19). Die Ar-

ÂÅÉÔ .ÅÕÂÅÒÔÓ ÉÓÔ ÅÉÎÅ ÄÅÕÔÌÉÃÈ ÓÃÈÕÌÐßÄÁÇÏÇÉÓÃÈÅ ÕÎÄ ȵÓÉÃÈÅÒÔ ÄÅÎ %ÒÔÒÁÇ ÄÅÒ Òe-

formpädaÇÏÇÉÓÃÈÅÎ "Å×ÅÇÕÎÇ ÉÎ ÉÈÒÅÒ ÐÒÏÄÕËÔÉÖÓÔÅÎ 0ÈÁÓÅȰ (Sauer 1990, V). Sau-

ÅÒ ËÏÎÓÔÁÔÉÅÒÔȟ ÄÁÓÓ .ÅÕÂÅÒÔ 3ÃÈÕÌÅ ÎÉÃÈÔ ÍÅÈÒ ȵÉÍ 3ÉÎÎÅ ÄÅÒ (ÅÒÂÁÒÔÓÃÈÅÎ 4ÈÅo-

rie als vom Leben getrennt sieht, sondern als eine Lebenssphäre besonderer Art 

[als Ergebnis der; MK] UmformuÎÇ ÖÏÎ 3ÃÈÕÌÅ ÄÕÒÃÈ ÄÁÓ %ÒÌÅÂÎÉÓȰ (ebd.). Oelkers 

ÍÅÒËÔ ÁÎȟ .ÅÕÂÅÒÔ ÈÁÂÅ ÄÉÅ +ÁÔÅÇÏÒÉÅ ȵ%ÒÌÅÂÅÎȰ ÁËÁÄÅÍÉÓÃÈ ÄÉÓÚÉÐÌÉÎÉÅÒÅÎ ×ÏÌÌÅÎȟ 

sie habe sich aber verselbständigt (vgl. Oelkers 1992, 6). 

Nach Neubert gliedert sich der Erlebnisbegriff bei Dilthey in sieben Hauptkatego-

rien ɀ ȵ-ÏÍÅÎÔÅȰȢ 3Ï ÉÓÔ ÄÁÓ %ÒÌÅÂÎÉÓ ÄÕÒÃÈ Unmittelbarkeit gekennzeichnet, was 

ÅÓ ÖÏÍ ȵÄÅÎËÅÎÄÅÎ 6ÅÒÓÔÅÈÅÎȰ ÕÎÔÅÒÓÃÈÅÉÄÅÔȢ $ÕÒÃÈ ÄÉÅ Unmittelbarkeit wird das 

Erlebnis deutlich von der Wahrnehmung abgegrenzt, Erlebnisse treten dem Sub-

jekt nicht gegenüber, sondern sind ihm unmittelbar zugehörig (vgl. Neubert 1990, 

20). Es stellt eine gegliederte Einheit dar, wodurch das einzelne Erlebnis von ande-

ren Erlebnissen abgegrenzt werden kann.  

Ein mehrseitiges Spannungsgefüge ÄÅÒ ȵ%ÒÌÅÂÎÉÓÅÉÎÈÅÉÔȰ ÓÔÅÌÌÔ ÄÁÓ ÄÒÉÔÔÅ -ÏÍÅÎÔ 

dar. Dieses wird durch drei Unterkategorien markiert. Der Totalitätscharakter 

ÍÅÉÎÔȟ ÅÓ ȵËÁÎÎ ÉÎ ÉÈÍ ÁÕÃÈ ×ÉÅ ÉÎ ÊÅÄÅÍ ÁÎÄÅÒÅÎ ÓÅÅÌÉÓÃÈÅÎ !ËÔ ÄÉÅ 4ÏÔÁÌÉÔßÔ ÄÅÓ 

Seelenlebens, das Wirken des ganzen, wollend-fühlend-vorstellenden Menschen 

ÎÁÃÈÇÅ×ÉÅÓÅÎ ×ÅÒÄÅÎȰ (Fischer/Ziegenspeck 2000, 235). Das erste Spannungsge-

ÆİÇÅ ÂÅÔÒÉÆÆÔ ÁÌÓÏ ȵÁÌÌÅ ÇÅÉÓÔÉÇÅÎ 'ÒÕÎÄÒÉÃÈÔÕÎÇÅÎȰ (Neubert 1990, 21). In der Aus-

einandersetzung von Subjekt und Erlebnis, durch das Einwirken des Erlebnisses 

ÕÎÄ ÄÉÅ "ÅÚÉÅÈÕÎÇ ÄÅÓ 3ÕÂÊÅËÔÓ ÄÕÒÃÈ ÄÁÓ %ÒÌÅÂÎÉÓ ÁÕÆ ȵÄÉÅ 'ÅÇÅÎÓÔßÎÄÌÉÃÈËÅÉÔ ÄÅÒ 

ÕÍÇÅÂÅÎÄÅÎ 7ÅÌÔȰ (ebd., 22), zeigt sich das zweite Spannungsverhältnis, der Sub-

jekt-Objekt-Bezug. Zwar ist das Erlebnis für das Subjekt ein herausgehobenes Er-

eignis, doch ist in ihm die gesamte Beziehung zur umgebenden Welt gegeben (vgl. 

ebd.). Das Spannungsgefüge wird letztlich durch die beiden Pole Allgemeingültig-

keit und Individualität markiert. Zwar wird etwa Angst von Menschen in der glei-

chen Grundart erlebt, dennoch wohnt jedem Erleben etwas Eigenständiges und 
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Individuelles inne. Nicht jeder erlebt die gleiche Situation etwa gleichermaßen be-

ängstigend. (vgl. Fischer/Ziegenspeck 2000, 235f.). 

Das Erlebnis wird weiterhin als entwicklungsfähig angesehen, denn es hat einen 

Höhepunkt und einen Abschluss, kann aber in neuen Erlebnissen wiederkehren 

ÕÎÄ ÉÎÓÇÅÓÁÍÔ ËÕÍÕÌÉÅÒÅÎ ȵÉÎ ÅÉÎÅ ÓÔßÒËÅÒÅ %ÉÎÈÅÉÔȰ (Neubert 1990, 23). Da es in 

andere Erlebnisse eingeordnet werden kann, spricht Neubert ihm einen histori-

schen Charakter zu. Ähnliche Erlebnisse können je nach individueller Lage unter-

schiedlich erlebt werden (vgl. ebd.). Sein Objektivationsdrang gründet darauf, dass 

es zum Ausdruck gebracht werden oder in Handlung umgesetzt werden will, aus 

ÄÅÍ 3ÕÂÊÅËÔ ÈÅÒÁÕÓÔÒÉÔÔ ȵÕÎÄ ÄÁÍÉÔ Óeine volle menschliche und wissenschaftliche 

"ÅÄÅÕÔÕÎÇ ÇÅ×ÉÎÎÔȰ (ebd.). Diese schöpferische Kraft wiederum ermöglicht einen 

Zugriff im Nacherleben des Erlebnisses; diese Kategorie wird als Zusammenhang 

von Leben-Ausdruck-Verstehen bezeichnet (vgl. Fischer/Ziegenspeck 2000, 233ff.). 

$ÕÒÃÈ ÄÉÅ /ÂÊÅËÔÉÖÁÔÉÏÎÅÎ ÉÎ ȵ-ÉÅÎÅȟ 7ÏÒÔȟ 'ÅÂßÒÄÅ ÅÉÎÅÓ ÁÎÄÅÒÅÎ -ÅÎÓÃÈÅÎ ɍȢȢȢɎ 

oder [...] in den Werken der Kunst, den religiösen Formen, den philosophischen 

Systemen das zugrundeliegende Erlebnis erfasst und dadurch eine [...] Erweite-

ÒÕÎÇ ÄÅÓ ÅÉÇÅÎÅÎ ÅÒÌÅÂÅÎÄÅÎ 3ÅÌÂÓÔ ÇÅ×ÏÎÎÅÎ ×ÉÒÄȰ (Neubert 1990, 24). Das Er-

ÌÅÂÎÉÓ ËÁÎÎ ÁÌÓÏ ÉÎ ÄÅÒ /ÂÊÅËÔÉÖÁÔÉÏÎ ÎÁÃÈÅÒÌÅÂÔȟ ȵ×ÉÅÄÅÒ ÆÌİÓÓÉÇ ÇÅÍÁÃÈÔȰȟ ×ÅÒÄÅÎȢ 

Oelkers kritisiert die Darstellung von Waltraut Neubert und legt eine eigene Re-

konstrukti on dagegen. So unterstellt er der Arbeit Nachlässigkeit im Bezug auf den 

Zusammenhang des Begriffs mit der Lebensphilosophie und den Einfluss anderer 

!ÒÂÅÉÔÅÎ ÁÕÆ $ÉÌÔÈÅÙȢ ȵ7ÁÓ 7ÁÌÔÒÁÕÔ .ÅÕÂÅÒÔ ɍȢȢȢɎ ÁÌÓ %ÒÌÅÂÎÉÓÐßÄÁÇÏÇÉË ÂÅÓÃÈÒÉe-

ben hat, hätte an dem relativistischen Programm einer strikt subjektiven und äs-

thetischen Moderne seinen Probierstein haben können. Aber Neubert erwähnt 

Mach überhaupt nicht, Bergson nur an einer Stelle und auch Simmel lediglich als 

:ÉÔÁÔÅÎÎÁÃÈ×ÅÉÓȰ (Oelkers 1994, 102). Zwar lässt sich relativierend einwerfen, 

ÄÁÓÓ .ÅÕÂÅÒÔ ÚÕ "ÅÇÉÎÎ ÄÅÒ $ÁÒÓÔÅÌÌÕÎÇ ËÌÁÒ ÓÔÅÌÌÔȟ ȵÄÉÅ !ÕÆÇÁÂÅ ËÁÎÎ ÄÁÂÅÉ ÎÉÃÈÔ 

sein, die Philosophie Diltheys zu entwickeln, sondern es kann sich hier nur darum 

handeln, die Wesensart seines Erlebnisbegriffs und dessen Struktur herauszuar-

ÂÅÉÔÅÎȰ (Neubert 1990, 19), doch verändert sich der Erlebnisbegriff in der Rekon-

struktion Oelkers beträchtlich. In seiner Darstellung werden zwei Achsen des 

$ÉÌÔÈÅÙÓÃÈÅÎ %ÒÌÅÂÅÎÓÂÅÇÒÉÆÆÓ ÁÌÓ ÚÅÎÔÒÁÌÅ 3ÔÒÕËÔÕÒ ÈÅÒÁÕÓÇÅÈÏÂÅÎȢ ȵ%ÉÎÍÁÌ ÄÁÓ 

VerhäÌÔÎÉÓ ÖÏÎ ȴÓÕÂÊÅËÔÉÖÅÍȭ ÕÎÄ ȴÏÂÊÅËÔÉÖÅÍȭ 'ÅÉÓÔȟ ÄÁÓ ÅÉÎÅ ÈÉÓÔÏÒÉÓÃÈÅ +ÕÌÔÕr-

theorie beschreiben soll, zum anderen die Psychologie der geistigen Aneignung 
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kultureller Objektivationen, die mit der Begriffstriade von Erlebnis, Ausdruck und 

Verstehen begründet ×ÉÒÄȰ (Oelkers 1994, 98). Oelkers verweist darauf, das Erle-

ÂÅÎ ÉÎ ÅÒÓÔÅÒ ,ÉÎÉÅ :ÅÉÔÅÒÌÅÂÅÎ ÓÅÉȢ $ÕÒÃÈ ÄÉÅ 0ÅÒÓÐÅËÔÉÖÅ ÁÕÆ ÄÁÓ )ÃÈ ȵÄÁÓ ÓÉÃÈ ÚÅÉt-

ÌÉÃÈ ÏÒÇÁÎÉÓÉÅÒÅÎ ÍÕÓÓȰ (ebd., 99)ȟ ×ÉÒÄ ÄÅÒ ȵÉÎÎÅÒÅ 2ÁÕÍ ɍÁÌÓɎ 3ÅÅÌÅÎÖÏÒÓÔÅÌÌÕÎÇ 

ÄÅÒ 2ÏÍÁÎÔÉËȰ (ebd., 111) abgelöst. Durch das Erleben der Gegenwart erlangt das 

Ich Kontrolle über die Wirklichkeit. Vergangenheit und Zukunft werden konstru-

ÉÅÒÔ ÕÎÄ ȵÄÉÅ +ÏÎÓÔÒÕËÔÅ ÖÅÒßÎÄÅÒÎ ÓÉÃÈ ÍÉÔ ÄÅÎ %ÒÌÅÂÎÉÓÓÅÎȟ ÎÉÃÈÔ ÕÍÇÅËÅÈÒÔȰ 

(ebd., 100). Es entwickelt sich das Bild des Erlebensstroms, mit dem Erleben als 

ȵÄÅÒ ÂÅÓÔßÎÄÉÇÅ 5ÍÓÃÈÌÁÇÐÕÎËÔ ÖÏÎ :ÕËÕÎÆÔ ÉÎ 6ÅÒÇÁÎÇÅÎÈÅÉÔȰ (ebd., 99).  

1.1.1.3 Zum Verhältnis von Erleben und Erlebnis 

Das Lexikon der Pädagogik geht vom Erlebnis als besonders einschneidende, exis-

tentiell bedeutsame Episode des Erlebens aus (vgl. Lexikon der Pädagogik 1960, 

982ff.).115 Damit zeigt sich eine deutliche Unterscheidung von Erleben und Erleb-

nis. Während das Erleben als Erlebensstrom fortwährende Auseinandersetzung 

zwischen dem Mensch und seiner Umwelt meint, stellt das Erlebnis ein singuläres 

Ereignis innerhalb dieses Erlebensstroms dar. Auch bei Schulze wird das Erlebnis 

aus dem Erleben herausgehoben, wenn es durch die Reflektion dem Verfahren der 

!ÎÅÉÇÎÕÎÇ ÁÕÓÇÅÓÅÔÚÔ ×ÉÒÄȢ 7ÅÉÓ ÈÅÂÔ ÈÅÒÁÕÓȟ ȵÄÉÅ ,ÅÕÔÅ ÓÐÒÅÃÈÅÎ ÖÏÍ %ÒÌÅÂÅÎ, 

×Ï ×ÁÓ ÌÏÓ ÉÓÔȰ (Weis 1994, 62) und relativiert diese Auffassung mit dem Rekurs 

auf Widerstandserfahrungen Jugendlicher. Schließlich beschreibt er Erleben als 

7ÉÒËÌÉÃÈËÅÉÔÓÅÒÆÁÈÒÕÎÇ ÆÏÌÇÅÎÄÅÒÍÁħÅÎȡ ȵ,ÅÂÅÎ ÕÎÄ %ÒÌÅÂÅÎ ÓÏÌÌÔÅ ÍÁÎ ÉÍÍÅÒ ÉÍ 

Kontext des Lebensflusses sehen [...]: die Wahr-Nehmung des Lebens und das Par-

ÔÉÚÉÐÉÅÒÅÎ ÁÍ ,ÅÂÅÎÓÆÌÕÓÓȰ (ebd., 63)Ȣ $ÁÂÅÉ ÓÔÅÈÔ ÄÉÅ ȵ4ÅÉÌÎÁÈÍÅ ÁÎ ÄÅÒ 7ÉÒËÌÉÃh-

ËÅÉÔȰ ÉÍ :ÅÎÔÒÕÍ ÕÎÄ ÄÁÂÅÉ ÉÓÔ 7ÉÒËÌÉÃÈËÅÉÔ ÎÉÃÈÔ ÄÉÅ 7ÅÌÔ ÕÍ ÄÁÓ )ÃÈ ÈÅÒÕÍ ÓÏn-

ÄÅÒÎ ÄÁÓ ȵÅÉÇÅÎÅ )ÃÈȰ ÓÅÌÂÓÔ (ebd., 62). In der vorliegenden Untersuchung geht es 

nicht um das Erlebnis als Abenteuer, wie es in der Erlebnispädagogik auch ver-

wendet wird. Auch nicht wird davon ausgegangen, dass das Erleben der Kinder 

durch die Schule im Sinne Oelkers pädagogisch funktionalisiert wird (vgl. Oelkers 

1994, 97ff.). Andererseits schafft Schule sehr wohl Situationen, die Kinder erleben. 

                                                        
115

 Wie in den Ausführungen zum Erleben im Umfeld der Erziehungswissenschaft bereits erwähnt, findet 

sich das Erleben nicht in den einschlägigen pädagogischen Wörterbüchern und Lexika neueren Datums. 

Sehr wohl findet sich das Erlebnis oder die Erlebnispädagogik, der Fokus liegt aber hier auf dem Begriff 

des Erlebens als Erlebensstrom. 
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Es geht hier im Grunde um die Frage, wie erleben Kinder Schule. Die vorliegende 

Untersuchung geht davon aus, dass aus der Perspektive von Kindern in der Schule 

eine Menge los ist, und das, was Kinder dort erleben, ohne weiteres nur ihnen 

selbst zugänglich ist. Die Kinder haben dabei die Wahl, Situationen in einer ihnen 

angemessenen Weise zu erleben. Sie können sich bestimmten durch die Institution 

inszenierten Herausforderungen entziehen oder sich ihnen stellen. Kinder können 

Schule als Ort des Lernens erleben oder in erster Linie als einen Ort, der es ihnen 

ÅÒÍĘÇÌÉÃÈÔȟ ÓÉÃÈ ÍÉÔ 'ÌÅÉÃÈÁÌÔÒÉÇÅÎ ÚÕ ÔÒÅÆÆÅÎȢ .ÏÃÈ ÅÉÎÍÁÌ /ÅÌËÅÒÓȡ ȵ'ÅÒÁÄÅ ÄÉÅ 

Schulforschung zeigt im übrigen, dass die stärksten Schulerlebnisse oft diejenigen 

sind, die nichts mit Unterricht zu tun haben, aber zugleich die Anstalt vorausset-

ÚÅÎȢȰ (ebd., 107). 

1.1.1.4 Erleben in der Methodologie der Gruppendiskussion 

Der Begriff des Erlebens spielt in der Erziehungswissenschaft nicht nur im Zu-

sammenhang mit der Erlebnispädagogik eine bedeutende Rolle, auch in der me-

thodologischen Auseinandersetzung um die Gruppendiskussion taucht er auf. Die 

konjunktiven Erfahrungen, die für die Rekonstruktion kollektiver Orientierungs-

muster im grundlagentheoretischen Konzept von Kollektivität nach Mannheim 

hohe Relevanz haben (vgl. Przyborski/Wohlrab -Sahr 2008, 104), werden von 

"ÏÈÎÓÁÃË ÍÉÔ ÄÅÍ 6ÅÒ×ÅÉÓ ÁÕÆ -ÁÎÎÈÅÉÍ ÄÕÒÃÈ ȵ'ÅÍÅÉÎÓÁÍËÅÉÔÅÎ ÄÅÓ ÂÉÏÇÒa-

ÐÈÉÓÃÈÅÎ %ÒÌÅÂÅÎÓȰ ÁÕsgeführt (Bohnsack 2003, 111). Diese Zusammenhänge sol-

len im Folgenden näher beleuchtet werden. Bohnsack stellt zwei Varianten des 

Erlebens gegenüber. Auf der einen Seite das kommunikative Erleben, das als In-

tersubjektivität erst hergestellt werden muss, auf der anderen das konjunktive, 

×ÅÌÃÈÅÓ ÉÎ ÂÅÓÏÎÄÅÒÅÒ 7ÅÉÓÅȟ ÁÌÓ ȵ'ÅÍÅÉÎÓÁÍËÅÉÔÅÎ ÄÅÓ 3ÃÈÉÃËÓÁÌÓȰ ÄÕÒÃÈ ÓÐÅÚÉÆi-

sche (Er)Lebensbereiche in Gemeinschaften bereits eingeschrieben sei. Diese ge-

meinsam geteilten Bereiche nennt Bohnsack Milieus (vgl. Bohnsack 2003, 111ff.).  

Es fällt auf, dass auch Bohnsack die Begriffe Erfahrungen und Erleben nicht deut-

lich voneinander abgrenzt und teilweise synonym verwendet. Mannheim, einer 

der Begründer der Wissenssoziologie, auf den wesentliche methodologische 

Grundlagen des Gruppendiskussionsverfahrens und letztlich die dokumentarische 

Methode zurückzuführen sind, verwendet den Erlebensbegriff ebenfalls im Zu-

sammenhang mit Erfahrungsgemeinschaften. Ohne eine explizite Bestimmung der 

Begriffe Erfahren und Erleben vorzufinden, lässt sich dem Kontext eine grobe 
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Richtung entnehmen, wie die Begriffe hier unterschieden werden. Mannheim illus-

triert die Problematik der Interpretation geistiger Gebilde aus konjunktiven Erfah-

ÒÕÎÇÓÒßÕÍÅÎ ×ÉÅ ÆÏÌÇÔȡ ȵ!ÕÃÈ ×ÅÎÎ ×ÉÒ ÅÉÎÅ %ÒÆÁÈÒÕÎÇÓÇÅÍÅÉÎÓÃhaft vorausset-

zen, der wir existentiell angehören und an deren Erlebniszusammenhängen wir für 

lange Strecken teilhaben, bleibt es immer noch eine ganz besondere Fähigkeit, die 

aus dem Erlebniszusammenhang herausgestellten Gebilde als Gebilde in ihrer Be-

deutsamkeit zu erfassen und, umgekehrt, aus ihnen den Weg in den dazugehörigen 

%ÒÌÅÂÎÉÓÚÕÓÁÍÍÅÎÈÁÎÇ ÚÕ ÆÉÎÄÅÎȰ (Mannheim 1980, 271). Im Weiteren präzisiert 

er noch ein wenig:  

ĂAndererseits erfassen wir aber beim Verstehen der geistigen Realitªten, die zu 

einem bestimmten Erfahrungsraum gehören, die besonderen existentiell ge-

bundenen perspektivischen Bedeutungen nur, wenn wir uns den hinter ihnen 

stehenden Erlebnisraum und Erlebniszusammenhang irgendwie erarbeitenñ 

(ebd., 272). 

Erleben steht bei Mannheim hinter dem Erfahren, ist unmittelbarer und an Be-

deutsamkeiten gekoppelt. Während der Erfahrungsraum zu bestimmen ist, müs-

sen der Erlebnisraum und die Zusammenhänge erarbeitet werden.  

Karl Mannheim verwendet den Begriff des Erlebens im Zusammenhang mit der 

Bewusstwerdung der sozialen Seinslage. Jedes Denken, so Mannheim, sei ideolo-

gisch, da es in einer bestimmten Perspektive eingebunden sei. Diese Perspektive 

zu überwinden sei nur durch die Wissenssoziologie zu erreichen. Er setzte sich 

entsprechend mit den Fragen des gemeinsam geteilten Wissens auseinander. ȵ'e-

genstand von Gruppendiskussionen sind [dann auch; MK] kollektive Orientierun-

ÇÅÎ ÕÎÄ 7ÉÓÓÅÎÓÂÅÓÔßÎÄÅȢȰ (Przyborski/Wohlrab -Sahr 2008, 106) Konjunktive 

Erfahrung basiert auf unmittelbarem Verstehen, durch die Verbindung durch ge-

meinsame Erlebniszusammenhänge. 

Eine ähnliche Lesart der Begriffe findet sich auch bei einem anderen Wissenssozio-

logen, Alfred Schütz, welcher mit seinen Ausführungen zur (u.a. sozialen) Struktur 

der Lebenswelt ebenfalls grundlegende Arbeiten vorgelegt und so die aktuelle Re-

zeption der dokumentarischen Methode beeinflusst hat (vgl. Bohnsack 2003, 

58ff.). Welches Verhältnis von Erfahrungen und Erlebnissen bei Schütz gegeben ist, 

zeigt sich u.a. hier: 

Sinn ist nicht eine Qualität gewisser ausgezeichneter im Bewusstseinsstrom, 

auftauchender Erlebnisse bzw. der darin konstituierten Gegenständlichkeiten. 

Sinn ist vielmehr das Resultat meiner Auslegung vergangener Erlebnisse, die 
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von einem aktuell gültigen Bezugsschema reflektiv in den Griff genommen wer-

den. Solange ich in meinen Erlebnissen befangen und auf die darin intendierten 

Objekte gerichtet bin, haben die Erlebnisse keinen Sinn für mich [...]. Die Erleb-

nisse werden erst dann sinnvoll, wenn sie post hoc ausgelegt und mir als wohl-

umschriebene Erfahrungen fasslich werden. Subjektiv sinnvoll sind also nur Er-

lebnisse, die über ihre Aktualität hinaus erinnert, auf ihre Konstitution befragt 

und auf ihre Position in einem zuhandenen Bezugsschema ausgelegt werden 

(Schütz 1979, 38). 

Auch hier ist das Erleben unmittelbarer als die Erfahrung, die als wohlumschrie-

bene den Erlebnissen ihren Sinn geben. So richtig deutlich wird der Unterschied 

zwischen Erfahren und Erleben auch hier nicht, zu groß ist die Grauzone, zu viele 

Fragen bleiben offen. Wann sind Erfahrungen wohlumschrieben? Sind die subjek-

tiv sinnvollen Erlebnisse die Erfahrungen? 

Für die vorliegende Arbeit scheint ein Begriff des Erlebens in Anlehnung an Schütz 

und Mannheim zureichend. Es wird danach gefragt, wie Kinder die jahrgangsge-

mischte Eingangsstufe erleben. In Gruppendiskussionen werden Erlebnisse und 

Erfahrungen geschildert, es ist nicht auszumachen, welche davon nun wohlum-

schrieben sind und in welcher Weise diese erinnert werden. Das, was in den Daten 

zu finden ist, befindet sich dazwischen. Die geschilderten Sachverhalte, Erlebnisse, 

Erfahrungen werden sicher über die Aktualität hinaus erinnert, denn die Grup-

pendiskussionen finden nicht in der Situation des Unterrichts statt. Dennoch mag 

es hier auch aktuelle Erlebnisse geben, die in der Situation selbst erst entstehen. 

Auch die Gruppendiskussionen selber sind teil dessen, was die Kinder als Schule 

erleben. An vielen Stellen werden hier Praxen des Sozialen, welches mit dem schu-

lischen Alltag in Verbindung steht, deutlich. Es geht eben genau nicht um die wohl-

umschriebenen und ausgelegten Erfahrungen, aber es mag dennoch sein, dass sich 

hier der Prozess der Auslegung und der Prozess der Re-Formulierung zeigt. Es 

geht um aktuelle, spontane, unspezifische, nicht zwingend reflektierte aber mög-

licherweise in Reflektion begriffene, konjunktive Erlebnisse. 

1.1.1.5 Der Erlebensbegriff in dieser Arbeit 

Gerade aufgrund seiner allgemeinen und umfassenden Bedeutung halte ich den 

Erlebensbegriff bezüglich meiner Untersuchung für treffend. Es erscheint günstig, 

dass hierdurch alle Bereiche angesprochen werden und nicht etwa einseitig nur 

emotionale Geschehnisse in den Vordergrund rücken. Wesentliches Kriterium ist 

die Bedeutsamkeit der Geschehnisse für die SchülerInnen, was eine gewisse - zu-
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mindest subjektive - Bedeutsamkeit der Ergebnisse meiner Untersuchung in Aus-

sicht stellt.  

Der Erlebensbegriff, der dieser Arbeit zugrunde liegt, setzt im Rückgriff auf die 

Ausführungen zu Dilthey und Schulze zumindest drei Merkmale des Erlebens vo-

raus. Er hebt sich vom Begriff des Erlebnisses ab. Im Fokus steht nicht die singulä-

re Episode, sondern der Erlebensstrom. 

(1)  Das Erleben ist unmittelbar. Erleben ist nicht ein beeindruckt werden 

durch die Umwelt, sondern die Auseinandersetzung mit der Umwelt selbst. 

Erleben ist dem Ich unmittelbar zugehörig. 

(2)  Das Erleben hebt den Akteursstatus heraus. Was immer in der Umwelt 

passiert, Ereignisse werden erst durch die Integration in den subjektiven 

Kontext erlebt. Das Ich erlebt, indem es sich mit der Welt auseinandersetzt. 

Dies ist unwilllkürlich. Die Art der Auseinandersetzung ist davon abhängig, 

wie vorherige Auseinandersetzungen abgelaufen sind und in welchem Zu-

stand sich das Ich derzeit befindet. 

(3)  Erleben ist reflexionsfähig. Dem Erleben ist die Möglichkeit der Verarbei-

tung eingeschrieben. Die Auseinandersetzung ist nicht abgeschlossen mit 

dem Ende eines Ereignisses. Erlebtes kann nacherlebt werden und im Zu-

sammenhang mit ähnlichen Erlebnissen umgedeutet werden. Zwar ist das 

Erleben reflexionsfähig, aber nicht reflexionspflichtig. Reflexion setzt eine 

bewusste Auseinandersetzung mit dem Erlebten voraus. Verarbeitung 

kann aber auch ohne die Aktivierung bewusster Prozesse ablaufen.  

 

Die Fragestellung der Untersuchung rückt die SchülerInnen als Subjekte des Erleb-

ten in den Mittelpunkt. Das Erleben der SchülerInnen soll rekonstruiert werden 

und nur durch sie ist das Erlebte zugänglich. Dabei können und müssen sie selbst 

entscheiden, was sie davon preisgeben. Dies spricht ihnen einen Expertenstatus 

zu, der ihnen de facto auch obliegt ɀ nur die SchülerInnen haben erlebt und nur 

anhand derer Äußerungen kann eine Rekonstruktion gelingen. 

Im Zusammenhang mit dem Ziel der Untersuchung, die Perspektive von SchülerIn-

nen in den Vordergrund zu stellen, ist zu beachten, dass sich die Perspektiven 

nicht tatsächlich erfassen lassen, sondern nur das, was sie an Auskunft zu geben 

bereit sind. Selbst wenn man von sehr auskunftsbereiten und offenen SchülerIn-

nen ausgeht, ist es immer noch nicht möglich, deren Perspektive zu erfassen, son-
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dern es kann letztlich nur der Versuch einer Rekonstruktion unternommen wer-

den (vgl. Honig 1999, 34ff.). Die Interpretationen des Forschers/der Forscherin 

sind hier von großer Bedeutung und es besteht zu jeder Zeit des Forschungspro-

zesses die Gefahr, durch vorgefasste Meinungen oder einseitige Vorgehensweise 

die Sichtweise der SchülerInnen zu überschreiben.  

Ich unterstelle, dass Einblicke in die Situation der Schülerinnen und Schüler not-

wendig sind, um nicht durch Unverständnis gerade diese Problematik zu verschär-

fen. Deshalb erscheinen Erkundungen in den jeweiligen Lerngruppen ein sinnvol-

les Mittel zu sein, um vorbereitet in die Interviewsituation wie in die Interpretati-

on zu gehen. Dies deckt sich mit der Darstellung Hildenbrands. Dort liest man, der 

ȵ&ÏÒÓÃÈÅÒȟ ÄÅÒ ÍÉÔ ÄÅÒ 'rounded Theory arbeitet [...] muss selbst im Feld gewesen 

sein, mit den Leuten gesprochen haben, dabei ihre Mimik, Gestik, Sitzhaltung etc. 

aufgenommen und protokolliert haben. Er muss das Umfeld, in dem die untersuch-

ten Akteure leben, abgeschritten und dort weitere interpretationswürdige Daten 

ÅÎÔÄÅÃËÔ ÕÎÄ ÉÎ ÇÅÅÉÇÎÅÔÅÒ &ÏÒÍ ËÏÎÓÅÒÖÉÅÒÔ ÈÁÂÅÎȢȰ (Hildenbrand 2004, 189). Ob 

dies nur für Arbeiten im Kontext der Grounded Theory zutrifft, ließe sich diskutie-

ren116. Für die vorliegende Arbeit wurde die Grounded Theory als Forschungsme-

thode gewählt, worauf später eingegangen wird. 

Dabei erscheint aber ein behutsames Vorgehen wichtig, um den Expertenstatus 

der Schülerinnen und Schüler möglichst nicht in Frage zu stellen. Durch eine durch 

teilnehmende Beobachtung erfolgte Felderkundung im Vorfeld einer Untersu-

chung wird man nicht in gleicher Weise zu einem Experten für das Forschungsfeld, 

wie die Kinder es sind, die sich jeden Tag in diesem Feld bewegen. Zudem ist die 

Perspektive eine gänzlich andere. Während die Kinder Schule aus ihrer Perspekti-

ve als Teil ihrer Lebenswelt betrachten, ist Schule für Forschende zunächst einmal 

Forschungsfeld und als solches verkoppelt mit dem Interesse an ɀ möglichst inte-

ressanten ɀ Daten. Zudem befindet sich Forscher oder Forscherin schon durch or-

ganisatorische Aspekte im Austausch mit erwachsenen Repräsentanten der Insti-

tution. Experten für die Perspektive der Kinder sind schließlich nur die Kinder 

selbst. 

                                                        
116

 Auch Bohnsack führt Vorteile von durch teilnehmende Beobachtung ergänzten Verfahren aus, die 

ansonsten auf aufgezeichneten Diskursen oder Interviews basieren (vgl. Bohnsack 2003, 131f.). 
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1.2 ... zu Datenerhebung und Datenauswertung 

Im Vorfeld zur Datenerhebung und Datenauswertung wurden diverse Überlegun-

gen angestellt, mit dem Ziel ein theoretisch und methodologisch anschlussfähiges 

und begründetes Konzept zu entwickeln, um dem Forschungsinteresse näher zu 

kommen. Diese Überlegungen werden im Folgenden dokumentiert. 

1.2.1 Die Perspektive von Kindern auf Schule 

Die Frage nach dem Erleben der Kinder in der jahrgangsgemischten Schulein-

gangsstufe zielt auf die Perspektive der Kinder ab. Mit der Frage nach dem Erleben 

der Kinder ist verknüpft, wie die Kinder Schule sehen und wie sie selber ihre Situa-

tion wahrnehmen. Nach Honig ist die Einnahme der Perspektive von Kindern in 

&ÏÒÓÃÈÕÎÇÓÁÒÂÅÉÔÅÎ ÖÅÒËÎİÐÆÔ ÍÉÔ ÄÅÍ ,ÅÉÔÍÏÔÉÖȟ ȵ+ÉÎÄÅÒ ÁÌÓ ȴ0ÅÒÓÏÎÅÎ ÁÕÓ ÅÉÇe-

ÎÅÍ 2ÅÃÈÔȭ ÁÎÚÕÅÒËÅÎÎÅÎȰ (Honig 1999, 33), was wiederum konstituierendes 

Merkmal von 0ßÄÁÇÏÇÉË ÓÅÉȢ ȵ+ÉÎÄÈÅÉÔÓÆÏÒÓÃÈÕÎÇȟ ÄÉÅ ÓÉÃÈ ÁÕÆ ÄÉÅ ȴ0ÅÒÓÐÅËÔÉÖÅ ÖÏÎ 

+ÉÎÄÅÒÎȭ ÂÅÒÕÆÔȰ (ebd., 34) ist auf eine Stellvertreterfunktion festgelegt ɀ letztlich 

ist es die Perspektive des Forschers, die veröffentlicht wird. Nicht nur die Anlage 

und Umsetzung der Forschungsarbeit erfolgt zweifellos aus dem Blickwinkel des 

erwachsenen Forschers, auch die Perspektive auf die Perspektive der Kinder ist 

nicht die eines Kindes (vgl. Heinzel 2000, 27f.). 

Daraus folgt, dass das methodische Vorgehen möglichst geeignet sein muss, die 

Prozesse, die zu den Ergebnissen geführt haben, nachvollziehbar zu machen. Das 

Dilemma, die Perspektive von Kindern über die Perspektive erwachsener Forsche-

rInnen einzuholen, lässt sich nicht auflösen und es lassen sich auch keine Metho-

den anführen, die dieses Problem ausräumen. Allerdings kann daraus auch nicht 

gefolgert werden, dass die Perspektive von Kindern in der Forschung nicht rele-

vant sei. Was allerdings nachvollziehbar gemacht werden kann, ist die Perspektive 

und sind die Annahmen des Forschers, um die Forschungsarbeit vor diesem Hin-

tergrund beurteilen zu können. 

1.2.2 Kinder als Experten 

Diesbezüglich ließe sich sicher streiten über die Frage, ob die Kinder als Expertin-

nen und Experten befragt werden, oder nicht. Die Anerkennung des Expertensta-

tus der SchülerInnen für ihr Erleben steht sicher nicht zur Debatte. Der Experten-

status von Kindern für ihre Lebenswelt wird auch von Heinzel mehrfach ange-
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merkt, so beschreibt sie etwa diesbezüglich %Ò×ÁÃÈÓÅÎÅ ÁÌÓ ȵ&ÒÅÍÄÅ ÉÎ ÄÅÒ 7ÅÌÔ 

ÖÏÎ +ÉÎÄÅÒÎȰ (1997, 410).  

Aber es kann darüber gestritten werden, ob dann die Befragungen im Sinne von 

Experteninterviews durchgeführt werden. Meuser und Nagel erklären zum Status 

von Experten (1997, 484):  

ĂEine Person wird zu Experten gemacht, weil wir wie auch immer begründet 

annehmen, dass sie über ein Wissen verfügt, das sie zwar nicht alleine besitzt, 

das aber doch nicht jedermann oder jederfrau in dem interessierenden Hand-

lungsfeld zugªnglich ist.ñ 

Unzweifelhaft verfügen die SchülerInnen der Eingangstufe über Wissen bezüglich 

ihres Erlebens, das anderen an der Schule beteiligten Personen nicht zur Verfü-

gung steht, etwa den LehrerInnen. Andrerseits ist aber doch eine große Anzahl von 

Personen betroffen, nämlich alle SchülerInnen der Eingangsstufe. Auch weisen 

Meuser und Nagel darauf hin, der Expertenbegriff sei von einem Verständnis abzu-

grenzen, das virtuell jede Person zur Expertin macht: zur Expertin des eigenen 

Lebens, des eigenen Alltags. Als Expertin kommt in Betracht, wer sich durch eine 

ȵÉÎÓÔÉÔÕÔÉÏÎÁÌÉÓÉÅÒÔÅ +ÏÍÐÅÔÅÎÚ ÚÕÒ +ÏÎÓÔÒÕËÔÉÏÎ ÖÏÎ 7ÉÒËÌÉÃÈËÅÉÔȰ auszeichnet 

(Hitzler/Honer/Maeder 1994) . Nach Meuser und Nagel führen zwei Bedingungen 

zum Expertenstatus. Einerseits das Forschungsinteresse, das bestimmten Perso-

nen oder Personengruppen einen Expertenstatus zuweist. Andererseits aber auch 

eine vorab erfolgte institutionell-organisatorische Zuschreibung (vgl. Meu-

ser/Nagel 1997, 485f.). Der Expertenstatus ist demnach von einer individuellen 

Ebene des Expertentums für einen nur persönlich bedeutsamen Bereich abzugren-

zen. Dies trifft m.E. SchülerInnen zu, die Auskünfte geben können über die Situati-

on von Kindern in Eingangsstufen mit jahrgangsgemischter Organisationsform. 

Diese sind Teil der Institution Schule (vgl. Geulen/Hurrelmann 1980) und dadurch 

institutionalis ierte Kompetenz zur Perspektive von Schülerinnen und Schülern auf 

die Schuleingangsstufe. Im Übrigen sei darauf verwiesen, dass hier wie auch bei 

Schönknecht und Michalek Kindern durch das Forschungsinteresse der Experten-

status  zugewiesen wird (vgl. Michalek/Schönknecht 2006, 156). Und wie auch 

dort, wird dies den Kindern gegenüber offen gelegt. Für die vorgelegte Arbeit be-

deutet das forschungspragmatisch vor allem, dass Kinder in ihrer Kommunikation 

zu ihrem Erleben in der jahrgangsgemischten Eingangsstufe ernst genommen 

werden (vgl. dazu auch 2.3). 
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1.2.3 Datenmaterial aus Gesprächen 

Zur Rekonstruktion des Erlebens wird Datenmaterial benötigt, das auf Erlebnisse 

rekurriert. Es ist zu bedenken, dass das Erleben lediglich subjektiv verfügbar ist 

und nicht beobachtet oder irgendwie sichtbar gemacht werden kann. Jedoch ist es 

möglich, Erleben zu kommunizieren. Dabei ist die Bereitschaft dazu unbedingte 

Voraussetzung. Es soll also Datenmaterial erhoben werden, welches die SchülerIn-

nen zu ihrem Erleben in der jahrgangsgemischten Schuleingangsstufe freiwillig 

mitteilen.  

Es ist zwar trivial aber dennoch bedeutsam, dass die Schülerinnen und Schüler in 

der Situation der Datenerhebung grundsätzliches Vertrauen fassen. Heinzel weist 

ÄÁÒÁÕÆ ÈÉÎȟ ÄÁÓÓ ȵÅÉÎÅ ÖÅÒÔÒÁÕÅÎÓÖÏÌÌÅ !ÔÍosphäre während des Interviews [...] als 

ÂÅÓÏÎÄÅÒÓ ×ÉÃÈÔÉÇ ÅÒÁÃÈÔÅÔ ×ÉÒÄȰ (1997, 407). Darüber hinaus erscheint mir dies 

als eine Prämisse für den gesamten Kontakt zwischen InterviewerIn und Kindern 

zu gelten. Es ist notwendig, den Schülerinnen und Schülern das Gefühl zu geben, 

sie in ihrer Person ernst zu nehmen. Dies erfahren sie beispielsweise dadurch, dass 

Sie über das Anliegen und die Ziele der Untersuchung informiert werden und 

ihnen ihre Rolle dabei transparent gemacht wird. Zinnecker schreibt, angemessen 

ÓÅÉÅÎ ȵÓÏÚÉÁÌÅ )ÎÔÅÒÁËÔÉÏÎÓÆÏÒÍÅÎ ɍÉÎ ÄÅÒ +ÉÎÄÈÅÉÔÓÆÏÒÓÃÈÕÎÇ; MK], die den part-

nerschaftlichen und gleichberechtigten Bürger-3ÔÁÔÕÓ ÄÅÒ +ÉÎÄÅÒ ÂÅÔÏÎÅÎȰ 

(Zinnecker 1999, 70). Es ist davon auszugehen, dass es den Schülerinnen und 

Schülern vertraut ist, dass Personen, die von Anderen etwas erfahren möchten, 

diese danach befragen. Insofern bietet sich die Befragung als Erhebungsmethode 

für die erforderlichen Daten an.  

Welche Grundannahmen liegen also der vorliegenden Arbeit zugrunde? Zunächst 

einmal wird davon ausgegangen, dass Kinder selbst zu ihrem Erleben, zu ihren 

Befindlichkeiten, zu ihren Wahrnehmungen, Auskünfte geben können. In verschie-

denen Texten finden sich Hinweise auf mehr oder weniger enge Grenzen der Ver-

balisierungsfähigkeiten von Kindern (vgl. Zinnecker 1999, 75 oder Heinzel 2000, 

26f.), die hinterfragt werden sollten. Die bisherigen Erfahrungen des Autors, der 

als Grundschullehrer einen großen Teil seines professionellen Lebens in der 

Kommunikation mit Kindern verbracht hat, legen ein Vorgehen bei der Datenerhe-

bung, das Gespräche mit Kindern ins Zentrum stellt, nahe. So können einerseits 

durch die Erfahrung in der Kommunikation mit Kindern vorhandene Ressourcen 

für den Forschungsprozess genutzt werden, andererseits wird hierdurch auch auf 
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die Kommunikation von und mit Kindern fokussiert. Durch eine Befragung von 

Kindern zu ihrem Erleben in der Schuleingangsstufe wird aber das Erleben nicht 

selbst in den Blick genommen, sondern das Erleben im Spiegel der Kommunikation 

über Schule. Erleben selbst bleibt aber durch die Eigenschaft der Unmittelbarkeit 

ohnehin angewiesen auf die Verbalisierung durch die Kinder. 

Nun stellt der Verweis auf den beruflichen Hintergrund als Grundschullehrer nicht 

automatisch eine Expertise für eine notwendig offene Kommunikationsfähigkeit 

des Forschers dar. Immerhin sind Lehrerinnen und Lehrer auch dafür bekannt, 

gemeinhin eben keine offenen Fragen zu stellen. Dazu seien zwei Aspekte ange-

merkt. Zunächst erscheint es kaum möglich, eine normative Vorstellung von einer 

Kommunikation mit Kindern zu explizieren, die über eine Haltung hinausgeht, die 

Kinder als Akteure ihrer Lebenspraxis ernst zu nehmen und sie als kompetente 

Gesprächspartner zu verstehen. Aus der Literatur lassen sich Vorschläge zu einer 

Gestaltung der Kommunikation mit Kindern entnehmen (etwa: Bilder zeichnen, 

Szenen (nach)spielen, Traumreisen, Unterstützung durch Handpuppen, gesprächs-

anregende Bilder und Symbole117; vgl. Fuhs 2000; Hülst 2000; Heinzel 2000; Beu-

tel/Hinz 2008), die häufig genug Kindern präskriptiv eine gering ausgebildete 

Kommunikationsfähigkeit zuschreiben. Es bleibt die sicher als hoch einzuschät-

zende Wahrscheinlichkeit, durch die Person des Forschers schulische Merkmale in 

die Gruppendiskussionen hineinzutragen, was allerdings durch die Örtlichkeit 

(Schule), die Gruppenzusammenstellung (Schulkinder), den Zeitpunkt der Grup-

pendiskussionen (während der Unterrichtszeit) und die Thematik (jahrgangsge-

mischte Schuleingangsstufe) ohnehin kaum zu vermeiden ist. Es erscheint in erster 

Linie bedeutsam, um diese Problematiken zu wissen, mit ihnen transparent umzu-

gehen und sie in der Bearbeitung der Daten zu berücksichtigen (vgl. Flügel 2009, 

210). 

1.2.4 Gruppeninterviews vs. Gruppendiskussionen 

Die Befragung sollte in Gruppen stattfinden. Dies bietet weitere Vorteile: Zum ei-

nen konstituiert sich die jahrgangsgemischte Eingangsstufe selbst durch Gruppen: 

Die Kinder werden als Schulklasse zusammengefasst, es gibt die Gruppen der Jun-

gen und Mädchen, die der jüngeren und der älteren Kinder, Gruppen, die den ver-

                                                        
117

 Siehe dazu auch die Ausführungen von Michalek/Schönknecht zu Bildimpulsen, die von den Kindern 

in der Gruppendiskussion nicht als ĂAnregungen f¿r eigene Geschichten, sondern [als Impulse zu einer; 

MK] Bildbetrachtungñ (2006, 154).  




